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Tausende Ägypter versammeln sich auf dem Tahrir-Platz in Kairo. In Tunesien, Ägypten, Libyen, Syrien und im Jemen entlud sich im 
Frühjahr 2011 die Wut über Regierungsversagen, unangemessene Verteilungsprozesse und mangelnde Demokratie. Mit den Massen-
protesten begann der rasanten Wandel der arabischen Welt. picture-alliance/dpa
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Proteste und Potentanten – Die arabische Welt im WandelProteste und Potentanten – Die arabische Welt im Wandel
Die arabische Welt mit ihren rund 350 
Millionen Einwohnern galt bisher als 
stärkste Bastion autoritärer Regime 
weltweit. Als sich zu Beginn des Jahres 
2011 in Tunesien, Ägypten, Libyen, Syri-
en und im Jemen die angestaute Wut 
über Regierungsversagen, unangemes-
sene ökonomische Teilhabe und man-
gelnde Demokratie in Massenprotesten 
entlud, kündigte sich ein rasanter Wan-
del in der arabischen Welt an. Bei den 
Aufständischen stach die hohe Zahl jun-
ger Menschen ins Auge, die die Korrup-
tion anprangerten, Arbeit und Jobs ver-
langten, nach Würde und nach demo-
kratischen Freiheiten riefen. 

In den ersten Monaten des „Arabischen 
Frühlings“ vermittelten vor allem die 
Medien den Eindruck, die autoritären 
Systeme der Region würden wie Domi-
nosteine nacheinander umfallen. Man 
sprach von „Revolutionen“ und benann-
te vorschnell Demokratisierungsbestre-
bungen als Grund für die Welle von 
Massenprotesten. Jedoch zeigten sich 
alsbald unterschiedliche Entwicklungen 
in den einzelnen Ländern. Peter Pawel-
ka erklärt im einführenden Beitrag, um 
was für eine Art Umbruch oder Wandel 
in der arabischen Welt es sich handelt. 
Er benennt die Ursachen, analysiert die 
Systemkrisen der arabischen Staaten 
sowie die den Wandel beeinflussenden 
Faktoren. Er erläutert schlüssig, warum 
es in einigen Staaten der Region zu Um-
brüchen kam und in anderen nicht. Die 
Proteste richteten sich vor allem gegen 
die Unzulänglichkeiten des staatlichen 
Krisenmanagements, gegen unange-
messene Verteilungsprozesse und ge-
gen die Perspektivlosigkeit der sozio-
ökonomischen Entwicklung. Allerdings 
fällt die Zwischenbilanz recht beschei-
den aus: In fast drei Vierteln der arabi-
schen Staaten fanden Proteste kaum 
statt oder sie wurden von den Regimen 
eingedämmt. Die nüchterne Betrach-
tung zeigt, dass demokratische Prozes-
se zukünftig zwar möglich, aber eher 
selten sein werden. 

Die autoritären Regime der arabischen 
Welt zeichneten sich jahrzehntelang 
durch ein erstaunliches Beharrungsver-
mögen aus. Francesco Cavatorta und 
Rikke Hostrup Haugbølle zeigen am 
Beispiel Tunesiens, wie das Regime von 
Ben Ali eine scheinbar liberale Fassade 
aufbaute, in Wahrheit aber nur die po-
litische Macht der Elite sicherte und so 
jeglichem Wandel widerstand. Drei 
Mythen dienten hierbei als Instrument 
der Herrschaftssicherung. Letztlich ent-
falteten diese Mythen jedoch eine Ei-
gendynamik, die sich mit Vehemenz ge-

gen das Regime kehrte. Makroökono-
misch solide Indikatoren wirkten kräftig 
am Mythos des tunesischen „Wirt-
schaftswunders“ mit. Unterbeschäfti-
gung, Arbeitslosigkeit, regionale Dis-
paritäten, persönliche Bereicherung 
der Eliten des Landes sowie Rechtsbeu-
gung und Ausbeutung bildeten die 
Kehrseite der ökonomischen Prosperi-
tät. Der autoritär verordnete Laizismus 
vermittelte das Bild eines säkularen 
Landes, negierte aber die islamische 
Wertebasis der tunesischen Bevölke-
rung und förderte die Renaissance ei-
ner arabisch-muslimischen Identität. 
Der Islam wurde so zur sozialen Kraft 
und stellte die säkulare Ideologie des 
Regimes in Frage. Ebenso wie der lai-
zistische Mythos kehrte sich der drit te 
Mythos, der eine graduelle Demokrati-
sierung Tunesiens behauptete, ins Ge-
genteil um. Die Mythen legten langfris-
tig den Grundstein für den Untergang 
der alten Machtelite.

Der ägyptische Aufstand Anfang des 
Jahres 2011 dauerte nur 18 Tage und er-
schütterte die gesamte arabische Welt. 
Nach dem Umbruch waren die Erwar-
tungen auf eine zügige Demokratisie-
rung hoch. Ein Jahr danach ist der Blick 
auf das Land am Nil eher ernüchternd. 
Thomas Demmelhuber erörtert die Aus-
gangsbedingungen im Jahr des Um-
bruchs, analysiert die Hypotheken der 
autoritären Herrschaft des Mubarak-
Regimes und skizziert die Perspektiven 
und Akteure der zukünftigen politischen 
Entwicklung Ägyptens. Er geht dabei 
mehreren Fragen nach: Wie hat sich der 
post-revolutionäre Optimismus entwi-
ckelt? Wie ist es um die Chancen eines 
demokratischen Wandels bestellt? Sind 
eine politische Zeitenwende und eine 
grundständige Neuordnung der Struk-
turen im „Monopoly der Macht“ zu er-
warten? Wie entwickelt sich die politi-
sche Landschaft und welche Rolle spielt 
dabei der politische Islam? 

In Libyen war, ausgehend von zwei Re-
solutionen aus der arabischen Welt, die 
internationale Gemeinschaft zur Um-
setzung ihrer Schutzverantwortung 
übergegangen. Die humanitäre Inter-
vention, die Durchsetzung einer Flug-
verbotszone über Libyen und eines 
Waffenembargos gegen das Gaddafi-
Regime durch die NATO haben eine De-
batte um den Nutzen und die Notwen-
digkeit humanitärer Interventionen aus-
gelöst. Der Er folg der Intervention in Li-
byen von März bis Ende Oktober 2011, 
aber auch die nach wie vor herrschen-
de Instabilität in Libyen unterstreichen 
einmal mehr – so Rolf Schwarz – das Di-

lemma von externen Interventionen: gut 
gemeinte und international legitimierte 
Interventionen haben nur begrenzte 
Wirkung. Sie können den Aufbau effizi-
enter staatlicher Strukturen und eine 
langfristige sozio-politische Entwick-
lung nicht ersetzen. Beides kann nur 
über einen längeren Zeitraum aufge-
baut und muss von der einheimischen 
Bevölkerung getragen werden.

Die oppositionellen Aufstände und die 
erfolgreichen Präsidentenstürze in Tu-
nesien und Ägypten waren der ent-
scheidende Impuls für die syrische Re-
volte, die vor einem Jahr begann. Im 
März 2012 besteht in Syrien weiterhin 
eine politische Pattsituation: Trotz an-
haltender Repressionen demonstrieren 
lokale Protestbewegungen weiter. Teile 
der Opposition haben sich bewaffnet, 
können aber das Regime nicht stürzen. 
Der Volksaufstand hat sich partiell zu 
einem bewaffneten Aufstand entwi-
ckelt. Eine Lösung, gar eine militärische 
Intervention erscheint angesichts einer 
befürchteten Eskalation des Konflikts in 
die unmittelbare Region hinein als aus-
geschlossen. André Bank und Erik 
Mohns erörtern die strukturellen Ursa-
chen der syrischen Revolte und zeich-
nen die nunmehr einjährige Konfliktdy-
namik nach. Dabei richtet sich das Au-
genmerk auf die Konfliktakteure, auf 
deren Interessen und Strategien. Am 
Ende des Beitrags werden mögliche po-
litische Entwicklungsszenarien skizziert: 
Ein politischer Wandel liegt in weiter 
Ferne, bürgerkriegsähnliche Zustände 
zeichnen sich ab.

Der Jemen, eines der politisch fragilsten 
Länder der arabischen Welt, war schon 
vor der Revolte 2011 von innerstaatli-
chen Konflikten geprägt. Auf Stammes-
konflikte und Sezessionsbewegungen, 
die das Land nie zur Ruhe kommen lie-
ßen, reagierte Ali Abdullah Salih mit 
dem bekannten Instrumentarium autori-
tärer Herrschaft. Fragmentierte Eliten, 
Machtkämpfe zwischen der Regierung 
und konkurrierenden Stämmen waren 
ursächlich für die Schwäche der jemeni-
tischen Zentralregierung verantwort-
lich. Diese Hypothek prägte die Revolte 
des Jahres 2011. Hatten erneut aufflam-
mende Kämpfe zwischen Rebellen und 
der Armee sowie Anschläge von al-
Qaida die Sicherheitslage bereits ver-
schlechtert, versank der Jemen nach 
dem Ausbruch der Proteste zunehmend 
im Chaos. Auf die Revolte reagierte Ali 
Abdullah Salih mit einer vehementen 
Gegenmobilisierung. Die Sicherheits-
kräfte gingen brutal gegen Demonst-
ranten vor. Innerhalb der Eliten sich ab-
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spielende und von Stammesinteressen 
geprägte Machtkämpfe führten zu ei-
ner Militarisierung und mündeten in ei-
nen bewaffneten Elitenkonflikt. Kevin 
Köhler schildert die Ereignisse seit dem 
Ausbruch der Proteste im Februar 2011, 
erörtert die beteiligten Akteursgruppen 
sowie die Rolle regionaler und internati-
onaler Akteure. 

War der Staat in der arabischen Welt 
in den 1950er und 1960er Jahren noch 
der ökonomische Impulsgeber, vollzog 
sich mit der in den 1970er Jahren be-
ginnenden politischen Öffnung und 
wirtschaftlichen Liberalisierung ein 
grundlegender Wandel. Der Über-
gang zu kapitalistischen Volkswirt-
schaften begünstigte die politischen 
und wirtschaftlichen Eliten. Die breite 
Bevölkerung hingegen war von den 
Auswirkungen der Liberalisierung ne-
gativ betroffen. Im „Arabischen Früh-
ling“ rächte sich diese jahrzehntelange 
Vernachlässigung der Interessen der 
Massen. Insbesondere der hohe Anteil 
der jungen Bevölkerung, die enorme 
Jugendarbeitslosigkeit und eine stei-
gende Inflation bescherten den Poten-
taten eine Legitimitätskrise. Die De-
monstrationen und Revolten waren 
nicht nur ein Protest gegen Unterdrü-
ckung und Unfreiheit, sondern auch ein 
Protest „von unten“ gegen die „von 
oben“ verordnete Wirtschaftspolitik. 
Mit kostspieligen Reformversprechen 
und materiellen Zugeständnissen ver-
suchten die autoritären Regierungen 
gegenzusteuern. Allerdings stellt sich 
die Frage, ob diese kurzfristigen Politi-
ken tragfähig sind. Torsten Matzke 
analysiert die Dynamiken des „Arabi-
schen Frühlings“ und skizziert die Ratlo-
sigkeit im Hinblick auf zukünftige öko-
nomische und soziale Entwicklungsmo-
delle. 

Nach dem „Arabischen Frühling“ stand 
die EU unvermittelt vor dem Scherben-
haufen ihrer verfehlten Mittelmeerpoli-
tik, die letztlich die arabischen Autokra-
ten gestützt hatte und dadurch in Wi-
derspruch zur Förderung von Demokra-
tie und Menschenrechten geraten war. 
Annette Jünemann analysiert die Leit-
motive der EU-Mittelmeerpolitik. Nach 
dem Ende des Ost-West-Konflikts war 
zunächst die Demokratieförderung – 
auf dem Theorem des demokratischen 
Friedens beruhend – prägendes Leitmo-
tiv. Prioritäten wurden auf die Wirt-
schafts- und Finanzkooperation ge-
setzt, die Förderung der Demokratie 
hingegen nur halbherzig betrieben. 
Nach dem 11. September 2001 vollzog 
sich ein Paradigmenwechsel. Nunmehr 

war eine Politik der Versicherheitlichung 
angesagt, die im Kampf gegen den in-
ternationalen Terrorismus Regelbrüche 
und Menschenrechtsverletzungen in 
Kauf nahm. Die als internationaler Ak-
teur ohnehin geschwächte EU sieht sich 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt mit einer 
schwierigen Gemengelage konfron-
tiert. Eine Prognose ist zum jetzigen 
Zeitpunkt verfrüht. Dennoch zeigt sich 
eine vorsichtige Kurskorrektur der Wirt-
schafts- und Finanzkooperation, die 
künftig auch die Zivilgesellschaften in 
den arabischen Ländern einzubeziehen 
gedenkt. Fraglich ist jedoch, inwieweit 
einzelne EU-Mitgliedstaaten die neu 
justierte Mittelmeerpolitik mittragen 
werden. 

Die Umbrüche in der arabischen Welt 
und der „israelische Sommer“ lösten in 
Israel ein Gefühl der Unsicherheit und 
Sorge aus. Verlässliche Konstanten 
scheinen hinfällig geworden zu sein. 
Die nunmehr potentielle Instabilität des 
wichtigen Bündnispartners Ägypten 
stellt für Israel ein Sicherheitsrisiko dar 
und hat Implikationen für die gesamten 
israelisch-arabischen Beziehungen im 
Nahen und Mittleren Osten. Die an-
fängliche Zurückhaltung Israels schlug 
im Sommer 2011 in einen konfrontativen 
Ton um und trug zur weiteren Isolierung 
des Landes bei. Hinzu kommt der israe-
lisch-palästinensische Konflikt. Israel 
könnte weiteren Kredit verspielen, wenn 
die Chance vertan wird, einen israe-
lisch-palästinensischen Frieden auf der 
Grundlage der Zweistaatlichkeit zu 
schließen. Nadine Kreitmeyr erörtert 
die problematische Gemengelage im 
Nahen und Mittleren Osten und skiz-
ziert die Auswirkungen des „Arabischen 
Frühlings“ auf die Beziehungen Israels 
mit den arabischen Staaten. 

Seit den 1990er Jahren zeichnet sich ei-
ne Neujustierung der türkischen Außen-
politik ab. Ankara hat sich im vergange-
nen Jahrzehnt außen- und regionalpoli-
tisch immer mehr mit seinen arabischen 
Nachbarstaaten arrangiert. Hürcan 
Asli Aksoy beschreibt die Annäherung 
Ankaras an die muslimischen Länder 
und die Suche nach neuen Partner-
schaften außerhalb der traditionellen 
westlichen Allianz. Nach den Umbrü-
chen in der arabischen Welt dürfte das 
politische Gewicht der Türkei einen Zu-
wachs erfahren. Für die Reformer und 
neuen politischen Akteure in der arabi-
schen Welt hat die Türkei einen Modell-
charakter. Trotz ungelöster innenpoliti-
scher Probleme zeigt gerade das „türki-
sche Modell“, dass ein Staat sowohl 
muslimisch als auch demokratisch und 

modern sein kann. In den arabischen 
Metropolen macht es Eindruck, dass die 
Türkei als muslimischer Staat ökono-
misch und politisch derart er folgreich 
ist. Zugleich werden Erwartungen laut, 
dass die Türkei im geopolitischen Gefü-
ge der Region zukünftig eine stabilisie-
rende und ausgleichende Rolle einneh-
men wird. 

Deutschland und Europa, die Mitglied-
staaten der Europäischen Union (EU), 
aber auch die USA tun sich seit den Er-
eignissen des so genannten „Arabi-
schen Frühlings“ von 2011 sichtlich 
schwer, eine politisch konsistente und in 
sich widerspruchsfreie Reaktion auf die-
se fundamentalen Veränderungen zu 
finden. Warum? Oliver Schlumberger 
argumentiert, dass dies weniger den Er-
eignissen in der Region selbst geschul-
det ist als vielmehr der Tatsache, dass 
die außenpolitischen Maximen der füh-
renden westlichen Industrienationen in 
einer Logik des Kalten Krieges verharrt 
sind. Dies ist im Wesentlichen einem 
überkommenen Verständnis des Kon-
zeptes von politischer Stabilität ge-
schuldet, welches als außenpolitisches 
Kernkonzept gegenüber der arabi-
schen Welt einer Neudefinition bedarf. 
Die westlichen Politikziele, politische 
Stabilität und Frieden zu fördern, wur-
den mit den bis zum „Arabischen Früh-
ling“ praktizierten Formen der Außen-
politik beileibe nicht erreicht. Die Nah-
ostpolitik wird für den Westen zukünftig 
schwieriger werden. Sie bedarf zu-
nächst einer analytischen Neubegrün-
dung, aus der angemessene politische 
Handlungsstrategien abzuleiten sind. 

Dank gebührt allen Autorinnen und Au-
toren, die in ihren Beiträgen aufschluss-
reiche Informationen und Einsichten 
vermitteln, die für ein besseres Ver-
ständnis der komplexen Thematik wich-
tig sind und so den wissenschaftlichen 
Diskurs intensivieren. (Die Beiträge be-
rücksichtigen die Entwicklungen in den 
jeweiligen Ländern der arabischen Re-
gion bis zum Jahresbeginn bzw. Früh-
jahr 2012.) Ein besonderer Dank ge-
bührt Herrn Prof. Dr. Oliver Schlumber-
ger sowie den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Arbeitsbereichs Vor-
derer Orient und Vergleichende Politik-
wissenschaft am Institut für Politikwis-
senschaft der Eberhard Karls Universi-
tät Tübingen, die mit wichtigen Impul-
sen und fachlichem Rat wesentlich zum 
Entstehen des Heftes beigetragen ha-
ben. Dank gebührt nicht zuletzt dem 
Schwabenverlag für die stets gute und 
effiziente Zusammenarbeit.
 Siegfried Frech
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DER „ARABISCHE FRÜHLING“

Umbruch und Wandel in der arabischen Welt
Peter Pawelka

Einleitung

Im Jahre 2011 ging eine Welle von De-
monstrationen und Massenprotesten 
über die arabische Welt hinweg, die 
sich in einigen Staaten zu bewaffneter 
Rebellion und bürgerkriegsähnlichen 
Konflikten verdichteten, einzelne politi-
sche Führer stürzten und manche Re-
gime destabilisierten. Diese Eskalation 
politischen Widerstands erfolgte un-
vorhergesehen in einer Region, die bis 
dahin eher für eine bleierne Stabilität 
unter dem Joch autoritärer Systeme be-
kannt war. Sie erschütterte aber nicht 
nur die politischen Strukturen ihrer eige-
nen Region, sondern darüber hinaus die 
Wahrnehmungen des Vorderen Orients 
in der westlichen Welt und die bisheri-

In den ersten Monaten des „Arabischen 
Frühlings“ vermittelten die Medien den 
Eindruck, die autoritären Systeme der 
Region würden wie Dominosteine nach-
einander umfallen. Man sprach von „Re-
volutionen“ und benannte vorschnell 
Demokratisierungsbestrebungen in den 
arabischen Gesellschaften als Grund für 
die Welle von Massenprotesten. Jedoch 
zeigten sich bald unterschiedliche Ent-
wicklungen. Das Spektrum reichte von 
Demonstrationen über militärische Aus-
einandersetzungen bis hin zum Regime-
sturz. Peter Pawelka erklärt im einführen-
den Beitrag, um was für eine Art Umbruch 
oder Wandel in der arabischen Welt es 
sich handelt. Er benennt die Ursachen, 
analysiert die Systemkrisen der arabi-
schen Staaten sowie die den Wandel 
beeinflussenden Faktoren. Er erläutert 
schlüssig, warum es in einigen Staaten 
der Region zu Umbrüchen kam und in 
anderen nicht. Die Proteste richteten sich 
vor allem gegen die Unzulänglichkeiten 
des staatlichen Krisenmanagements, ge-
gen unangemessene Verteilungsprozes-
se und gegen die Perspektivlosigkeit der 
sozioökonomischen Entwicklung. Aller-
dings fällt die Zwischenbilanz beschei-
den aus: In fast drei Vierteln der arabi-
schen Staaten fanden Proteste kaum statt 
oder sie wurden von den Regimen einge-
dämmt. Die nüchterne Betrachtung zeigt, 
dass demokratische Prozesse zukünftig 
zwar möglich, aber eher selten sein wer-
den. Eines zeigt die Bilanz aber bereits 
jetzt: Die politischen Strukturen der ara-
bischen Welt werden noch weiter aus-
einanderdriften als dies bisher schon der 
Fall war.  I

gen, relativ pragmatischen Beziehungs-
muster Europas zu dieser Region. So-
wohl die Politik als auch die Medien 
sprachen von einer „Revolution“ im Vor-
deren Orient, die den Autoritarismus (im 
medialen Jargon „Diktaturen“) hinweg-
fegen werde. Die soziale Empörung 
über die „despotischen Diktaturen“ lie-
ße (endlich) die machtpolitischen Däm-
me brechen. Dies sei überwiegend 
 einer westlich orientierten und gebil-
deten Jugend zu verdanken, die mit mo-
dernster Kommunikationstechnik (Inter-
net, Facebook, Twitter) sowohl die auto-
ritären Regime überlistet als auch den 
islamistischen Rebellen das Wasser ab-
gegraben habe.

Es ist überhaupt keine Frage, dass der 
Vordere Orient vor einem grundlegen-
den Umbruch steht und dass sich damit 
auch die internationalen Richtwerte der 
Orientpolitik(en) verändern. Doch soll-
ten wir den Wandel in der arabischen 
Welt realistisch betrachten und eine In-
terpretation der Vorgänge auf bewähr-
ten sozialwissenschaftlichen Grundla-
gen nicht ignorieren. Zunächst sei da-
rauf hingewiesen, dass bis heute nir-
gends in der arabischen Welt aus sich 
heraus eine Revolution stattgefunden 
hat. Einzelne Umbrüche könnten allen-
falls dazu führen, dies aber nur in einem 
längeren Prozess. Die einzige „Revoluti-
on“, die in den letzten Jahren im Vorde-
ren Orient stattgefunden hat, betraf 
den Irak. Aber diese wäre ohne die In-
tervention der USA nicht denkbar ge-
wesen – und sie führte auch zu keiner 
Demokratie. Zum Zweiten hat es im Vor-
deren Orient bisher noch nie eine „Re-
volution von unten“ (soziale Revolution) 
gegeben, nur „Revolutionen von oben“ 
(bürokratische Revolution). Zwar gibt es 
für alles ein erstes Mal, doch lässt die 
aktuelle Stagnation der „revolutionären 
Prozesse“ in Ägypten und nicht minder 
in Tunesien erahnen, dass hier auch be-
reits bürokratische Akteure dabei sind, 
den „Protest von unten“ zu kanalisieren. 
Zum Drit ten hat die Dynamik der Rebel-
lion nicht alle Staaten gleichermaßen 
erfasst, die Massenproteste verliefen 
sehr unterschiedlich und sie sind, abge-
sehen von Syrien, dabei, abzuebben.

Wir gehen davon aus, dass sich (1) die 
autoritären Regime des Vorderen Ori-
ents im Umbruch befinden; (2) dieser 
Wandel unter Beteiligung mehrerer, in 
Konflikt zueinander stehender Macht-

pole erfolgen wird; (3) Revolutionen 
eher die Ausnahme bleiben; (4) demo-
kratische Prozesse möglich, aber über-
wiegend selten sein werden; (5) eine 
breitere „gesellschaftliche Partizipati-
on“ auf nicht-demokratischen Grundla-
gen erfolgen wird und (6) die politi-
schen Strukturen der Region noch wei-
ter auseinanderdriften werden als dies 
bisher schon der Fall war.
Im Folgenden sollen die charakteristi-
schen Merkmale des soziopolitischen 
Umbruchs in der arabischen Welt – des 
„Arabischen Frühlings“ – skizziert wer-
den, um eine analytische Grundlage für 
weiter führende Prognosen zu erhalten. 
Wir wollen in fünf Abschnitten thesen-
artig klären
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l um was für eine Art von Umbruch oder 
Wandel es sich handelt;

l was seine Ursachen sind;
l wieso es in einigen Staaten zu essenti-

ellen Umbrüchen kam und in anderen 
nicht;

l wodurch der Wandel gebremst oder 
beschleunigt wird und

l welche Prozesse man nicht durchein-
anderbringen sollte.

Der Status des Protestes: Revolution 
oder Regimewechsel?

These: Die Wahrscheinlichkeit, 
dass sich die Protestbewegungen 
des „Arabischen Frühlings“ zu Re-
volutionen entwickeln, ist gering. 
Revolutionen scheinen (heute) ex-
terne (westliche) Militärinterventi-
onen vorauszusetzen; aber auch 
dann ist die Entwicklung einer Re-
volution völlig offen.

Unter „Revolution“ versteht man Prozes-
se eines schnellen, grundlegenden und 
gewaltsamen Wandels des politischen 
Systems, der Gesellschaftsstruktur, der 
Werte und der politischen Legitimität, 
die mit nicht-legalen Mitteln durchge-
setzt werden. Revolutionen können 
durch unterdrückte Klassen („Revolution 
von unten“) oder spezielle Segmente 
des Staatsapparates erzwungen wer-
den („Revolution von oben“). Stets muss 
jedoch eine sozioökonomische und po-
litische Transformation gegeben sein, in 
der die herrschende Klasse sowohl poli-
tisch als auch wirtschaftlich (zugunsten 
einer anderen) zerstört wird (auch „so-
ziale Revolution“).1

In den arabischen Revolutionen der 
1950er und 1960er Jahre wurden in 
mehrjährigen Prozessen die bürgerli-
chen Schichten (kapitalistische Privat-
wir tschaft) politisch und zum Teil auch 
physisch liquidiert; die Staatsklassen 
(Top-Bürokraten) traten als herrschen-
de Klasse an ihre Stelle. In der irani-

schen Revolution 1979–1983 „verdräng-
te“ eine islamistische Staatsklasse nicht 
nur die Schah-Dynastie, sondern auch 
das kapitalistische Bürgertum in lang-
wierigen, blutigen Auseinandersetzun-
gen.2
Daraus sollte klar geworden sein, dass 
die Absetzung der autoritären Herr-
scher in Tunesien und Ägypten nicht als 
„Revolution“ bezeichnet werden kann. 
Dies wäre erst dann der Fall, wenn die 
Staatsklasse (Top-Bürokratie, Spitzen-
offiziere, oberste Manager der Staats-
betriebe und die mit ihnen liierten Cro-
ny Capitalists) nicht nur politisch, son-
dern auch ökonomisch beseitigt und 
 eine (neue) privatwirtschaftliche Unter-
nehmerschicht an ihre Stelle treten wür-
de. Auch wenn dies in Ägypten und Tu-
nesien langfristig durchaus möglich er-
scheint, so wäre erst dann von einer Re-
volution zu sprechen. Und es versteht 

Ein bedrucktes 
 T-Shirt, das auf 
dem Tahrir-Platz in 
Kairo zum Kauf 
angeboten wird, 
erinnert an die 
ägyptischen Pro-
teste. Allerdings 
vermittelt die Sym-
bolik – wie auch 
die Medien zu Be-
ginn der arabi-
schen Revolte im 
Jahr 2011 – einen 
unangemessenen 
Eindruck. Die Zwi-
schenbilanz des 
„Ägyptischen Früh-
lings“ ist eher be-
scheiden: In fast 
drei Viertel der 
arabischen Staaten 
fanden Proteste 
kaum statt oder sie 
wurden von den 
Regimen einge-
dämmt.
picture alliance/dpa
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nicht freiwillig abtreten werden. Besten-
falls befinden wir uns also am Beginn 
eines revolutionären Prozesses, der 
durch eine Art politischer „Entriege-
lung“ des autoritären Regimes möglich 
geworden ist. Indessen hat diese Öff-
nung einer Vielzahl unterschiedlichster 
Gruppen ermöglicht, um die politische 
Macht zu kämpfen. Welche Machtpole 
sich hierbei herauskristallisieren wer-
den, welche Mittel sich dabei durchset-
zen werden (Wahlen, Gewalt, Manipu-
lation etc.) und wer zuletzt die Ober-
hand behält, ist heute nicht vorhersag-
bar. Empirische Revolutionsanalysen 
haben gezeigt, dass sich in der Regel 
andere Kräfte durchzusetzen vermoch-
ten als diejenigen, die die Revolution 
ini tiier t haben. 
Selbstverständlich muss es aber nicht zu 
einem revolutionären Prozess kommen, 
wenn es Teilen des gestürzten Regimes 
gelingt, den „Aufbruch“ zu torpedieren 
oder seine Führung zu übernehmen. Ei-
ne solche „Versandung“ des sozioöko-
nomischen Wandels ist in der neueren 
Geschichte des Vorderen Orients häu-
fig vorgekommen.
Zwei Ausnahmen von der Regel seien 
hier aber ausdrücklich erwähnt: Irak 
und Libyen. Zwar ist es nicht richtig, den 
Wandel im politischen System des Irak 
zum „Arabischen Frühling“ zu rechnen. 
Im weiteren Kontext eines regionalen 
Systemwandels, der sich seit den 
1990er Jahren abzuzeichnen begann, 
erhält der Irak jedoch eine Art „Vorhut“-
Charakter. Hier ist nach dem Ende der 
Kolonialära erstmals im Jahre 2003 ei-
nes der (stabilsten) autoritären Regime 
der Region zusammengebrochen, um 
einer sozioökonomischen Neuordnung 
Platz zu machen.
Diese Reorganisation war jedoch nur 
durch die militärische Intervention der 
Hegemonialmacht USA möglich gewor-
den. Der externe Eingrif f zerstörte die 
Herrschaft der irakischen Staatsklasse 
und erzwang einen totalen Neuaufbau 
des politischen Systems. Dadurch kam 
nicht nur ein Regimewandel zustande, 
sondern eine generelle Umverteilung 
gesellschaftlicher Ressourcen zuguns-
ten anderer sozialer Klassen und Grup-
pen, also eine Revolution. Als sich je-
doch nach Jahren von Chaos, Terror 
und Bürgerkrieg 2010 eine neue politi-
sche Ordnung abzuzeichnen begann, 
entsprach diese Ordnung keineswegs 
einem  demokratischen System. Das 
 äußerst labile Zusammenspiel dreier 
ethnisch-konfessioneller Machtblöcke 
(Schiiten, Kurden, Sunniten), die sich in-
tern weitgehend auf vormoderne Orga-
nisationsstrukturen stützen (Stämme, 
Konfessionsgruppen, Ethnien, Milizen, 
religiöse Klientelnetze etc.), beruhte auf 
Prozessen des Aushandelns (bargaining) 

zwischen Elitensegmenten mit klientelis-
tischen und autoritären Machtstruktu-
ren. Weit entfernt von einem demokrati-
schen Vorbild verlassen die USA den 
Irak heute in der Hoffnung, dieses brü-
chige „Konkordanzgebilde“ (konsensu-
ale Herrschaft der Eliten in einer seg-
mentierten Gesellschaft) autoritärer 
Kräfte möge wenigstens ein Minimum 
an Sicherheit garantieren.
Die Massenproteste im Osten Libyens 
(Cyrenaika), ausgelöst durch das Klima 
des „Arabischen Frühlings“, standen an-
fangs gegen das Regime auf verlorenem 
Posten. Doch die militärische Interventi-
on der USA und dann der europäischen 
NATO-Mitglieder führte zur Zerschla-
gung des libyschen Staatsklassen-Regi-
mes. Auch hier zeichnet sich demnach 
eine revolutionäre Wende ab, deren Re-
sultat jedoch angesichts sich neu orga-
nisierender Kräfte kaum zu erkennen ist. 
Allenfalls lässt sich sagen, dass Libyen 
bisher über keine politischen Parteien 
und Interessengruppen verfügte, dafür 
aber über in den letzten Jahren erstark-
te Stammesstrukturen. Darüber hinaus 
besteht es aus mindestens drei Regio-
nen, die künstlich und autoritär verein-
heitlicht worden waren und deren Be-
völkerung keine gemeinsamen Entschei-
dungsstrukturen kennt. Die Rebellion 
der Cyrenaika hat nun die jahrzehnte-
lange Vormachtstellung des Westens 
gebrochen; die Neuverteilung der nati-
onalen Ressourcen und Einkommen 
dürfte das gesellschaftliche Konfliktpo-
tential nicht geringer werden  lassen. 
Und schließlich haben sich im Rahmen 
der Kooperation zwischen Rebellen und 
europäischen Interessen Angehörige 
westlich orientierter Mittelschichten, 
überwiegend aus dem Osten Libyens, 
machtpolitisch etabliert, was die Her-
ausbildung von Klassenkonflikten – 
nicht zuletzt durch säkular-islamistische 
Gegensätze verstärkt – garantiert.
Beide Fälle zeigen, dass Revolutionen 
sich eher dort Bahn brechen, wo exter-
ne Interventionen die Macht des Regi-
mes zerschlagen und den Einfluss des 
bürokratischen Apparates zerstören.
Dies ist bisher nur in zwei „Randstaaten“ 
der Region erfolgt. Ob sich auf diesem 
Wege demokratische Strukturen etab-
lieren lassen, bleibt offen, da sich nach 
der Beseitigung des bürokratischen Re-
gimes das gesellschaftliche Konfliktpo-
tential erhöht hat und, zumindest vor-
läufig, vormoderne Organisationsstruk-
turen die Oberhand gewinnen. In den 
Kernländern der Region dürften externe 
militärische Interventionen unwahr-
scheinlich sein. Dort wird es daher eher 
zu einem evolutionären Prozess kom-
men, in dem sich Teile des Staatsklas-
sen-Regimes mit neuen gesellschaft-
lichen Kräften machtpolitisch verbin-
den.

Die Ursachen des Protestes

These: In den 1990er Jahren ha-
ben der Wandel des Weltener-
giesystems und die Globalisie-
rung die Systeme des Vorderen 
Orients in eine Existenzkrise ge-
trieben. Da die politischen Eliten 
der Region dem Management 
dieser Krise nicht gewachsen wa-
ren, kam es zu einer Akkumulation 
gesellschaftlicher Proteste, die im 
Jahre 2011 erstmals in einem Regi-
mesturz gipfelten.

Blicken wir zwanzig Jahre zurück, so 
konnte man die arabische Welt durch 
zwei markante Merkmale charakterisie-
ren: Neo-Patrimonialismus3 und Petro-
lismus4. Die arabischen Revolutionen 
der 1950er/1960er Jahre hatten einen 
Staatstyp geschaffen, der sich an der 
vormodernen Staatstradition der Regi-
on orientierte: einer paternalistischen 
Herrschaftsform auf der Basis traditio-
naler Loyalitäten und materieller Leis-
tungen durch einen über personale Be-
ziehungen gesteuerten (überdimensio-
nierten) bürokratischen Apparat, in 
dessen Zentrum sich der Präsident oder 
Monarch als Herrscher befand. In den 
1970er Jahren spülte die Preisrevolution 
auf dem Weltenergiemarkt ungeheuere 
Summen in die arabischen Erdölstaa-
ten, die aus politischen Gründen über 
regionale Allokation und Alimentierung 
auch die Länder ohne Erdöl in ein Sys-
tem integrierten, das vom Erdöleinkom-
men lebte (Petrolismus). Diese „Petro-
dollars“ haben die regionale Herr-
schaftsweise stabilisiert. Gleichzeitig 
prägten sie auch die Entwicklungser-
wartungen der arabischen Welt. Doch 
diese finanzielle Privilegierung barg 
dramatische Widersprüche in sich. Zum 
einen hat das von Arbeit und Kapitalin-
vestitionen weitgehend unabhängige 
Erdöleinkommen (Rente5) eine „Rentier-
Mentalität“ erzeugt, die sowohl gesell-
schaftliche als auch politische Entwick-
lungsanstrengungen überflüssig zu ma-
chen schien. Zudem wurden die Wachs-
tumschancen alternativer (produktiver) 
Wirtschaftssektoren wegen des über-
durchschnittlich hohen Lohnniveaus re-
duziert. Zum anderen hat die Omnipo-
tenz politischer Machtkonzentration, 
wie sie im neopatrimonialen System be-
stand, dazu beigetragen, essentielle, 
für die Entwicklung einer Gesellschaft 
lebensnotwendige Funktionen auszu-
schalten. So wurden die Spielräume der 
Kultursphäre (Wissenschaft, Forschung, 
Bildung etc.), der Ökonomie und des 
Rechtssystems ihrer Autonomie beraubt, 
was ihre Anpassungsfähigkeit an die 

BiS_2012_01_Umbr.indd   6BiS_2012_01_Umbr.indd   6 23.04.12   14:3723.04.12   14:37



7

UMBRUCH UND WANDEL IN DER 
ARABISCHEN WELT

Moderne, ihre Kreativität und Innovati-
onskraft reduzierte.6 Unter diesen Be-
dingungen blieben die ungewöhnlich 
hohen Einkommen der Region aus den 
1970er/1980er Jahren entwicklungspo-
litisch weitgehend folgenlos. Die finan-

zielle Privilegierung durch das Erdöl 
wurde zum Fluch, was allerdings verbor-
gen blieb, solange der Zustrom der Erd-
ölerlöse anhielt.
In den 1990er Jahren beendete das 
Aufeinandertreffen zweier weltweiter 
Konjunktur- und Struktur fluktuationen 
den Traum einer arabischen Renais-
sance: der Preissturz auf dem Weltener-
giemarkt und die Globalisierung. Die 
strukturellen Reaktionen auf den hohen 
Erdölpreis (Energieeinsparungen, neue 
Technologien, neue Erdöllager, alterna-
tive Energien und Umstrukturierungen in 
der Erdölindustrie) und die Blockierung 
staatlicher Regelungsmechanismen zu-
gunsten von Marktkräften durch die 
USA ließen den Ölpreis zunächst fallen 
und überließen ihn schließlich trotz Ge-
genwehr der OPEC krassen Fluktuatio-

nen. Die vom Erdöleinkommen abhän-
gigen Staaten gerieten dadurch nicht 
nur in finanzielle Turbulenzen, sondern 
auch in politische Verteilungskonflikte 
und Legitimationskrisen.
In dieser kritischen Situation kamen die 
Auswirkungen der Globalisierung hin-
zu. Die Expansion transnationaler Pro-
duktions-, Finanz- und Handelsstruktu-
ren traf im Vorderen Orient auf exklusiv 
von Staaten gelenkte Ökonomien, de-
ren Anpassungskapazitäten gering wa-
ren. Fehlende Transparenz und Rechts-
staatlichkeit sowie ein extremer Büro-
kra tismus und Klientelismus schreckten 

In den 1970er Jahren spülte die Preis-
revolution auf dem Weltenergiemarkt 
 ungeheuere Summen in die arabischen 
Erdölstaaten. Diese „Petrodollars“ haben 
die regionale Herrschaftsweise stabilisiert. 
Das von Arbeit und Kapitalinvestitionen 
weitgehend unabhängige Erdöleinkom-
men hat jedoch eine „Rentier-Mentalität“ 
geschaffen, die gesellschaftliche und poli-
tische Entwicklungsanstrengungen über-
flüssig zu machen schien.
  picture alliance/dpa
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 Investoren ab. Dennoch kamen die re-
gionalen Regime unter einen massiven 
Anpassungsdruck, dem sie jedoch nur 
unzulänglich entsprachen. Dagegen 
wurden die orientalischen Gesellschaf-
ten von modernsten Kommunikations-
technologien, Konsumgütern und west-
lichen Wertmaßstäben geradezu über-
flutet. Und transnationale Organisatio-
nen versuchten auf den verschiedensten 
Ebenen, soziale und politische Transfor-
mationen zu fördern. Nicht von unge-
fähr wurde die Globalisierung im Vor-
deren Orient als neues imperialistisches 
Zeitalter empfunden. Schon wenige 
Jahre nach einem scheinbaren Aufstieg 

war der arabische Raum also in eine 
Existenzkrise geraten.7

Das Krisenmanagement der beiden 
letzten Jahrzehnte erfolgte in den ver-
schiedenen Staaten der Region zwar 
unterschiedlich, schon weil die finanzi-
ellen Rahmenbedingungen und selbst-
verständlich auch die sozialen und po-
litischen differierten. Dennoch kann 
man einige Generalisierungen formu-
lieren. Die Fluktuationen des Erdölprei-
ses mit extremen Abstürzen und eben-
solchen Phasen der Erholung haben 
eine ernsthafte Suche nach alternati-
ven Wirtschaftsstrategien verhindert. 
Denn kaum hatte man sich in einem ab-

soluten Tief besonnen, z. B. Staatssek-
toren für die Privatwirtschaft zu öffnen, 
stiegen die Staatseinnahmen aus dem 
Erdölgeschäft wieder und die Krise 
schien vergessen. Auf unterschiedli-
chen Niveaus haben alle Staaten ver-
sucht, ihre Krisen über ausdifferenzier-
te Wege der Renteneinwerbung (erd-
ölabhängige Industrien oder politische 
Attraktivität) zu stabilisieren. Dies er-
schien immer noch erfolgversprechen-
der als sich auf kapitalistische Experi-
mente einzulassen. Darüber hinaus 
wurden ausgewählte Teile der Privat-
wir tschaft zum Zwecke der Auslage-
rung staatlicher Aufgaben und als Bin-

„Kopftuch-Streit“ in 
Ägypten: Nachdem 
der ägyptische Kul-
turminister Farouk 
Hosny 2006 öffent-
lich das Tragen des 
Kopftuchs kritisierte, 
provozierte dies um-
gehend Anfeindun-
gen aus islamisti-
schen Kreisen. Isla-
mistische Bewegun-
gen und Parteien be-
saßen beinahe schon 
ein Monopol auf 
 Widerstand, 
 Opposition und 
Massenprotest.

picture alliance/dpa
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deglieder zur Weltwir tschaft privile-
giert, doch sowohl politisch als auch 
ökonomisch und sozial an die Staats-
klassen gebunden. Man kann dies die 
Ausdifferenzierung eines Sektors von 
Crony Capitalists nennen.8 Sie bildeten 
fortan einen pseudo-kapitalistischen 
Wirtschaftssektor, dessen Gedeihen 
zwar auch unternehmerische Fähigkei-
ten voraussetzte, letztlich aber vom 
staatlichen Wohlwollen und staatlicher 
Hilfestellung abhing.
Diesen strukturellen Maßnahmen stan-
den Einsparungen und Konzentrationen 
in der Allokationspolitik (Verteilung der 
Renteneinnahmen) gegenüber. Zum ei-
nen wurden die verschiedensten Arten 
materieller Privilegierung (Subventio-
nen, Wohlfahrtsprogramme etc.) einge-
schränkt, zum anderen ganze soziale 
Gruppen zugunsten politisch relevante-
rer von der Allokation ausgegrenzt. 
Aber der Staat musste auch Entwick-
lungsprogramme zusammenstreichen. 
Und da dies nicht immer ausreichte, 
wuchs auch die staatliche Repression, 
um aufkeimenden Widerstand zu bre-
chen. Insgesamt folgte dieses Krisen-
management der Logik von Systemen, 
die durch „vormoderne“ Kriterien ge-
prägt waren. Sie „lebten“ von Renten-
einkünften, deren Höhe und Verfügbar-
keit einen raschen Aufbau alternativer 
Einkünfte (Steuergelder aus produktiven 
Wirtschaftssektoren) unwahrscheinlich 
und damit irrational machen musste. 
Und ihre Eliten verstanden sich im Kon-
text traditionaler politischer Kulturen 
(ob religiös oder säkular) als Repräsen-
tanten eines Staates, der gleicherma-
ßen Steuermann und Ordnungshüter, 
nicht Diener seiner Gesellschaft war. 
Unter diesen Bedingungen gerann das 
Krisenmanagement zu einer lähmenden 
Strategie des Machterhalts, die nicht 
einmal mehr den Kriterien traditionaler 
Legitimation gehorchte.
Lange Jahre konnten die Staaten des 
Vorderen Orients soziale Proteste mit 
ausgefeilten Manipulationsmechanis-
men in Schach halten. Schon in den 
1990er Jahren ging eine Welle von 
Massenprotesten über die Region hin-
weg, doch wurden diese unterdrückt.9 
Da es den Staaten weitgehend gelang, 
die Herausbildung gesellschaftlicher 
Organisationen im Zaum zu halten oder 
sie wenigstens zu kontrollieren, schien 
sich politischer Widerstand fast aus-
schließlich im Rahmen des schon seit 
Jahrzehnten etablierten Islamismus zu 
manifestieren. Islamistische Bewegun-
gen und Parteien besaßen beinahe 
schon ein Monopol auf Widerstand, 
Opposition und Massenprotest. Und 
nachdem es radikalen Randgruppen 
des Islamismus gelungen war, die Wi-
derstandsaktivitäten in der Region in ei-
nen globalen Krieg (Dschihad) gegen 

den Westen überzuführen (Al-Qaida), 
konnten sich die autoritären Regime der 
Region auf eine fast bedingungslose 
Unterstützung durch den Westen ver-
lassen. Dabei wurde übersehen, dass 
sich große Mehrheiten der Islamisten 
unter dem Einfluss von Petrodollars und 
integrativer Strategien der Regime so 
weit angepasst hatten, dass sie den la-
tenten Protest der Massen nur noch be-
dingt repräsentierten. Als dieser zu Be-
ginn des Jahres 2011 explodierte, ge-
schah dies nicht durch islamistische 
Kräfte, sondern im Rahmen anomischer 
(nicht organisierter) Reaktionen säkula-
rer Mittelschichten, deren jugendliche 
Teile durch elektronisch gestützte Mo-
bilisierung den Staatsapparat unterlie-
fen.

Regimegefährdung durch interne 
Brüche

These: Im Gegensatz zu den Erdöl-
staaten waren Staaten ohne Erdöl 
dem Massenprotest des „Arabi-
schen Frühlings“ stärker ausgesetzt. 
Ihre Stabilität war durch externe In-
terventionen während des Krisen-
managements seit den 1990er Jah-
ren geschwächt worden. Dies hatte 
interne Risse zur Folge.

Aus der Revolutionsforschung wissen 
wir, dass die Gefährdung eines Regi-
mes durch Massenproteste und Rebel-
lion davon abhängt, ob es noch intakt 
oder brüchig ist. Nur bereits destabili-
sierte Regime müssen Aufruhr fürchten. 
Insofern ist es auch falsch, zu sagen, 
das DDR-Regime sei durch die Massen-
demonstrationen gestürzt worden. Oh-
ne den Zusammenbruch der Sowjetuni-
on und die daraus folgende Verunsi-
cherung des ostdeutschen Regimes 
hätte das „Volk“ keine Chance gehabt. 
Dies gilt auch für die arabischen Re-
gime. Die Tatsache, dass in einigen 
Systemen die Herrscher stürzten, in an-
deren dagegen Massenproteste gar 
nicht erst zustande kamen oder vom Re-
gime relativ schnell aufgefangen wur-
den, zeugt davon, dass einige Staaten 
intern zerbrechlich, andere stabil wa-
ren.
Wir möchten zunächst eine zentrale Va-
riable des Unterschieds von Regimege-
fährdung diskutieren und werden an-
schließend auf einige sekundäre zu-
rückkommen. Am wichtigsten erscheint 
uns, ob das Krisenmanagement der 
1990er Jahre in einem Erdölstaat oder 
einem von regionaler Umverteilung, 
bzw. Stützung abhängigen Staat statt-
fand. In der Krise des Petrolismus fielen 
die Nicht-Erdölstaaten viel tiefer als die 

Ölrentiers. Wenn sie sich in dieser 
 Situation an die internationalen Orga-
nisationen (Weltbank, Internationaler 
Währungsfonds) und westlichen Indust-
riestaaten um Hilfe wandten, kamen sie 
unter den Einfluss neoliberaler Prinzipi-
en, westlicher Bürokratien, konditionier-
ter Hilfe und letztlich einer finanziellen 
sowie sozioökonomischen Penetration. 
Sie mussten für lebensnotwendige Kre-
dite ihre Wirtschafts- und Finanzsyste-
me öffnen, liberalisieren, sich externen 
Ratschlägen beugen und ihren Staats-
interventionismus abbauen. Gleichzei-
tig öffneten sich Einflusskanäle, durch 
die externe Mächte in die Bürokratien 
und Sozialsysteme der betroffenen 
Staaten intervenieren konnten. Die Erd-
ölstaaten hingegen wurden zwar auch 
mit ähnlichen Ratschlägen und Forde-
rungen überschüttet, konnten sich je-
doch aufgrund ausreichender eigener 
Renteneinnahmen dem externen Druck 
entziehen.
Staaten wie Ägypten verloren durch 
das extern gesteuerte Krisenmanage-
ment ihre Autonomie über politische 
Entscheidungen in den verschiedensten 
Politikfeldern (Finanz- und Wirtschafts-
politik, Zölle und Steuern, Sozialstruk-
turen, Menschen- und Bürgerrechte, 
Verwaltung etc.). Aber sie mussten sich 
auch aufgrund fehlender Ressourcen 
mit sozialen Gruppen, Bewegungen 
und Organisationen bei der Implemen-
tierung ihrer Politik arrangieren. Dies 
führte zur Auslagerung ganzer Sekto-
ren in der Wohlfahrts-, Gesundheits-, 
Bildungs- und Wirtschaftspolitik. War 
der neopatrimoniale Staat in den 
1960er/1970er Jahren noch völlig sou-
verän gewesen, kämpfte er zu Beginn 
des neuen Jahrhunderts mit ausländi-
schen Staaten und Bürokratien um sei-
ne Spielräume bei politischen Entschei-
dungen und mit gesellschaftlichen 
Kräften beim Vollzug nationaler Politik. 
Autonom war er nur noch bezüglich sei-
ner Herrschaftsordnung und seiner Le-
gitimationspolitik.10 Diese „Entstaatli-
chung“ des neopatrimonialen Systems 
durch externe (und interne) Penetration 
ist sowohl bei Politik und Medien als 
auch in der Wissenschaft unbeachtet 
geblieben. Insofern ist es falsch, zu sa-
gen, dass „der Westen“ die autoritären 
Regime der Region stets nur gestützt 
und stabilisiert hätte. Er hat sie viel-
mehr durch finanzielle, ökonomische 
und sozioökonomische Intervention in-
tern systematisch destabilisiert.
Der neopatrimoniale Staat verlor durch 
die externe Penetration sein Instrumen-
tarium, über Finanzen, wir tschaftliche 
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ka Aktivitäten, soziale Steuerung sowie 
Mobilisierung gesellschaftlichem Pro-
test entgegenzuwirken. Vor Jahren wä-
re es ihm noch ein Leichtes gewesen, 
verschiedene Teile der Unterschichten 
gegen den Mittelschicht-Protest zu mo-
bilisieren. Aber dazu fehlten jetzt nicht 
nur die organisatorischen Instrumente 
und die Mittel. Mit der Erosion seines 
ehemals „sozialistischen“ Profils war 
auch eine generelle Abkehr der Eliten 
vom gesellschaftlichen Interesse einge-
treten; eine Entfremdung, die das Re-
gime in der akuten Konfliktsituation 
handlungsunfähig machte. Hinzu kam 
eine markante Brüchigkeit der patrimo-
nialen Klientelnetze. Aus der Klientelis-
musforschung wissen wir, dass „moder-
ne“ (z. B. bürokratische, nicht-agrari-
sche) Klienten auf Turbulenzen in den 
Klientelstrukturen nicht selten damit re-
agieren, das „sinkende Schiff rechtzei-
tig zu verlassen“. Nun bestehen neopa-
trimoniale Systeme aus gigantischen 
Netzwerken bürokratischer Akteure, 
deren Loyalitätsbande in der Person 
des Herrschers zusammenlaufen.11 Die 
externe Penetration dieser Strukturen 
konnte nicht ohne Folgen für die Stabi-
lität klientelistischer Herrschaft blei-
ben. In der Krise des Aufruhrs brachen 
daher Teile des Loyalitäts- und Befehls-
gefüges weg. Am deutlichten war dies 
bei den Militärs in Tunesien und Ägyp-
ten zu erkennen, die durch Risse in der 
Kommandostruktur handlungsunfähig 
wurden. Inwiefern der Zusammenbruch 
von Klientelnetzen zum „Arabischen 
Frühling“ beigetragen hat, dies zu er-
kunden, ist zukünftiger Forschung vor-
behalten. Vor allem dürfte der Wandel 
der Militärstrukturen von Interesse sein; 
die vormals breite wissenschaftliche Er-
örterung der Offizierskasten im Vorde-
ren Orient ist seit Jahren eingeschla-
fen, sollte aber in Zukunft wieder an 
Bedeutung gewinnen.
Auch die Erdölstaaten waren von ge-
sellschaftlichen Protesten nicht ver-
schont geblieben. Sieht man jedoch 
vom Sonderfall Libyen ab (externe Mi-
litärintervention), hatten die Regime 
wenig Mühe, aufrührerische Aktivitäten 
einzudämmen. Während die Konflikte 
in den Nicht-Erdölstaaten sehr schnell 
bis zum Sturz des Regimes eskalieren 
konnten, er folgten in den Erdölstaaten 
nur einige Demonstrationen. Dies hing 
damit zusammen, dass hier die traditi-
onalen Herrschaftsstrukturen intakt ge-
blieben waren, ausreichend Ressour-
cen existierten, um den sozialen Wi-
derstand „aufzukaufen“ und die Regime 
über Mobilisierungstechniken verfüg-
ten. Mit deren Hilfe haben sie z. B. po-
litisch relevante Gruppen medienwirk-
sam in Konsultationsgremien eingebun-
den und ruhig gestellt.

Unterschiede von Intensität und Form 
des gesellschaftlichen Widerstands

These: Nicht unerheblich für die Dy-
namik des „Arabischen Frühlings“ 
waren die jeweiligen politischen 
Kulturen und die Sozialstrukturen in 
den einzelnen Ländern. Durch frü-
here Revolutionen geprägte politi-
sche Einstellungen sowie homoge-
ne Gesellschaften mit  ihren ausge-
prägten Klassenstrukturen waren 
für die Organisationskraft des Pro-
testes nützlich. Traditionale Gesell-
schaften mit religiöser Legitimation 
und vertikalen sozialen Segmenten 
bremsten ihn dagegen.

Nicht nur viele Medien vermittelten in 
den ersten Monaten des „Arabischen 
Frühlings“ den Eindruck, die autoritären 
Systeme der Region würden wie Domi-
nosteine in einer einzigen rasanten Be-
wegung zusammenbrechen. Auch Wis-
senschaftler sahen eine rasche Ausbrei-
tung gesellschaftlicher Rebellion für 
wahrscheinlich an. Man konnte darauf 
verweisen, dass die politischen Verhält-
nisse und die Krisenbedingungen rela-
tiv ähnlich waren, die neuen Kommuni-
kationsmedien den Austausch zwischen 
den arabischen Gesellschaften noch 
beschleunigen mussten und politische 
Trends im Zentrum der Region, vor allem 
in Ägypten, stets sehr starken Vorbild-
charakter besaßen. Dennoch differen-
zierten sich die Protestbewegungen in 
den einzelnen Ländern strukturell rela-
tiv schnell aus. Das Spektrum reichte 
von vereinzelten Demonstrationen über 
militärische Auseinandersetzungen bis 
hin zum Regimesturz mit eventueller Re-
organisation des politischen Systems. 
Wir haben bereits im letzten Abschnitt 
gezeigt, dass Erdölstaaten weit weni-
ger gefährdet waren als Staaten ohne 
Erdöl. Dabei spielte vor allem die Be-
schaffenheit des Regimes eine zentrale 
Rolle. Darüber hinaus lassen sich aber 
noch weitere Bedingungen für die Sta-
bilität bzw. Labilität der alten Regime 
festhalten, von denen wir hier zwei dis-
kutieren möchten: die politische Kultur 
und die Sozialstrukturen.
Staaten, über die in den 1950er und 
1960er Jahren „sozialistische“ Revoluti-
onen hinweggegangen waren und de-
ren politische Eliten sich später unter 
dem materiellen Einfluss des Petrolis-
mus von ihren Gesellschaften entfrem-
det hatten, sind heute dem gesell-
schaftlichen Widerstand stärker aus-
gesetzt als traditional gebliebene Sys-
teme. Dies hängt nicht nur damit 
zusammen, dass die ehemaligen Revo-

lutionsregime traditionale Bindungen 
zwischen politischen Eliten und Bevöl-
kerung zerstört hatten und auch ihrer-
seits wenig getan hatten, solche wie-
der aufzubauen. In diesen Ländern 
 haben sich trotz des Scheiterns aller 
revolutionären Träume und trotz Ent-
ideologisierung im Petrolismus politi-
sche Kulturen herausgebildet, die ihre 
Eliten an wirtschaftlichen Erfolgen, so-
zialen Interessen und gerechter Vertei-
lung von Sozialleistungen maßen. Letz-
teres zusätzlich noch verstärkt durch 
die Verbreitung islamischer Normen. 
Dementsprechend fand hier nicht nur 
eine Radikalisierung des Protestes ge-
gen ein „Ancien Régime“ statt; er rich-
tete sich auch direkt gegen die Träger 
des Regimes. In den traditionalen Sys-
temen hingegen, deren monarchische 
Regenten ihre Dynastien auf Brauch-
tum und Abstammung zurückführten 
oder gar religiöse Legitimität bean-
spruchten (Marokko, Jordanien, Saudi-
Arabien), blieb die soziale Empörung 
eher dif fus. Auf jeden Fall richtete sie 
sich nicht gegen die Herrscher persön-
lich. Hier gelang es dem Regime, schon 
mit einer kleinen Rotation subalterner 
Politiker, einer Manipulation weniger 
Verfassungsparagraphen oder mit 
Konsulta tionsgesten Proteste einzu-
dämmen. 
Welche Bedeutung der traditionalen 
Herrschaftslegitimation zugeschrieben 
werden kann, zeigt auch das aktuelle 
Bemühen des Golfkooperationsrats, 
zusammen mit den Monarchien Marok-
kos und Jordaniens ein Verteidigungs-
bündnis gegen soziale Rebellion zu 
gründen. So könnten die Golfstaaten 
mit wir tschaftlichen Entwicklungsfonds 
aushelfen, während Jordanien und 
Marokko Truppen zur Unterdrückung 
sozialer Aufstände im Golf zu rekrutie-
ren hätten.
Markante Differenzen zwischen den 
Protesten des „Arabischen Frühlings“ 
lassen sich auch auf den jeweiligen 
Charakter der Sozialstrukturen zurück-
führen. Die arabischen Gesellschaften 
sind nur in wenigen Fällen Klassen-
gesellschaften, in vielen von ihnen 
überwiegen soziale Segmente (Ethni-
en, Konfessionen, Stämme, Verwandt-
schaftsgruppen) als soziale Struk-
turmerkmale oder es überlappen sich 
horizontale (Klassen, Schichten) und 
vertikale Strukturen. Diese vertikalen 
Elemente sind von vielen neopatrimoni-
alen Staaten zur Stabilisierung ihrer 
Macht genutzt und daher gestärkt wor-
den. 
Gerade die Überlappung von Klassen 
und Segmenten erleichterte die politi-
sche Manipulation, da unter diesen Be-
dingungen Klassenbewusstsein, orga-
nisierbare Gegenmacht und sozialer 
Protest entweder kaum entstehen oder 
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leicht neutralisiert werden können. Der 
Staat hat über segmentäre Netzwerke 
Privilegien und materielle Ressourcen 
verteilt sowie Teile der Staatsklasse 
und der Bürokratie rekrutiert. Er konnte 
die verschiedenen sozialen Segmente 
auch gezielt in eine Hierarchie von Pri-
vilegien einordnen und gegeneinander 
ausspielen. Überall dort, wo die Ge-
sellschaft aus stark ausgeprägten sozi-
alen Segmenten bestand (Syrien, Jor-
danien, Marokko, auch Libyen u. a.) 
hatte es der soziale Protest schwer, sich 
zu organisieren. Und da einzelne Seg-
mente stets fürchten mussten, im Fall 
 einer politischen Neuordnung feindli-
chen Mehrheiten gegenüberzustehen, 
blieben große Teile der Gesellschaft 
dem Protest fern. Am ausgeprägtesten 
äußerte sich dieses Phänomen in Syri-
en. Obgleich dieses Land von der Krise 
kaum weniger betroffen war als Ägyp-
ten und Tunesien und der gesellschaft-
liche Widerstand schon lange schwel-
te, explodierten hier die großen Städte 
nur zum Teil (Hama und Homs), bzw. 
relativ spät oder gar nicht. Die konfes-
sionelle Heterogenität der syrischen 
Gesellschaft, vom Regime sorgsam ge-
hütet, bremste die soziale Rebellion 
aus. 
Ähnliches, wenn auch in geringerer 
Ausprägung, gilt für Jordanien und 
Marokko, wo die Herrscher systema-
tisch traditionale Segmente der Gesell-
schaft (Berber in Marokko, Stämme und 
Minoritäten in Jordanien) gegen deren 
Mehrheiten ausbalanciert haben. Auch 
in Libyen (und in Saudi-Arabien) waren 
die Stammesstrukturen zum Zwecke der 
Herrschaftssicherung in den letzten 
Jahrzehnten „erneuert“ worden. Auch 
wenn sie dem Regime nach der exter-
nen Militärintervention nicht mehr nütz-
lich sein konnten, dürften sie im Prozess 
der Neuordnung als relativ sperrige 
Akteure mitwirken.
Ägypten und Tunesien können dage-
gen im Vorderen Orient als relativ ho-
mogene Klassengesellschaften gelten. 
Trotz ihrer konfessionellen (Kopten) und 
ethnischen (Berber) Minderheiten, die 
aber politisch stets marginalisiert wor-
den waren, spielten hier segmentäre 
Strukturen nur eine untergeordnete Rol-
le. 
In diesem Kontext nahm der soziale 
Protest, zumindest in seiner ersten Pha-
se der Entmachtung des alten Regimes, 
sogar klassenübergreifende Züge an. 
Sollten also die Sozialstrukturen für die 
Ausbreitung des „Arabischen Frühlings“ 
relevant sein, wie wir vermuten, so dürf-
ten sie ihn hier eher beschleunigt als 
gebremst haben.

Die hybriden 
Widerstandsbewegungen

These: Zwei der Konflikte und sozi-
alen Proteste, vielfach sogar im 
Zentrum der medialen Bericht-
erstattung, sind durch komplexere 
sozioökonomische und politische 
Strukturen überlagert worden, ha-
ben sich mit diesen vermischt und 
sind daran gescheitert. Dies betrif f t 
den Jemen und Bahrain.

Bisher war von politischen Konflikten 
die Rede, die sich aus sozialen Protesten 
gegen die autoritären Regimes im Vor-
deren Orient ergaben. In unseren Me-
dien und von unseren Politikern werden 
diese Konflikte auf Demokratisierungs-
bestrebungen zurückgeführt. Aus unse-
rem Text sollte klar geworden sein, dass 
wir diese Meinung nicht teilen. Der Pro-
test richtet sich vielmehr in einer System-
krise gegen die Unzulänglichkeit des 
staatlichen Krisenmanagements, gegen 
unangemessene und ungerechte Vertei-
lungsprozesse und gegen eine allge-
meine Perspektivlosigkeit sozioökono-
mischer Entwicklung und sozialer Ver-
sorgung. Dass man dafür demokrati-
sche Strukturen im westlichen Sinne 
benötigt, ist sicher nur die Meinung ei-
ner kleinen (westlich orientierten) Bil-
dungsschicht, wobei gerade auch diese 
im akuten Fall von Beteiligung erschre-
ckend elitär sein kann. Dass der Staat 
reorganisiert, von neuen politischen 
Kräften unter Beteiligung verschiedener 
sozialer Interessen getragen und wohl-
fahrtspolitisch neu justiert werden müs-
se, ist hingegen sicher die Meinung ei-
ner großen Mehrheit der Protestieren-
den. Unter diesem Motto werden heute 
sehr unterschiedliche Konflikte beob-
achtet. Zwei Konflikte, die durch ihre 
Gewaltsamkeit und ihr Ausmaß sehr 
stark beachtet wurden, gehören nur be-
dingt in unseren Zusammenhang: Bah-
rain und der Jemen.
Als die Demonstrationen gegen Präsi-
dent Salih in Sanaa begannen, mussten 
sie aufgrund ihres Ursprungs im univer-
sitären und jugendlichen Milieu der 
Hauptstadt parallel zu den anderen 
Protestbewegungen des „Arabischen 
Frühlings“ gesehen werden. Sie waren 
angesichts sinkender Erdöleinnahmen 
und einer total zerrütteten Wirtschaft, 
die der überwiegend jugendlichen Be-
völkerung keinerlei Arbeitsperspektive 
bot, offenbar gegen ein Regime gerich-
tet, das schon seit Jahren hoffnungslos 
überfordert war, mit den Problemen sei-
nes „arabischen Armenhauses“ fertig zu 
werden. Doch wie sich bald zeigen soll-
te, wurde dieser Konflikt überlagert 
durch die übergeordneten Konstellatio-

nen einer fehlgeschlagenen Staatlich-
keit (failed state). 
Das politische System des Jemen12 ver-
fügte von Anbeginn lediglich über eine 
nur rudimentäre Zentralgewalt, deren 
Macht jenseits der Hauptstadt und ei-
nes kleinen Kernbereichs mit den auto-
nomen Stämmen stets aufs Neue ausge-
handelt werden musste. Die dazu not-
wendigen Ressourcen aus dem (dürfti-
gen) Erdölgeschäft waren schon seit 
Jahren geschrumpft, und daher war die 
machtpolitische Balance brüchig ge-
worden. Unter dem Druck erodierender 
Mittel konzentrierte Salih die staatli-
chen Ausgaben auf die bevölkerungs-
mäßig explodierende Hauptstadt und 
vernachlässigte damit die immer größer 
werdenden „Ränder“ seines Landes. 
Daraus ging im Norden ein Aufstand 
der schiitischen Zaiditen (Huthi) hervor, 
während der Süden (ehemaliger selbst-
ständiger Süd-Jemen) kurz vor einer 
weiteren Sezession stand. Aber selbst in 
den Stammesgebieten, die den Staat 
lange mitgetragen haben, entstanden 
unkontrollierte Räume, in denen sich, 
von einzelnen Stämmen unterstützt, 
saudisch- salafitische Glaubenskrieger 
aus Afghanistan (Umfeld Al-Qaidas) 
etablierten. Sie haben inzwischen gro-
ße Teile der jemenitischen Südprovin-
zen unter Kontrolle gebracht. Als der 
Funke des „Arabischen Frühlings“ nach 
Sanaa übersprang, beteiligten sich die 
meisten dieser Kräfte an der Rebellion. 
Aus einem sozialen Protest gegen das 
Regime wurde ein blutiger Kampf um 
Macht und Handlungsspielräume zwi-
schen ganz unterschiedlichen Kräften. 
Fällt es diesen Kräften heute jedoch 
schon schwer, das mit allen erdenkli-
chen Mitteln um seine Existenz kämp-
fende Regime zu beseitigen, umso un-
wahrscheinlicher dürfte es in absehba-
rer Zeit sein, überhaupt eine souveräne 
Staatsmacht zu errichten, von der Lö-
sung wirtschaftlicher Überlebensfra-
gen ganz zu schweigen. Im Jemen wird 
es primär darum gehen müssen, Macht-
verhältnisse zu festigen, die unkontrol-
lierte Räume ausschließen, ganz gleich-
gültig, ob dies mit westlichen Normen 
vereinbar ist.
Auch in Bahrain13 setzte der soziale Pro-
test mit friedlichen Demonstrationen Ju-
gendlicher gegen Diskriminierung und 
wirtschaftliche Perspektivlosigkeit ein. 
Dann aber eskalierte er im Rahmen in-
terkonfessioneller Auseinandersetzun-
gen zu einem Herrschaftskonflikt zwi-
schen dem sunnitischen Regime und der 
schiitischen Bevölkerungsmehrheit. Da-
rüber hinaus aber wurde der Konflikt in-

BiS_2012_01_Umbr.indd   11BiS_2012_01_Umbr.indd   11 23.04.12   14:3723.04.12   14:37



12

Pe
te

r 
Pa

w
el

ka strumentalisiert im Kontext internatio-
naler Einflusssphären-Politik zwischen 
den arabischen Golfstaaten und dem 
Iran, was ganz wesentlich amerikani-
sche Interessen tangierte. Unter dem 
Ballast dieser übergeordneten Konflikt-
linien ist der soziale Protest in Bahrain 
schließlich begraben worden.
Dass Bahrain unter einem konfessionel-
len Konflikt zwischen der sunnitischen 
Dynastie der al-Khalifa und einer rund 
70-prozentigen schiitischen Bevölke-
rungsmehrheit leidet, ist seit langem be-
kannt. Viele halten ihn für das Relikt ei-
ner Eroberung, die über zwei Jahrhun-
derte zurückliegt. Nur wenige sind mit 
der Komplexität dieses konfessionellen 
Phänomens vertraut, das aus einem 
Klassenkonflikt zwischen Großgrund-
besitzern und Bauern hervorgegangen 
ist und dessen religiöse Komponenten 
noch vor dreißig Jahren diffus und 
zweitrangig gewesen sind. So bestand 
die herrschende Klasse, die aus der 
Landwirtschaft, der Perlenfischerei und 
dem Handel hervorgegangen war und 
sich später im Erdölgeschäft moderni-
sierte, ebenso aus Schiiten und Sunni-
ten wie die Unterschichten der Bauern, 
Perlentaucher und Arbeiter. Dieser Klas-
sengegensatz hat sich erst allmählich 
entlang religiös inspirierter Identifikati-
on und Argumentation organisiert. 
Maßgebend dafür waren zum einen re-
gionale schiitische Minderheiten (vom 
Irak über Saudi-Arabien und die Golf-
staaten bis zum Libanon), die zuneh-
mend mit ideologischen Mitteln gegen 
ihre Diskriminierung anzukämpfen be-

gannen, zum anderen die Ausstrahlung 
der islamischen (schiitischen) Revolution 
in Iran. So konsolidierte sich in Bahrain 
seit den 1990er Jahren eine „schiitische 
Opposition“ mit einer flexiblen und an-
gepassten Mehrheit, die im Parlament 
mitarbeitete (al-Wifak), und mehreren 
radikalen, nicht im Parlament vertrete-
nen Randgruppen.
Als das Regime, aus Furcht vor ägypti-
schen Verhältnissen, den jugendlichen 
Protest gewaltsam zerschlug, radikali-
sierte sich der Konflikt nun im „konfessi-
onellen Klassenkampf“, wobei auch die 
Liquidierung der Herrscherfamilie zum 
Slogan wurde. Diese Eskalation inter-
pretierten die arabischen Herrscher am 
Golf im Kontext eigener Probleme mit 
schiitischen Minderheiten und unter 
dem Vorzeichen iranischer Expansions-
politik und (Nuklear-)Bedrohung. Der 
militärische Eingrif f des Golfkooperati-
onsrats im März 2011 beendete zwar 
den Aufstand der Schiiten in Bahrain, 
zerstörte aber die parlamentarische In-
tegration der Bevölkerungsmehrheit 
und überließ den „konfessionellen Klas-
senkonflikt“ einer unversöhnlichen Radi-
kalisierung, wie immer wieder aufflam-
mende Proteste beweisen.
Besonders interessant ist der Fall Bah-
rain im Vergleich zu Libyen. Während 
sich westliche Medien und Politiker in 
der Sorge um das Wohl der libyschen 
Rebellen zu übertrumpfen trachteten 
und eine militärische Intervention lan-
cierten, ebbte das anfängliche Interes-
se an Bahrain schnell ab. Schon kurz 
nach der Niederschlagung des Auf-

stands waren amerikanische Medien 
und PR-Agenturen sogar dabei, die 
Friedhofsruhe in Bahrain als Er folg ei-
nes „nationalen Dialogs“ des Regimes 
darzustellen, obwohl sich die Schiiten 
daran gar nicht beteiligt hatten. In Bah-
rain ist der soziale Protest einer Bevöl-
kerungsmehrheit von 70 Prozent unter 
die Räder hegemonialer Interessen aus 
Erdöl, Golfstaaten-Stabilität und Iran-
Eindämmung gekommen. Im Gegensatz 
zu Bahrain hatte sich das libysche Re-
gime international isoliert. Dennoch 
wird es in diesem Falle weiteren Unter-
suchungen vorbehalten sein müssen, je-
ne Interessen zu identifizieren, die in 
den USA und Europa dazu geführt ha-
ben, eine Rebellion fast vorbehaltlos zu 
unterstützen, deren soziale und politi-
sche Grundlagen weitgehend unbe-
kannt waren.

Der „Arabische Frühling“ in 
Perspektive

Ein vorläufiger Zwischenbericht über 
den „Arabischen Frühling“ ergibt zu-
nächst rein rechnerisch ein bescheide-
nes Resultat. Zu einem Regimesturz kam 
es, wenn man den Irak hinzuzählt, in ei-
nem Viertel der Fälle (Irak, Tunesien, 
Ägypten, Libyen), wobei die Hälfte da-
von nur externen Militärinterventionen 
zu verdanken war. In fast drei Vierteln 
der arabischen Staaten haben Proteste 
entweder kaum stattgefunden oder sie 
wurden von den Regimen eingedämmt, 
zwei davon allerdings mit enormen 
Kraftanstrengungen (Syrien und Bah-
rain), bzw. ungewisser Prognose (Syri-
en). Nun könnte man aus diesem Resul-
tat je nach Einstellung positive oder ne-
gative Rückschlüsse für den Wandel der 
Region ziehen, wenn nicht Ägypten un-
ter den betroffenen Staaten mit Regime-
sturz wäre. Hier liegt seit der Moderne 
das Zentrum der Region. Ägypten gilt 
als Trendsetter politischer, sozioökono-
mischer und kultureller Entwicklungen in 
der arabischen Welt.
Bevor wir uns jedoch Spekulationen hin-
geben, wollen wir anhand der bisher 
diskutierten Merkmale des „Arabischen 
Frühlings“ versuchen, Tendenzen eines 
wahrscheinlichen Wandels genauer zu 
bestimmen. Anhand des folgenden 
Vier-Felder-Diagramms mit den Variab-
len Erdölstaat/kein Erdölstaat, traditio-
nale/revolutionäre politische Kultur und 
segmentierte bzw. horizontal geschich-
tete Gesellschaft sollen zukünftige 
Trends aufgezeigt werden. (vgl. Schau-
bild).
Unser Schema zeigt zunächst im oberen 
linken (ersten) Quadranten diejenigen 
arabischen Staaten, die sowohl über 
Erdöl als auch über traditionale politi-
sche Kulturen verfügen. Im unteren rech-

Abbildung 1: Perspektiven des politischen Wandels in der arabischen Welt

Erdölstaat
(Ölrentier)

Nicht-Erdölstaat
(Semirentier)

Traditionale
politische
Kultur

Saudi-Arabien S
Kuwait H
Katar H
VAE S

Bahrain H
Oman S

Marokko S
Jordanien S
Libanon S

Revolutionär
gebrochene
politische
Kultur

Irak S
Libyen S

Algerien S

Ägypten H
Syrien S

Tunesien H
Jemen S

 

S = Segmentierte Gesellschaft
H = Horizontal geschichtete Gesellschaft

wandlungs-
resistent

im 
Wandel
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ten (vierten) Quadranten sind die Staa-
ten ohne (wesentliches) Erdöl und mit 
revolutionärer Vergangenheit versam-
melt. In der vorangegangenen Diskussi-
on haben wir gezeigt, dass die erste 
Staatengruppe relativ geringe Proble-
me haben dürfte, mit Massenprotesten 
fertig zu werden, die zweite jedoch ge-
waltige. Wenn wir nun genauer hinse-
hen, hat es in zwei Staaten des ersten 
Quadranten keine sozialen Proteste ge-
geben (Katar und Vereinigte Arabische 
Emirate), während sie in dreien (Saudi-
Arabien, Oman, Kuwait) souverän ein-
gedämmt worden waren. Nur in Bah-
rain war dazu sogar die Hilfe der Nach-
barstaaten nötig. Dem gegenüber sind 
bei den Staaten des vierten Quadran-
ten zwei Regime gestürzt (Tunesien, 
Ägypten) und eines ist möglicherweise 
noch einmal davongekommen (Syrien), 
während der Jemen im Chaos zu versin-
ken droht. Dass das syrische Regime 
(bisher) überlebt hat, könnte an seiner 
segmentierten Gesellschaftsstruktur lie-
gen. Dieses Kriterium stabilisiert auch 
im ersten Quadranten mindestens Sau-
di-Arabien und den Oman zusätzlich.
Oben rechts, im zweiten Quadranten, 
sind die Semi-Rentiers (nur partielle und 
indirekte Einnahmen aus dem Erdölge-
schäft, Rest aus Steuern) mit traditiona-
len politischen Kulturen versammelt. 
Zwei davon (Marokko und Jordanien) 
haben den sozialen Protest relativ 
schnell eingedämmt, im Libanon blieb 
dieser aus. Alle drei Staaten verfügten 
über segmentierte Gesellschaften, was 
ihre finanzielle Schwäche möglicher-
weise ausgleichen konnte. Im unteren 
linken (drit ten) Quadranten haben wir 
es mit drei sehr problematischen Fällen 
zu tun. Über diese Länder sind vor dem 
Erdölzeitalter Revolutionen hinwegge-
gangen, aber kurz danach wurden sie 
Günstlinge des Erdölreichtums. Merk-
würdigerweise sind gerade zwei dieser 
Regime Opfer externer Militärinterven-
tionen (Irak, Libyen) geworden. Ihre 
Staaten sind damit mögliche Vorreiter 
des regionalen Systemwandels gewor-
den. Wir interpretieren das Schicksal 
dieser Regime als Resultat eines „syste-
mischen Autismus“: Revolutionseliten, 
deren Ideologien der Rolle weltwir t-
schaftlich angepasster Erdölrentiers wi-
dersprachen und die daher versuchten, 
revolutionäre Ziele mit Hilfe des Ölein-
kommens zu realisieren, drif teten in die 
internationale Isolation ab. Ihr abwei-
chendes und zum Teil bizarres Verhal-
ten jenseits der regionalen Normen 
(Überfall auf andere Staaten, Terroris-
musförderung u. a.) erleichterte es der 
Hegemonialmacht (und deren Verbün-
deten), diese Regime auszusondern und 
sie zu stürzen. Einer solchen Exekution 
ist Algerien durch Anpassung entgan-
gen.

Es lassen sich nun einige Prognosen für 
die kommenden Jahre formulieren. Der 
Systemwandel in der Region wird sich 
dichotomisch entlang des Gegensatzes 
zwischen dem ersten und dem vierten 
Quadranten herausbilden. Wird der 
Neo-Patrimonialismus in den Staaten 
des ersten Quadranten (vorerst) stabil 
bleiben, so dürfte der systemische 
Wandel im Bereich des vierten Quad-
ranten nicht mehr aufzuhalten sein. We-
niger klar, vielleicht sogar unbestimm-
bar, erscheint uns die Entwicklung in 
den Quadranten 2 und 3. Die beiden 
Monarchien im zweiten Quadranten 
könnten im Verbund mit den Golfstaa-
ten (Sicherheitsgemeinschaft) noch 
über längere Zeit hinweg stabilisierbar 
bleiben. Dagegen sollten der Irak und 
Libyen sichere Anwärter auf einen „de-
mokratischen“ Kurs sein. Zweifellos wer-
den die Entwicklungen in diesen Län-
dern von den USA und ihren Verbünde-
ten, den internationalen Organisatio-
nen und manchen transnationalen 
Akteuren nicht nur kritisch verfolgt, son-
dern auch beeinflusst. Beides sind je-
doch Erdölstaaten mit potentiell hohen 
Einkünften, und das Beispiel des Irak 
weist eher darauf hin, dass unter Füh-
rung neuer Eliten autoritäre Strukturen 
reproduziert werden könnten. Dies ist 
umso wahrscheinlicher, als die Renten-
theorie sehr gut gezeigt hat, dass hohe 
Renteneinkünfte dazu neigen, autoritä-
rer Machtkonzentration zugute zu kom-
men. Dies gilt für Erdölstaaten ganz ge-
nerell. Da ihre politischen Eliten zur Auf-
rechterhaltung zukünftiger Staatsein-
nahmen diese kaum reinvestieren 
müssen, stehen sie ihnen zur Selbstprivi-
legierung und zur politischen Verwen-
dung (Klientelbildung, Stimmenkauf, Le-
gitimierung etc.) frei zur Verfügung.14

Zwischen den besprochenen Staaten-
gruppen liegen nun noch einige Außen-
seiter, die sich dem jeweiligen Trend 
bisher verschlossen haben. Algerien 
könnte sowohl versuchen, sich auf der 
Grundlage erneuerter Allokationsme-
chanismen im Gefolge der Erdölstaaten 
zu stabilisieren als auch dem System-
wandel der ehemaligen „sozialisti-
schen“ Regime zu folgen. Dem regiona-
len Klima des politischen Wandels wird 
es sich jedoch nicht lange verschließen 
können. Dies trif f t für Syrien noch viel 
eindeutiger zu. Hier glauben wir nicht, 
dass sich das Staatsklassen-Regime oh-
ne markante Strukturänderungen lange 
wird behaupten können. Die Massen-
proteste haben sich sowohl regional als 
auch sozial dafür zu stark ausgeweitet, 
und im Militär sind Risse aufgetreten, 
die eine Destabilisierung des Staatsap-
parates erwarten lassen. Doch wenn 
Syrien vom Sog des regionalen Wan-
dels er fasst werden sollte, wird sich hier 
eine ungleich problematischere Erb-

schaft herauskristallisieren als in Ägyp-
ten und Tunesien. Der gegenwärtige 
Aufstand geht fast ausschließlich von 
der sunnitischen Mehrheit der Bevölke-
rung aus und wird von mindestens drei 
untereinander zerstrit tenen islamisti-
schen Strömungen getragen (Muslim-
brüder, Bewegung für Gerechtigkeit 
und Aufbau, Bewegung der Gläubi-
gen). Schon diese Konstellation lässt 
wenig Erfreuliches für die anderen kon-
fessionellen Segmente erwarten. Hinzu 
kommen aber externe Interventionen 
mit antagonistischen Koalitionsbildun-
gen, wobei die Türkei und Saudi-Arabi-
en jeweils verfeindete islamistische 
Gruppen unterstützen, Iran und das 
schiitische Regime im Irak die Kräfte der 
alten Ordnung und Israel und die USA 
bestrebt sein könnten, die bis in den Li-
banon reichende schiitische Achse zu 
brechen. Letzteres scheint auch die Poli-
tik Saudi-Arabiens, der Golfstaaten 
und der Arabischen Liga zu sein. Unter 
diesen Bedingungen dürfte die Beseiti-
gung des Asad-Regimes weniger eine 
Öffnung zugunsten demokratischer Ent-
wicklungsprozesse implizieren als viel-
mehr ein zweites „transnationales 
Schlachtfeld“ neben dem des Irak, auf 
dem regionale und nationale Interes-
sen, kreuz und quer liier t, gewaltsam 
ausgefochten werden.

Realitäten und Utopien

Unseren Beobachtungen zufolge, wer-
den sich Dynamik und Reichweite des 
„Arabischen Frühlings“ in Ägypten of-
fenbaren, auch wenn Tunesien oder Li-
byen weiterhin interessante Fälle blei-
ben sollten. Wie schon so oft in der mo-
dernen Geschichte der arabischen 
Welt dürften hier am Nil Weichen ge-
stellt werden, deren Resultate in die ge-
samte Region ausstrahlen werden. Der 
Sturz des ägyptischen Herrschers hat 
zweifellos eine Reorganisation politi-
scher Macht ermöglicht. Mit dem Fall 
des Präsidenten ist auch das Geflecht 
der politischen und bürokratischen Kli-
entelstrukturen, der Nervenstränge und 
Muskeln des neopatrimonialen Systems 
zerrissen. Aber nach wie vor existieren 
wichtige Teile der Staatsklasse: hohe 
Offiziere, Beamte, Top-Manager der 
Staatsbetriebe und dem Regime ver-
pflichtete Unternehmer. Darüber hinaus 
die Repräsentanten zahlreicher sozialer 
Gruppen und Institutionen, deren Stel-
lung davon abhing, staatliche Ressour-
cen und Privilegien von oben nach un-
ten zu vermitteln (Subeliten). Bisher 
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ka standen diese alten Machteliten in kei-
nem der Länder, in denen der Herrscher 
gestützt worden ist, zur Disposition. 
Wie sie sich alle in den Prozess der 
Neuordnung einbringen, ob sie ihn be-
einflussen, steuern oder gar kontrollie-
ren werden, oder sich den neuen Kräf-
ten werden anpassen müssen, liegt 
(noch) im Dunkeln.
Bei den neuen Akteuren der verschiede-
nen sozialen Bewegungen und politi-
schen Parteien wird es auf die Organi-
sationskapazität und auf die Mobilisie-
rungskraft ankommen, ihre jeweiligen 
materiellen und sozialen Ressourcen 
(Klienten) und ihre Fähigkeit, ideolo-
gisch gestützte Visionen zu vermitteln. 
Auch wenn wir heute keineswegs be-
haupten wollen, das Endresultat der 
Umwälzungen zu kennen, so haben sich 
bereits einige Realitäten herauskristalli-
siert, die in der Euphorie des Aufbruchs 
undenkbar schienen. Wenn die Islamis-
ten vor einem Jahr als ausmanövriert 
gelten konnten, so sind sie heute dank 

ihrer Organisationskraft dabei, in den 
verschiedenen Parlamentswahlen den 
Sieg zu erringen. Dagegen droht den 
säkularen Initiatoren des Umbruchs auf-
grund von Aufsplit terung und politi-
scher Unfähigkeit die Marginalisierung. 
Angesichts ihrer angeblichen Moderni-
tät und Überlegenheit als Nutzer elekt-
ronischer Kommunikationsmedien war 
es verblüffend, zu beobachten, wie sich 
die „liberalen Kräfte“ jenseits ihrer Arti-
kulationskraft gegenüber westlichen 
Medien im politischen Prozess verhiel-
ten. Ganz in der ägyptischen Tradition 
sozialer „Eruption von unten“ (Massen-
aufruhr 1952, Brotunruhen 1977) setz-
ten auch die gebildeten Liberalen und 
die „revolutionären Jugendgruppen“ 
auf anomische Massenproteste gegen 
den für alles Verantwortung tragenden 
Staat, statt diesen durch Eigenorgani-
sation, Koalitionsbildung, institutionelle 
Macht und entwicklungspolitische Dis-
kurse aus den Angeln zu heben. Einmal 
mehr wurde deutlich, wie Ideale, Über-
zeugungen und individuelles Engage-
ment, selbst in der Form von Massenpro-
testen, im revolutionären Prozess unter 
die Räder professioneller Organisato-
ren und Politikspezialisten geraten. 
Schon jetzt lässt sich also vermuten, 
dass die neue Machtverteilung primär 
zwischen den Kräften des alten Regi-
mes und den verschiedenen Strömun-
gen der Islamisten erfolgen dürfte, 
eventuell unter Hinzuziehung einiger li-
beraler Gruppen aus der Wirtschaft, 

und zwar nicht nur in Ägypten, sondern 
auch in Tunesien. Ob die Stärkung der 
Islamisten insgesamt auch darauf zu-
rückzuführen ist, dass Saudi-Arabien ei-
ne Art Strategie des „Aufkaufens“ der 
Revolutionen betreibt, wollen wir vor-
erst dahingestellt sein lassen. Es würde 
aber unserem dichotomischen Konflikt-
schema (vgl. Schaubild) durchaus ent-
sprechen, wenn die Staaten des ersten 
Quadranten versuchen würden, durch 
Finanz- und Ressourcenallokation die 
revolutionären Entwicklungen in der Re-
gion zu bremsen.
Doch jenseits dieser politischen Kriteri-
en wird es vor allem darum gehen, Al-
ternativen zum ökonomischen Krisen-
management bereitzustellen. Und zwar 
umso dringender als die Kaufkraft in 
den Unterschichten seit dem Sturz Mu-
baraks so weit abgenommen hat, dass 
Markteinbrüche bis zu 40 Prozent zu 
verzeichnen sind. Politische Macht und 
Krisenmanagement stehen zueinander 
in einem Rückkoppelungsprozess. Kein 
Regime, und wäre es noch so „demokra-
tisch“ aufgestellt, wird sich lange halten 
können, wenn es bezüglich der ökono-
mischen Erwartungen versagt. Von da-
her liegt das Schicksal des politischen 
Wandels im Aufbrechen der sozioöko-
nomischen Erstarrung des Systems. Da-
mit aber ist ein langer und möglicher-
weise blutiger Prozess vorgezeichnet, 
zumal weder die islamistischen Parteien 
noch die Reste der Staatsklassen über 
Visionen, Programme oder gar Strategi-

In Bahrain wurden die Proteste mit Hilfe 
der Nachbarstaaten gewaltsam unter-
drückt. Nach einem offiziellen Hilfeersu-
chen unterstützte der Golfkooperationsrat 
die Regierung Bahrains: Saudi-Arabien 
entsandte 1000 Soldaten, die Vereinigten 
Arabischen Emirate 500 Polizisten zur Ein-
dämmung der Proteste.
 picture alliance/dpa
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en für einen wirtschaftlichen Entwick-
lungsprozess verfügen. Dies trif f t letzt-
lich auch für die inzwischen etwas diffe-
renzierteren Debatten in Tunesien zu.
Diese Überlegungen stehen in krassem 
Widerspruch zu einem meist vorschnell 
vertretenen Optimismus. Uns erschei-
nen jedoch die konventionellen Rezep-
te, wie sie von Politik, Wirtschaft und 
Medien des Westens vertreten werden, 
wenig erfolgversprechend. Ein unter 
den Bedingungen (extern gestützter) 
formaler Demokratie einfließendes Ka-
pital samt Wirtschaftshilfe würde die 
schon bestehenden Asymmetrien und 
Klientelstrukturen nur zementieren. Oh-
ne ein stringentes Entwicklungsprojekt 
und eine staatliche (bürokratische) Len-
kung sind die zentralen Probleme der 
Jugend- und Massenarbeitslosigkeit, 
der Schattenwirtschaft, der Stagnation 
von Kleinstbetrieben in Handel und Ge-
werbe nicht auflösbar. Ebenso wenig 
würde eine Dynamisierung des riesigen 
Binnenmarktes oder eine Blockierung 
der sich ständig vertiefenden Armuts-
spirale in der Landbevölkerung erfol-
gen. Und vermutlich wäre ein solches 
Regime unter dem Druck erneuter Mas-
senproteste sehr schnell am Ende.
Den Akteuren des „Arabischen Früh-
lings“ ist in den letzten Monaten aber 
auch die Türkei als Vorbild empfohlen 
worden. Ob dieses türkische Erfolgsmo-
dell allerdings richtig verstanden wor-
den ist, erscheint uns sehr zweifelhaft. In 
der Türkei hat es einen jahrzehntelan-
gen, autoritär gelenkten Entwicklungs-
prozess gegeben, der sozioökonomisch 
auf einer Kooperation (einem Kondomi-
nium) von Staatsklassen-Elementen (Bü-
rokratie) mit einer bürgerlichen Privat-
wir tschaft beruhte. Es war vor allem die-
ser heute geschwächten kemalistischen 
Bürokratenklasse zu verdanken, dass 
sich ein eigenständiges Unternehmer-
tum herausbilden, sich entfalten und 
ausdifferenzieren konnte und die sozio-
politischen Rahmenbedingungen dafür, 
oft gewaltsam genug, aufrechterhalten 
wurden.15 Erst auf dieser Basis war es im 
letzten Jahrzehnt möglich, eine breite-
re, aber immer noch nicht volle, gesell-
schaftliche Partizipation zuzulassen. 
Auch das heutige AKP-Regime hält im-
mer noch eine Art „politischen Kapitalis-
mus“ aufrecht, eine gegenseitige Stüt-
zung zwischen Privatkapital und politi-
scher Klasse, jetzt ausgeweitet auf den 
anatolischen Mittelstand. Dieses Vor-
bild hieße für den arabischen Wandel 
nicht Demokratisierung jetzt, sondern 
ein langfristiges ökonomisches Entwick-
lungsprogramm auf der Grundlage pri-
vatwirtschaftlicher Autonomie und Dy-
namik, gefördert und „geschützt“ durch 
eine der nationalen Entwicklung ver-
pflichteten zivilen (und militärischen) 
Bürokratie. Beinahe eine Quadratur des 

Kreises; in der Türkei ist sie allerdings 
gelungen. Wie utopisch ein solches 
Modell für den „Arabischen Frühling“ 
momentan auch erscheinen mag, auch 
hier gilt jene Erkenntnis aus der Revolu-
tionsforschung: Revolutionen werden 
nicht gemacht – sie ereignen sich.
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TUNESIEN – DER BEGINN DES “ARABISCHEN FRÜHLINGS”

„Dégage!“ Das Ende des Autoritarismus 
in Tunesien? 
Francesco Cavatorta/Rikke Hostrup Haugbølle

Ein autoritäres Regime wird gestürzt

Am 14. Januar 2011, nachdem es den Si-
cherheitskräften nicht gelungen war 
und die reguläre Armee sich geweigert 
hatte, die wochenlangen massiven Pro-
teste zu unterdrücken, flohen Präsident 
Ben Ali und seine Familie außer Landes. 
Die konsequente Weigerung des Gene-
ralstabschefs der tunesischen Streit-
kräfte, Rachid Ammar, auf Demonstran-
ten schießen zu lassen, besiegelte Ben 
Alis politisches Schicksal und ebnete 
dem Land den überraschenden Weg 
hin zu einem neuen politischen System 

auf pluralistischer Grundlage. Ein wei-
terer historischer Schrit t in diese Rich-
tung folgte am 23. Oktober 2011, als die 
Tunesier scharenweise in die Wahlloka-
le strömten, um in den ersten freien und 
fairen Wahlen seit dem Ende der fran-
zösischen Kolonialherrschaft 1956 ihre 
Stimme abzugeben. Die Wahlen verlie-
fen ohne Zwischenfälle und „domestic 
and international election observers 
were unanimous in commending the 
transparent, peaceable and generally 
well-organized conduct of the elec-
tion“2 (El-Amrani/Lindsey 2011, S. 2). Der 
klare Wahlsieg der islamistischen En-
nahda-Partei wurde sowohl von den sä-
kularen Kräften im Land als auch von 
der internationalen Gemeinschaft an-
erkannt, obwohl nach wie vor Zweifel 
über die tatsächlichen Absichten der 
Partei bestehen. Die Ausarbeitung einer 
neuen Verfassung und die Arbeit der 
neuen Regierung werden die Stabilität 
und Glaubwürdigkeit der jungen Demo-
kratie auf eine harte Probe stellen.
Während Spekulationen über die Zu-
kunft und das Gelingen des Übergangs 
vom autoritären Regime zum pluralisti-
schen politischen System naturgemäß 
schwierig, wenn nicht gar unmöglich 
sind, lohnt ein Blick auf die Umstände, 
unter denen Tunesien überhaupt so weit 
gekommen ist, und vor allem darauf, 
welche Lehren sich aus der tunesischen 
Erfahrung mit dem autoritären Regime 
einerseits und dem revolutionären Um-
sturz andererseits ziehen lassen. Immer-
hin gilt, wie Peter J. Schraeder und Ha-
madi Redissi (2011, S. 5) kürzlich fest-
stellten: „to say that Ben Ali’s sudden 
fall caught specialists by surprise would 
be an understatement. The mukhabarat 
police-state had turned back an out-
break of popular unrest as recently as 
2008, and, at age 74 he remained, if not 
youthful, at least aware and seemingly 
in charge“.3 Mit dem Vorteil der Retros-
pektive fällt es nicht allzu schwer, die 
Ursachen für den Sturz des Ben Ali-Re-
gimes zu erklären, doch soll mit diesem 
Artikel der Versuch unternommen wer-
den, die Überraschung, die der Regime-
sturz und der Ausbruch des „Arabischen 
Frühlings“ auslösten, kritisch zu be-
leuchten. Wir behaupten, dass die Stra-
tegie des „authoritarian upgrading“ 
(Heydemann 2007) die bestehenden 
Regimes in die Lage versetzt, die von ih-
nen betriebene Politik „mythologisch“ 

zu verklären. Diese Mythologie wird 
dann von den Regimes selbst oder 
durch unzureichende wissenschaftliche 
Analysen auf der Basis theoretischer 
Annahmen, die nicht zwangsläufig im-
mer und überall zutreffen, an die inter-
nationale Gemeinschaft vermittelt.

Die Beharrungskraft des 
Autoritarismus in Tunesien

Seit Beginn des neuen Jahrtausends 
wurde die Politik der arabischen Länder 
nicht mehr unter dem Vorzeichen einer 
Demokratisierung betrachtet, da den 
meisten Wissenschaftlern mehr als klar 
geworden war, dass in der Region trotz 
aller liberalen Rhetorik und Bekenntnis-

Die autoritären Regime der arabischen 
Welt zeichneten sich bis zum Beginn des 
Jahres 2011 durch ein erstaunliches Be-
harrungsvermögen aus. Francesco Ca-
vatorta und Rikke Hostrup Haugbølle 
zeigen am Beispiel Tunesiens, wie das 
Regime von Ben Ali eine scheinbar libe-
rale Fassade aufbaute, in Wahrheit aber 
nur die politische Macht der Elite sicherte 
und so jeglichem Wandel widerstand.1 
Drei Mythen dienten hierbei als Instru-
ment der Herrschaftssicherung. Letztlich 
entfalteten diese Mythen jedoch eine 
Eigendynamik, die sich mit Vehemenz 
gegen das Regime kehrte. Makroökono-
misch solide Indikatoren wirkten kräftig 
am Mythos des tunesischen „Wirtschafts-
wunders“ mit, verdeckten jedoch die 
Schattenseiten des Wachstums. Unterbe-
schäftigung, Arbeitslosigkeit, regionale 
Disparitäten, persönliche Bereicherung 
der Eliten des Landes sowie Rechtsbeu-
gung und Ausbeutung bildeten die Kehr-
seite der ökonomischen Prosperität. Der 
autoritär verordnete Laizismus vermittel-
te das Bild eines säkularen Landes, ne-
gierte aber die islamische Wertebasis 
der tunesischen Bevölkerung und förder-
te die Renaissance einer arabisch-musli-
mischen Identität. Der Islam wurde so zur 
sozialen Kraft und stellte die säkulare 
Ideologie des Regimes in Frage. Ebenso 
wie der laizistische Mythos kehrte sich 
der dritte Mythos, der eine graduelle De-
mokratisierung Tunesiens behauptete, 
ins Gegenteil um. Die Mythen zeitigten 
auf kurze Sicht Erfolge, die es Ben Ali 
ermöglichten, sich mehr als zwei Jahr-
zehnte lang an der Macht zu halten, leg-
ten aber langfristig den Grundstein für 
den Untergang der alten Machtelite. I

Ein Foto, das um 
die Welt ging: Tu-
nesiens Präsident 
Ben Ali besucht 
Mohamed al-Bou-
azizi am 28. De-
zember 2010 am 
Krankenbett. Der 
tunesische Gemü-
sehändler al-Bou-
azizi zündete sich 
am 17. Dezember 
2010 aus Protest 
gegen wiederholte 
Behinderungen 
seines Geschäfts 
durch Verwaltung 
und Polizei an und 
verstarb am 4. Ja-
nuar 2011. Sein 
Tod markiert den 
Beginn des tunesi-
schen Aufstandes.
picture alliance/dpa
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se zum politischen Wandel in einigen 
Ländern der Region, darunter Tunesien, 
keine nennenswerten demokratischen 
Transformationsprozesse statt fanden. 
Stattdessen richtet sich das Augenmerk 
neuerer Untersuchungen zur arabi-
schen Welt berechtigterweise auf das 
offenkundigste regionale Phänomen: 
das Überleben der autoritären Regi-
mes. Seit etwa zehn Jahren liegt der Fo-
kus daher erneut auf der Politik des Au-
toritarismus und hier speziell auf den 
Mitteln, mit denen sich die autoritären 
Eliten im globalen Zeitalter der Demo-
kratie und der Menschenrechte an der 
Macht halten konnten. Verschiedene 
Autoren haben die Ursachen für das 
Fortbestehen autoritärer Regime er-
forscht und wichtige Erkenntnisse darü-
ber geliefert, wie die autoritären Eliten 
ihre Macht sichern konnten. Einige Au-
toren richten ihren Fokus auf die Stärke 
des Zwangsapparats (Bellin 2004), an-
dere auf die Rolle der realpolitisch ge-
rechtfertigten internationalen Unter-
stützung autoritärer Regimes (Ghalioun 
2004), wieder andere auf die Fähigkeit 
der herrschenden Regimes, die Liberali-
sierung der Wirtschaft zu manipulieren 

(Dillmann 2002), und wieder andere auf 
die Unfähigkeit der Oppositionspartei-
en und der Zivilgesellschaft, dem Re-
gime eine glaubwürdige Alternative 
entgegenzusetzen (Pratt 2007; Willis 
2002). Diese Studien haben zwei we-
sentliche Ergebnisse geliefert. Zum ei-
nen merken die meisten Autoren an, 
dass die autoritäre Herrschaft zwar 
weiterhin Bestand hat, dass sich ihr 
Charakter und die sozialen Konstituen-
ten, die zu ihrem Erhalt beitragen, im 
Laufe der Zeit aber erheblich verändert 
haben (Albrecht/Schlumberger 2004). 
Zum anderen ist es den autoritären 
Machthabern der Region paradoxer-
weise gelungen, ihre Macht durch eine 
Reihe liberaler Reformen im wirtschaftli-
chen und politischen Bereich zu sichern, 
zum Beispiel durch die Einführung eines 
Mehrparteiensystems, durch regelmä-
ßige Wahlen, die Schaffung unabhän-
giger politischer Institutionen, das Ende 
der Subventions- und Preiskontrollpoli-
tik, die Senkung der Staatsausgaben, 
die Privatisierung von Staatsunterneh-
men und ein höheres Maß an Pressefrei-
heit. In einem Artikel von 2007 kommt 
Steven Heydemann zu dem Schluss, 

dass die Liberalisierungsprozesse, die 
arabische Staaten seit den späten 
1980er Jahren eingeleitet haben, tat-
sächlich nichts anderes als eine Art 
 „authoritarian upgrading“ darstellen. 
Diese Analyse gab eine überzeugende 
Antwort auf das Paradoxon der eifrig 
um formelle Reformen bemühten arabi-
schen Regimes, die in Wahrheit ihre 
Macht durch informelle Netzwerke und 
Institutionen sicherten.
Derartige Erklärungsansätze, wonach 
liberale Reformen ihrer Substanz be-
raubt und von autoritären Regimes zu 
Zwecken des eigenen Machterhalts 
wieder angeeignet werden, beleuchten 
jedoch nur eine Facette dieser Refor-
men. Die einseitige Konzentration auf 
liberale Reformen unter dem Gesichts-
punkt ihrer Fassadenfunktion verkennt 
den Einfluss, den solche Reformen auf 
die Gesellschaft haben können, und 
damit die möglichen unbeabsichtigten 
Konsequenzen solcher Reformen. Die 
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autoritärer Regimes und des trügeri-
schen Charakters der liberalen Refor-
men, die arabische Machthaber durch-
geführt haben, birgt die Gefahr eines 
analytischen Wechsels von einem Ext-
rem zum anderen. Während der „demo-
crazy years“ (Valbjørn/Bank 2010) wur-
de jede legislative oder institutionelle 
Veränderung in arabischen Staaten als 
Anzeichen einer unmittelbar bevorste-
henden Demokratisierung gedeutet. 
Später wurden solche Veränderungen 
ausschließlich als Neuordnung der 
Grundlagen des autoritären Regimes 
ohne weiterreichende Folgen oder Aus-
wirkungen abgetan. Scheinbar mangelt 
es jedoch an einer Analyse, wie die 
Durchsetzung liberaler Reformen unvor-
hersehbare Konsequenzen zeitigen 
kann, die das Verhalten sozialer Akteu-
re in Reaktion auf solche Reformen be-
einflussen. Kurz, die Einführung libera-
ler ökonomischer und politischer Refor-
men zur Stärkung und zum Machterhalt 
der Eliten kann auch Auswirkungen mit 
sich bringen, welche die politischen und 
sozialen Beziehungen innerhalb der 
Gesellschaft und die Art und Weise, wie 
diese sich entwickeln, beeinflussen.
Die Gesellschaft verharrt nicht zwangs-
läufig nur in Passivität und Trägheit, 
sondern zeigt verschiedene Reaktio-
nen, die das von oben angeordnete 
„Upgrade“ des Autoritarismus abmil-
dern und sozialen und politischen Ak-
teuren neue Instrumente zur Schaffung 
einer unabhängigen und dissensfähi-
gen Öffentlichkeit an die Hand geben. 
Nach Asef Bayat (2007; 2009) gibt es 
unzählige soziale Bewegungen und ge-
wöhnliche Bürgerinnen und Bürger, die 
durch ihr alltägliches Verhalten zum 
Wandel beitragen. Sie benötigen für ihr 
jeweiliges Vorgehen keine Legitimation 
von oben und tragen somit zur extremen 
Komplexität sozialer Prozesse außer-
halb der Kontrolle autoritärer Regimes 
bei.
Im Folgenden konzentrieren wir uns auf 
die tunesischen Mythen, die Ben Ali und 
sein Regime erfolgreich begründet und 
als Wahrheit verkauft haben.

Die drei tunesischen Mythen

Aus heutiger Sicht lässt sich leicht be-
haupten, dass das Regierungsmodell 
der arabischen Staaten nicht überle-
bensfähig gewesen sei. Misswirtschaft, 
ausufernde Korruption, autoritäre Füh-
rungsstile, die misstrauische Überwa-
chung der Bevölkerung durch Sicher-
heitsbehörden, die immer größere Kluft 
zwischen Arm und Reich sowie von der 
Masse der Bevölkerung entfremdete 
Machteliten sind Merkmale, die alle 
arabischen Staaten prägen. Insofern 

wäre Widerstand gegen die arabi-
schen Regimes zu erwarten gewesen, 
aber nur wenige Wissenschaftler ver-
mochten sich das Ausmaß der Umwäl-
zungen, die seit Anfang 2011 stattge-
funden haben, vorzustellen. In Tunesien 
galt ein derart massiver Aufstand als am 
unwahrscheinlichsten, denn Jahrzehnte 
lang hatte es den Anschein, als habe 
gerade Tunesien sein „Upgrade“ be-
sonders sanft vollzogen, und das unter 
dem Beifall der Vereinigten Staaten und 
der Europäischen Union (Powel 2009; 
Durac/Cavatorta 2009), die sich drei 
große tunesische Mythen weismachen 
ließen oder bereitwillig daran glaub-
ten. Auch verschiedene Autoren begin-
gen einen ähnlichen Fehler, indem sie 
sich auf die schönen Fassaden Tunesi-
ens beschränkten, anstatt hinter die Ku-
lissen zu blicken. So verließen sich etwa 
Wissenschaftler wie Antoine Sfeir bei 
der Untersuchung der Wirtschaftspoli-
tik des Regimes ganz überwiegend auf 
makroökonomische Daten, versäumten 
es aber, die enormen sozialen Kosten in 
Betracht zu ziehen (Sfeir 2006). Andere 
konzentrierten sich lieber auf die von 
der Regierung eingeführten demokrati-
schen Praktiken und Institutionen, lie-
ßen aber deren schwerwiegende Unzu-
länglichkeiten außer Acht.

Der Mythos vom tunesischen 
„Wirtschaftswunder“

Der erste Mythos ist der vom tunesi-
schen „Wirtschaftswunder“. Dabei ha-
ben sich Tunesiens makroökonomische 
Indikatoren dank Ben Alis Wirtschafts-
politik zweifelsohne verbessert. Den 
Angaben der Weltbank zufolge betrug 
das jährliche Wirtschaftswachstum im 
Schnitt der Jahre 1996 bis 2000 5,6 Pro-
zent und im Zeitraum 2001 bis 2005 
durchschnittlich fünf Prozent. Lediglich 
2002 wuchs die tunesische Volkswirt-
schaft um nur 1,2 Prozent. Von 2006 bis 
2010 setzte sich das Wachstum fort, 
selbst in den schwierigen Jahren der 
globalen Finanzkrise (2009: 3,1 Pro-
zent; 2010: 3,7 Prozent). Die Daten der 
Weltbank hinterlassen im Detail durch-
aus einen positiven Eindruck, und auch 
im sozialen Bereich wurden unter Ben 
Ali einige bemerkenswerte Fortschrit te 
erzielt. Die Armutsquote sank von 7,7 
Prozent im Jahre 1984 (drei Jahre vor 
Ben Alis Amtsantrit t) auf 3,8 Prozent 
2005. Die Alphabetisierungsrate stieg 
von bescheidenen 48 Prozent im Jahre 
1984 auf 78 Prozent 2008 – ein Fort-
schrit t, bei dem Frauen als Hauptprota-
gonistinnen auftraten. Auch Infrastruk-
turprojekte wie ein verbesserter Zugang 
zu Wasser und Sanitäranlagen kamen 
voran. Nach offizieller Lesart waren 
diese Er folge der neoliberalen Wirt-

schaftspolitik der Regierung und der 
fortschreitenden Integration des Lan-
des in die Weltwir tschaft zuzuschrei-
ben. Die Liberalisierung der Wirtschaft 
führte zum Anstieg ausländischer Direkt-
investitionen, da ausländischen Pro-
duktionsfirmen zu sehr günstigen Steu-
erbedingungen Sonderzonen und be-
stimmte Wirtschaftszweige überlassen 
wurden. Dank der wir tschaftsfreundli-
chen Rahmenbedingungen dauerte die 
Gründung eines Unternehmens 2010 
nur 34 Tage, für nahöstliche Verhältnis-
se ein sehr guter Wert. Zudem unter-
zeichnete Tunesien 1995 als erstes Land 
ein Freihandelsabkommen mit der Euro-
päischen Union (Cassarino 1999) und 
zeigte damit mehr als deutlich seine Be-
reitschaft, sich in einem auf Konkurrenz 
beruhenden wirtschaftlichen Umfeld zu 
behaupten. Dank Verbesserungen der 
Infrastruktur konnte sich Tunesien mit Er-
folg als beliebtes Reiseziel vermarkten 
und zog Millionen Touristen aus Europa 
an, die Devisen ins Land brachten und 
Arbeitsplätze schufen. Auch die relativ 
niedrige Arbeitslosenquote von rund 
sechs Prozent in der Mitte der 2000er 
Jahre galt als Er folgsgeschichte.4 Zu gu-
ter Letzt konnte das tunesische Regime 
seine Bildungs- und Gesundheitsausga-
ben steigern. All dies wurde offensicht-
lich in der Entwicklungs- und Moderni-
sierungsrhetorik angepriesen, die aus-
ländische Partner hören wollten. Der 
erfolgreich aufgebaute Wirtschafts-
wundermythos trug sicher erheblich zu 
Ben Alis Machterhalt bei und wurde im 
Ausland unhinterfragt akzeptiert, ob-
wohl zahlreiche Landeskenner sowie 
verschiedene Journalisten und politi-
sche Aktivisten wiederholt darauf hin-
wiesen, dass das offizielle Bild von wirt-
schaftlichem Fortschrit t und sozialer 
Modernisierung einige wesentliche As-
pekte, die letztlich zum Aufstand gegen 
Ben Ali führten, unerwähnt ließ. Das tu-
nesische Wirtschaftswunder entpuppt 
sich aus drei Gründen als Mythos.

Schattenseiten der wirtschaftlichen 
Prosperität

Erstens nutzte das Regime, wie Beatrice 
Hibou et al. (2006; 2011) hervorragend 
gezeigt haben, eine Vielzahl verschie-
dener statistischer Verfahren und Da-
tenerfassungsmethoden, um seinen My-
thos vom kapitalistischen Musterschüler 
Tunesien aufrechtzuerhalten (Hibou et 
al. 2011, S. 12)5. Es dürfte nicht weiter 
überraschen, dass autoritär regierte 
Staaten stärker als etablierte Demokra-
tien dazu neigen, ihre Zahlen zu schö-
nen und unzuverlässige Statistiken zu 
veröffentlichen, doch hat sich die inter-
nationale Gemeinschaft im Großen und 
Ganzen entschieden, diesen Umstand 
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schlichtweg zu ignorieren. Die ökono-
mischen Eckdaten Tunesiens mögen 
zwar in der Tat gut sein und die globa-
len Märkte ebenso wie ausländische In-
vestoren und Handelspartner überzeu-
gen, aber das tunesische Wirtschafts-
wunder hat auch seine Schattenseiten. 
Hier sind vor allem Unterbeschäftigung, 
Arbeitslosigkeit, erschwerter Zugang 
zum Arbeitsmarkt, Einkommensunter-
schiede und erhebliche regionale Dis-
krepanzen zu nennen. Dies sei an zwei 
konkreten Beispielen verdeutlicht. Wie 
bereits erwähnt, wird der Anteil der Be-
völkerung, der unterhalb der Armuts-
grenze lebt, mit 3,8 Prozent beziffert, 
doch in einer nachrevolutionären Ana-
lyse wurde diese Zahl auf rund zehn 
Prozent neu geschätzt (Hibou et al. 
2011, S. 14). „If the same rate applies 
to the gap between regions, it is likely 
that the Centre-West is experiencing a 
poverty level close to 30 per cent”6 
(ebd.). Für Unterbeschäftigung und Ar-
beitslosigkeit existieren in der Realität 
keine verlässlichen Statistiken. Hibou et 
al. (2011, S. 14) schätzen jedoch, dass, 
falls die von der Übergangsregierung 
nach der Revolution veröffentlichten 
Zahlen zutreffen, „the unemployment 
rate among young people from 18 to 19 
almost rose to 30 per cent in 2009, and 
soared to 45 per cent in the case of hig-
her education graduates.“7 Nicht rein 
zufällig begann der Volksaufstand in ei-
nem dieser vernachlässigten Landestei-
le, wo es keine sozialen Leistungen gibt, 
die Beschäftigung knapp ist und hohe 
Armut herrscht. Ebenso wenig ist es 
dem Zufall zuzuschreiben, dass gerade 
 junge arbeitslose Hochschulabsolven-
ten mit schlechten Zukunftsperspekti-
ven, denen die Migrationswege nach 
Deutschland, Frankreich und Italien ver-
sperrt sind, zu den Hauptprotagonisten 
der Revolution gehörten.

Korrupte Eliten

Der zweite Grund, weshalb das tunesi-
sche Wirtschaftswunder nicht zwangs-
läufig der Wahrheit entspricht, liegt da-

rin, dass die durchaus richtige makro-
ökonomische Politik, die in den frühen 
Jahren der Diktatur zur Ankurbelung der 
Wirtschaft eingeleitet wurde, spätes-
tens in den 2000er Jahren in ein rück-
sichtsloses System der persönlichen Be-
reicherung ausartete, in dem sich Fami-
lienmitglieder und enge Vertraute des 
Präsidenten über entsprechende Patro-
nagenetzwerke immer größeren wirt-
schaftlichen Einfluss sicherten. In vielfa-
cher Hinsicht wandelte sich Tunesien, 
wie Nicolas Beau und Catherine Gra-
ciet (2009) in ihrem investigativen Buch 
über Ben Alis Familie ausführlich darle-
gen, in ein quasi mafiöses System der 
Rechtsbeugung und Ausbeutung durch 
die Mitglieder des Ben Ali-Clans zum 
Nachteil traditioneller Familien- und 
Handelsunternehmen, die zuvor einige 
Erfolge auf dem globalen Markt ver-
zeichnen konnten (Erdle 2004). Dieses 
rücksichtslose Gebaren, das sich auf 
politische Kontakte und die Sicherheits-
kräfte stützen konnte, führte zu einem 
beträchtlichen Anstieg der Korruption, 
die nicht nur die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit unterminierte, sondern 
auch angesichts der immer weiter ausei-
nander klaffenden Einkommensschere 
in weiten Teilen der einfachen Bevölke-
rung Unmut gegenüber den Machteli-
ten hervorrief. Das vorsätzliche Miss-
management von Privatisierungen, die 
Vergabe von Ein- und Ausfuhrgenehmi-
gungen, die Gründung neuer Unterneh-
men und der auf Selbstbereicherung 
abzielende Zugrif f von Mitgliedern des 
Ben Ali-Clans auf Wirtschaftssektoren 
– von denen sie nichts verstanden – aus 
rein spekulativer Gewinnabsicht ent-
fremdete nicht nur gewöhnliche Arbeit-
nehmer, die immer öfter um ihre Jobs 
bangen und Einbußen beim Lebens-
standard hinnehmen mussten, sondern 
gerade auch die Geschäftswelt und die 
Mittelschicht, die Ben Ali in früheren 
Jahren, wenn auch mitunter zögerlich, 
unterstützt hatten. Die räuberischen 
Auswüchse der Machteliten in autoritär 
regierten Staaten sind keineswegs neu. 
Studien von Brad Dillmann (2002) zum 
Nahen Osten und zu Nordafrika zei-

gen, dass dieser Prozess schon in den 
späten 1990er Jahren in vollem Gange 
war. Wieder ist es kein Zufall, dass zu 
den Hauptzielen der Aufständischen 
nicht nur Regierungsgebäude gehör-
ten, sondern auch die privaten Anwe-
sen und Unternehmen der Mitglieder 
des Ben Ali-Clans, insbesondere seiner 
Schwäger und seines Schwiegersoh-
nes. Dieses räuberische Verhalten war 
mithin dafür verantwortlich, dass sich 
Angehörige der Mittel- und Ober-
schicht, die von der Integration Tunesi-
ens in den Weltmarkt profitiert hatten 
und erfolgreiche Unternehmen aufbau-
en konnten, gegen das Regime wand-
ten, da sie gezwungen waren, ihre Ge-
winne mit Mitgliedern des Ben Ali-Clans 
zu teilen. Diesem Umstand verdankt 
sich die Tatsache, dass der tunesische 
Aufstand in gewissem Maße zu einem 
klassenübergreifenden Phänomen wur-
de.

Aushöhlung der Arbeitnehmerrechte

Der drit te Grund, warum im Falle Tunesi-
ens nicht von einem Wirtschaftswunder 
die Rede sein kann, hängt mit den er-
heblichen sozialen Kosten der unter-
nehmens- und investitionsfreundlichen 
Politik des Regimes zusammen, die letzt-
lich zu Lasten der tunesischen Durch-
schnittsbürger gingen. Die Aushöhlung 
der Arbeitnehmerrechte trug hinter den 
Kulissen erheblich zur vermeintlichen 
tunesischen Erfolgsgeschichte bei. Trotz 
der offiziellen Darstellung, die soziale 
Harmonie verhieß, und der Kontrolle 
der Führungsriege der einflussreichen 
Gewerkschaft UGTT (Union Générale 
des Travailleurs Tunisiens) war das Re-
gime zeitweise gezwungen, gewaltsam 
zu intervenieren, um Forderungen nach 
besseren Arbeitsbedingungen, höhe-
ren Löhnen und transparenteren Einstel-
lungsverfahren in Staatsunternehmen 
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le im Keim zu ersticken. Zu den bekannte-

ren Episoden der regimekritischen sozi-
alen Mobilisierung in Tunesien wäh-
rend der Ära Ben Ali dürften die Ereig-
nisse des Jahres 2008 im Bergbaurevier 
Gafsa (Allal 2010) gehören, als fast die 
ganze Region auf die Straßen ging und 
sich den Sicherheitskräften entgegen-
stellte, um gegen die Einstellungspolitik 
und die Arbeitsbedingungen in den ört-
lichen Bergwerken zu protestieren. Das 
Bemerkenswerte an den brutal nieder-
geschlagenen Protesten war, dass sie 
nicht nur die Arbeiterschaft auf die Stra-
ßen zogen, sondern die gesamte Bevöl-
kerung der Region. Daneben gab es 
noch weitere, kleinere Vorfälle im gan-
zen Land (Chomiak/Entelis 2011), die 
darauf hindeuten, dass der soziale Frie-
den eine Erfindung der Machthaber 
war. Auch Journalisten und Angestellte 
des staatlichen Radios und Fernsehens 
gingen auf die Straße, um für den Erhalt 
ihrer Sozialleistungen, den Schutz ihrer 
Arbeitsbedingungen und, nachdem sie 
jahrelang nur kurzfristige Stellen gebo-
ten bekamen, für unbefristete Arbeits-
verträge zu demonstrieren. Erst nach 
der direkten Intervention Ben Alis, der 
versprach, den Forderungen nachzu-
kommen, kamen die Proteste zum Erlie-
gen. Auch in diesem Kontext ist es kei-
neswegs ein Zufall, dass die ersten Pro-
teste zu Beginn des Aufstandes von lo-
kalen Gewerkschaftsaktivisten in den 
besonders benachteiligten Regionen 
des Landes organisiert wurden.
Der Prozess der Integration Tunesiens in 
das globale neoliberale Wirtschafts-
system brachte somit kein demokratisch 
gesinntes Bürgertum hervor, das dem 
autoritären Regime früher oder später 
Reformen abverlangen würde, sondern 
sorgte vielmehr in breiten Bevölkerungs-
kreisen für Unmut. Folglich sind es nun 
die Massen, die nach Demokratie als 
Mittel zur Korrektur früherer wir tschafts-
politischer Entscheidungen, zur Rück-
kehr zu einer gerechteren Wohlstands-
verteilung und zur Beseitigung mono-
polistischer korrupter Praktiken der Ka-
pitalakkumulation verlangen.

Der laizistische Mythos

Seit der Unabhängigkeit von Frankreich 
1956 galt das erzwungene Bekenntnis 
zum Lai zismus als Kernprinzip des tune-
sischen Staates unter dem ersten Präsi-
denten Habib Bourguiba und dessen 
Nachfolger Ben Ali. Die tunesische Un-
abhängigkeitsbewegung Neo-Destour 
war gespalten zwischen den Anhän-
gern Bourguibas, die eine Übertragung 
des französischen Staatsmodells auf Tu-
nesien anstrebten, und der Fraktion um 
Salah Ben Youssef, die arabisch-musli-
mischen Werten beim Aufbau des neu-

en Staates deutlich höhere Priorität ein-
räumen wollte. Nachdem Bourguiba 
diesen internen Richtungsstreit für sich 
entschieden hatte, gestaltete er den 
jungen Staat und die Rolle, die der Islam 
darin spielen – oder besser: nicht spie-
len – sollte nach seinen Vorstellungen. 
Bourguiba war der Ansicht, dass der Is-
lam ein Hauptgrund für die Rückstän-
digkeit des Landes sei und dass nur ein 
säkulares System den Weg Tunesiens 
zum modernen, entwickelten Staat nach 
französischem Vorbild ebnen könne. 
Um seine laizistischen Vorstellungen in 
die Realität umzu setzen, trieb Bourgui-
ba eine Reihe entscheidender Reformen 
voran, die darauf abzielten, die Rolle 
und den Status des Islam und seiner of-
fiziellen Repräsentanten zu schwächen. 
So wurde mit der Reform des Bildungs-
systems die Hochschule der Zitouna-
Moschee in Tunis, eine der traditions-
reichsten und renommiertesten islami-
schen Lehrstätten der arabischen Welt, 
geschlossen und die islamische Religi-
onslehre an der theologischen Fakultät 
einer neu gegründeten säkularen Uni-
versität angesiedelt. Scharia-Gerichte 
wurden abgeschafft, und die Recht-
sprechung basierte fortan in erster Linie 
auf einer säkularen Gesetzgebung, wo-
durch die Ulama einen Großteil ihres 
Einflusses und Prestiges einbüßte. So-
gar der Fastenmonat Ramadan geriet in 
Bourguibas Visier, da er nach Ansicht 
des Präsidenten die Produktivität min-
dere, weshalb die Arbeitszeiten in der 
öffentlichen Verwaltung auch während 
des Ramadan unverändert blieben (Sa-
lem 1984). Von noch größerer Bedeu-
tung war aber schließlich Bourguibas 
Instrumentalisierung der „tunesischen 
Frau“ mit dem Ziel der Transformation 
Tunesiens in einen säkularen Staat. Be-
sonders die Kleidung der Frau war für 
Bourguiba ein Sinnbild der Moderne 
und ein Symbol für den Kampf gegen 
die islamische Rückständigkeit. In sei-
nen Reden bezeichnete Bourguiba den 
Schleier als „abscheulichen Fetzen“ 
(Moore 1965, S. 55), der mit der Kultur, 
Tradition und Geschichte Tunesiens 
nichts gemein habe. Die moderne Frau 
solle weder den islamischen Schleier 

Tradition und Moderne: tunesische Frauen 
vor einem Werbeplakat. Der laizistische 
Mythos instrumentalisierte die „tunesische 
Frau“, die mit ihrer Bekleidung ein Be-
kenntnis zur Moderne ablegen sollte. 
Stattdessen trug die „von oben“ forcierte 
Frauenpolitik im Laufe der Jahre zur Re-
naissance der arabisch-muslimischen Iden-
tität bei. Das Tragen des Schleiers in der 
Öffentlichkeit wurde zum offensichtlichs-
ten Ventil der wiederentdeckten Frömmig-
keit. picture alliance/dpa
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noch den traditionellen Beduinenschlei-
er tragen. Die tunesische Frau sei viel-
mehr ein wichtiger Teil der erwerbstäti-
gen Bevölkerung und solle sich auf Au-
genhöhe mit dem tunesischen Mann am 
Dschihad zur Landesentwicklung betei-
ligen. Dementsprechend erfuhr das tu-
nesische Personenstandsgesetz (Code 
du statut personnel, CSP) in den ersten 
Jahren nach der Unabhängigkeit meh-
rere Änderungen, die den Status der 
Frauen in der tunesischen Gesellschaft 
betrafen. 1981 untersagte Bourguiba 
per Dekret das Tragen des Schleiers in 
öffentlichen Gebäuden. Somit durften 
sich moderne, gebildete Frauen, die in 
der Verwaltung oder als Lehrerinnen an 
öffentlichen Schulen tätig waren, am 
Arbeitsplatz nicht mehr verschleiern, 
und auch Schülerinnen und Studentin-
nen waren angehalten, vor dem Unter-
richt den Schleier abzunehmen. In der 
Folge verschwanden der Schleier und 
andere islamische Symbole ab 1956 all-
mählich aus dem Bild der Öffentlichkeit 
(Charrad 2001). Als Ben Ali 1987 die 
Macht übernahm, bekräftigte er das 
Bekenntnis des Staates zur Gleichheit 
von Mann und Frau, und 1993 „the CPS 
was amended, for example, by the abo-
lition of the wife’s duty to obedience. Al-
so, a fund was introduced to secure ali-
mony for divorced women and their 
children“8 (Voorhoeve 2008). Dieses Be-
kenntnis zur säkularen Moderne wurde 
im Westen in einer Zeit, in der im be-
nachbarten Algerien der militante, dem 
französisch geprägten Laizismus feind-
lich gesonnene Islamismus auf dem Vor-
marsch war, besonders begrüßt. Regel-
mäßig erntete Tunesien Lob für seine 
vorbildliche Frauenpolitik und seine 
konsequenten Bestrebungen, den Ein-
fluss des Islam aus der öffentlichen 
Sphäre zurückzudrängen, selbst wenn 
dies schärfste Unterdrückungsmaßnah-
men gegen islamistische Aktivisten ein-
schloss. 

Renaissance der arabisch-
muslimischen Identität

Tunesien als modernes und säkulares 
Land zu verkaufen, war zweifellos Teil 
der Strategie des Regimes im Ringen um 
internationale Anerkennung, und ob-
wohl unbestreitbar ist, dass Tune sien in 
der arabischen Welt hinsichtlich der 
rechtlichen Geschlechtergleichstellung 
führend ist, ist das unnachgiebige 
Durchpeitschen einer Gesetzgebung 
nach französischem Vorbild in allen so-
zialen Bereichen auf Abneigung inner-
halb der Gesellschaft gestoßen. Amel 
Grami (2008) führt hierzu aus: „the 
Code of Personal Status (CPS) was not a 
response from the state to women’s 
claims and pressures, but a political de-

cision taken by political leaders and ur-
ban reformists“9. Dies bedeutet, dass 
die Werte und Verhaltensnormen der 
herrschenden Elite und kleiner Teile der 
städtischen Bevölkerung längerfristig 
nicht im Einklang mit denen der Bevölke-
rungsmehrheit standen. Anstatt einfach 
zu verschwinden, durchliefen der Isla-
mismus und dessen Bekundungen, dar-
unter das Tragen des Schleiers, einen 
tief greifenden Wandel. Der zunehmen-
de Einfluss kultureller und sozialer Mo-
delle, die im Zuge der Globalisierung 
von außen importiert wurden, führte 
zum Wiederaufleben gesellschaftlicher 
Forderungen nach Anerkennung des 
pluralistischen Charakters der tunesi-
schen Gesellschaft. Zu den Identitäten, 
die in Teilen der Gesellschaft eine Re-
naissance erlebten, gehörte die ara-
bisch-muslimische. Dies ist keineswegs 
mit konkreten politischen Absichten 
gleichzusetzen, da sich diese Entwick-
lung vor allem im Wunsch nach einer 
arabisch-muslimischen Identität und 
muslimischen Verhaltensweisen äußer-
te, um mit den praktischen Herausforde-
rungen durch den sozioökonomischen 
Wandel Tunesiens fertig zu werden. 
Das Tragen des Schleiers wurde zum of-
fensichtlichsten Ventil dieser wiederent-
deckten Frömmigkeit. Allerdings reicht 
die Re-Islamisierung Tunesiens weit tie-
fer und umfasst andere wichtige Aspek-
te, darunter das karitative Engagement 
und insbesondere das islamkonforme 
Verhalten im Alltag. In vielen Fällen war 
dieses Verhalten auch eine persönliche 
Trotzreaktion gegen ein autoritäres Re-
gime, das seinen Pflichten nicht nach-
kam.

Der Islam als soziale Kraft

In diesem Zusammenhang sind Koran-
vereine, die deutlich vor den Ereignis-
sen der Jahre 2010 und 2011 gegründet 
wurden, ein eindrucksvolles Beispiel 
dafür, wie sich Wahrnehmung und Pra-
xis des Islamismus bei den beteiligten 
Akteuren selbst durch persönliche Fröm-
migkeit und soziales Engagement ge-
wandelt haben. Dieser soziale Islamis-
mus hat sich von der etatistischen Ideo-
logie, die früher für islamistische Partei-
en charakteristisch war, gelöst. Eines 
der interessantesten Beispiele dafür, 
wie der Islam während der Präsident-
schaft Ben Alis im öffentlichen Raum ex-
pandierte und politische Untertöne an-
nahm, ist die Gründung mehrerer kari-
tativer und kultureller Vereine durch 
fromme Muslime. In den letzten Jahren 
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le sind überall in Tunesien solche Vereine 

entstanden, und obwohl sie von Ben Alis 
Repressionsapparat scharf überwacht 
wurden, konnten sie sich dank ihrer un-
politischen Aktivitäten relativ frei entfal-
ten. Ein ganz spezieller Fall lohnt eine 
nähere Betrachtung. In Cité An-Nasr, 
einem neuen, wohlhabenden Vorort 
nördlich von Tunis, existiert seit 2007 
der Koranverein Riadh Ennasr. Gegrün-
det wurde er ursprünglich von einer 
Gruppe von sechs frommen Männern 
unter 40 Jahren, die der Mittelschicht 
angehörten und in dem Vorort lebten, 
aber von der banalen, konsumorientier-
ten Atmosphäre ihres Wohnortes und 
der tunesischen Gesellschaft im Allge-
meinen entfremdet waren. Einer der 
sechs Gründer erklärte, dass der An-
sporn zur Vereinsgründung aus der Er-
kenntnis erwuchs, dass es den Bewoh-
nern „in der neuen Gegend an Werten 
und Wärme fehlte“ (Interview mit den 
Autoren, 2010). Die frommen Männer 
waren zudem der Meinung, dass es den 
Tunesiern generell an einer eigenen 
Identität mangele, die die Vorzüge des 
Westens, den sie als wichtigen Teil ihrer 
Identität betrachteten, mit den Vorzü-
gen des Islam kombiniere. Das Beispiel 
veranschaulicht, dass die vom Regime 
erzwungene Säkularisierung und Un-
terdrückung des Islamismus zwar bei 
den westlichen Verbündeten und in ein-
zelnen Teilen der Bevölkerung gut an-
kam, aber die dominante Wertebasis 
der meisten Tunesier, nämlich den Islam, 
vernachlässigte. Daraus folgt, dass der 
Islam letztendlich zu einer sozialen 
„Kraft“ und die tägliche Glaubenspra-
xis zu einer wichtigen Alternative zur sä-
kularen Ideologie des Regimes wurden.

Der tunesische Laizismus war ein autori-
tärer Laizismus, der den gesellschaftli-
chen Pluralismus und die Rolle, die der 
Islam als Richtschnur im Leben vieler Tu-
nesier spielte, zudeckte, um demokrati-
sche Forderungen abzuwehren. In die-
sem Kontext ist erwähnenswert, dass 
die tunesischen Islamisten als angebli-
che Bedrohung für die Rechte der Frau 
herhalten mussten, obwohl das Thema 
CSP (Code du staut personnel/tunesi-
sches Personenstandsgesetz) für die Is-
lamisten kaum eine Rolle spielte (Allani 
2009). Im Erstarken des Islamismus in 
der Gesellschaft ist einer der Gründe 
für den Sieg der islamistischen Partei En-
nahda in den Wahlen vom Oktober 
2011 zu suchen. Hervorzuheben ist, 
dass das politische Programm von En-
nahda kaum extreme islamische Züge 
trägt. Es enthält keine Forderungen 
nach einem islamischen Staat in irgend-
einer Form. Ennahdas Standpunkt in die-
ser Frage geht vielmehr davon aus, dass 
Artikel 1 der tunesischen Verfassung, in 
dem Tunesien schlicht als muslimisches 

Land bezeichnet wird, unverändert 
bleibt. „Muslimisch“ ist in diesem Zu-
sammenhang nicht zwangsläufig mit 
strenger Glaubenspraxis gleichzuset-
zen und bedeutet auch nicht, dass die 
Institutionen des Staates islamisch sein 
sollten. Riadh Chaibi (Interview mit dem 
Autor, 2011), Abgeordneter für Ennahda 
in der Nationalversammlung, äußerte 
dazu: „Wir sind keine dogmatische Par-
tei, sondern eine pragmatische Partei. 
Wir sind uns bewusst, dass Tunesien ein 
pluralistisches Land ist und dass uns Eu-
ropa nicht nur geographisch sehr nahe 
ist. Die tunesische Gesellschaft ähnelt 
in vielerlei Hinsicht europäischen Ge-
sellschaften, und das ist eine Gegeben-
heit, die wir nicht ändern wollen.“ Auch 
werden keine Rufe nach Einführung der 
Scharia laut, zumindest nicht, soweit 
sich dieser Terminus auf besonders kon-
krete und strenge Rechtsvorschriften 
bezieht. Abdelhamid Jelassi (Interview 
mit dem Autor, 2011) äußerte dazu: 
„Was das Thema Scharia-Recht anbe-
langt, so kann man darunter alles ver-
stehen, was man will, ich glaube aber, 
dass wir auf eine Wort- und Begrif fs-
wahl mit spaltender Wirkung verzichten 
sollten.“ Damit deutet er an, dass über 
die künftige Gesetzgebung in bestimm-
ten Politikbereichen eher in Verhandlun-
gen mit anderen politischen und gesell-
schaftlichen Akteuren entschieden wer-
den wird, als durch rigoroses Beharren 
auf kontroversen religiösen Vorschrif-
ten. So herrscht etwa in Bezug auf Frau-
enrechte die Einsicht, dass „es nicht der 
Islam war, der Frauen zu einem be-
stimmten Zeitpunkt einen Platz im Haus 
zuwies, sondern historische Umstände“ 
und dass die bestehende Gesetzge-
bung daher nicht geändert wird. Es 
existieren keine Forderungen nach 
Rücknahme oder Einführung von Vor-
schriften oder Gesetzen, die das indivi-
duelle Verhalten und die freie Entschei-
dung des Individuums betreffen: Ennah-
da „kann anderen nicht den Willen ei-
ner Partei aufzwingen. Wir sind nicht 
die Wortführer des Islam“ – so Hajez 
Ben Aoun Hajjem (Interview mit dem Au-
tor, 2011). Diese Auffassung ist im Wahl-
kampf von allen Mitgliedern der Partei 
wiederholt propagiert worden. Den-
noch argumentiert die Partei immer wie-
der, dass ihre Werte von der individuel-
len Bindung an den Islam geprägt seien 
und dass daher jeder, der sich als guter, 
praktizierender Muslim versteht, für En-
nahda stimmen solle, da die Partei die 
Moral verkörpere, die nur die Religion 
stif ten könne, und diese „Moral“ in ihr 
öffentliches Mandat einbringen werde. 
Was wir in Tunesien beobachten konn-
ten, ist die Verschmelzung eines Islamis-
mus von unten, der in der Gesellschaft 
als Antwort auf die Politik und Ideologie 
des Regimes entstand, und eines politi-

scheren Islam als Erbe der Ennahda der 
1980er Jahre. Fünfundfünfzig Jahre Lai-
zismus haben somit einen islamistischen 
Sieg in den ersten freien und fairen 
Wahlen in der Geschichte des Landes 
hervorgebracht.

Der Mythos der graduellen 
Demokratisierung

Tunesien und sein Präsident verdankten 
ihre internationale Unterstützung und 
Anerkennung nicht allein dem Wirt-
schaftswunder und dem Bekenntnis zu 
Säkularismus und Frauenrechten, son-
dern in entscheidendem Maße auch der 
rhetorischen Verpflichtung auf demo-
kratische Regeln und Menschenrechte. 
Das Ben Ali-Regime stützte sich von Be-
ginn an auf eine Rhetorik der Abkehr 
von der Politik der Bourguiba-Ära, in der 
es praktisch keinen politischen Pluralis-
mus gab. Als Ben Ali die Macht über-
nahm, versprach er demokratische Re-
formen und mehr politische Pluralität. 
Diesem Versprechen folgte das Ange-
bot eines nationalen Bündnisses an die 
Oppositionsparteien (Anderson 1991): 
Die Opposition sollte auf die Destabili-
sierung der bestehenden politischen 
Ordnung verzichten, um im Gegenzug 
die Zusage für die graduelle Umsetzung 
liberaler Reformen zu erhalten. Um sei-
nem politischen Vorhaben die nötige 
Glaubwürdigkeit zu verleihen, ließ Ben 
Ali mehrere zuvor verbotene Parteien 
wieder zu. Diese Parteien beteiligten 
sich an den Parlamentswahlen 1989, 
konnten aber aufgrund massiver Wahl-
fälschungen keinen einzigen Sitz errin-
gen. Die Partei der Islamisten war gar 
nicht erst zugelassen worden und konn-
te daher nur mit unabhängigen Kandi-
daten antreten, die zwar 30 Prozent al-
ler Stimmen auf sich vereinten, aber offi-
ziell nur 15 Prozent der Stimmen erhiel-
ten. Letztlich spielte der Wahlausgang 
ohnehin keine Rolle, da Ben Ali 1989, 
nach der Konsolidierung seiner politi-
schen Macht, bereits entschlossen war, 
entgegen seinen früheren Versprechen 
eine echte Demokratisierung zu verhin-
dern (Beau/Tuquoi 1999). Trotz der sich 
verschärfenden Repressionsmaßnah-
men der Regierung setzten mehrere 
Oppositionsparteien ihre politische Ar-
beit fort, nahmen weiterhin an Wahlen 
teil und spielten so die Rolle einer „loya-
len“ Opposition (Albrecht/Schlumber-
ger 2004; Albrecht 2005). Noch 2009 
vertrat der Führer der Parti de lÙnite Po-
pulaire (PUP), Bouchiha, vehement die 
Auffassung, dass das Parteiprogramm 
die Erwartungen der Bürger erfülle und 
sich die Partei nicht ständig in destrukti-
ver Kritik üben wolle10, womit er andeu-
tete, dass politische Parteien, die das 
politische System Tunesiens fortwäh-
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rend bemängelten, dem Vorhaben des 
Präsidenten, nämlich der allmählichen 
Demokratisierung des Landes, einen 
Bärendienst erwiesen. Der von der PUP 
beschrit tene Weg ist bezeichnend da-
für, wie die Wahl zwischen Kollaborati-
on und Repression, die das Regime den 
Oppositionsparteien unmissverständ-
lich ließ, die Rhetorik der graduellen De-
mokratisierung des Regimes untergrub. 
In entscheidenden Momenten wurden 
liberale Reformen inhaltlich entschärft 
oder für unbestimmte Zeit auf Eis gelegt, 
mit der Begründung eines wie auch im-
mer gearteten nationalen Notstandes 

und mit der vagen Zusage, sie zu einem 
späteren Zeitpunkt wieder aufzuneh-
men. Mit dem Beginn des Krieges ge-
gen den Terror Ende 2001 erhielt das 
Regime noch mehr Repressionsspiel-
raum. Während sich einige Parteien da-
rauf einließen, ihre Arbeit unter der au-
toritären Gängelung durch das Regime 
fortzusetzen, zogen andere ein Verbot 
vor, um auf diese Weise ihr Bekenntnis 
zur Demokratie und ihre Ablehnung ei-
nes ihrer Ansicht nach untragbaren po-
litischen Systems zu demonstrieren. Die 
Ben Ali-Ära war von der offiziellen de-
mokratischen Rhetorik einerseits und 
der Realität von Unterdrückung und Kol-
laboration andererseits gekennzeich-
net. Ähnlich stellte sich auch die Men-
schenrechtssituation dar. Offiziell be-
kannte sich das Regime zwar zur Ach-
tung der Menschenrechte, doch die Re-
alität sah anders aus, wie unzählige 
 Berichte von Human Rights Watch, 
 Amnesty International und anderen 

 Organisationen dokumentieren. Die 
Pressefreiheit war erheblich einge-
schränkt, ebenso die Meinungsfreiheit. 
Über 30.000 Islamisten saßen zwei 
Jahrzehnte lang in Haft, einzig und al-
lein, weil sie einer verbotenen Organi-
sation angehört hatten. Säkularen Re-
gimegegnern erging es nicht viel bes-
ser, auch sie durchlit ten Exil, Haft und 
Folter, so der Führer der Kommunisti-
schen Partei, Hamma Hammnami.

Präsidentschaftswahlkampf 2009 – 
der Wendepunkt

Ein oft übersehener Wendepunkt, der 
den Mythos der graduellen Demokrati-
sierung in den Augen der tunesischen 

Unterstützerinnen der moderaten islamis-
tischen Partei Ennahda. Im Erstarken des 
Islamismus in der tunesischen Gesellschaft 
in den vergangenen zehn Jahren ist einer 
der Gründe für den Sieg der Partei En-
nahda in den Wahlen vom Oktober 2011 
zu suchen. picture alliance/dpa
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der Präsidentschaftswahlkampf 2009. 
Weitaus interessanter als das Wahler-
gebnis, das bereits vorher feststand und 
Ben Ali wie erwartet mit 89 Prozent im 
Amt bestätigte, war die Profilierung der 
Präsidentengattin Leila Ben Ali im Wahl-
kampf. Bis dato hatte sie im öffentlichen 
Raum stets die Rolle der bescheidenen 
und pflichtbewussten Ehefrau gespielt, 
die gemeinnützige Stif tungen leitete 
und sich für die Rechte der Frau enga-
gierte. Doch während des Wahlkamp-
fes rückte Leila Ben Ali in den staatlich 
kontrollierten Medien immer mehr in 
den Mittelpunkt. Immer öfter wurde 
über die „First Lady Leila“ berichtet. Be-
zeichnend für ihre Rolle im Wahlkampf 
ist die Tatsache, dass sie in Abwesen-
heit ihres Mannes Reden vor großem Pu-
blikum hielt, umfangreiche karitative 
Projekte anregte und namhaften euro-
päischen und arabischen Zeitschriften 
Interviews gab. Leila Ben Alis Aktivismus 
im Wahlkampf kann als geschickte Aus-
nutzung der Möglichkeiten, die ihr die 
Wahl bot, um ihren Bekanntheitsgrad 
zu steigern und eine gewisse Populari-
tät zu erlangen, interpretiert werden. 
Viele Tunesier betrachteten dies als of-
fenkundigen Versuch Leila Ben Alis, sich 
und ihre Familie für eine erneute Präsi-
dentschaftskandidatur im Jahr 2014 zu 
positionieren. Damit schien für viele au-
ßer Frage zu stehen, dass die Wahlen 
von 2009 einen Probelauf für die Um-
wandlung der Republik in eine Art Fami-
liendynastie nach syrischem Zuschnitt 
darstellen, was als nicht hinnehmbar 
empfunden wurde und die giftigen At-
tacken gegen Leila Ben Ali und ihre Fa-
milie während des Aufstandes und da-
nach anstachelte. Der Mythos der gra-
duellen Demokratisierung scheiterte 
offiziell im Januar 2011, Auflösungser-
scheinungen zeichneten sich jedoch 
schon seit 2009 ab. Zum Schluss sei auf 
den bemerkenswerten Umstand hinge-
wiesen, dass die Parteien, die in den 
Wahlen 2011 am besten abschnitten, 
namentlich Ennahda, der Kongress für 
die Republik und Ettakatol (Demokrati-
sches Forum für Arbeit und Freiheit), zu 
den Parteien gehörten, die sich zuvor 
dem Anpassungszwang des Regimes 
widersetzt und dadurch in den Augen 
der Wählerschaft ein hohes Maß an 
Glaubwürdigkeit gewonnen hatten.
Wie Ould Bah (2011) mit beißender Kri-
tik schrieb, war „Ben Ali in der Lage, ein 
politisches System zu schaffen, das pa-
radoxer nicht hätte sein können: ein 
brutales autoritäres Regime mit mensch-
lichem Antlitz, despotische Praktiken, 
die formal auf Menschenrechtsrhetorik 
gründeten, ein Mehrparteiensystem oh-
ne wirklichen Pluralismus, ein Präsident 
als Herrscher auf Lebenszeit, der sich 
regelmäßig durch Wahlen feierlich be-

stätigen ließ, und eine wirtschaftliche 
Liberalisierung, die das Monopol des 
Clans kaschierte.“

Fazit

Der Fokus der Politikwissenschaft auf 
die Beharrungskraft des Autoritarismus 
war ein notwendiger Perspektivwechsel 
weg von dem Versuch, politische Ent-
wicklungen in der arabischen Welt un-
ter dem normativen Vorzeichen der De-
mokratisierung zu erklären, die augen-
scheinlich nirgendwo in der Region 
statt fand. Viele Experten nutzten das 
Konzept des „authoritarian upgrading“ 
und argumentierten, dass die regieren-
den Machteliten ihre autoritäre Herr-
schaft ausgerechnet durch Einführung 
liberaler politischer und wirtschaftli-
cher Reformen, die im Nachhinein ihrer 
Substanz und Bedeutung beraubt und 
für eigene Zwecke ausgeschlachtet 
wurden, stärkten. Zu den Machthabern, 
die sich besonders gut auf dieses auto-
ritäre „Upgrade“ verstanden, gehörte 
unzweifelhaft Ben Ali, dem es sogar ge-
lang, sich auf internationaler Ebene als 
säkularer, liberaler Modernisierer, der 
nach und nach den Weg zur Demokra-
tie vorbereitete, zu profilieren. Obwohl 
das „authoritarian upgrading“ einen 
gültigen Erklärungsansatz für die Funk-
tionsweise heutiger arabischer Staaten 
darstellt, ist dabei auch zu berücksichti-
gen, dass ein solches „Upgrade“ neue 
Formen des Widerstands provozieren 
kann. Die Einführung liberaler Refor-
men, selbst in ausgehöhlter Form, kann 
das Reaktionsmuster der Gesellschaft 
verändern und eröffnet ernstzunehmen-
den politischen Akteuren, ob organi-
siert oder nicht, strukturell neue Chan-
cen. In Tunesien sollten liberale ökono-
mische Reformen die Volkswirtschaft 
stärken und zugleich diejenigen Grup-
pen und Clanmitglieder belohnen, die 
sich dem Präsidenten gegenüber am 
 loyalsten zeigten. Dieser Widerspruch 
rief massenhafte Unzufriedenheit her-
vor und führte letztlich zur Revolte. Die 
Schaffung demokratischer Institutio-
nen, die in der Folge jedoch ignoriert 
wurden, konterkarierte alle demokrati-
schen Versprechungen des Regimes 
und versetzte ernstzunehmende oppo-
sitionelle Kräfte so überhaupt erst in die 
Lage, sich als echte politische Alternati-
ve zu etablieren. Eine oktroyierte säku-
lare Gesetzgebung, die mit den Werten 
der Bevölkerungsmehrheit kollidierte, 
und eine Modernisierungsrhetorik, die 
der tagtäglichen Realität der Men-
schenrechtsverletzungen eklatant wi-
dersprach, führten schließlich zur öf-
fentlichen Artikulation eines sozialen, 
frommen Islamismus, der wesentliche 
Teile der tunesischen Bevölkerung er-

fasst hat. Das „Upgrade“ des autoritä-
ren Regimes zeitigte auf kurze Sicht eini-
ge Erfolge, die es Ben Ali ermöglichten, 
sich mehr als zwei Jahrzehnte lang an 
der Macht zu halten, legte aber lang-
fristig den Grundstein für den Unter-
gang der alten Machtelite. Welche Fol-
gen hat dies für das Tunesien von heu-
te?
Das Land hat im Oktober 2011 einen 
entscheidenden Schrit t auf dem Weg 
zu einem pluralistischen und repräsen-
tativen politischen System getan, und 
obwohl nach wie vor viele Herausforde-
rungen zu bewältigen sind, so z. B. die 
Verständigung auf eine neue Verfas-
sung, war der Wahlablauf ein durch-
schlagender Er folg. Dies ist vor allem 
einer Atmosphäre zu verdanken, in der 
Meinungsfreiheit in allen politischen La-
gern, die keine Rückkehr in die Zeiten 
der Diktatur anstreben, als hohes Gut 
angesehen wird. Der Prozess der Grün-
dung neuer politischer Institutionen – 
unabhängig davon, wie breit der Kon-
sens und die Unterstützung der politi-
schen Parteien dabei auch sein mag – 
ist jedoch keine Garantie für eine 
kurzfristige Besserung der sozioökono-
mischen Lage Tunesiens. 
Für viele Tunesier waren der Aufstand 
und die Rufe nach Demokratie ein Mittel 
zur Schaffung eines gerechteren Wirt-
schaftssystems mit besseren Beschäf-
tigungschancen, mit mehr Arbeitneh-
merrechten, einer gerechteren Einkom-
mensverteilung, regionaler Entwicklung 
und wirksamen Sozialleistungen. Ange-
sichts der hochgesteckten Erwartungen 
könnte die Enttäuschung umso größer 
ausfallen, wenn auf diesen Gebieten 
keine schnellen Fortschrit te erzielt wer-
den. Auf jeden Fall haben die Tunesier 
gezeigt, dass sie mit Er folg allen Wid-
rigkeiten trotzen können, und sie haben 
diese gewaltige Herausforderung an-
genommen. Die internationale Gemein-
schaft sollte nun versuchen, Tunesien 
bei der Formulierung einer realistischen 
und gesellschaftlich konsensfähigen 
wirtschaftlichen Wachstumspolitik zu 
unterstützen, anstatt sich auf Prognosen 
zu versteifen. 
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ANMERKUNGEN

1 Der Artikel basiert zum Teil auf den folgenden 
Forschungsartikeln: Haugbølle, Rikke Hostrup/
Cavatorta, Francesco (2012): Vive la grande fa-
mille des media tunisiens! Media Reform and 
Authoritarian Resilience in Tunisia. In: Journal of 
North African Studies, 1/2012, S. 97–112 und 
Haugbølle, Rikke Hostrup/Cavatorta, Francesco 
(2011): Will the Real Tunisian Opposition Please 
Stand up?! Opposition Coordination Failures Un-
der Authoritarian Constraints. In: British Journal 
of Middle Eastern Studies, 3/2011, S. 323–341.
2 Übers.: […] „tunesische und internationale 
Wahlbeobachter lobten einhellig den transpa-
renten, friedlichen und grundsätzlich gut organi-
sierten Wahlverlauf“
3 Übers.: „Es wäre untertrieben, zu sagen, dass 
Ben Alis plötzlicher Sturz für Experten völlig uner-
wartet kam. Noch 2008 hatte der Mukhabarat-
Polizeistaat Unruhen in der Bevölkerung erfolg-
reich unterdrückt, und Ben Ali wirkte mit seinen 74 
Jahren wenn auch nicht mehr jugendlich, so doch 
zumindest geistig agil, und saß anscheinend fest 
im Sattel.“
4 Alle Weltbankdaten zur tunesischen Wirt-
schaft stehen auf http://data.worldbank.org/
country/tunisia zur Verfügung. Abruf am 16. No-
vember 2011.
5 „develop the fiction of the […] regime as a 
model student“ (Hibou et al., 2011, S. 12); Übers.: 
„[um] die Fiktion vom Regime als Musterschüler 
[der Marktwirtschaft] zu konstruieren“.
6 Übers.: „Wenn dasselbe Verhältnis auch für 
die regionalen Unterschiede gilt, dürfte die Ar-
mutsquote in der Region Mitte-West bei annä-
hernd 30 Prozent liegen“.
7 Übers.: „[dass] die Arbeitslosenquote unter 
der jüngeren Bevölkerung zwischen 18 und 19 
Jahren im Jahr 2009 auf fast 30 Prozent stieg, im 
Falle von Hochschulabsolventen sogar auf 45 
Prozent.“
8 Übers.: „[1993] wurde unter anderem die Be-
stimmung, wonach die Frau zum Gehorsam ver-
pflichtet ist, aus dem CSP gestrichen. Außerdem 
wurde ein Unterhaltsfonds für geschiedene Frau-
en und deren Kinder eingerichtet“
9 Übers.: „Das Personenstandsgesetz (CSP) 
war keine Antwort des Staates auf Forderungen 
der Frauen, sondern eine politische Entschei-
dung, die von politischen Führern und urbanen 
Reformern getroffen wurde.“
10 Das Interview ist abrufbar auf der Website 
von Le Temps: http://www.letemps.com.tn/artic-
le-32819–28082009.html [3. März 2011].Ph.D. Rikke Hostrup Haugbølle lehrt 
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ÄGYPTENS POLITISCHE ENTWICKLUNG: PERSPEKTIVEN UND AKTEURE

Ägypten nach Mubarak – zum Militär und 
„Monopoly der Macht“ 
Thomas Demmelhuber

Ein Jahr danach – der Umbruch als 
langwieriger Prozess

Schafft Ägypten nach fast 30 Jahren 
Präsidentschaft Hosni Mubaraks und 
Jahrzehnten der autoritären Herrschaft 
den Sprung in die Demokratie? Mit die-
ser Fragestellung wäre ein gleichlau-
tender Artikel bis vor kurzem vermutlich 
als wenig relevant und gegenstandslos 
zurückgewiesen worden, schien sich 
doch in der Region des Nahen Ostens 
im Allgemeinen und Ägypten im Beson-
deren autoritäre Herrschaft derart fest 
etabliert zu haben, dass die politikwis-
senschaftliche Nahostforschung seit 
etwas mehr als zehn Jahren die Chan-
cen auf eine substantielle Liberalisie-
rung und Demokratisierung als äußerst 
gering einstufte.1 Genügend empiri-
sches Material erschloss sich für die 
Wissenschaft vielmehr zur Kategorie 
autoritärer Regime, die sich flexibel an-
passten, politische wie ökonomische 

Reformfreudigkeit zeigten, voneinan-
der lernten und eine ausgeprägte Dau-
erhaftigkeit an den Tag legten. So wur-
den nicht nur Politik in Europa, Wissen-
schaft und Politikberatung, sondern am 
meisten wohl die Diktatoren selbst von 
den Ereignissen Anfang 2011 in Tunesi-
en und dem knapp dreiwöchigen Pro-
test in Ägypten bis zum erzwungenen 
Rücktrit t Hosni Mubaraks überrascht. 
Innerhalb weniger Wochen verursach-
te ein anfänglich von jungen Erwachse-
nen getragener Protest eine Massen-
mobilisierung quer durch alle sozialen 
Schichten sowie alle urbanen und 
ländlichen Räume in Ägypten und der 
nahöstlichen Region.2 
Das Ergebnis für das Fallbeispiel Ägyp-
ten war zunächst ein herrschaftsstruktu-
reller Wandel: Das Mubarak-Regime 
samt seines unmittelbaren Berater- und 
Klientelstabs wurde ausgewechselt, 
sämtliche präsidialen Machtkompeten-
zen wurden auf den Höchsten Militärrat 
(al-Majlis al-‘Ala li- l-Quwwat al-Musal-
laha) übertragen, die Verfassung zu-
nächst suspendiert3 und zahlreiche Ge-
richtsverfahren gegen Akteure des An-
cien Régime lanciert. Höhepunkt in die-
ser selektiven juristischen Aufarbeitung 
der Vergangenheit ist zweifelsohne das 
seit dem 3. August 2011 laufende Ge-
richtsverfahren gegen Hosni Mubarak 
und seine beiden Söhne. Die Anklage-
punkte umfassen dabei Amtsmiss-
brauch, Veruntreuung von Staatsbesitz 
und das Befehligen der Tötung von 
 Zivilisten im Kontext der Proteste. Dem-
entsprechend hoch waren die Hoffnun-
gen auf eine zügige Demokratisierung 
und vor allem auf eine rasche sozio-
ökonomische Revolutionsdividende, zu-
mal die Protestagenda nicht nur partizi-
pativer Natur war, sondern in erster Li-
nie von einem Katalog sozioökonomi-
scher Forderungen getragen wurde. 
Dennoch, ein Blick auf das Ägypten ein 
Jahr danach ist ernüchternd (Stand: De-
zember 2011). Das Militär regiert immer 
noch mit dem seit fast 30 Jahren gelten-
den und Mitte 2011 um ein Jahr ver-
längerten Notstandsrecht, die Sicher-
heitslage ist weiterhin prekär, wie-
derkehrende konfessionelle Konflikte 
zwischen Kopten und Muslimen desta-
bilisieren die Lage, verursachen weiter-
hin schlechte Zahlen im Tourismussektor 
und werfen Fragen nach den möglichen 
Entwicklungslinien auf. 

Ägypten beschrit t seit Anfang des Jah-
res 2011 einen überwiegend friedlichen 
Prozess des Systemwandels, der lang-
fristiger Natur und ergebnisoffen sein 
sowie länderspezifischen Rahmenbe-
dingungen folgen wird. Fest steht, dass 
politische Entwicklung keine historische 
Determiniertheit kennt und politische 
Umbrüche keiner linearen Entwicklung 
folgen und ebenso Phasen von Instabili-
tät mit sich bringen. Demokratie ist da-
bei selbstredend nur eines von mehre-
ren möglichen Endprodukten nach dem 
Zusammenbruch eines autoritären Regi-
mes. Gerade deshalb fragt der vorlie-
gende Beitrag – basierend auf einer 
Skizzierung und Einordnung der Aus-
gangsbedingungen im Jahr des Um-
bruchs – nach den Perspektiven der po-
litischen Entwicklung und den wichtigen 
Akteuren. Werden auch in Zukunft die 
Protagonisten eines demokratischen 
Wandels auf „Granit beißen“4 oder ist 
eine herrschaftspolitische Zeitenwende 
und mit ihr einhergehend eine Neukon-
figuration sämtlicher Besitzstrukturen 
im „Monopoly der Macht“ im Land am 
Nil zu erwarten? Wie differenziert sich 
die politische Parteienlandschaft aus? 
Was sind die zentralen Themen und 
Konfliktpunkte der weiteren politischen 
Entwicklung? Welche Rolle spielen 
 Akteure des politischen Islam und wie 
verändert schließlich das neue Herr-
schaftsgefüge in Kairo die Strahlkraft 
ägyptischer Außenpolitik in der Re-
gion? 

Bestandsaufnahme: Revolte oder 
Revolution?

Trotz des weit verbreiteten Narrativs 
der „ägyptischen Revolution“ ist es bei 
strenger Begrif fsauslegung schwer zu 
begründen, von einer Revolution, ver-
standen als radikale Veränderung der 
gegebenen institutionellen Ordnung in-
klusive einer Beseitigung der bisherigen 
politischen Elite und einer Neuetablie-
rung von Institutionen, zu sprechen, 
liegt doch vielmehr als Ergebnis der ge-
sellschaftsübergreifenden Revolte ge-
gen das Mubarak-Regime – wie zu zei-
gen sein wird – ein Prozess des System-
wandels unter Rückgrif f auf das beste-
hende Institutionengefüge und weniger 
belastete Elitengruppen vor. Dennoch, 
gesellschaftspolitisch, das heißt vor al-

Der Aufstand in Ägypten Anfang des 
Jahres 2011 dauerte nur 18 Tage und 
erschütterte die gesamte arabische Welt. 
Nach dem Umbruch waren die Erwartun-
gen auf eine zügige Demokratisierung 
hoch. Ein Jahr danach ist der Blick auf 
das Land am Nil eher ernüchternd. Der 
Umbruch erweist sich als langwieriger 
Prozess, der zwar die Chance, jedoch 
keine Garantie einer demokratischen 
Entwicklung in sich birgt. Thomas Dem-
melhuber erörtert die Ausgangsbedin-
gungen im Jahr des Umbruchs, analysiert 
die Hypotheken der autoritären Herr-
schaft des Mubarak-Regimes und skiz-
ziert die Perspektiven und Akteure der 
zukünftigen politischen Entwicklung 
Ägyptens. Er geht dabei mehreren Fra-
gen nach: Wie hat sich der post-revolu-
tionäre Optimismus entwickelt? Wie ist 
es um die Chancen eines demokratischen 
Wandels bestellt? Sind eine politische 
Zeitenwende und eine grundständige 
Neuordnung der Strukturen im „Mono-
poly der Macht“ zu erwarten? Welche 
Beharrungskräfte legt das Militär an den 
Tag? Wird es seine Privilegien sichern? 
Wie entwickelt sich die politische Land-
schaft und welche Rolle spielt dabei der 
politische Islam? Und schließlich: Wie 
werden sich die außenpolitischen Koor-
dinaten im Nahen Osten verändern? I
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lem in der gesellschaftlichen Wahrneh-
mung, steht die revolutionäre Triebkraft 
der Protestbewegungen außer Frage, 
sodass in diesem Kontext auch zu Recht 
von einem „arabischen Mauerfall“ die 
Rede sein kann und darf. Ein weit ver-
zweigter Repressionsapparat, der auf 
Angst und Einschüchterung basierte, 
konnte durch eine über Zuhilfenahme 
neuer Medien erreichte Massenmobili-
sierung, die von einem massiven Frust-
rationspotenzial quer durch alle sozia-
len Schichten getragen wurde, durch-
brochen werden. Der Sicherheits- und 
Geheimdienstapparat – über Jahr-
zehnte hinweg der Eckpfeiler autoritä-
rer Herrschaft in Ägypten – konnte sich 
gegen diese breitenwirksame Protest-
bewegung auch unter Rückgrif f auf Ge-
walt und andere perfide Methoden des 
kurzfristigen Machterhalts5 nicht be-
haupten, sodass in Ägypten schließlich 
das Militär als Folge eines „sanften 
Putschs“ am 11. Februar 2011 sämtliche 
exekutiven und, qua Suspendierung 
beider Kammern des Parlaments, legis-
lativen Vollmachten übernahm.

Kontinuität und Wandel

Trotz des Austauschs der Kernelite an 
der Spitze der herrschaftspolitischen 
Machtpyramide des Landes sind viele 
der fest etablierten Machtbeziehungen 
mitsamt ihrer Patronage- und Klientel-
netzwerke noch weitgehend intakt. Die-
se sind unter anderem Resultat einer 
ständigen und in jüngeren Jahren offen-
siven Veränderung des autoritären Re-
gimes unter Mubarak. Letzteres impli-
zierte eine Anpassung an neue Rah-
menbedingungen, die ökonomischer 
und gesellschaftspolitischer Natur wa-
ren. So war insbesondere Ägypten in 
der vergangenen Dekade gezwungen, 
sich zu öffnen, zum einen, um am Pro-
zess der internationalen Arbeits- und 
Güterteilung teilzunehmen und auslän-
dische Investitionen anzuwerben und 
zum anderen, um dadurch für die schnell 
wachsende Bevölkerung genügend 
neue Arbeitsplätze zu schaffen (bzw. 
Letzteres zu versuchen). Dies brachte 
den Versuch mit sich, den ausgeprägten 
Staatszentrismus inklusive aufgeblähter 
Staats- und Bürokratieapparate frühe-
rer, meist sozialistisch geprägter Tage 
– so in der Ära des arabischen Sozialis-
mus unter Nasser – zu minimieren. Das 
private Unternehmertum nahm dabei 
seit den 1970er Jahren sukzessive eine 
wichtigere Rolle ein und schaffte es, das 
durch den Rückzug des Staates entstan-
dene politökonomische Vakuum zu fül-
len, indem es den Staat in vielen Berei-
chen mit marktbeherrschenden Stellun-
gen ersetzte.6 Eng damit verknüpft wa-
ren umfassende Versuche, das Land 

durch eine massive Förderung von Infor-
mationstechnologien wie Internet oder 
Mobilfunk zu modernisieren und sich 
selbst als Standort der Wahl im interna-
tionalen Wettbewerb um Investoren zu 
präsentieren. Die Höhe aus ländischer 
Direktinvestitionen per anno avancierte 
zu einem informellen Glo bal indikator 
für die Reformfreudigkeit der ägypti-
schen Regierung und die Richtigkeit von 
ökonomischen Grundsatzentscheidun-
gen (z. B. Privatisierung von Staatsbe-
trieben). Kehrseite der Medaille waren 
aber dadurch erst ermöglichte Räume 
der Debatte, neue entterritorialisierte 
Formen der Kommunikation und des 
Nachrichtenaustauschs. Versuche, die-
se Prozesse zu kontrollieren und stärker 
zu regulieren, fanden statt, scheiterten 
aber meist, da das Mubarak-Regime 
diesbezüglich technisch wie personell 
mit den späteren Protestprotagonisten 
kaum Schrit t halten konnte. Die politi-
sche Strategie hieß fortan, eine sich vir-
tuell wie real artikulierende Streitkultur 
zu dulden, aber auf die Einhaltung „ro-
ter Linien“ zu pochen. Auf den ersten 

Blick schien das wie eine „win-win-Situ-
ation“, suggerierte das Mubarak-Re-
gime doch erstens nach außen den 
Schein eines freien Wettbewerbs um 
politische Macht, ermöglichte zweitens 
nach innen Ventile für Unmut, reklamier-
te drit tens weiterhin die reformpoliti-
sche Diskurshoheit für sich und gene-
rierte viertens über das Bild des Wan-
dels und der Reform ein Mehr an Legiti-
mation, um so die Stagnation eines 
verkrusteten, autoritären Systems zu 
verschleiern. 

Verstopfte Ventilmechanismen

Für Ägypten wird dabei besonders 
deutlich, wie diese Strategie der kont-
rollierten Öffnung eines autoritären 
Systems einer „herrschaftspolitischen 
Gratwanderung“ oder einer „Pandora-

Demonstranten mahnen auf dem Tahrir-Platz in Kairo einen zügigen Prozess gegen 
 Mubarak an und fordern vom ägyptischen Militärrat Gerechtigkeit ein.
  picture alliance/dpa
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Der arabische Aufstand Anfang des Jahres 2011 dauerte nur 18 Tage und erschütterte die gesamte arabische Welt. Ein Jahr danach 
ist der Blick auf das Land am Nil eher ernüchternd. Der Umbruch erweist sich als langwieriger Prozess.
 picture alliance/dpa
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Box“7 gleichkam und letzthin wie ein 
„Kartenhaus in sich zusammenbrach“. 
So wurden 2005 zum ersten Mal kom-
petitive Präsidentschaftswahlen – bis 
zur Verfassungsänderung desselbigen 
Jahres lediglich Referenden im sechs-
jährigen Turnus – abgehalten, in wel-
chen Amtsinhaber Hosni Mubarak nicht 
mehr mit gewohnten fast 100 Prozent im 
Amt bestätigt wurde, sondern nun mit 
88,5 Prozent der Stimmen gewählt wur-
de. Dass der zweitplazierte Gegenkan-
didat Ayman Nour, der mit knapp acht 
Prozent einen symbolischen Erfolg er-
rang, kurze Zeit später unter faden-
scheinigen Begründungen für mehrere 
Jahre im Gefängnis verschwand, ent-
sprach einem zu akzeptierenden Ne-
beneffekt des „nötigen Wahlmanage-
ments“. Entscheidend war nämlich, über 
Mechanismen des kontrollierten Plura-
lismus und des gesteuerten Wettbe-
werbs ein Mehr an Herrschaftslegitima-
tion nach innen und nach außen für den 
Amtsinhaber und dessen Regime abzu-
leiten. In diesem Kontext boten kontrol-
lierte Räume der Partizipation auch 
Ventilmechanismen für Widerspruch. 
Zeitungs- und Medienlandschaften dif-
ferenzierten sich weiter aus8 und es 
konnte sich innerhalb vordefinierter 
Grenzen durch das Regime eine Streit-
kultur entwickeln, die für den Protest des 
Jahres 2011 von zentralster Bedeutung 
war (beispielsweise 2004 Gründung 
der Zeitung al-Masri al-Youm). Das 
ägyptische Regime schaffte in diesem 
Prozess der inhaltlichen und institutio-
nellen Veränderung, zumindest formal, 
für sich eine gewisse Diskurshoheit zu 
beanspruchen, schmückte sich mit Aus-
zeichnungen internationaler Geberor-
ganisationen wie der Weltbank, die in 
mehreren Ease of Doing Business Reports 
Ägypten als ökonomischen „Top Refor-
mer“ bezeichnete, und versuchte da-
durch wiederum ein Mehr an Legitimati-
on zu generieren. Das ständige Verwei-
sen auf stabile Wachstumsraten von 
durchschnittlich sechs Prozent ab 2004 
wurde zu einem neuen Indikator für die 
Richtigkeit politischer Grundsatzent-
scheidungen durch das Mubarak-Re-
gime und des Weiteren Mittel zum 
Zweck, ausufernde Klientelnetzwerke 
innerhalb der Herrschaftselite zu ver-
schleiern und neu zu justieren.9 
Parallel zu diesen Anpassungsprozes-
sen autoritärer Herrschaft und unter-
schiedlicher Modi von kontrolliertem 
Pluralismus entstanden als Nebenpro-
dukt Räume des Protests, die den Nähr-
boden für das Jahr 2011 legten; bei 
gleichzeitig damit einhergehender, sehr 
schlechter Performanz des Mubarak-
Regimes, das in seinen letzten Jahren 
zusehends mit sich selbst beschäftigt zu 
sein schien, um die heterogenen Herr-
schaftsparameter für eine gesteuerte 

Nachfolge im Präsidentenamt zu justie-
ren. Die eigentlich dafür vorgesehenen 
Ventilmechanismen erfüllten nicht mehr 
ihren Zweck und waren angesichts der 
prioritären herrschaftsinternen Flügel-
kämpfe auch nur von sekundärer Be-
deutung. Diese herrschaftsinternen 
Bruchlinien zwischen einzelnen Eliten-
gruppen und ihren divergierenden Inte-
ressensagenden, wie zum Beispiel zwi-
schen Militär, altem Parteikader und der 
aufstrebenden Wirtschaftselite, sind 
ursächlich mit der Schnelligkeit und Dy-
namik der Protestbewegung verbun-
den, die vor allem mit der zügigen Posi-
tionierung der Militär führung und der 
Betonung der „legitimen Rechte des Vol-
kes“ wenige Tage nach Beginn der Pro-
teste den entscheidenden Schub be-
kam. 

Machtlogik à la Mubarak

Ein Blick auf die jüngere Geschichte 
Ägyptens vor Beginn der Protestbewe-
gung am 25. Januar 2011 verrät, dass 
gerade das formale Einhalten institutio-
neller Vorgaben zunehmend von zent-
raler Bedeutung war. Diese formale Be-
rücksichtigung geschriebener Prinzipi-
en und Regeln wurde zwar von informel-
len Mechanismen eines neopatrimonial 
organisierten Staates (beispielsweise 
Patronage- und Klientelnetzwerke in 
der Staatsbürokratie) erweitert, den-
noch galt nach innen und nach außen 
stets, die Formalität und verfassungs-
mäßige Legalität politischer Entschei-
dungen zu betonen. Verfassungsände-
rungen waren dabei einerseits die Stra-
tegie der Wahl, um sich selbst als Refor-
mer darzustellen, andererseits dienten 
sie einer langfristigen konstitutionellen 
Absicherung der eigenen Herrschafts-
sicherung. So war beispielsweise die 
Präsidentschaft Mubarak im politischen 
Wettbewerb mit den anderen zugelas-
senen Parteien abgesichert, da diese 
selbst Teil des Scheinwettbewerbs um 
politische Macht waren und für diese 
Teilnahme mit Mandaten, Ämtern und 
profitablen Klientelnetzwerken belohnt 
wurden. Nicht zutreffend war dies bei 
der breitenwirksamen und über großen 
gesellschaftlichen Rückhalt verfügen-
den Muslimbruderschaft – moderater 
Akteur aus dem Spektrum des politi-
schen Islam – und anderen im Gegen-
satz zur Muslimbruderschaft system-
feindlichen islamistisch-extremistischen 
Gruppierungen, die sich nun allesamt 
seit dem Rücktrit t Mubaraks in einem 
lebhaften Prozess der Parteineugrün-
dungen befinden. Seit 1954 nach einem 
angeblichen Attentatsversuch auf Prä-
sident Nasser verboten, aber dennoch 
geduldet, war es der Muslimbruder-
schaft untersagt, über ihre Organisa-

tion als politische Kraft zu partizipie-
ren. 
Das Parteiengesetz unter Mubarak ver-
bot jeglichen politischen Aktivismus un-
ter Rückgrif f auf religiöse Prinzipien. 
Kandidaten der Bruderschaft bewar-
ben sich demzufolge seit Einführung des 
reinen Mehrheitswahlsystems im Jahre 
1990 als unabhängige Kandidaten, die 
sich nach der Wahl als informelle Frakti-
on im Parlament (Majlis al-Shaab) zu-
sammenschlossen. Dieser wachsenden 
Herausforderung aus dem moderaten 
Lager des politischen Islam begegnete 
das Mubarak-Regime umfassend in reli-
giöser, kultureller aber eben auch in 
verfassungsrechtlicher Hinsicht. 2007 
genügte es dem Mubarak-Regime bei-
spielsweise nicht mehr, dass das Partei-
engesetz parteipolitisch organisierte 
Partizipation aus religiösen Motiven 
verbot. Im Zuge einer umfassenden Ver-
fassungsänderung erhielt dieses Prinzip 
2007 sogar Verfassungsrang mit Artikel 
5 der ägyptischen Verfassung (auch Teil 
der momentan gültigen Interimsverfas-
sung; Stand: Dezember 2011). Letzteres 
Beispiel verdeutlicht die Strategie des 
Mubarak-Regimes, nicht nur qua über-
bordender Klientelstrukturen und über 
Mittel der Repression eines weit ver-
zweigten Geheimdienstapparats mög-
liche herrschaftspolitische Gefahren zu 
minimieren. Vielmehr ging es auch um 
eine langfristige Absicherung, der man 
den Schein verfassungsrechtlicher Legi-
timität zu geben versuchte.10 

Generationenwandel: von Vater auf 
Sohn

Diese Prozesse der Anpassung und des 
Versuchs der konstitutionellen Absiche-
rung des Herrschaftsanspruchs korre-
lierten ganz offenkundig mit Prozessen 
des Elitenwandels und des Generatio-
nenwandels. Hosni Mubarak stand in 
Ägypten fast 30 Jahre an der Spitze der 
Herrschaftspyramide, was alleine aus 
Altersgründen dazu führte, dass Versu-
che, Einfluss auf die Nachfolgerege-
lung zu nehmen, eine wichtige Variable 
in dieser Veränderung politischer Herr-
schaft einnahmen. Anders als in den 
Monarchien der nahöstlichen Region 
hatte die Nachfolgefrage in den Repu-
bliken in den vergangenen Jahren 
höchste herrschaftspolitische Brisanz. 
Mit Ausnahme von Syrien, wo bereits im 
Jahre 2000 der Wechsel von Vater auf 
Sohn erfolgte und überhaupt erst zu der 
Begrif fsbildung „dynastische Republik“ 
führte,11 fanden in den vergangenen 
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Ägypten bis in den Jemen analoge 
Nachfolgedebatten über das Präsiden-
tenamt statt. Versuche, eine familienin-
terne Nachfolge zu arrangieren, wur-
den zwar stets scharf zurückgewiesen, 
obgleich die starke und immer promi-
nentere Präsenz von Präsidentensöhnen 
oder anderen nahen Familienangehöri-
gen in Politik, Wirtschaft, Militär und 
Medien keine anderen Rückschlüsse zu-
ließ und damit nicht nur zum Spekulati-
onsobjekt des Boulevards, sondern 
auch der Wissenschaft wurde.12 Das 
republikanisch-dynastische Prinzip im 
Präsidentenamt wurde durch das Revo-
lutionsjahr 2011 bis auf weiteres un-
wahrscheinlich und zwar sowohl für 
Ägypten als auch für alle anderen Re-
publiken der arabischen Region mit pro-
minenter Rolle von Präsidentensöhnen 
oder engsten Verwandten. 

Kontinuität der institutionellen 
Ordnung

Hinweise, nun auch tatsächliche syste-
mische Änderungen an der Regierungs-
form vorzunehmen, das heißt die her-
ausgehobene Rolle des Präsidenten zu 
beschneiden, sind in den aktuellen poli-
tischen Debatten in Ägypten erst zag-
haft zu vernehmen. Vielmehr deutet sehr 
viel auf systemische Kontinuität mit einer 
weiterhin sehr herausgehobenen Stel-
lung des Präsidenten für die Phase nach 
Übergabe der Macht des Militärs und 
der Etablierung einer zivilen politischen 
Ordnung mit neuer Verfassung hin. Das 
politische System unter Mubarak wird 
dabei nicht per se als grundfalsch wahr-
genommen, sodass sich das ägyptische 
Militär im Zuge des Umbruchs auch 
glaubwürdig als Hüter eines eigentlich 
legitimen Systems präsentieren konnte 
und die Mubarak-Ära lediglich als eine 
systemische, autoritäre Entartung wahr-
genommen wurde, für das es selbst hin-
gegen keine Verantwortung trägt. So ist 
auch von der angestrebten verfas-
sungsgebenden Versammlung nach er-
folgter Wahl der Legislative nicht zu er-
warten, dass die institutionellen Kern-
bereiche der Regierungsform, und hier-
bei vor allem die Machtfülle der 
Exekutive, angetastet werden. Ähnli-
ches gilt für überbordende autoritäre 
Klientelnetzwerke, die ja qua Funktion 
im Staats- und Bürokratieapparat aber 
auch in der Wirtschaft und Gesellschaft 
weiter bestehen. Das öffentlichkeits-
wirksame juristische Vorgehen gegen 
einzelne Elitengruppen (beispielsweise 
ehemals regimenahe Unternehmer wie 
Stahlbaron und Parteifunktionär (NDP) 
Ahmed Ezz) ist in erster Linie machtpoli-
tisch motiviert, zielt eher auf das Beglei-
chen „offener Rechnungen“ aus der Ver-

gangenheit und der Besänftigung der 
Forderungen aus den Reihen der Pro-
testbewegung als auf die allumfassen-
de Implementierung von Transparenz 
und Rechtsstaatlichkeit, als elementare 
Etappe in einem Demokratisierungspro-
zess, ab. Alleine ein Blick auf die weiter-
hin dominanten Machtstrukturen in der 
ägyptischen Ökonomie zeigt, dass Kon-
tinuität der Besitzstrukturen eher die Re-
gel als die Ausnahme ist.

Machtlogik der Generäle

In den 18 Tagen des Protests wurde das 
ägyptische Militär, nachdem der Poli-
zei- und Geheimdienstapparat die öf-
fentliche Ordnung nicht wiederherstel-
len konnte, zunehmend zum Dreh- und 
Angelpunkt in Politik und Medien. Die 
ägyptische Protestbewegung sah im 

Militär zunächst einen Partner in ihrer 
Forderung nach Veränderung und dem 
Ende der Präsidentschaft Mubarak. Der 
Glaube der Demonstranten an eine 
neutrale Instanz im ägyptischen Macht-
gefüge im Vergleich zum diskreditierten 
Polizei- und Sicherheitsapparat be-
gründet sich bei einem näheren Blick 
auf die ägyptische Geschichte aller-
dings nur ansatzweise. Das Militär ist 
die zentrale Quelle der Macht seit 
Gründung der Republik. Es stürzte die 
von den Briten installierte Monarchie 
1952, stellte mit dem „freien Offizier“ 
Gamal Abdel Nasser den ersten ge-
wählten Staatspräsidenten (per Refe-
rendum) des Landes und auch die Nach-
folger Sadat und Mubarak leiteten gro-
ße Teile ihrer Legitimation aus militäri-
schen Meriten ab. 
Das Militär ist in der sehr ausdifferen-
zierten ägyptischen Herrschaftselite ei-
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ner der zentralen Eckpfeiler von Macht 
und Legitimität. Dennoch hat sich die 
Rolle des ägyptischen Militärs in den 
letzten Jahrzehnten stark gewandelt, 
was es ihm überhaupt erst ermöglichte, 
sich als glaubhafter Partner der Protest-
bewegung des Jahres 2011 zu präsen-
tieren. Während noch zu Zeiten Nas-
sers das Militär eine sehr prominente 
Rolle in der Tagespolitik einnahm, redu-
zierte sich diese seit den 1970er Jahren. 
Insbesondere Mubarak war in seiner 
Amtszeit bemüht, zivile Elemente im 
Herrschaftsgefüge zu stärken und mög-
liche Gefahren für seine Herrschaft zu 
eliminieren (z. B. die Entlassung des po-
pulären Verteidigungsministers Abu 
Ghazala, 1989). Im Gegenzug blieben 
umfassende Privilegien des Militärs 
bzw. vornehmlich der Generalität und 
des Offizierskorps unangetastet. Als 
Ausgleich für die geringere Präsenz in 

der Tagespolitik, auch einhergehend 
mit dem Friedensschluss mit Israel 
(Camp David-Abkommen, 1978), för-
derte und tolerierte das Mubarak-Re-
gime umfassende privatwirtschaftliche 
Tätigkeiten hoher Militärs. So ist das 
ägyptische Militär seit den 1980er Jah-
ren ein wichtiger Wirtschaftsfaktor so-
wohl im Immobiliensektor als auch in 
der Herstellung von Haushaltsgeräten, 
in der Produktion von subventioniertem 
Brot oder in der Erschließung neuer Tou-
rismusgebiete am Roten Meer. Schät-
zungen zufolge trägt die Wirtschafts-
leistung des Militärs bis zu 20 Prozent 
zur jährlichen Wirtschaftsleistung des 
Landes bei.13

Das ägyptische Militär wurde von der 
Dynamik des Protests und den zentrifu-
galen Kräften der Bruchlinien innerhalb 
der Herrschaftselite offenkundig über-
rascht, sodass sich das Militär bzw. die 
Generalität plötzlich in einer politi-
schen Verantwortung wiederfand, für 
die es keine „Exit-Strategie“ hatte. Da-
hingehend ist bis dato auch das Verhal-
ten des Höchsten Militärrats im Über-
gangsprozess zu interpretieren. Der 
ständige Verweis auf das Ziel, alsbald 
die Macht in zivile Hände und auf de-
mokratisch legitimierte Institutionen zu 
übertragen, verliert zusehends an 
Glaubwürdigkeit im Kontext sehr wider-
sprüchlicher Aussagen und Verhaltens-
modi. Unabhängig von einer kaum 
möglichen Analyse der konkreten Mo-
tivlage der Generäle und jener internen 
Machtzirkel im Höchsten Militärrat ist 
ein Kernmotiv wohl unumstrit ten: Es gilt 
auch für die Post-Mubarak-Phase, eine 
mit Privilegien behaftete Rolle in der 
ägyptischen Gesellschaft zu erhalten 
und diese korrespondiert wiederum eng 
mit den seit über 30 Jahren aufgebau-
ten Rüstungsbeziehungen, samt ihrer 
Netzwerke mit den USA.

Pluralisierung der politischen 
Landschaft 

Die politische Landschaft in Ägypten 
befindet sich seit dem Rücktrit t von 

Hosni Mubarak in einem lebhaften 
Wandel und in politisch-programmati-
schen Ausdifferenzierungsprozessen, 
die bisweilen sehr heterogener Natur 
sind, das strukturelle Problem der feh-
lenden Breitenwirksamkeit der Parteien 
nur ansatzweise überwunden hat und 
immer noch sehr von der urbanen Zen-
triertheit der ägyptischen Parteien-
landschaft geprägt ist (vor allem Kairo, 
Alexandria und die Nildeltaregion). 
Grundsätzlich sind drei ideologisch-
programmatische Grundströmungen 
erkennbar, die grosso modo auch mit 
den sich für die ersten Parlamentswah-
len etablierten Wahllisten und -allian-
zen korrespondieren. Da wäre zum ei-
nen das sehr dichte Spektrum säkular-
liberaler Parteien, dem einerseits etab-
lierte Parteien (beispielsweise al-Wafd) 
und andererseits die zahlreichen Neu-
gründungen des Jahres 2011 angehö-
ren, wie bspw. die al-Ghad al-Jadid des 
früheren Präsidentschaftskandidaten 
Ayman Nour oder die noch nicht zuge-
lassene Freiheitspartei Hizb Misr al-Hu-
riyya auf Initiative von Amr Hamzawy, 
die aber über eine links-säkular ausge-
richtete Wahlallianz an den Wahlen 
teilnimmt. Neben dem liberalen Spekt-
rum ist auf das Parteienspektrum der 
politischen Linken zu verweisen, das 
sich in einem analogen,  bisweilen un-
übersichtlichen Ausdifferenzierungs-
prozess befindet und zum einen aus 
bereits etablierten Parteien (beispiels-
weise das Sammelbecken der Nasse-
risten oder der al-Tagammu‘) und zum 
anderen aus Neugründungen wie der 
ägyptisch-sozialdemokratischen Partei 
(Hizb al-Masri al-Dimuqrati al- Igtima‘ i) 
besteht. Das drit te Spektrum ist im he-
terogenen Lager des politischen Islam 
zu lokalisieren, in welchem es aufgrund 
der weggefallenen Repression durch 
das Mubarak-Regime nun auch eine 
lebhafte Ausdifferenzierung zu ver-
zeichnen gibt. Wichtigste Parteineu-
gründungen sind dabei wohl der poli-
tische Ableger der Muslimbruderschaft 
mit der Freiheits- und Gerechtigkeits-
partei (Hizb al-Hurriyya wa-l-‘Adala) 
und die Parteineugründung der Sala-
fisten (Partei des Lichts, Hizb al-Nur). 
Daneben sind die zahlreichen, sich mit 
Verzögerung auch institutionalisieren-
den Protestbewegungen (z. B. die Ju-
gendbewegung des 6. April) zu beach-
ten, die sich ebenso in diesen drei skiz-
zierten Spektren bewegen, Parteiinitia-
tiven beitreten oder diese unterstützen 
und für die Wahlen 2011/12 zum Teil 
über gemeinsame Parteilisten und 
Wahlallianzen kandidieren. 

Mohammed Hussein Tantawi, Chef des 
ägyptischen Militärrats, bei einer Fern-
sehansprache „an die Nation“. Der Ver-
weis ägyptischer Militärs auf das Ziel, die 
Macht in zivile Hände und auf demokra-
tisch legitimierte Institutionen übertragen 
zu wollen, verliert zusehends an Glaub-
würdigkeit. Das Militär will seine mit Privi-
legien behaftete Rolle auch in einem „neu-
en“ Ägypten erhalten.

picture alliance/dpa
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Parteienwettbewerb der Post-Muba-
rak-Zeit am 28. November 2011. In meh-
reren Etappen14 werden bis Anfang 
2012 beide Kammern des ägyptischen 
Parlaments (Majlis al-Shaab und Majlis 
al-Shura) gewählt. In einem nächsten 
Schrit t soll aus dem ägyptischen Parla-
ment eine verfassungsgebende Ver-
sammlung mit 100 Mitgliedern bestimmt 
werden, die einen neuen Verfassungs-
entwurf zu konzipieren hat. Ferner sol-
len auch Präsidentschaftswahlen statt-
finden, welche im Zuge wieder aufflam-
mender Proteste Ende November 2011 
vom Militärrat für Mitte 2012 geplant 
sind. Etwaige Prognosen und Umfragen 
für die Wahlen sind ob der aktuellen Po-
larisierung und sich lebhaft verändern-
den Parteienlandschaft höchst spekula-
tiv und mitnichten repräsentativ. Selbi-
ges gilt auch für die Präsidentschafts-
wahlen und einer zum Zeitpunkt der 
Niederschrift dieses Beitrags (Dezem-
ber 2011) noch nicht greifbaren, voll-
ständigen Kandidatenliste.

Ägyptens regionale Strahlkraft

Ägypten sah sich in der Vergangenheit 
stets als natürlicher politischer, ökono-
mischer und kultureller Leitakteur im 
südlichen Mittelmeerraum und der ara-
bischen Welt, was auch von konstituti-
ver Bedeutung für das ägyptische Nati-
onalgefühl war. Trotz geostrategischer 
und vor allem geoökonomischer Ver-
schiebungen zugunsten der arabischen 
Halbinsel (vgl. Saudi-Arabien und Ka-
tar) seit den 1970er Jahren hielt Ägyp-
ten an dieser zunehmend verzerrten 
Selbstwahrnehmung fest und sieht sich 
nun im Zuge des „Arabischen Frühlings“ 
sogar bestätigt, indem es den Weg der 
politischen Öffnung, des Wandels und 
des demokratischen Aufbruchs – so das 
Narrativ – eingeschlagen hat. Ob diese 
Sicht der Dinge dabei konterrevolutio-
näre Versuche insbesondere seitens 
Saudi-Arabiens, ein Übergreifen des 
Protests auf die arabische Halbinsel zu 
verhindern, übersieht oder ignoriert, ist 
zweitrangig. Vielmehr geht es darum, 
das historisch gewachsene Bild der re-
gionalen Führungsrolle und des Füh-
rungsanspruchs auch im Zuge der politi-
schen Veränderungsdynamik des „Ara-
bischen Frühlings“ mit Inhalt zu füllen 
und sich an die Spitze dieser Verände-
rungsdynamik zu setzen (beispielsweise 
innerhalb der Gremien der Arabischen 
Liga). Zweifelsohne hat der erfolgte po-
litische Wandel in Tunesien und noch 
mehr in Ägypten der regionalen Protest-
bewegung starke Impulse geliefert und 
regionale Dynamiken schon aufgrund 
entterritorialisierter Medienlandschaf-
ten bedingt und verstärkt (z. B. al-Jazee-

ra und Web 2.0-Medien). Dieses gestei-
gerte Nationalgefühl (mit Slogans wie: 
Raise your head high, you’re Egyptian!) 
und der Stolz auf den nicht für möglich 
gehaltenen politischen Wandel wirken 
damit einhergehend bestimmend auf 
das außenpolitische Instrumentarium 
ägyptischer Diplomatie ein. So stehen 
nun sämtliche Eckpfeiler der Außenpoli-
tik unter Mubarak auf dem Prüfstand, da 
mit öffentlicher Meinung eine vorher nur 
sehr selektiv berücksichtigte Variable in 
der außenpolitischen Grundausrich-
tung von gewachsener Bedeutung ist. 
Besonders eindringlich zeigt sich das 
für die ägyptisch-israelischen Bezie-
hungen: Stand das Mubarak-Regime für 
Verlässlichkeit in den bilateralen, voll-
umfänglichen Beziehungen zu Israel, 
die trotz Friedensvertrag von Camp Da-
vid (1978) nie von einer Mehrheit der 
ägyptischen Gesellschaft getragen 
wurden, achtet das Militär und die neue 
Übergangsregierung seit Übernahme 
der Macht auf ein Mehr an Distanz (bei-
spielsweise Öffnung des Grenzüber-
gangs zum Gaza-Streifen), sucht in Lie-
ferungsverträgen von ägyptischem Gas 
an Israel eine neue Vertragsgrundlage 
und justiert parallel ägyptische Außen-
politik in der unmittelbaren und weite-
ren Nachbarschaft neu (z. B. Verhand-
lungen mit Nilanrainerstaaten). Gera-
de was die Politik gegenüber Israel an-
belangt, wird eine ähnlich unpopuläre 
und vom gesellschaftlichen Meinungs-
bild entkoppelte Ausrichtung ägypti-
scher Außenpolitik und enge Partner-
schaft mit der israelischen Regierung für 
die zukünftige Präsidentschaft nicht 
mehr tragbar sein. Das Verhalten des 
Höchsten Militärrats im Zuge des Sturms 
der israelischen Botschaft durch aufge-
brachte Demonstranten im September 
2011 deutet hierbei deutlich auf eine re-
alpolitische Überprüfung der bilatera-
len Beziehungen mit Israel hin, obgleich 
diese Überprüfung nicht an den Grund-
parametern des ägyptisch-israelischen 
Friedensabkommens rütteln wird; zu 
groß wäre die Gefahr, damit die jährli-
chen Militärzahlungen aus den USA als 
„Camp David-Dividende“ in Frage zu 
stellen.

Der Blick nach vorne 

Unabhängig derzeitiger Aushand-
lungsprozesse wird das Jahr 2011 für 
Ägypten und die gesamte Region in die 
Geschichtsbücher als Zäsur eingehen. 
Einst unantastbare Autokraten und Des-
poten konnten durch präzedenzlose 
Massenmobilisierungen von unten nach 
oben zum Rücktrit t gezwungen (Ägyp-
ten), gestürzt (Libyen) und zur Flucht aus 
dem Land getrieben werden (Tunesien). 
Dieser Einschnitt schafft neben Risiken, 

die Phasen des Machtvakuums stets in 
sich tragen, zahlreiche Möglichkeiten 
der Neukonfiguration des politischen 
Systems von Ägypten. Für diesen Pro-
zess ist in erster Linie Geduld gefragt, 
die ob einer nur mittelfristig zu erwar-
tenden sozioökonomischen Revoluti-
onsdividende auf eine harte Probe ge-
stellt wird. Die Zustimmung zu einer 
 substantiellen Demokratisierung des 
Landes wird primär über eine Wohl-
standssteigerung breiter Gesellschafts-
segmente erreicht und nur sekundär 
über die Ausweitung von demokrati-
schen Partizipationsstrukturen. Es bleibt 
ein ergebnisoffener Prozess, ob die 
über Dekaden gewachsenen Patrona-
ge- und Klientelstrukturen samt ihrer so-
zioökonomischen Dichotomien durch-
brochen werden und sich daraus eine 
Kultur des demokratischen Wettbe-
werbs in der Gesellschaft entwickelt. In 
diesem Prozess wird das ägyptische Mi-
litär mittelfristig bemüht sein, eine ganz 
spezifische „institutionelle Revolutions-
dividende“ – als Hüter und Garant der 
Einheit der Nation in den Tagen der Re-
volte – für sich zu reklamieren, um an die 
starke politökonomische Rolle der Ver-
gangenheit nahtlos anknüpfen zu kön-
nen. So ist dementsprechend auch eine 
selektive, weitere Aufarbeitung einzel-
ner korrupter Klientelsegmente im Um-
feld des Mubarak-Regimes zu erwar-
ten. Die intransparenten Besitzrechte 
des Militärs, um den Titel dieses Artikels 
aufzugreifen, werden hingegen unan-
getastet bleiben oder sogar expansiver 
Natur sein. 
Schlussendlich stellt sich die Frage nach 
der Rolle externer Akteure in diesem 
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Prozess. Zweifelsohne blicken internati-
onale Geber und hier vor allem europä-
ische Akteure auf eine wenig ruhmrei-
che Vergangenheit zurück. Die Entwick-
lungszusammenarbeit setzte zum Teil 
auf die falschen Partner und glaubte in 
den autoritären Regimen eines Muba-
raks oder Ben Alis verlässliche Partner 
in strategisch wichtigen Politikfeldern 
wie der Bekämpfung der irregulären 
Migration gefunden zu haben. Der poli-
tische Wandel von 2011 ist auch in die-
sem Kontext eine Chance zur Überwin-
dung dieser Zielkonflikte und zur au-
ßenpolitischen Neuausrichtung gegen-
über den Partnerländern. Hierfür gilt es 
aber ebenso Raum für eine Strategiede-
batte zu schaffen, die von reflexartigen 
Etataufstockungen der Entwicklungszu-
sammenarbeit, wie in Ägypten und Tu-
nesien zu beobachten, kaum positiv be-
einflusst wird, zumal der Einfluss auf die 
Art und Richtung der politischen Verän-
derung gering sein wird. 
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DIE SCHUTZVERANTWORTUNG DER INTERNATIONALEN GEMEINSCHAFT 

Libyen und das Dilemma externer 
Interventionen
Rolf Schwarz1

Die Schutzverantwortung der 
internationalen Gemeinschaft

Seit den 1990er Jahren hat sich in der 
internationalen Gemeinschaft ein Ver-
ständnis dafür etabliert, dass Gerech-
tigkeit, wir tschaftliches Wachstum und 
Wohlstand eine Voraussetzung für dau-
erhaften Frieden in einem Land sind. 
Dabei werden Entwicklungs- und Men-
schenrechtsfragen zunehmend mit Fra-
gen der internationalen Sicherheit ver-
bunden. Diese Vernetzung wurde an 
prominenter Stelle in dem Bericht der 
hochrangigen Gruppe der Vereinten 
Nationen, die ihren Bericht A more secu-
re world: Our Shared Responsibility im 
Jahre 2004 publizierte, hervorgeho-
ben, und ebenso in dem ein Jahr später 
erschienenen Bericht des damaligen 
Generalsekretärs der Vereinten Natio-
nen Kofi Annan In Larger Freedom: To-

wards Development, Security and Human 
Rights for All.2
Dieser wachsende Konsens spiegelt 
sich in der Vorstellung einer Schutzver-
antwortung der internationalen Ge-
meinschaft (englisch: Responsibility to 
Protect; abgekürzt R2P) wider. Diese 
Verantwortung zum Schutze des Men-
schen vor schweren Menschenrechts-
verletzungen und Brüchen des humani-
tären Völkerrechts stellt einen neuen 
und ganzheitlichen Ansatz der interna-
tionalen Politik dar. Befürworter des 
Konzepts sehen dies als historischen 
Schrit t zur Verhinderung schwerster 
Massenverbrechen. Indem Menschen-
rechtsfragen als sicherheitspolitische 
Themen wahrgenommen werden, kön-
nen sie durch bestehende Mechanis-
men der internationalen Politik (Zwangs-
maßnahmen gemäß Kapitel VII der UN-
Charta) eingefordert und extern „durch-
gesetzt“ werden. Kritiker einer solchen 
Schutzverantwortung der internationa-
len Gemeinschaft hingegen sehen dar-
in eine Aushebelung des Prinzips der 
Nichteinmischung in die inneren Ange-
legenheiten eines Staates. 
Das Dilemma externer Intervention ist 
nicht, dass die internationale Gemein-
schaft diese nicht effizient und zielge-
richtet umsetzen könnte. Das Dilemma 
liegt vielmehr darin, dass diese Inter-
ventionen nur Symptome bekämpfen 
und nicht die Ursachen von Konflikten, 
Instabilität und schweren Menschen-
rechtsverletzungen angehen. Diese Ur-
sachen liegen zumeist in schwachen, 
ineffizienten sowie undemokratischen 
Staatsstrukturen. Um diese langfristig 
und nachhaltig zu verbessern, bedarf 
es allerdings einer anderen Strategie 
als „nur“ der Intervention: Es stellt sich 
die Frage des Aufbaus effizienter staat-
licher Strukturen (capacity building) und 
einer langfristigen sozio-politischen 
Entwicklung, mit dem Ziel der Bildung 
einer Nation (nation building). Beides 
kann allerdings nur über einen langfris-
tigen Zeitraum aufgebaut werden und 
muss von der einheimischen Bevölke-
rung nicht nur unterstützt, ja geradezu 
in eigener Verantwortung geführt wer-
den. 
Die humanitäre Intervention in Libyen, 
die Durchsetzung einer Flugverbotszo-
ne über Libyen und eines Waffenem-
bargos gegen das Gaddafi-Regime 
durch die NATO haben die Debatte um 

den Nutzen und die Notwendigkeit hu-
manitärer Interventionen ins Herz der 
arabischen Welt katapultiert. Der Er-
folg der Intervention in Libyen von März 
bis Ende Oktober 2011, aber auch die 
nach wie vor herrschende Instabilität in 
Libyen unterstreichen zusammen gese-
hen einmal mehr das Dilemma von ex-
ternen Interventionen: gut gemeinte 
und international legitimierte Interven-
tionen haben nur begrenzte Wirkung; 
sie können einen autochthonen Prozess 
der Nationenbildung (nation building) 
nicht ersetzen. 
In Libyen war, ausgehend durch eine 
Resolution des Kooperationsrats der 
Arabischen Staaten des Golfs (Gulf Co-
operation Council) und dann maßgeb-
lich durch die Resolution der Arabischen 
Liga vom 12. März 2011, in der die ara-
bischen Staaten die internationale Ge-
meinschaft dazu aufriefen, „ihre Verant-
wortung wahrzunehmen“ und eine Flug-
verbotszone zum Schutze von Zivilisten 
in Libyen einzurichten, die internationa-
le Gemeinschaft zur Umsetzung ihrer 
Schutzverantwortung übergegangen.3 

Die Resolutionen 1970 und 1973

Dieser Appell an die Schutzverantwor-
tung der internationalen Gemeinschaft 
führte zu einer Debatte im Sicherheits-
rat der Vereinten Nationen, der am 
17. März 2011 die Resolution 1973 an-
nahm. Basierend auf diesem Völker-
rechtsmandat setzte daraufhin eine Ko-
alition von Staaten und seit dem 
31. März 2011 die North Atlantic Treaty 
Organization (NATO) eine humanitäre 
Intervention zum Schutz der Zivilbevöl-
kerung in Libyen durch. Diese NATO-
geführte Intervention, genannt Opera-
tion Unified Protector, beinhaltete drei 
Komponenten: (1) die Durchsetzung ei-
ner Flugverbotszone über Libyen, (2) die 
Durchsetzung eines maritimen Waffen-
embargos gegen das Gaddafi-Regime 
und (3) militärische Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung. 
Bereits am 26. Februar 2011 hatte der 
VN-Sicherheitsrat die Resolution 1970 
angenommen, in der von möglichen 
„Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ 
die Rede ist. Die Verabschiedung der 
Resolution 1970 war vor allem deshalb 
bemerkenswert, weil sie eine Überwei-
sung der Vorgänge in Libyen an den In-

In Libyen wurde, ausgehend von zwei 
Resolutionen aus der arabischen Welt, 
die internationale Gemeinschaft ihrer 
Schutzverantwortung gerecht. Dieser 
Ruf an die Schutz verantwortung der 
 internationalen Ge meinschaft führte 
schließlich zur UN-Resolution 1973. Ba-
sierend auf diesem Mandat setzte eine 
Koalition von Staaten und seit dem März 
2011 die NATO eine humanitäre Inter-
vention zum Schutz der libyschen Zivil-
bevölkerung durch. Die humanitäre In-
tervention, die Durchsetzung einer 
Flugverbotszone über Libyen und eines 
Waffenembargos gegen das Gaddafi-
Regime durch die NATO haben eine De-
batte um den Nutzen und die Notwen-
digkeit humanitärer Interventionen 
ausgelöst. Der Erfolg der Intervention in 
Libyen von März bis Ende Oktober 2011, 
aber auch die nach wie vor herrschende 
Instabilität in Libyen unterstreichen ein-
mal mehr das Dilemma von externen In-
terventionen: gut gemeinte und interna-
tional legitimierte Interventionen haben 
nur begrenzte Wirkung. Sie können den 
Aufbau effizienter staatlicher Strukturen 
und eine langfristige sozio-politische 
Entwicklung – hinzielend auf eine Natio-
nenbildung – nicht ersetzen. Beides kann 
nur über einen längeren Zeitraum aufge-
baut werden und muss von der einheimi-
schen Bevölkerung getragen sein. I
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ternationalen Strafgerichtshof anord-
nete und dies gegen ein amtierendes 
Staatsoberhaupt geschah. Dies ist be-
sonders bemerkenswert, da die USA 
und China erstmals einer solchen Über-
weisung zustimmten und dieser Schrit t 
den Handlungsdruck auf den Sicher-
heitsrat in der Folge zusätzlich erhöhte 
(Lehmann/Schütte 2011). Der Internatio-
nale Strafgerichtshof begann seine Un-
tersuchung bereits am 3. März und er-
ließ am 16. Mai 2011 Haftbefehle ge-
gen Gaddafi, seinen Sohn Saif al-Islam 
und den Geheimdienstchef Abdullah 
al-Sanussi wegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit. 
Diese Entwicklungen sind durchgrei-
fend und reflektieren einen Paradig-
menwechsel, wonach die Souveränität 
eines Staates nicht mehr als Hindernis 
für die Schutzverantwortung der inter-
nationalen Gemeinschaft zu sehen ist. 
Fragen, die bisher undenkbar waren, 
werden nun offen gestellt und teilweise 
bejaht. Ist es denkbar, dass arabische 
Staaten externe humanitäre Interventi-
onen zum Schutz ihrer Bürger akzeptie-
ren – wie im Falle Libyens von allen ara-
bischen Staaten getan? Was bedeutet 
dies für die Umsetzung der Norm einer 
Schutzverantwortung und welche regi-
onalen Dynamiken sind denkbar in so 
unterschiedlichen Szenarien wie im Je-
men, in Syrien und im Sudan? Und 
schließlich: Ist es möglich, die Debatte 
um eine Schutzverantwortung der inter-
nationalen Gemeinschaft weg von hu-
manitären Interventionen hin zu einer 
Strategie der Prävention und dem Auf-
bau von effizienten staatlichen Struktu-
ren zu lenken? 
Die jüngsten Entwicklungen in Syrien 
scheinen die Debatte neu angefacht zu 
haben und deuten in diese Richtung. Al-
lerdings ist dabei interessant zu bemer-
ken, dass als Implementierungsvor-
schläge der „Responsibility to Protect“ 
nicht nur eine wohl schwierige humani-
täre Intervention im Gespräch ist, son-
dern auch andere Maßnahmen, die die 
UN-Charta erlaubt, so wie wirtschaftli-
che Sanktionen und regionale Maß-
nahmen (in diesem Falle eine Beobach-
termission der Arabischen Liga). 

„Responsibility to Protect“ – eine 
neue Norm der internationalen Politik

In den 1990er Jahren gab es eine Reihe 
von humanitären Interventionen in Län-
dern wie Somalia, Haiti, Kosovo und ab 
2001 auch in Afghanistan. Dies kann als 
Ergebnis eines wachsenden Bewusst-
seins gesehen werden, dass Interventi-
onen zum Schutze der Zivilbevölkerung 
gegen grobe Verletzungen der Men-
schenrechte und Völkermord legitim 
und notwendig sind. Wie aus dem Be-

richt der Internationalen Kommission zu 
Intervention und staatlicher Souveräni-
tät (International Commission on Inter-
vention and State Sovereignty, ICISS) 
hervorgeht, er fordert das Konzept der 
Schutzverantwortung der internationa-
len Gemeinschaft ein konzeptionelles 
Überdenken des Begrif fs der staatli-
chen Souveränität und ein Abwiegen 
zwischen individuellen Rechten und 
staatlicher Verantwortung:
„Diese Ansätze sehen alle eine Verlage-
rung des Grundverständnisses von Sou-
veränität weg von absoluten Rechten 
von Staatsoberhäuptern hin zu einer 
Respektierung des Volkswillens und in-
ternen Governance-Formen, basierend 
auf internationalen Standards der De-

mokratie und Menschenrechte. (...) Auf 
einer Werteskala steht die Souveränität 
eines Staates nicht höher als die Men-
schenrechte seiner Bewohner” (ICISS 
2001, S. 11). 
Die Schutzverantwortung der internati-
onalen Gemeinschaft hat sich in den 
letzten Jahren zu einem der dringlichs-
ten Anliegen der internationalen Politik 
zum Schutz vor massiven Menschen-
rechtsverletzungen, Kriegsverbrechen 
und Völkermord entwickelt.4 Auf der Ple-
narsitzung der UN-Vollversammlung 

Mit der „Revolution des 17. Februar“ begann 2011 der Sturz der Gaddafi-Diktatur. Erst 
durch die externe Intervention gelang es jedoch, der Gewalt ein Ende zu setzen und es 
dem libyschen Volk zu erlauben, über seine eigene politische Zukunft zu bestimmen.
  picture alliance/dpa
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(World Summit) im September 2005 in 
New York erkannten zum ersten Mal al-
le Mitgliedstaaten der Vereinten Natio-
nen offiziell ihre Verantwortung zum 
Schutz ihrer Bürger an, und einigten sich 
auf folgendes Abschlussdokument:
„Jeder einzelne Staat hat die Verant-
wortung, seine Bevölkerung vor Völker-
mord, Kriegsverbrechen, ethnischen 
Säuberungen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit zu schützen. Zu die-
ser Verantwortung gehört, mittels an-
gemessener und notwendiger Maß-
nahmen, das Verhindern solcher Ver-
brechen, einschließlich der Anstif tung 
dazu. Wir akzeptieren diese Verant-
wortung und werden im Einklang mit ihr 
handeln. Die internationale Gemein-
schaft soll, soweit angebracht, Staaten 
ermutigen und ihnen helfen, diese Ver-
antwortung wahrzunehmen, und die 
Vereinten Nationen unterstützen, ein 
Frühwarnsystems zu schaffen“ (Vereinte 
Nationen 2005, Paragraph 138).
Und später heißt es im selben Ab-
schlussdokument: 
„Die internationale Gemeinschaft hat 
durch die Vereinten Nationen auch die 
Pflicht, geeignete diplomatische, huma-
nitäre und andere friedliche Mittel, ge-
mäß Kapiteln VI und VIII der Charta der 
Vereinten Nationen, anzuwenden zum 
Schutz der Bevölkerung vor Völkermord, 
Kriegsverbrechen, ethnischer Säube-
rung und Verbrechen gegen die 
Menschheit (...). Wir beabsichtigen au-
ßerdem, uns zu verpflichten, soweit not-
wendig und angemessen, Staaten beim 
Aufbau von Fähigkeiten zu helfen, ihre 
Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsver-
brechen, ethnischen Säuberungen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
zu schützen, und wir verpflichten uns, 
diejenigen Staaten zu unterstützen, die 
unter Stress stehen, bevor Krisen und 
Konflikte ausbrechen“ (Vereinte Natio-
nen 2005, Paragraph 139).
Die Legitimität der Intervention aus hu-
manitären Gründen ist daher die zent-
rale Frage. Mehrere Wissenschaftler 
und Diplomaten haben eine teils leb-
hafte Debatte über die Ethik solcher In-
terventionen geführt.5 Während die Po-
litik in Interventionen ein angemesse-
nes, wenn auch selten zu benutzendes 
Mittel zum Schutz des Einzelnen sieht, 
sehen vor allem Wissenschaftler solche 
Interventionen als wenig nützlich an. 
Natürlich ist es offensichtlich, dass oh-
ne die Möglichkeit von humanitären In-
terventionen in extremis die Gewährleis-
tung der Menschenrechte noch schwie-
riger und langwieriger wäre. Es bedarf 
ohnehin einer langfristigen Politik, die 
auf den Aufbau staatlicher und instituti-
oneller Garantien für eine dauerhafte 
Achtung der Menschenrechte in einem 
Lande zielt. Dies trif f t auf Länder zu, in 
denen nicht interveniert wurde, beson-

ders aber in Fällen, wo eine Intervention 
aus humanitären Gründen stattgefun-
den hat und wo es im Wiederaufbau 
und in Post-Konflikt-Situationen natür-
lich auch um diese institutionellen Ga-
rantien geht. 
Dennoch haben viele Staaten versucht, 
solche Interventionen mit Bezug auf ihr 
unantastbares Recht auf Souveränität 
und der Nichteinmischung in innere An-
gelegenheiten von Staaten zu verhin-
dern. Ein Umdenken des Begrif fs der 
staatlichen Souveränität ist somit obers-
te Pflicht, um das Hauptmerkmal inter-
nationaler Bemühungen auf sowohl in-
dividuelle als auch staatliche Rechte zu 
setzen. Dieses Umdenken hat oberste 
Priorität – heute mehr noch als im Jahre 
2001, als der Bericht der International 
Commission on Intervention and State 
Sovereignty publiziert und der Begrif f 
der „Responsibility to Protect“ kreiert 
wurde. 
Angesichts mehrerer multilateraler hu-
manitärer Interventionen wird der Be-
grif f der staatlichen Souveränität inzwi-
schen mehr und mehr in Frage gestellt. 
Auf der einen Seite stehen diejenigen, 
die die Förderung der Menschenrechte 
„über Grenzen hinweg“ anstreben und 
den Einsatz militärischer Gewalt im 
Rahmen von humanitären Interventio-
nen als gerechtfertigt ansehen. Aus die-
ser Perspektive ist das Ende jeglicher 
staatlicher Souveränität bereits einge-
läutet und nur noch eine Frage der Zeit. 
Auf der anderen Seite stehen diejeni-
gen, die, gerade auch um humanitäre 
Interventionen zu legitimieren, staatli-
che Souveränität als zunehmend wichti-
ger werdend ansehen. Schließlich sind 
es ja Staaten, die humanitäre Interventi-
onen durchführen, auch wenn sie diese 
mittels regionaler oder internationaler 
Organisationen (NATO, UN, Afrikani-
sche Union, u. a.) umsetzen. Diese ge-
gensätzlichen Auffassungen von Sou-
veränität finden daher ihren Ausdruck in 
einem Spannungsverhältnis zwischen 
Staaten, die das Primat der Menschen-
rechte und den Schutz des Einzelnen (im 
Namen einer neuen Norm der R2P) als 
zentrales Ziel sehen, und Staaten, die 
sich durch diesen Universalitätsan-
spruch bedroht fühlen und unter Bezug-
nahme auf Artikel 2.7 der Charta der 
Vereinten Nationen auf ein Prinzip der 
Nichteinmischung in die inneren Ange-
legenheiten eines Staates pochen. 

„Responsibility to Protect” und die 
„Arabellion“ 

Der „Arabische Frühling“ hat die Debat-
te um eine „Responsibility to Protect“ 
wieder neu entfacht. Die Umstürze in Tu-
nesien, Ägypten und Libyen müssen alle 
im Kontext der nicht abgeschlossenen 

Staatsbildungsprozesse in diesen Län-
dern gesehen werden. Bis ins Jahr 2011 
hinein wurden alle drei Staaten autori-
tär regiert. Staatliche Macht wurde rein 
repressiv und nicht durch demokrati-
sche Legitimität ausgeübt. Zudem wur-
de die Bevölkerung durch ökonomische 
und wohlfahrtsstaatliche Leistungen 
still gehalten. 
Die ökonomische Grundlage dieser au-
toritären Herrschaft führte dazu, dass 
in Zeiten des Konjunkturaufschwungs 
die Allokation von wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen (Lebensmittelsubventionie-
rung, freie Gesundheitsversorgung und 
Bildungspolitik) gezielt vermehrt und 
damit eine enge Verbindung zwischen 
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Wohlfahrts- und Herrschaftsfunktion 
des Staates geschaffen wurde. In Zei-
ten der Konjunkturschwäche oder in Fi-
nanzkrisen fand allerdings die Umkeh-
rung dessen statt, und eine Neuaus-
handlung der state-society-relations trat 
hervor, die eine Verlagerung auf die 
Herrschaftskomponente und die Si-
cherheitsfunktion des Staates mit sich 
brachte. Was in früheren Fällen noch 
eingedämmt und kontrolliert werden 
konnte, führte im Jahr 2011 zu Massen-
protesten und zu den bekannten Um-
stürzen und Revolutionen in Tunesien, 
Ägypten und Libyen. 
Die jüngste Welle von Protesten in der 
arabischen Welt hat ihren Ursprung in 

den größtenteils unerfüllt gebliebenen 
sozio-ökonomischen Forderungen wei-
ter Teile der Bevölkerung. Seit Jahr-
zehnten gab es in den meisten arabi-
schen Ländern einen informellen so-
zialen Vertrag, mit dem politische 
Rechte und Menschenrechte gegen so-
ziale und wirtschaftliche Chancen aus-
getauscht wurden. Politische Abwei-
chung oder Opposition durfte nicht 
zum Ausdruck gebracht werden, solan-
ge der Einzelne Chancen auf sozialen 
Aufstieg und Zugang zu allgemeinen 
wohlfahrts staatlichen Leistungen hatte. 
Dieses System funktionierte, solange 
genügend Finanzen zur Verfügung 
standen, die an loyale Gruppen und 

an die breite Gesellschaft verteilt wer-
den konnten. 
Jahrzehntelange Misswirtschaft, hin-
ausgezögerte wirtschaftliche Reformen 
und zuletzt die Auswirkungen der welt-
weiten Finanzkrise haben dieses Herr-
schaftssystem an seine Grenzen ge-
bracht. Im Jahre 2011 mussten Lebens-
mittel- und Brotpreise angehoben wer-
den, und die Benzinpreise stiegen 
vielerorts sprunghaft an. Diese Verän-
derungen mögen auf den ersten Blick 
nicht entscheidend erscheinen und als 
nebensächlich abgetan werden, doch 
darf nicht vergessen werden, dass im 
oben beschriebenen Herrschaftssystem 
eine solche Veränderung der wohl-
fahrtsstaatlichen Komponente ein ech-
ter Testfall für die politische Legitimität 
eines jeden Regimes ist. 
Die Proteste in Tunesien und Ägypten 
passen genau in dieses Muster. Sie wur-
den zunächst durch den Anstieg der 
Nahrungsmittel- und Brotpreise sowie 
durch das Fehlen von Sozialleistungen 
von der Regierung inspiriert. Erst in ei-
ner zweiten Phase wandelten sich die 
Proteste in legitime politische Forderun-
gen.
Der Mangel an Aufgeschlossenheit der 
Regierungen, auf diese Forderungen 
einzugehen, führte daraufhin zu einer 
Radikalisierung der Protestbewegung 
und zu einer Ausweitung der Forderun-
gen, mit den bekannten Ergebnissen 
der Rücktrit te der Präsidenten von Tune-
sien und Ägypten. Dass das Militär in 
beiden Staaten eine entscheidende 
Rolle in diesem Prozess gespielt hat und 
vor allem mitverantwortlich gemacht 
werden kann, dass dieser politische 
Wandel relativ friedlich stattgefunden 
hat, scheint außer Frage zu stehen.6

An diesen politischen Umwälzungen 
hatte die internationale Gemeinschaft 
a priori keine Rolle. Es ging primär um 
innenpolitische Themen, die nicht not-
wendigerweise mit geopolitischen Fra-
gen verknüpft waren. Aber die Ereignis-
se in Libyen im Frühjahr 2011 haben die-
se Debatte verschoben. Es kam zu ver-
mehrten Forderungen nach einer 
humanitären Intervention, die in der 
arabischen Welt durch die Forderung 
einer Flugverbotszone über Libyen zum 
Ausdruck gebracht wurde. Kann man al-
so daher folgern, dass die internationa-
le Norm einer „Responsibility to Protect“ 
in der arabischen Welt entstanden ist 
und jetzt akzeptiert wird?
In der Tat ist es schwer, gegen den 
Wortlaut der Plenarsitzung der UN-
Vollversammlung (World Summit) vom 
September 2005 zu sein, der jedem ein-

Gaddafi bei einem 
seiner letzten öffent-
lichen Auftritte. Wie 
immer beschwor er 
aggressiv den 
„Kampf bis auf den 
letzten Blutstropfen“ 
gegen die „ausländi-
schen Verräter“.

picture alliance/dpa
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zelnen Staat eine Verantwortung zu-
schreibt, „seine Bevölkerung vor Völker-
mord, Kriegsverbrechen, ethnischen 
Säuberungen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit zu schützen“. Wel-
cher Staat oder welche Gesellschaft 
möchte schon „neutral“ wirken, wenn es 
um Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit geht? Und 
der arabische Raum ist hier sicherlich 
keine Ausnahme. 
Zweitens scheint es ebenfalls klar, dass 
Theorien der staatlichen Souveränität 
dem Primat des menschlichen Lebens 
nachgeordnet sind. Will heißen, dass 
Staaten eine Pflicht zum Schutz ihrer Be-
völkerung haben. Und dies im Übrigen 
nicht nur wie im oben zitierten UN-Ab-
schlussdokument, sondern auch aus 
philosophischen Überlegungen heraus: 
Staaten existieren, um ihrem Volk zu die-
nen. 
Zur gleichen Zeit empfinden viele in der 
arabischen Welt, dass die Norm der 
„Responsibility to Protect“ (R2P) als Vor-
wand für die Fortsetzung des Krieges 
verwendet werden könnte und viele in 
der Region denken dabei an den Irak. 
Egal, wie sorgfältig daher das Konzept 
der R2P in den kommenden Jahren fest-
geschrieben wird, kann dieser in der 
arabischen Welt allgemein verbreitete 
Argwohn gegenüber westlicher und vor 
allem amerikanischer Außenpolitik wohl 
nicht gänzlich ausgeräumt werden. 
Dennoch wird wohl kein arabischer 
Staat das generelle Prinzip der R2P in 
Frage stellen, und es wird wohl auch 
kein Staat der Region bezweifeln, dass 
Instabilität aufgrund von Kriegsverbre-
chen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in Nachbarstaaten di-
rekte Auswirkungen haben können. 
Natürlich kann man auch argumentie-
ren, dass arabische Staaten noch nie 
ausländische Intervention akzeptiert 
haben, aber sich an diese im Sinne ei-
nes „Great Power Games“ gewöhnt ha-
ben (Brown 1984). In Fällen, in denen 
Akteure aus der Region weder willens 
noch in der Lage sind, humanitäre Hilfe 
selbst zu liefern – und die momentane 
Situation in Syrien, die trotz aller Ver-
mittlungs- und Druckversuche der Ara-
bischen Liga unverändert festgefahren 
scheint –, könnte es durchaus denkbar 
sein, dass die internationale Gemein-
schaft regionalen Akteuren zur Hilfe 
und zur Unterstützung beikommt. Na-
türlich würde die Frage von der Art einer 
etwaigen Intervention sowie ihrem 
Zweck abhängen, doch ist der Versuch 
einer Internationalisierung der Syrien-
krise in den letzten Wochen – durch die 
Vermittlung Katars, den politischen 
Druck Saudi-Arabiens und mit Hilfe dip-
lomatischer Mittel wie der „Friends of 
Syria“-Konferenz – ein deutliches Sig-
nal in dieser Hinsicht.  

Dennoch bleibt festzuhalten, dass Zwei-
fel bei der Umsetzung einer R2P blei-
ben. Vor allem die Frage, wer für die 
Umsetzung einer solchen Norm verant-
wortlich ist, steht nach wie vor ohne kla-
re Antwort da. Sollte diese Verantwor-
tung immer der internationalen Ge-
meinschaft zufallen? Oder wäre es 
denkbar, dass auch regionale Organi-
sationen sich dieser Verantwortung an-
nehmen und die R2P durch konkrete Ak-
tionen diplomatischer und militärischer 
Natur umsetzen? Die zunehmende Rolle 
der Arabischen Liga und des Golfko-
operationsrats in Libyen und nunmehr 
auch in Syrien ist sicherlich eine gute 
Entwicklung. Andererseits stellen sich 
auch Fragen bei regionalen Aktionen, 
die von der internationalen Gemein-
schaft nicht voll getragen werden, wie 
zum Beispiel das Eingreifen des Golfko-
operationsrats in Bahrain im Februar 
2011 zur Stützung des dortigen Herr-
scherhauses. 
Letztendlich wird die Norm der R2P 
wohl nur dann weiter bestehen bleiben, 
wenn klar umrissen wird, wann und wie 
die internationale Gemeinschaft diese 
in die Tat umsetzen soll, wenn Staaten 
ihrer Verantwortung nach Schutz der 
Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsver-
brechen, ethnischen Säuberungen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
nicht nachkommen können oder wollen. 
Syrien ist diesbezüglich sicherlich ein 
Testfall, da durch die Libyenkrise 2011 
die R2P-Norm erstmals eine breit getra-
gene Anwendung in der arabischen 
Welt gefunden hat. 
Natürlich gibt es berechtige Befürch-
tungen, dass eine humanitäre Interven-
tion in Syrien einen „Flächenbrand“ in 
der Region auslösen und Syrien zu ei-
nem Schauplatz eines Stellvertreter-
krieges werden könnte, in dem es gar 
nicht mehr um den Schutz der syrischen 
Bevölkerung geht, sondern um strategi-
sche Interessen Moskaus, Teherans und 
Riads (FAZ 2012). Andererseits sind die 
Parallelen zum libyschen Fall doch auf-
fallend. Vor allem das Vorpreschen der 
arabischen Golfstaaten ist augen-
scheinlich. So hat jüngst der Außenmi-
nister Saudi-Arabiens es als „unmensch-
lich“ bezeichnet, dem Massaker des 
Asad-Regimes zuzusehen, „ohne den 
Syrern die Möglichkeit zu geben sich, 
zu verteidigen“ (FAZ 2012). Damit erhält 
die Debatte um eine Schutzverantwor-
tung der internationalen Gemeinschaft 
eine interessante Wendung: Humanitä-
re Militärinterventionen sind demnach 
nicht, wie bisher betrachtet, ein brauch-
bares Mittel zur aktiven Umsetzung ei-
ner R2P-Norm, sondern stehen in einer 
Reihe (wohl als letzte mögliche Option) 
von indirekten Möglichkeiten, wie die 
von Katar und Saudi-Arabien vorge-
schlagene Bewaffnung der syrischen 

Opposition, den Staat auf seine ur-
sprüngliche Schutzverantwortung zu-
rückzubringen. Damit bleibt die R2P-
Norm fest in ihren gesetzten Grenzen 
der staatlichen Souveränität, wie im 
Wortlaut der Plenarsitzung der UN-
Vollversammlung vom September 2005 
festgehalten. Eine solche Lesart könnte 
es auch bisher skeptischen Staaten er-
lauben, an der Umsetzung der R2P-
Norm mitzuarbeiten. 

NATO und die Libyenkrise: R2P in 
action 

Vor einem Jahr hätte wohl kaum jemand 
sich vorstellen können, dass die NATO 
eine weitere militärische Operation un-
ternehmen würde. Zu sehr schien die Al-
lianz auf Afghanistan fokussiert und in 
Anbetracht einer beginnenden Finanz-
krise eher zurückhaltend zu sein. Noch 
weniger hätte man sich vorstellen kön-
nen, dass die NATO in einem Staat in-
tervenieren würde, um massive Men-
schenrechtsverletzungen und einen 
drohenden Völkermord zu verhindern.7 
Und dennoch haben die Ereignisse in Li-
byen im letzten Jahr genau das Gegen-
teil gezeigt. Am 31. März 2011 über-
nahm die NATO die Operation Unified 
Protector (OUP). Zusammen mit fünf 
Partnern führte die NATO die militäri-
sche Operation zur Durchsetzung der 
VN-Resolutionen 1970 und 1973 durch. 
Dies beinhaltete das klare Mandat, Zi-
vilpersonen und von Zivilpersonen be-
wohnte Gebiete, die von einem Angrif f 
bedroht sind, zu schützen und eine Flug-
verbotszone über Libyen sowie ein ma-
ritimes Waffenembargo gegen Libyen 
durchzusetzen. Die letzten beiden Kom-
ponenten liefen zwar bereits am 23. 
bzw. 25. März an. Sie wurden aber in-
nerhalb weniger Tagen unter ein allge-
meines NATO-Kommando unterstellt.8 
Die NATO führte die Operation Unified 
Protector sechs Monate lang vom 
31. März bis zum 31. Oktober 2011. 
Die NATO-geführte Operation Unified 
Protector unterstützte dabei die Ziele 
der internationalen Gemeinschaft, wie 
sie von der Libyen-Kontaktgruppe fest-
gelegt wurden: eine rasche Lösung der 
Krise herbeizuführen, der Gewalt ein 
Ende zu setzen und es dem libyschen 
Volk zu erlauben, seine eigene Zukunft 
frei zu bestimmen. 
Diese Entwicklungen haben viele über-
rascht, und die langen Beratungen, die 
zu der Entscheidung des Nordatlantik-
rats führten, sind in den Medien als eine 
Schwäche der NATO und als ein Zei-
chen ihrer Uneinigkeit interpretiert wor-
den. Das Gegenteil ist allerdings der 
Fall. Die politischen Konsultationen in-
nerhalb des Nordatlantikrats im Febru-
ar und März 2011 wurden zwar intensiv 
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geführt, zeigen aber auch, dass diese 
letztendlich ein integraler Bestandteil 
der NATO und der transatlantischen 
Beziehungen sind.9
Es ist nicht ungewöhnlich, dass eine po-
litische Einigung in einem Bündnis von 
28 souveränen Staaten nicht plötzlich 
über Nacht gefunden wird. Daher ist es 
durchaus bemerkenswert, dass die Eini-
gung über ein derart kontroverses The-
ma – wie den Militäreinsatz in Libyen – 
innerhalb einer einzigen Woche gefun-
den wurde.10

Die Entscheidung, die zu Operation 
Unified Protector führte, beruhte auf 

drei Kriterien, die nach der britischen 
Ständigen Vertreterin im Nordatlantik-
rat, Botschafterin Mariot Leslie, mittler-
weile auch als „Leslie criteria“ bekannt 
sind: ein nachweisbares Er fordernis ei-
ner Intervention (demonstrable need), 
ein robustes Völkerrechtsmandat (sound 
legal basis) und regionale Unterstüt-
zung (strong regional support). 
Die von der NATO geführte Militärope-
ration erfüllte exakt diese Kriterien. Sie 
wurde von Bündnisstaaten und fünf 
Partnern, darunter arabische Partner-
staaten der NATO wie Jordanien, Ma-
rokko, Katar und die Vereinigten Arabi-

schen Emirate11, geführt, basierte auf 
einem klaren Mandat der Vereinten Na-
tionen (UN-Resolution 1970, 1973 und 
später 2009), und auch über die Not-
wendigkeit einer humanitären Interven-
tion in Libyen gab es wenig Zweifel.12 
Zudem blieb die NATO während der 
ganzen Mission in engstem Kontakt mit 
den Vereinten Nationen, der Europäi-
schen Union, der Arabischen Liga und 

NATO-Kampfjets 
bombardieren Ge-
bäude im Umfeld 
der Residenz von 
Gaddafi in Tripolis.
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der Afrikanischen Union und stimmte ihr 
Vorgehen mit diesen ab. Natürlich war 
die Position der NATO nicht immer iden-
tisch mit denen dieser Organisationen, 
doch zeigt dies einen offenen Umgang 
mit dem Ziel, als gesamte internationale 
Gemeinschaft in der Libyenfrage vorzu-
gehen. Dies zeigte sich auch durch die 
Teilnahme des NATO-Generalsekretärs 
an allen „Friends of Libya“-Treffen. Dies 
alles mag erklären, warum die von der 
NATO geführte Operation Unified Pro-
tector weithin als Er folg gewertet wird.13 
Die NATO hat sich allerdings auch für 
einen solchen Fall vorbereitet. Daher 
kam die Entscheidung im Fall Libyen 
nicht als völlige Überraschung. Dass die 
NATO eines Tages einen neuen Krisen-
bewältigungseinsatz übernehmen wer-
de, schien fast allen Kennern der NATO 
klar. Was natürlich überrascht, ist der 
Zeitpunkt der Entscheidung (noch bevor 

der von der NATO geführte Einsatz in 
Afghanistan zu einem Abschluss ge-
kommen ist und in Anbetracht einer an-
wachsenden Finanzkrise) sowie die 
Schnelligkeit derselben, aber nicht die 
Tatsache, dass die NATO einen weite-
ren Krisenbewältigungseinsatz einging. 
Das neue Strategische Konzept der NA-
TO vom November 2010 legt die drei 
Kernaufgaben der Allianz eindeutig 
fest: (1) kollektive Verteidigung, (2) Kri-
senmanagement und (3) kooperative Si-
cherheit. Krisenmanagement bedeutet 
dabei die Fähigkeit, Krisen jenseits der 
geographischen NATO-Grenzen ein-
zudämmen und durch diplomatische 
und militärische Mittel zu lösen. Der 
Zerfall des ehemaligen Jugoslawien 
und die kriegerischen Auseinanderset-
zungen in Bosnien, im Kosovo und in 
Mazedonien machten deutlich, dass 
auch von lokal begrenzten Krisen und 

Konflikten eine Gefährdung für die Si-
cherheit und Stabilität des gesamten 
euro-atlantischen Raums ausgehen 
kann. Die NATO beschloss daher in den 
1990er Jahren, durch militärische Ope-
rationen in Bosnien, im Kosovo und in 
Mazedonien14 zur Krisenbewältigung 
und Verhütung weiterer Konflikte beizu-
tragen. Das Libyen-Engagement der 
NATO im Jahre 2011 passt in diese Rei-
he von Krisenbewältigungseinsätzen. 
Einige Beobachter haben die Legitimi-
tät des NATO-Einsatzes in Libyen in Fra-
ge gestellt. Doch könnte diese Legitima-
tion nicht stärker sein. Die Situation in 
Libyen im Frühjahr 2011 stellte eine ein-
deutige Bedrohung für den internatio-
nalen Frieden und Sicherheit dar, wie in 
zwei UN-Resolutionen 1970 und 1973 
klar anerkannt wurde. Mehr noch, in der 
UN-Resolution 1970 hat der UN-Sicher-
heitsrat am 27. Februar 2011 – im Rah-
men seiner besonderen Verweisungs-
kompetenz nach dem Römischen Statut 
– die Situation in Libyen an den Interna-
tionalen Strafgerichtshof zur Prüfung 
des Vorliegens von Verletzungen von 
Völkerstraftaten nach dem Römischen 
Statut überwiesen. Indirekt bedeutet 
dies, dass der UN-Sicherheitsrat davon 
ausgeht, dass eine der vier Kategorien 
von Verbrechen, die unter die Gerichts-
barkeit des Internationalen Strafge-
richtshofs fallen (Völkermord, Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, Kriegs-
verbrechen sowie das Verbrechen der 
Aggression), in Libyen aufgetreten ist, 
was internationale Maßnahmen er-
laubt. Und schließlich ermächtigt die 
UN-Resolution 1973 ausdrücklich, „Mit-
gliedstaaten und regionale Organisa-
tionen“ zur Umsetzung der UN-Resolu-
tionen 1970 und 1973, was ein impliziter 
Hinweis auf die NATO ist. 
Auch andere regionale Organisationen 
haben den NATO-Einsatz unterstützt. 
So beschloss die Arabische Liga am 
12. März 2011, eine Flugverbotszone in 
Libyen zu fordern und bat den UN-Si-
cherheitsrat, sich seiner internationalen 
Verantwortung anzunehmen. Die be-
reits erwähnte UN-Resolution 1973 
nimmt explizit Bezug auf diese Resoluti-
on der Arabischen Liga, die ja auch kon-
kret auf eine Schutzverantwortung der 
internationalen Gemeinschaft im Sinne 
des R2P hindeutet. Obwohl einzelne 
arabische Politiker, darunter der Gene-
ralsekretär der Arabischen Liga, Amr 
Mousa, sich kritisch zum NATO-geführ-
ten Einsatz in Libyen geäußert haben, 
hat die Arabische Liga während der 
ganzen Zeit der Operation Unified Pro-
tector an ihrer im März formulierten Po-
sition und Unterstützung des NATO-Ein-
satzes festgehalten. 
Damit lässt sich festhalten, dass der NA-
TO-geführte Einsatz in Libyen zum 
Schutz des libyschen Volkes erfolgte. 

NATO-Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen spricht am 31. Oktober 2011 zu Repor-
tern in Tripolis anlässlich der Beendigung des NATO-Einsatzes Operation Unified Pro-
tector.  picture alliance/dpa
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Operation Unified Protector war dabei 
ein klares Bekenntnisses der NATO zu 
Freiheit und Sicherheit und außerdem 
ein Ausdruck, wie eine militärische In-
tervention effizient und mit Präzision 
durchgeführt werden kann.15 Zudem hat 
die NATO durch die Einbindung von 
Partnern und durch ihre enge Abstim-
mung mit internationalen und regiona-
len Organisationen gezeigt, dass sie 
ihre Intervention im Sinne eines Einsat-
zes für die gesamte internationale Ge-
meinschaft verstanden hat. 
Mit Ende des NATO-geführten Einsat-
zes am 31. Oktober 2011 liegt nunmehr 
die Zukunft Libyens in den Händen des 
libyschen Volkes. Der politische Prozess 
und der schwierige Prozess der Aussöh-
nung in Libyen haben mittlerweile be-
gonnen. Dabei stellt die Erklärung der 
Befreiung ganz Libyens vom 23. Okto-
ber und die Ernennung einer Über-
gangsregierung im November 2011 si-
cherlich ein neues Kapitel in der Ge-
schichte des Landes dar. Nach dem in-
nenpolitischen Fahrplan, der in der 
Verfassungserklärung vom August fest-
gelegt worden war, soll es bis Juni 2012 
eine Wahl zu einer Verfassunggeben-
den Versammlung geben.
Was die NATO angeht, steht diese be-
reit, „im Einzelfall neue Anfragen aus 
Ländern dieser Regionen, einschließlich 
Libyen, auf eine Partnerschaft und eine 
Zusammenarbeit mit der NATO zu prü-
fen.“16 Das bedeutet, dass eine Mit-
gliedschaft Libyens im NATO-Mittel-
meerdialog (Mediterranean Dialogue) 
seitens der NATO willkommen ist und 
nunmehr auf eine libysche Entscheidung 
diesbezüglich gewartet wird. Die Aktivi-
täten der NATO zur Unterstützung des 
Wiederaufbaus in Libyen würden sich 
hauptsächlich auf die Reform des Si-
cherheits- und Verteidigungssektors 
konzentrieren, wobei andere internati-
onale Anstrengungen, vor allem die in-
ternationale Führungsrolle der Verein-
ten Nationen, berücksichtigt und die 
Rolle der NATO nach dem Konflikt in Li-
byen nur unterstützend aufgefasst wür-
den. 

Prävention statt Intervention

Abgesehen von der ohnehin kontrover-
sen Frage, ob und wann die internatio-
nale Gemeinschaft intervenieren soll, 
stellt sich die wohl noch wichtigere Fra-
ge, welche Ziele mit der Intervention er-
reicht werden sollen. Hierauf wird meis-
tens geantwortet, um den Terrorismus in 
fragilen Staaten zu bekämpfen und um 
letztendlich funktionierende Staatlich-
keit (Stichwort „Good Governance“) 
wieder herzustellen. Aber wie soll die-
ser staatliche Wiederaufbau praktisch 
durchgeführt werden und durch wen? 

Noch grundsätzlicher stellt sich auch 
die Frage nach dem Charakter des 
Staates, der aufgebaut werden soll. 
Bei allem guten Willen der internatio-
nalen Gemeinschaft kann daher mit Be-
rechtigung gefragt werden, ob humani-
täre Interventionen überhaupt jemals 
ihr Ziel erreichen? 
Um dies beantworten zu können, muss 
man die Genese des modernen Staates 
betrachten. Laut Max Weber ist der 
Staat diejenige menschliche Gemein-
schaft, welche innerhalb eines bestimm-
ten Gebietes das Monopol legitimer 
physischer Gewaltsamkeit für sich mit 
Er folg beansprucht (Weber 1919). Die-
ses Gewaltmonopol nimmt der Staat zur 
Durchführung verschiedenster Ordnun-
gen in Anspruch. Diese Ordnungen um-
fassen die Setzung des Rechts, den 
Schutz der persönlichen Sicherheit im 
Innern des Staates, den Schutz der öf-
fentlichen Ordnung, die Pflege von hy-
gienischen, pädagogischen, sozialpoli-
tischen und anderen Kulturinteressen 
sowie den organisierten gewaltsamen 
Schutz nach außen (Weber 1922). 
Nach traditioneller Sichtweise (mit 
Schwerpunkt auf Max Webers Staats-
verständnis) können viele Staaten nur 
als von diesem Ideal abfallend konzep-
tualisiert und gemessen werden. Daher 
haben sich Begrif fe wie „schwache 
Staaten“ oder „gescheiterte Staaten“ 
(failed states) etabliert. 
Historische Längsschnitte haben ge-
zeigt, dass die Herausbildung dieser 
zentralen Staatsfunktionen in Europa 
mehrere Jahrhunderte dauerte.17 Dabei 
waren gewaltsame Auseinandersetzun-
gen, Kriege und Bürgerkriege ein integ-
raler Bestandteil in diesem Prozess.18 
Wer sich diesen Prozess historisch be-
trachtet, merkt außerdem, dass er von 
lokalen Akteuren getrieben wurde und 
von außen nicht steuerbar war. In Anbe-
tracht dieser historischen Vergleiche 
kann durchaus in Frage gestellt werden, 
ob von außen geförderte Staatsbil-
dungsprozesse, wie sie von der interna-
tionalen Gemeinschaft im Irak und in 
Afghanistan gefördert werden, über-
haupt an ihr Ziel kommen können. Dies 
insbesondere dann, wenn lokale Ge-
bräuche und Dynamiken wenig trans-
parent erscheinen und von außen nur 
schwer in ihrer Komplexität verstanden 
werden.
Darüber hinaus stellt sich noch ein wei-
teres Problem grundsätzlicher Art: Was 
kann man als einen natürlichen Staats-
bildungsprozess verstehen?19 Diese Fra-
ge stellt sich vor allem in Wiederauf-
bauprogrammen von Kriegsgebieten 
mittels internationaler Administratio-
nen. Seit einigen Jahren werden Frie-
densmissionen mit Staatsbildungspro-
jekten verbunden, wie ein Blick auf Ost-
Timor, Kosovo, Irak und Afghanistan 

zeigt. Friedensmissionen sind demnach 
nicht mehr nur reine friedenssichernde 
Maßnahmen, sondern umfassen auch 
Wiederaufbauprogramme und die 
Wiedereinsetzung staatlicher Funktio-
nen. Die komplexe Natur dieser Länder 
fordert aber eben ein historisches Ver-
ständnis von Staatsbildungsprozessen, 
das oftmals fehlt.

Zur Problematik internationaler 
Friedensmissionen 

Die diesen neuen internationalen Frie-
densmissionen innewohnende Span-
nung zeigt sich mit Blick auf die drei 
Grundfunktionen des modernen Staa-
tes: Sicherheit, Wohlfahrt und Herr-
schaft. Internationale Projekte haben 
sich prinzipiell darauf konzentriert, re-
formierte Staaten aufzubauen und kei-
ne starken Staaten (im Sinne des Staats-
begrif fs von Max Weber). Diese inter-
nationale Reformagenda, die beson-
ders im Washington Consensus deutlich 
wird, impliziert einen Widerspruch der 
Ziele im Sicherheits- und Wohlfahrtsbe-
reich (Fukuyama 2004). Eine liberale, 
globale Wirtschaftsordnung aber be-
nötigt starke Staaten, da schwache 
Staaten keine internationalen Direktin-
vestitionen von ausländischen Firmen 
anziehen und daher bereits als „schwar-
ze Flecken“ der Weltwir tschaft bezeich-
net wurden. Aus sicherheitspolitischer 
Sicht ist der Mangel von staatlichen Ka-
pazitäten in schwachen Staaten bei 
den Anschlägen am 11. September 
2001 deutlich geworden. Schwache 
Staaten werden seitdem als sicherheits-
politisches Problem der internationalen 
Politik gesehen. Dies stellt einen ent-
scheidenden Wandel dar, da zuvor 
schwache Staaten lediglich als sicher-
heitspolitisches Risiko für ihre eigenen 
Gesellschaften betrachtet wurden. Es 
ist daher zu erwarten, dass zukünftig in-
ternationale Friedens- und Wiederauf-
baumissionen stärker darauf achten 
werden, zunächst starke Staaten aufzu-
bauen und weniger auf das sofortige 
Entstehen von demokratischen Struktu-
ren zu setzen. 
Trotz verschiedener Versuche, Lehren 
(lessons learnt) und Einschätzungen (im-
pact assessment) in internationale Wie-
deraufbauprogramme mit einfließen zu 
lassen, fehlen nach wie vor objektive 
Kriterien, um solche Programme zu be-
werten. Reicht etwa eine demokratisch 
gewählte Regierung bereits aus, um von 
Erfolg beim Wiederaufbau sprechen zu 
können, oder bedarf es der Schaffung 
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wirksamer staatlicher Institutionen? 
Auch hier kann die jüngste Geschichte 
Libyens einiges lehren. Zudem lässt sich 
fragen, ob Wirksamkeit im Wiederauf-
bau sich rein quantitativ messen lässt, 
wie die Debatte um den Aufbau afgha-
nischer und irakischer Sicherheitskräfte 
vermuten lässt, oder ob gleichzeitig die 
demokratische und partizipative Kom-
ponente (wie viele soziale Gruppen 
sind in der „neuen“ Armee vertreten) mit 
berücksichtigt werden sollte?
Daher erfordert das Problem der schwa-
chen Staaten und des Staatszerfalls 
(state failure) ein Umdenken der interna-
tionalen Gemeinschaft. Zwar bleiben 
humanitäre Interventionen sicherlich ei-
ne adäquate Antwort der Politik auf 
massive Menschenrechtsverletzungen 
und Völkermord, doch sollten diese In-
terventionen nur im äußersten Fall an-
gewandt werden. Die internationale 
Gemeinschaft müsste möglicherweise 
überhaupt nicht eingreifen, wenn man 
erreichen könnte, dass solche Konflikte 
von Anfang an vermieden oder ausrei-
chend gelindert werden könnten. Daher 
könnte es durchaus besser und kosten-
günstiger sein, auf Konfliktverhütung 
und den Aufbau von Kapazitäten im 
Aufbau staatlicher Strukturen zu setzen 
und nicht auf die nächste Intervention 
im Fall des Staatszerfalls zu warten. Da-
her müsste eher gefragt werden, wie 
Staaten langfristig und anhaltend durch 
Reformen gestärkt werden können, un-
ter anderem im Bereich des Sicherheits-
sektors (Stichworte: Security Sector Re-
form und Security Institutions Building). So 
kann mittel- und langfristig zu einer Sta-
bilisierung des Staates beigetragen 
werden, ohne erst ein Scheitern des 
Staates abwarten zu müssen – um dann 
einmal mehr die internationale Maschi-
nerie der humanitären Intervention in 
Gang setzen zu müssen. 
Prognosen über Staatszerfall können 
daher nur dann angestellt werden, 
wenn das Zusammenspiel der drei wich-
tigsten staatlichen Funktionen (Sicher-
heit, Wohlfahrt, Herrschaft) in einem 
Staat verstanden wird. Viele Entwick-
lungsstaaten sind durch eine Kommerzi-
alisierung der Politik definiert und durch 
ein ausgedehntes und informelles Pat-
ronagesystem innerhalb eines fragilen 
Staates gekennzeichnet. Externe Hilfs-
leistungen und andere externe Renten 
bieten Mitgliedern des Staatsappara-
tes finanzielle Ressourcen an, die sie an 
politisch loyale Personen informell wei-
terleiten und zur Finanzierung eines Re-
pressionssystems gegen Regimegegner 
nützen können.20 Die in dieser Situation 
vorgenommenen internationalen Wirt-
schaftsreformen haben oftmals Unsi-
cherheiten und soziale Spannungen 
hervorgerufen und zur Privatisierung 

des Gewaltmonopols innerhalb des 
Staates beigetragen.21

Aus dieser Perspektive besitzen viele 
Entwicklungsstaaten bereits alle Eigen-
schaften eines kommenden Staatszer-
falls. Dort, wo dieser eintrat, war es im 
Grunde der Zusammenbruch des Patro-
nagesystems, welches trotz seiner Infor-
malität noch ein Minimum an staatlicher 
Ordnung und an wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen beibehalten hatte. Selbst 
dort, wo international oktroyierte Wirt-
schaftsreformen die finanziellen Res-
sourcen des Staatsapparates reduziert 
hatten, blieben genügend externe Ren-
ten (oftmals Entwicklungshilfen), die 
durch nicht-staatliche Kanäle das Pat-
ronagesystem aufrecht erhielten. Wenn 
man den Zusammenbruch von Staaten 
betrachtet, so erkennt man, wie wichtig 
es ist, die staatlichen Wohlfahrtsleis-
tungen aufrecht zu erhalten, um gleich-
zeitig die Sicherheitsfunktion des Staa-
tes gewährleisten zu können. Wo beide 
Funktionen wegfallen, wie im Irak seit 
2003, entschwindet jegliche legitime 
Staatsgewalt. Eine schrit tweise Reform 
des Staates ist daher die oberste Priori-
tät, um schwache Staaten in legitime, 
demokratische Staaten zu verwandeln. 
Effektive Staatsgewalt ist dabei der ers-
te Schrit t in diesem Prozess. 
Aber es ist auch klar, dass es hierbei kei-
ne einfachen Lösungen gibt und schon 
gar keine Blaupausen. Jede Situation ist 
sehr komplex und verlangt einen breiten 
Ansatz, der auf die gleichzeitige Stär-
kung der drei Grundfunktionen eines 
modernen Staates abzielt: die Bereit-
stellung von Sicherheit, Wohlfahrt und 
repräsentativer (nicht notwendigerwei-
se demokratischer) Herrschaft. Ange-
sichts der inhärenten Schwierigkeiten 
bei humanitären Interventionen und 
beim Wiederaufbau von Staaten haben 
einige Autoren bereits neue Formen von 
internationalen Protektoraten als Lö-
sungsansätze vorgeschlagen.22 Doch 
offenkundig ist, dass es oftmals gerade 
internationale Akteure sind, die trotz 
gut gemeinter Ansätze in den Augen 
der lokalen Bevölkerung als Teil des 
Problems wahrgenommen werden. 
Jeder Versuch, dem inhärenten Dilem-
ma von humanitären Interventionen bei-
zukommen, muss mit dem Konzept der 
Souveränität anfangen.23 Dies meint vor 
allem, die zentrale Bedeutung von loka-
len Akteuren anzuerkennen und diese 
nicht in den Hintergrund zu drängen, 
wie es bei den Protagonisten neuer in-
ternationaler Protektorate der Fall ist. 
Eine Lösung könnte daher in der Schaf-
fung von starken Staaten liegen, die die 
Sicherheit ihrer Bevölkerung garantie-
ren können, die aber gleichzeitig durch 
die Schaffung eines rechtlichen Rah-
mens an Rechtsstaatlichkeit gebunden 
sind. Ein solcher binärer Weg steht im 

Einklang mit dem Staatsbildungspro-
zess wie er sich in Westeuropa vom 16. 
bis zum 19. Jahrhundert herausgebildet 
hat. Ein solches vertragliches Verständ-
nis von politischer Herrschaft scheint 
daher ein möglicher Weg beim Wie-
deraufbau und bei der Stärkung von 
Staaten in verschiedenen regionalen 
Kontexten und Kulturen, auch in der ara-
bischen Welt.

Fazit und Ausblick

Das Dilemma externer Intervention liegt 
nicht, wie oft angenommen, darin, dass 
die international Gemeinschaft diese 
nicht effizient und zielgerichtet umsetz-
ten könnte. Die NATO-geführte Opera-
tion Unified Protector in Libyen hat das 
Gegenteil gezeigt. Das Dilemma sol-
cher Interventionen liegt vielmehr darin, 
dass diese Interventionen nur Sympto-
me bekämpfen und nicht die Ursachen 
von Konflikten, Instabilität und schwe-
ren Menschenrechtsverletzungen an-
gehen. Diese Ursachen liegen zumeist 
in schwachen, ineffizienten und unde-
mokratischen Staatsstrukturen. Um die-
se langfristig und nachhaltig zu verbes-
sern, bedarf es allerdings einer ande-
ren Strategie als externe Interventio-
nen: es stellt sich die Notwendigkeit des 
Aufbaus effizienter staatlicher Struktu-
ren (capacity building) und einer lang-
fristigen sozio-politischen Entwicklung 
hinzielend auf die Bildung einer Nation 
(nation building). Beides kann allerdings 
nur über einen langfristigen Zeitraum 
aufgebaut werden und muss von der 
einheimischen Bevölkerung unterstützt 
werden. 
Solche ehrgeizigen Wiederaufbaupro-
gramme der internationalen Gemein-
schaft als bestmögliche Antwort auf 
Staatszerfall, Instabilität und massive 
Menschenrechtsverletzungen zeigen, 
dass ein angemessenes Verständnis 
des Staates für die internationale 
 Gemeinschaft von größter Bedeutung 
ist. 
Die im derzeitigen internationalen Sys-
tem innewohnenden Spannungen zwi-
schen der Förderung der Menschen-
rechte über Grenzen hinweg und dem 
Prinzip der souveränen Gleichheit aller 
Staaten sowie dem Recht auf Nichtein-
mischung in innere Angelegenheiten 
können nicht einfach aufgelöst werden. 
Auch humanitäre Interventionen wie im 
Kosovo oder zuletzt in Libyen können 
dieses Spannungsfeld nicht aufheben, 
da es immer wieder auch Stimmen gibt 
und geben wird, die auf die Selektivität 
solcher Interventionen hinweisen und 
auf solche Fälle verweisen, in denen wie 
in Syrien, im Jemen oder anderswo es zu 
keiner Intervention der internationalen 
Gemeinschaft kam. 
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Dieser Beitrag hat gezeigt, dass es eine 
neue Norm der internationalen Schutz-
verantwortung gibt und diese vor allem 
durch den Begrif f der „Responsibility to 
Protect“ Ausdruck erhält. Dennoch wir ft 
diese neue Norm gleichzeitig noch 
grundsätzlichere Fragen auf, als sie be-
antwortet. Wie soll dieser staatliche 
Wiederaufbau praktisch gemacht wer-
den und wer soll dies unternehmen? 
Und noch grundsätzlicher: Welche Art 
von Staat soll überhaupt aufgebaut 
werden? 
Dieser Beitrag hat versucht, diese Fra-
gen vor dem aktuellen Hintergrund des 
„Arabischen Frühlings“ und mit speziel-
lem Blick auf die NATO-geführte Inter-
vention in Libyen zu beantworten. Da-
bei bleibt festzuhalten, dass die inter-
nationale Norm des R2P mehr und mehr 
Unterstützung in der arabischen Welt 
findet, vor allem auch vor dem Hinter-
grund der aktuellen Situation in Syrien, 
und dass mehr und mehr arabische 
Staaten eine konsequentere Anwen-
dung der Norm fordern. Daher bleibt 
anzunehmen, dass auch in Zukunft ver-
mehrt Rufe nach einer internationalen 
Schutzverantwortung laut werden. 
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SYRIEN – PROTEST UND REPRESSION

Die syrische Revolte: Vom zivilen Protest zum 
Bürgerkrieg?
André Bank/Erik Mohns

Einleitung

Die syrische als Teil der regionalen, ara-
bischen Revolte begann im März 2011. 
Zu diesem Zeitpunkt waren die Präsi-
denten in Tunesien und Ägypten bereits 
gestürzt, der Aufstand in Bahrain ge-
waltsam niedergeschlagen und die NA-
TO-Intervention in Libyen angelaufen. 
Ein Jahr nach Beginn der syrischen Re-
volte – im März 2012 – sind nach Anga-
ben syrischer Menschenrechtsorgani-
sationen mehr als 8.000 Menschen der 
gewaltsamen Repression des autoritä-
ren Regimes unter Präsident Bashar al-
Asad zum Opfer gefallen. Zehntausen-
de Syrer werden vermisst und Unzähli-
ge in Haft gehalten. Schätzungen zufol-
ge haben 130.000 Menschen in den 
Nachbarstaaten Türkei, Libanon und 
Jordanien Schutz gesucht; und inner-
halb Syriens sind bis zu 250.000 Men-
schen auf der Flucht vor den militäri-
schen Auseinandersetzungen. Trotz ei-
ner sich intensivierenden Gewaltspirale 
und einer sich gravierenden Verschlech-
terung der humanitären Situation, ins-

besondere in den zentral- und südsyri-
schen Protesthochburgen, finden in fast 
allen Landesteilen weiterhin täglich De-
monstrationen statt. Auch die Anfang 
April vereinbarte Waffenruhe ist äu-
ßerst fragil.
Auch ein Jahr nach Beginn des Auf-
stands hat das syrische Regime keine 
essentiellen politischen Zugeständnisse 
an die Protestierenden gemacht. Es 
kann sich weiterhin auf die Loyalität sei-
nes Repressionsapparates, bestehend 
aus Geheimdienst, Armee, militärischen 
Spezialeinheiten und irregulären be-
waffneten Milizen stützen. Der Volks-
aufstand hat sich partiell in einen be-
waffneten Aufstand transformiert. Bei 
der Mehrheit der Mitglieder von Pro-
testbewegung und Opposition scheint 
sich die Auffassung durchzusetzen, 
dass gewaltlose Proteste alleine den 
Sturz des Regimes nicht herbeiführen 
können. Zwar ist das Regime auf regio-
naler und internationaler Ebene weit-
gehend isoliert, und die Sanktionen der 
Europäischen Union (EU) und Arabi-
schen Liga haben ihre Effekte auf den 
rapiden Niedergang der Wirtschaft. Ei-
ne militärische Intervention von Seiten 
der NATO oder einer Ad-hoc-Koalition 
bleibt zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
aber ebenso ausgeschlossen wie eine 
umfassende Bewaffnung des Aufstands 
„von außen“. Hintergrund hierfür ist vor 
allem die Furcht regionaler und westli-
cher Akteure vor einer weiteren Eskala-
tion des syrischen Konflikts in die unmit-
telbare Nachbarschaft im Nahen Os-
ten hinein: in den Irak, nach Jordanien, 
nach Israel und die palästinensischen 
Gebiete, in den Libanon oder in die kur-
dischen Gebiete in der Türkei. 
In diesem Beitrag wird – auf Grundlage 
der begrenzt verlässlichen Informatio-
nen aus und zu Syrien – der Versuch un-
ternommen, die folgenden Leit fragen 
zur syrischen Revolte und ihrer Entwick-
lungsdynamik zu beantworten: Erstens, 
welche strukturellen Ursachen stehen 
hinter dem Beginn der landesweiten 
Proteste? Zweitens, welche Konfliktdy-
namik ergab sich vom März 2011 bis 
zum März 2012? Drit tens, wer sind die 
zentralen Konfliktakteure in Syrien und 
welche Interessen und Strategien ver-
folgen sie? Und schließlich viertens, 
welche politischen Entwicklungsszena-
rien ergeben sich nach einem Jahr syri-
scher Revolte? 

Strukturelle Ursachen der syrischen 
Revolte

Das autoritäre Regime in Syrien unter 
Bashar al-Asad, der im Juli 2000 seinem 
Vater Hafiz – Präsident von 1970 bis 
2000 – nachfolgte, galt vor Beginn der 
arabischen Revolte 2011 als weitge-
hend stabil: Wichtige soziale Gruppen 
wie die Minderheiten, vor allem die Ala-
witen und Christen, sowie die städti-
sche, auch sunnitische Oberschicht wa-
ren vom Regime kooptiert und über die 
verschiedenen Sicherheitsdienste übte 
das Regime innenpolitisch Kontrolle 
aus. Zugleich stand Bashar al-Asad für 
einen im Verhältnis zum Vater deutlich 
beschleunigten Reformprozess, der sich 
auf die graduelle Modernisierung und 
Öffnung der syrischen Wirtschaft kon-
zentrierte. Hinzu kam, dass die eigen-
ständige und bisweilen konfrontative 
Außenpolitik Syriens gegenüber dem 
Westen und Israel dem Regime wichtige 
innen- und teils auch regionalpolitische 
Legitimität verschaffte. 
Diesen stabilisierenden Aspekten stan-
den jedoch auch eine Reihe von primär 
sozio-ökonomischen Entwicklungen ge-
genüber, die politisch destabilisierend 
wirkten und zusammen genommen den 
Ausbruch der Proteste in Syrien im Früh-
jahr 2011 erklären: Als erstes sind hier 
die mit der wir tschaftspolitischen Libe-
ralisierung und Privatisierung einherge-
henden massiven staatlichen Subven-
tions- und Ausgabenkürzungen zu nen-
nen, die die ärmeren Bevölkerungsteile 
in den peripheren ländlichen Gebieten 
sowie die abstiegsbedrohten, urbanen 
Mittelschichten vor erhebliche Schwie-
rigkeiten bei der Sicherung ihres Le-
bensunterhalts stellten. Diese Wirt-
schaftsreformen, die die Wahrnehmung 
einer korrupten Staat-Unternehmer-Eli-
te in der Bevölkerung verstärkte, hatten 
unter Bashar al-Asad zudem eine er-
hebliche Auseinanderentwicklung zwi-
schen den prosperierenden Stadtzent-
ren von Damaskus und Aleppo einer-
seits und niedergehenden ländlichen 
Gebieten sowie den hierdurch rapide 
wachsenden, durch Informalität cha-
rakterisierten Vorstädten andererseits 
zur Folge. Der Prozess der Landflucht 
wurde noch durch eine Dürrephase ver-
schärft, der den landwirtschaftlich ge-
prägten Süden und Nordosten Syriens 
besonders hart traf. Das Ausbleiben 

Die oppositionellen Aufstände und die 
erfolgreichen Präsidentenstürze in Tune-
sien und Ägypten waren der entschei-
dende Impuls für die syrische Revolte, 
die vor einem Jahr – im März 2011 – 
begann. Im März 2012 besteht in Syrien 
weiterhin eine politische Pattsituation: 
Trotz aller Repressionen demonstrieren 
lokale Protestbewegungen weiter; Teile 
der Opposition haben sich bewaffnet, 
können aber das Regime nicht stürzen. 
Der Volksaufstand des Frühjahrs 2011 
hat sich partiell zu einem bewaffneten 
Aufstand entwickelt. Eine Lösung, gar 
eine militärische Intervention erscheint 
angesichts einer befürchteten Eskalation 
des Konflikts in die unmittelbare Region 
hinein als ausgeschlossen. André Bank 
und Erik Mohns erörtern die strukturellen 
Ursachen der syrischen Revolte und 
zeichnen die nunmehr einjährige Kon-
fliktdynamik nach. Dabei richtet sich das 
Augenmerk auf die Konfliktakteure, auf 
deren Interessen und Strategien. Am En-
de des Beitrags werden mögliche politi-
sche Entwicklungsszenarien skizziert: 
Ein politischer Wandel liegt in weiter 
Ferne, bürgerkriegsähnliche Zustände 
zeichnen sich ab. I
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politischer Reformen und vielfältige Er-
fahrungen von systematischer Diskrimi-
nierung, Verfolgung und Repression im 
Alltag kamen mit hinzu. 
Zusammen genommen lässt sich der 
Ausbruch der syrischen Revolte somit 
als eine gescheiterte Transformation 
des autoritären „Herrschaftsvertrags“ 
bezeichnen. Obgleich die strukturellen 
Konfliktursachen schon seit einer Weile 
vorherrschten, sorgten aber erst der 
veränderte regionale Kontext der ara-
bischen Revolte und hier die Beispiele 
von oppositioneller Massenmobilisie-
rung und erfolgreicher Präsidentenstür-
ze in Tunesien und Ägypten für den ent-
scheidenden Impuls zum Wandel.

Ein „rurbaner“ Aufstand 

Auslöser der Proteste waren willkürliche 
Verhaftungen und vermeintliche Folte-

rungen einer Gruppe von Teenagern in 
der südsyrischen Stadt Daraa Mitte 
März 2011. Die Familie dieser Teenager 
sowie „Stammesführer“ verlangten de-
ren Auslieferung, was vom lokalen Si-
cherheitsapparat zurückgewiesen wur-
de. Als Reaktion trugen sie ihren Protest 
auf die Straße und wurden von Sicher-
heitsdiensten beschossen. Es kam zu 
weiteren Protesten, denen zahlreiche 
Menschen zum Opfer fielen. Demonst-
ranten zerstörten daraufhin öffentliche 
Einrichtungen und Privateigentum.
In den Staatsmedien wurden die De-
monstranten als Brandstif ter und Van-
dalen verunglimpft. Weitere Demonst-
rationen fanden statt, bei der Symbole 
des Regimes wie die lokale Ba’th-Zent-
rale zerstört wurden. Eine Delegation 
unter dem aus Daraa stammenden Vi-
ze-Außenminister Faisal al-Miqdad 
konnte die Proteste genauso wenig ein-
dämmen wie die Entlassung des loka-

len Chefs des Sicherheitsapparats, ei-
nem Cousin des Präsidenten, sowie des 
Provinzgouverneurs. Auf die Auswei-
tung der Proteste reagierte das Regime 
mit massiver Repression. Eliteeinheiten 
und Scharfschützen kamen zum Einsatz 
und es wurde ein Belagerungsring um 
einzelne Stadtteile Daraas gelegt. Als 
Reaktion auf die Belagerung weiteten 
sich die Proteste in den umliegenden 
Dörfern und Städten in der Provinz des 
Haurans aus. Daraufhin setzte das Re-
gime die gezielte Tötung unbewaffne-
ter Demonstranten, Hausdurchsuchun-
gen, die Vorenthaltung von Strom und 
Wasser, die Verweigerung von medizi-
nischer Versorgung, Masseninhaftie-
rungen sowie die systematische Folte-
rung von Inhaftierten als repressive 
Methoden ein.
Das in Daraa sichtbar werdende Mus-
ter von Protest und Repression wieder-
holte sich, wenn auch unterschiedlich 
stark, in den meisten Landesteilen Syri-
ens. Die Proteste haben sich seit März 
2011 sukzessive auf sämtliche Provin-
zen Syriens ausgeweitet. Die „Protest-
hoch burgen“ sind die Provinzhaupt-
städte Daraa, Hama, Homs, Idlib und 
Deir ez-Zour sowie deren umliegenden 
Städte und Dörfer. Ebenso finden in 
„rurbanen“, das heißt in sozio-ökono-
misch und infrastrukturell marginalisier-
ten Vororten der Hauptstadt Damaskus 
und dem Wirtschaftszentrum Aleppo 
tägliche Proteste statt. Bisher blieben 
nur die Innenstädte der beiden Metro-
polen von größeren Demonstrationen 
ausgespart; hier scheint das Aufgebot 
der Sicherheitskräfte zu groß. In dem 
mehrheitlich von Kurden bevölkerten 
Nordosten, in Tartus am Mittelmeer so-
wie in der südlichen Provinz Suweida, 
in der viele Drusen leben, fanden pro-
portional weniger Proteste statt. Die 
räumliche Ausbreitung der Proteste in 
Syrien ist zweifellos ohne die harsche 
Repression, mit denen die Gewaltak-
teure des Regimes gegen die zivile Pro-
testbewegung vorgehen, nicht zu ver-
stehen. Den staatlichen Sicherheits-
kräften gelingt es nicht, die vielfältigen 
Proteste in allen Landesteilen gleich-
zeitig zu unterbinden und so werden 
militärische Einheiten von einer Provinz 
zur nächsten verschoben. 
Im Laufe der Monate ist neben die zivi-
len, gewaltlosen Anti-Regime-Proteste 
eine militärische Dimension getreten. 
Das tatsächliche Ausmaß der Gewalt-
akteure und die genauen Konfliktlinien 
sind nur sehr schwer einzuschätzen, da 
eine unabhängige Berichterstattung 
nicht existiert. Nimmt man die zivilen 

Bashar al-Asad findet immer noch Rückhalt in Teilen der syrischen Bevölkerung. Die 
Strategie aus Repression und Reformankündigung scheint sich insbesondere bei konfes-
sionell-religiösen Minderheiten und den urbanen Oberschichten nachhaltig auf die 
 Loyalität ausgewirkt zu haben.  picture alliance/dpa
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Todesopfer als Indikator für Struktur 
und Entwicklungsdynamik des Gewalt-
konflikts in Syrien, so geht zweifellos 
der überwiegende Teil von den Ge-
waltakteuren des Regimes aus. Den-
noch sind unter den Sicherheitskräften 
und den Armeeeinheiten, welche das 
Regime bei der Niederschlagung der 
Proteste einsetzt, nach eigenen Anga-
ben mehr als 2.000 Mitglieder zu Tode 
gekommen. Damit wurde das bis Ende 
2011 hochgehaltende Narrativ der Pro-
testbewegung als ausschließlich fried-
voll ob solet. Tatsächlich waren bereits 
im Sommer 2011, wenige Monate nach 
Ausbruch der Revolte, Teile der Protest-
bewegung bewaffnet. Sie wendeten 
typische „hit and run“-Taktiken an und 
führten Sabotageakte gegen militäri-
sche und staatliche Einrichtungen aus. 
In der „Protesthochburg“ Homs wurden 
bereits im Juni 2011 lokale Selbstvertei-
digungskomitees etabliert, die erst An-
grif fe auf Demonstranten abwehrten, 
aber dann zu Angrif fen auf von Alawi-
ten bewohnte Gebiete übergingen. 
Ebenso sollen sich bereits zu diesem 
Zeitpunkt bewaffnete, radikal-islamisti-
sche Gruppen formiert haben. Weitere 
bewaffnete Akteure sind kriminelle 
Schmugglernetzwerke und lokale Bür-
gerwehren. Im Herbst 2011 wurde ge-
schätzt, dass auf zwischen einem Vier-
tel und der Hälfte des syrischen Territo-
riums die Gewaltakteure des Regimes 
nicht mehr permanent präsent sind. 
Im März 2012 besteht eine politische 
Pattsituation weiter fort, die sich bereits 
im Sommer 2011 herausbildete: Die lo-
kalen Protestbewegungen demonstrie-
ren trotz anhaltend massiver Regime-
repression weiter; Teile der Opposition 
haben sich bewaffnet, sie können aber 
einen Sturz des Regimes auf militäri-
schem Wege nicht herbeiführen. Dieser 
zunehmenden Militarisierung der Re-
volte setzt das Regime weiterhin eine 
massive Repression entgegen, die es 
aber wiederum nicht vermag, die Pro-
teste zu beenden. 

Konfliktakteure und ihre Strategien

Die Aufstandsbekämpfung 
des Regimes

Die „Krisenmanagementstrategie“ des 
Regimes unter Präsident Bashar al-Asad 
besteht seit Beginn der syrischen Revol-
te aus zwei Komponenten: erstens der 
militärischen Repression und zweitens 
der Ankündigung politischer Reformen. 
Mit der Repression soll die Ausweitung 
der Proteste unterbunden beziehungs-
weise diese gänzlich niedergeschlagen 
werden. Gleichzeitig schürt eine exzes-
sive Propaganda die Angst vor einer In-
stabilität im Falle des Regimesturzes 

oder eines Bürgerkriegs, insbesondere 
unter großen Teilen der traditionell re-
gimeloyalen, religiösen Minderheiten 
(Mantra: „Wir oder Chaos“). Protest-
bewegung und Opposition werden als 
fremde Agenten, kriminelle Elemente 
und radikale Islamisten dargestellt. 
Dem staatlichen Sicherheitsapparat 
wurde Immunität eingeräumt, da die 
Gewalt ja ausschließlich von Terroris-
ten und aus dem Ausland eingeschleus-
ten Akteuren ausgehe, welche das Ziel 
verfolgten, Syrien zu unterwerfen. In 
seiner Repressionskampagne stützt sich 
das Regime auf einen weitverzweigten 
Sicherheitsapparat, der sich auf bis zu 
13 bekannte verschiedene Geheim-
dienste stützt, militärische Eliteeinhei-
ten, Teile der Armee, den bewaffneten 
Arm der Ba‘th-Partei und formierte irre-
guläre Verbände, die sogenannten sha-
biha (arabisch: „Geister“), die sich aus 
zivilen Unterstützern und klandestinen, 
ehemals kriminellen Netzwerken zu-
sammensetzen und teils von Verwand-
ten des Regimes geführt werden.
Neben der Repressionskampagne kün-
digt die Regierung regelmäßig die Ein-
leitung politischer Initiativen an, um Re-
formbereitschaft zu suggerieren. So 
wurden bis Mitte 2011 beispielsweise 
die Aufhebung des Ausnahmezustan-
des, ein neues Medien-, Parteien- und 
ein Lokalverwaltungsgesetz verab-
schiedet. Insgesamt hinken diese Re-
formschrit te den Forderungen der Pro-
testbewegung wenn nicht einen, son-
dern mehrere Schrit te hinterher, so 
dass sie bereits zum Zeitpunkt ihrer An-
kündigung auf taube Ohren fielen („too 
lit tle, too late“). Die Ankündigungen al-
Asads in seiner drit ten Rede nach dem 
Beginn des Aufstands am 20. Juni 2011 
beispielsweise, eine Verfassungsreform 
anzuberaumen sowie das Monopol 
der Ba‘th-Partei zu überdenken, waren 
bereits mit ihrer Bekanntgabe obsolet 
geworden, da sich die Protestierenden 
schon nicht mehr mit nur substanziellen 
politischen Reformen begnügen woll-
ten, sondern bereits den Sturz des Re-
gimes forderten. 
Diese Strategie aus Repression und Re-
formankündigung scheint bei Teilen der 
Bevölkerung die vom Regime intendier-
ten Wirkungen ausgelöst zu haben, 
denn weiterhin können insbesondere 
die konfessionell-religiösen Minderhei-
ten und die urbanen Oberschichten von 
der Protestbewegung nicht mobilisiert 
werden. Insgesamt ist die Bilanz der 
Aufstandsbekämpfung aus Regimesicht 
allerdings negativ einzuschätzen: Das 
brutale und teils auch erratische Vorge-
hen der Sicherheitskräfte hat mehr Pro-
bleme geschaffen als gelöst und ist die 
Hauptursache für die territoriale Aus-
weitung und Militarisierung von Protest-
bewegung und Opposition. 

Lokale Protestbewegung, fragmentierte 
Opposition und Freie Syrische Armee

Die innersyrische Protestbewegung hat 
zwar mit dem „Generalkomitee der Syri-
schen Revolution“ eine Dachorganisati-
on geschaffen, die die Proteste und die 
inhaltlich-politische Agenda koordi-
niert. Ansonsten agieren die lokalen, im 
Untergrund operierenden Koordinie-
rungskomitees jedoch weitestgehend 
 autonom. Sie stützen sich dabei auf un-
terschiedliche Ausprägungen lokaler 
Solidarität, wie Familien- und Freundes-
kreis, Nachbarschaft, „Stammeszuge-
hörig keit“ oder religiös-konfessionelle 
Glaubensgemeinschaft. Trotz lokalspe-
zifischer und identitärer Unterschiede 
lässt sich das durchschnittliche Profil 
des „typischen“ Aktivisten der Protest-
bewegung aus folgenden Merkmalen 
zusammengesetzt beschreiben: jung, 
männlich, religiös und mit „rurbaner“ 
Herkunft.
Zu Beginn der syrischen Revolte im März 
und April 2011 forderte die Mehrheit 
der auf lokaler Ebene organisierten Pro-
testgruppierungen – anders als bei-
spielsweise in Ägypten unter Mubarak 
– noch nicht direkt den Sturz des Regi-
mes. Vielmehr setzten sich die Aktivisten 
für eine Implementierung demokrati-
scher Rechte ein, die von einer unab-
hängigen Untersuchung der Gewaltta-
ten gegen lokale Kundgebungen über 
die Freilassung politischer Häftlinge, 
die Beendigung des Monopols der 
Ba‘th-Partei für die Besetzung offizieller 
Positionen, ein neues Wahlgesetz, die 
Gewährleistung der Pressefreiheit und 
Unabhängigkeit der Justiz sowie eine 
nachhaltige Bekämpfung der Korrupti-
on reichten. Erst nach der fortgesetzten 
Regimerepression und dem Aufbau ei-
gener Organisationsstrukturen trat die 
Forderung nach dem Sturz des Regimes 
in den Mittelpunkt – sie ist auch nach 
einem Jahr der kleinste gemeinsame 
Nenner der heterogenen Protestbewe-
gung geblieben. Bis Anfang 2012 ha-
ben sich die lokalen Protestbewegun-
gen als weitestgehend resistent gegen-
über identitären Spaltungstendenzen 
gezeigt und damit den Prophezeiungen 
des Regimes vom baldigen Ausbruch ei-
nes ethnisch-konfessionellen Bürger-
kriegs sowie einer deutlichen islamisti-
schen Radikalisierung entgegenge-
wirkt. Die lokalen Koordinierungskomi-
tees stellen somit weiterhin das 
eigentliche organisatorische Rückgrat 
der zivilen unbewaffneten Protestbe-
wegung dar.
In Syrien sind die lokalen Protestbewe-
gungen von der politischen Führung der 
Opposition zu unterscheiden. Inner-
halb der Opposition reklamiert der 
 Syrische Nationalrat (SNR) – eine im 
September 2011 formierte Koalition 
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 heimischer und sich im Exil befindender 
oppositioneller Gruppen – den Füh-
rungsanspruch für sich. Als einfluss-
reichste Institution der Exilopposition 
hat sich der SNR der Mobilisierung in-
ternationaler Unterstützung für den 
Sturz des Regimes verschrieben. Inner-
halb des SNR bestehen verschiedene 
Fraktionen, die von den islamistischen 
Muslimbrüdern über den Nationalen 
Block von vor allem säkularen Oppositi-
onellen und einen bei weitem nicht re-
präsentativem kurdischen Block sowie 
Repräsentanten von Minderheiten rei-
chen. Zwar haben die westlichen Staa-
ten den SNR im Februar 2012 als legiti-
men Vertreter der Syrer – nicht aber als 
Exil-Regierung – anerkannt. Eine fehlen-
de Programmatik, personelle Rivalitä-
ten und interne Machtkämpfe prägen 
aber weiterhin das Bild. Mit den Mit-
gliedern der „traditionellen“ syrischen 
Opposition aus säkular-liberalen Intel-
lektuellen und politischen Dissidenten, 
die sich im „Nationalen Koordinie-
rungskomitee für demokratischen Wan-
del“ zusammengeschlossen haben und 
sich in den Anfangsmonaten der Revol-
te noch für Verhandlungen mit dem Re-
gime einsetzten, besteht keine Zusam-
menarbeit seitens des SNR. 
Neben den lokalen Protestbewegun-
gen und der politischen Opposition ge-
hört die „Freie Syrische Armee“ (FSA), 
deren Gründung am 29. Juli 2011 be-
kannt gegeben wurde, ebenfalls zu den 
Anti-Regime-Kräften in der syrischen 
Revolte. Sie besitzt eher den Charakter 
eines Labels, zu dem sich einzelne, be-
waffnete Gruppen solidarisch erklären, 
als einer Armee mit hierarchischen Kom-
mandostrukturen und Einheiten. Unter 
ihrem Namen vereinigt sich eine Viel-
zahl kleiner, lokaler militärischer Ver-
bände, die mit einigen tausenden Zivi-
listen und desertierten Soldaten niedri-
ger Dienstgrade bemannt sind. Bis 

März 2012 stellten diese Verbände 
aber keine ernsthafte militärische Be-
drohung für die loyalen Streitkräfte des 
Regimes dar, da ihre Angrif fs-, Kommu-
nikations- und Koordinationskapazitä-
ten deutlich limitiert sind. 
Neben den diversen lokalen Protestbe-
wegungen vor Ort, dem SNR im Exil so-
wie der FSA als einem Zusammenschluss 
bewaffneter Verbände existieren noch 
eine Vielfalt weiterer oppositioneller 
Gruppierungen, die lediglich das Ziel 
eines Sturzes des Regimes unter Präsi-
dent al-Asad zu einen scheint. Die 
Trennlinien in den Interessen und Stra-
tegien sind vielfältig, wobei seit Anfang 
2012 über die verschiedenen oppositio-
nellen Gruppierungen hinweg ein sig-
nifikanter Trend zur Militarisierung zu 
konstatieren ist. 

Zukunftsperspektiven 

Ein Jahr nach Beginn der syrischen Re-
volte ist kurzfristig nicht zu erwarten, 
dass das autoritäre Regime unter Präsi-
dent Asad seine Repressionskampagne 
durch eine Erhöhung des internationa-
len Drucks nachhaltig einstellt. Das rus-
sische und chinesische Veto im UN-Si-
cherheitsrat am 5. Februar 2012 wurde 
vom Regime im Gegenteil zunächst ge-
radezu als carte blanche wahrgenom-
men, um die beiden Protesthochburgen 
Homs und Idlib wieder gewaltsam ein-
zunehmen. Das Regime scheint also 
über ausreichend Ausdauer und Res-
sourcen, insbesondere Zwangsmittel, 
zu verfügen, um seinen Sturz mittelfris-
tig hinauszuzögern. Dennoch kann es 
weder die Proteste in den verschiede-
nen Landesteilen vollständig eindäm-
men noch verfügt es über ausreichende 
Machtressourcen, um diese Gebiete zu 
regieren. 

Vor diesem Hintergrund und angesichts 
einer wohl ausbleibenden, externen 
Militärintervention à la Libyen sind für 
die nähere Zukunft längere, kleinräumi-
ge Gewaltkonflikte in Syrien wahr-
scheinlich. Der Lauf der Dinge würde 
hier neben den Sicherheitsapparaten 
des Regimes vor allem von denjenigen 
sozialen Kräften geprägt, die die syri-
sche Revolte im Frühjahr 2011 ausgelöst 
und entscheidend zu ihrer räumlichen 
Ausweitung in alle Landesteile beige-
tragen haben: die Bevölkerung der 
ländlichen Provinzen und die „rurba-
nen“, unteren Mittelschichten. Zu erwar-
ten ist auch, dass die FSA in den nächs-
ten Monaten zu einer asymmetrischen 
Kriegsführung übergeht, um ihre militä-
rische Unterlegenheit gegenüber den 
Gewaltakteuren des Regimes zu kom-
pensieren. Damit dürfte sie auch die zi-
vile Protestbewegung in ihrer Rolle als 
Hauptakteur der Revolte weiter zurück-
drängen, wie sich bereits seit Anfang 
2012 andeutet. Angesichts des Verlusts 
staatlicher Regierungsautorität in Tei-
len des syrischen Territoriums könnte 
dies zentrifugalen Tendenzen Vorschub 
leisten und bewaffnete Akteure könnten 
an verschiedenen Orten über das Land 
verstreut an Macht gewinnen. Dies wie-
derum dürfte eine politische Transition 
für ganz Syrien erheblich erschweren, 
wenn nicht auf absehbare Zeit fast un-
möglich machen. Die syrische Revolte 
hätte dann binnen kurzer Zeit die Trans-
formation von einem zivilen Protest und 
Volksaufstand in einen lokalisierten Bür-
gerkrieg vollzogen. 
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DIE REVOLTE IM LAND DER STÄMME

Der Jemen zwischen Staatszerfall, Revolution 
und Bürgerkrieg
Kevin Köhler

Der Jemen – ein fragiler Staat

Der Jemen ist eines der ärmsten Länder 
der Region und machte in den letzten 
Jahren vor allem durch innerstaatliche 
Konflikte von sich reden: der lang an-
dauernde Konflikt in der nördlichen Pro-
vinz Saada zwischen Anhängern der 
schiitischen Houthi-Familie und den 
Machthabern in Sanaa, eine eskalie-
rende Protest- und schließlich Sezessi-
onsbewegung im Süden, und nicht zu-
letzt die Aktivitäten radikaler Islamis-
ten, unter ihnen Anhänger des transna-
tionalen Netzwerks der al-Qaida (vgl. 
ICG 2009, 2011a und 2011b; Longley 

Alley 2010a). Aus dieser Perspektive 
waren es vor allem die ausgeprägte 
Schwäche des jemenitischen Staates 
und seine mangelhaften Kontrollkapa-
zitäten, welche internationalen Beob-
achtern Kopfzerbrechen bereiteten. 
Diese Besorgnis spiegelt sich auch heu-
te in der Reaktion auf die jemenitische 
Revolte wider.

Zur gleichen Zeit und zumindest teilwei-
se aufgrund eben dieser Schwäche des 
Staates war der Jemen immer eines der 
komplexeren Länder der Region. Das 
Land in seiner heutigen Form ist Produkt 
der Vereinigung des ehemaligen Nord-
jemen mit der früheren, im Süden gele-
genen Demokratischen Volksrepublik 
Jemen am 22. Mai 1990. Das nördliche 
Regime von Präsident Ali Abdullah Salih 
dehnte im Zuge der Vereinigung seinen 
Einfluss auf den Süden aus. Dieser Pro-
zess mündete in einen kurzen, blutigen 
Bürgerkrieg zwischen den beiden Lan-
desteilen im Jahr 1994 und prägt bis 
heute die Beziehungen zwischen den 
beiden Landesteilen. Die nördliche Ar-
mee besiegte in diesem Krieg den Sü-
den militärisch, unterstützt durch isla-
mistische Milizen und Stammeskämpfer. 
In der Folge konsolidierte Präsident Sa-
lih, gestützt von einer tribal-konservati-
ven Koalition von vor allem nördlichen 
Eliten, die Kontrolle über die politische 
Macht im Lande (vgl. Dresch 2000; Köh-
ler 2008). Seit den späten 1990er Jah-
ren schließlich begann das Regime, sei-
ne Kontrolle über die politische Land-
schaft zu festigen (Schwedler 2002), ein 
Prozess der sich in der zunehmenden 
Monopolisierung formalen politischen 
Wettbewerbs durch die Regierungs-
partei des Allgemeinen Volkskongres-
ses (al-Mu’tammar al-Sha’bi al-’Am, AVK) 
äußerte und gleichzeitig zur Konsolidie-
rung der parteipolitischen Opposition 
beitrug. Parallel stützte sich das Regime 
auf informelle Prozesse der Patronage 
und der Einbindung lokaler Eliten (Long-
ley Alley 2010b; Phillips 2011), wie sie 
für neopatrimoniale Regime charakte-
ristisch sind (Bratton/van de Walle 
1997; Pawelka 1985).

Das Regime gerät ins Wanken

Dieses Regime geriet nun durch die Re-
volte von 2011 ins Wanken. In den Pro-

testen verbanden sich mindestens vier 
verschiedene Elemente der Opposition 
gegen das Regime von Präsident Salih, 
die alle vor dem Hintergrund einer sich 
zuspitzenden wirtschaftlichen Krise zu 
sehen sind. Wie in anderen Ländern der 
Region wurden die Proteste im Jemen 
zunächst durch vorwiegend junge, ge-
bildete Aktivisten aus dem Umfeld von 
Universitäten sowie zivilgesellschaftli-
chen Organisationen angestoßen. Ein 
zweites Element bildete die parteipoliti-
sche Opposition, insbesondere die isla-
mistische Islah-Partei (al-Tajammu’ al-
Yamani li- l- Islah, Jemenitische Vereini-
gung für Reform) und das von ihr domi-
nierte Parteienbündnis al-Mushtarak 
(Ahzab al-Liqa’ al-Mushtarak , Parteien 
des gemeinsamen Treffens). Das Ver-
hältnis zwischen der Protestbewegung 
und der parteipolitischen Opposition 
ist durch die zunächst eher zögerliche 
Haltung von al-Mushtarak sowie durch 
Skepsis auf Seiten der Demonstranten 
geprägt. Drit tens gewannen die Ent-
wicklungen im Jemen eine deutlich tri-
bale Komponente auf der Ebene der 
politischen Eliten sowohl im Lager des 
Regimes als auch der Opposition. Tra-
ditionelle Konkurrenzkämpfe zwischen 
den verschiedenen Stammesgruppen 
bestimmten die Rekonfiguration von Eli-
tenallianzen in der Folge der Proteste. 
Spannungen zwischen dem Sanhan-
Clan des Präsidenten und der einfluss-
reichen al-Ahmar-Familie, die mit Sadiq 
al-Ahmar den Großscheich (shaykh mas-
hayikh) der bedeutendsten Stammes-
konföderation und mit Hamid al-Ahmar 
eine zentrale Figur der parteipolitischen 
Opposition stellt, prägten die Dynamik. 
Darüber hinaus jedoch führten die Pro-
teste auch zum Aufbrechen von Konflik-
ten im Sanhan-Clan des Präsidenten 
selbst und mit dem Übertrit t General Ali 
Muhsin al-Ahmars (nicht verwandt mit 
der al-Ahmar-Familie1) zur Erosion der 
Regimekoalition. Schließlich hat die je-
menitische Revolte auch eine spezifisch 
südliche Komponente, welche auf die 
südliche Protestbewegung der letzten 
Jahre und letztlich auf den Bürgerkrieg 
von 1994 und die nördlich dominierte 
Vereinigung zurückgeht. Die verschie-
denen Teile der Opposition gegen Prä-
sident Ali Abdullah Salih verfolgen de-
zidiert unterschiedliche Interessen, die 
sich lediglich in der Ablehnung der Per-
son des Präsidenten überschneiden. 

Der Jemen, eines der politisch fragilsten 
Länder der arabischen Welt, war schon 
vor der Revolte 2011 von innerstaatli-
chen Konflikten geprägt. Auf Stammes-
konflikte und Sezessionsbewegungen, 
die nach der 1990 erfolgten Vereinigung 
der beiden Landesteile den Jemen nie 
zur Ruhe kommen ließen, reagierte Ali 
Abdullah Salih mit dem bekannten Inst-
rumentarium autoritärer Herrschaft. Die 
Auseinandersetzungen zwischen Nord- 
und Südjemen mündeten 1994 gar in 
einen blutigen Bürgerkrieg. Fragmentier-
te Eliten, Machtkämpfe zwischen der Re-
gierung und konkurrierenden Stämmen 
waren ursächlich für die Schwäche der 
jemenitischen Zentralregierung verant-
wortlich. Diese Hypothek prägte die Re-
volte des Jahres 2011. Hatten erneut 
aufflammende Kämpfe zwischen Rebel-
len und der Armee sowie Anschläge von 
al-Qaida die Sicherheitslage bereits ver-
schlechtert, versank der Jemen nach dem 
Ausbruch der Proteste zunehmend im 
Chaos. Auf die Revolte reagierte Ali Ab-
dullah Salih mit einer vehementen Ge-
genmobilisierung. Die Sicherheitskräfte 
gingen brutal gegen Demonstranten vor. 
Innerhalb der Eliten sich abspielende 
und von Stammesinteressen geprägte 
Machtkämpfe führten im Frühjahr 2011 
zu einer Militarisierung und mündeten in 
einen bewaffneten Elitenkonflikt. Kevin 
Köhler schildert die Ereignisse seit dem 
Ausbruch der Proteste im Februar 2011. 
Er erörtert die beteiligten Akteursgrup-
pen sowie die Rolle regionaler und inter-
nationaler Akteure. Der Beitrag schließt 
mit einer Bilanzierung der bisherigen 
Entwicklung und skizziert mögliche Zu-
kunftsszenarien. I
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Nur wenn man diese Komponenten ge-
sondert betrachtet, wird die Komplexi-
tät der jemenitischen Situation deutlich.
Im Verlauf der Revolte kam es zu einer 
zunehmenden Militarisierung des Kon-
flikts und somit zu einer Verschiebung 
des Hauptaugenmerks weg von der ur-
sprünglichen Protestbewegung und ih-
ren Anliegen und hin zu Elitenkonflikten. 
Mittlerweile bestimmen diese Konflikte, 
insbesondere die Kämpfe zwischen den 
Truppen Ali Muhsin al-Ahmars und regi-
meloyalen Teilen der Armee, die Ereig-
nisse.
Auf den nächsten Seiten folgt zunächst 
eine Übersicht über die Ereignisse seit 
dem Ausbruch der Proteste im Februar 
2011 und eine Darstellung ihrer zuneh-
menden Militarisierung und somit des 
Übergangs von einer Revolte zu einem 
bewaffneten Elitenkonflikt. Ein zweiter 
Teil gibt einen Einblick in die verschie-
denen Akteursgruppen. Das Regime 
von Präsident Salih steht hier einer stark 
von jungen Aktivisten geprägten Pro-
testbewegung, einer parteipolitischen 
Opposition, aber auch tribalen Konkur-
renten und südlichen Aktivisten gegen-
über. Die Beziehungen zwischen diesen 
verschiedenen Teilen der Opposition 
gegen Salih sind alles andere als ein-
fach: Aktivisten der Protestbewegung 
lehnen die parteipolitische Opposition 
von Figuren wie Hamid al-Ahmar oder 
die auf Elitenkonkurrenz beruhende 
Haltung Ali Muhsins auf Grund der Ver-
strickung beider Akteure in das Regime 
ab. Die südliche Protestbewegung 
schließlich sieht sich durch die nördlich 
dominierte parteipolitische Oppositi-
onslandschaft kaum vertreten, zumal 
sich Anhänger der heutigen nördlichen 
und südlichen Opposition gegen Salih 
noch 1994 bewaffnet bekämpften. Der 
Beitrag schließt mit einer Diskussion der 
Rolle regionaler wie internationaler Ak-
teure und skizziert kurz mögliche Zu-
kunftsszenarien.

Revolte im Land der Stämme: Der 
„Arabische Frühling“ im Jemen

Nur Tage vor dem Rücktrit t Präsident 
Ben Alis in Tunesien kündigte die jeme-
nitische Regierungspartei AVK Refor-
men an, die es Präsident Salih erlaubt 
hätten, erneut bei Präsidentschafts-
wahlen anzutreten. Die Reaktionen in 

der politischen Szene des Landes waren 
empört, beschränkten sich jedoch zu-
nächst auf verbale Kritik. Nach dem Er-
folg der Proteste in Tunesien und dem 
Rücktrit t Ben Alis kam es am 15. Januar 
2011 zu ersten kleineren Protesten, auf 
denen Studenten und zivilgesellschaft-
liche Aktivisten ihre Solidarität mit Tune-
sien verkündeten und Präsident Salih 
aufforderten, dem Beispiel Ben Alis zu 
folgen. Die offizielle parteipolitische 
Opposition jedoch blieb zunächst zö-
gerlich und konzentrierte sich auf For-
derungen nach politischen Reformen 
(ICG 2011a, S. 2). 
Blieben die Proteste zunächst begrenzt, 
so brachte der Rücktrit t des ägyptischen 
Präsidenten Hosni Mubarak neue Dy-
namik. In der Nacht des 11. Februar gin-
gen zahlreiche Aktivisten auf die Stra-
ße, um die Ereignisse in Kairo zu feiern 

und Wandel auch im Jemen einzufor-
dern. Die jugendlichen Aktivisten be-
gannen zudem Wege zu diskutieren, 
die Houthi-Rebellen im Norden und die 
südliche Sezessionsbewegung hinter 
ihrer Forderung nach einem Regime-
wechsel zu versammeln (ICG 2011a, 
S. 3). Die formale Opposition verhielt 
sich anfangs zögerlich, rief jedoch 
schließlich am 20. Februar zur Teilnah-
me an den Protesten auf. In der Folge 
wuchsen die Proteste stetig an, insbe-
sondere durch die verstärkte Teilnahme 
tribaler Elemente, aber auch durch den 
Aufruf zur Teilnahme von Seiten der offi-
ziellen Opposition (ICG 2011a, S. 4).

Wahlvorbereitungen im Jemen: Millionen 
von Jemeniten gingen am 21. Februar 
2012 zur Wahl, um einen Übergangsprä-
sidenten zu wählen. Vizepräsident Abed 
Raboo Mansur Hadi war als einziger Kan-
didat für das Amt des Übergangspräsi-
denten angetreten. picture alliance/dpa

BiS_2012_01_Umbr.indd   49BiS_2012_01_Umbr.indd   49 23.04.12   14:3723.04.12   14:37



50

K
ev

in
 K

ö
hl

er Auf der Ebene der politischen Eliten ge-
wann die Revolte ebenso rasch eine 
 tribale Komponente. Am 17. Februar 
drohte Hussein al-Ahmar, ein Sohn des 
verstorbenen Großscheichs der Hashid- 
Stammeskonföderation, damit, Stam-
mesmilizen nach Sanaa zu führen, um 
die Protestbewegung zu schützen (ICG 
2011a, S. 5). Nachdem am 18. März 
Scharfschützen das Feuer auf Demonst-
ranten eröffneten und 52 Menschen tö-
teten, erklärte Ali Muhsin al-Ahmar, 
Kommandeur der 1. Brigade der jemeni-
tischen Streitkräfte, seine Unterstützung 
für die Protestbewegung (Phillips 2011). 
In der Folge kam es zu Gefechten zwi-
schen den Truppen al-Ahmars und der 
vom Sohn des Präsidenten befehligten 
Präsidentengarde, und die jemenitische 
Revolte begann sich schrit tweise zu mi-
litarisieren.
Am 3. Juni schließlich wurde Präsident 
Salih bei einer Explosion in einer Mo-
schee in Sanaa schwer verletzt und ver-
ließ das Land in Richtung Saudi-Arabi-
en. Die Abwesenheit des Präsidenten 
führte jedoch nicht zu einer Entschär-
fung der Situation. Vielmehr machten 
die engsten Verwandten des Präsiden-
ten, die wichtige Posten im Militär und in 
den Sicherheitskräften kontrollieren, 
deutlich, dass sie nicht gewillt waren, 
ein Ende der Herrschaft Salihs zu ak-
zeptieren. Ahmad Salih, der Sohn des 
Präsidenten, verbannte Vizepräsident 
Abd al-Rab Mansur al-Hadi aus dem 
Präsidentenpalast und zeigte damit klar 
auf, wo die Macht im Lande lag, wäh-
rend sich seine Truppen immer wieder 
Gefechte mit tribalen Milizen der al-
Ahmar-Familie und den Einheiten Ali 
Muhsins lieferten. Im September 2011 
kehrte Ali Abdullah Salih schließlich 
nach Sanaa zurück und beendete damit 
Spekulationen über ein mögliches Exil 
im Nachbarland.
Am 23. November 2011 schließlich un-
terschrieb Präsident Salih in Riad ein 
Abkommen mit der Opposition. Nach 
diesem Abkommen soll er weitere 90 Ta-
ge als Ehrenpräsident fungieren und 
dann gemeinsam mit seiner Familie in 
die Vereinigten Staaten ausreisen. Zu-
gleich soll eine Übergangsregierung 
gebildet werden, um die Transitions-
phase zu begleiten. Während es Protes-
te gegen die geplante Straffreiheit Sa-
lihs gab, wurde ein erster Teil des Ab-
kommens durch die Bildung einer neuen 
Regierung unter Muhammad Salim Ba-
sindwa umgesetzt. Basindwa ist ein 
langjähriges Mitglied der politischen 
Elite im Jemen und begleitete sein erstes 
Ministeramt nach dem Putsch Präsident 
Ibrahim al-Hamdis im Jahr 1974. Auch 
unter Salih agierte Basindwa als Infor-
mations- und Außenminister, wandte 
sich aber zunehmend von Salih ab. 
Trotzdem bleibt festzuhalten, dass Ba-

sindwa alles andere als ein Außenseiter 
ist und dass seine Ernennung keinen 
Bruch mit dem alten System darstellt.

Die Akteure: Parteien, Stämme und 
Eliten

Die Situation im Jemen erscheint insbe-
sondere deswegen komplex, weil eine 
simple Einteilung in Regime und Oppo-
sition nicht ausreicht, um die grund-
legende Dynamik zu beschreiben. Viel-
mehr verbinden sich in der gegen wär-
tigen Krise Elemente „klassischer“ po-
litischer Opposition mit informellen 
Prozessen jemenitischer Stammespolitik 
und Fragen der historischen Aufarbei-
tung des Bürgerkriegs von 1994 und sei-
ner Folgen. Um einen besseren Über-
blick über die komplexen Allianzen und 
Konfliktlinien zu geben, werden hier zu-
nächst einzelne Akteursgruppen geson-
dert betrachtet. Dabei gilt es jedoch zu 
beachten, dass individuelle Akteure 
durchaus mehreren Gruppen gleichzei-
tig zugehören können und die folgende 
Darstellung daher stark vereinfacht.

Das Salih-Regime

Ali Abdullah Salih übernahm die Macht 
im Nordjemen im Jahr 1978, nachdem 
zwei seiner Vorgänger im Amt Mordan-
schlägen zum Opfer gefallen waren 
(vgl. Dresch 2000; Peterson 1982). Zum 
Zeitpunkt der Ermordung seines unmit-
telbaren Vorgängers, Ahmad bin Hus-
sein al-Ghashmi, war Salih einer der 
wichtigsten Militärgouverneure des 
Landes. Unterstützt von Stammesgenos-
sen aus dem Sanhan-Clan, insbesonde-
re von Ali Muhsin al-Ahmar, übernahm 
Salih das Präsidentenamt auf der 
Grundlage eines informellen Eliten-
pakts, welcher die Einbindung des San-
han-Clans, der weiteren Hashid-Konfö-
deration sowie die Einbindung von tri-
balen Eliten im Allgemeinen vorsah 
(Phillips 2011, S. 96–101).2 Die jemeniti-
schen Stämme hatten vor allem unter 
Präsident al-Hamdi (1974–77) an Bo-
den im politischen System verloren, und 
der Elitenkompromiss sah die Wieder-
einbindung dieser Akteure vor (vgl. Bur-
rowes 1987).
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Diese Einbindung vollzog sich in ver-
schiedenen Elitenzirkeln. Im engsten 
Zirkel wurden zunächst wichtige Posten 
– vornehmlich im Militär- und Sicher-
heitsbereich – an Personen aus dem fa-
miliären Umfeld des Präsidenten verge-
ben. Der Sohn des Präsidenten, Ahmad 
Salih, kontrollierte so zum Beispiel die 
republikanischen Garden; ein Neffe, 
Tariq Muhammad Abdullah Salih, die 
Präsidialgarde; weitere Halbbrüder 
und Neffen kontrollierten wichtige Posi-
tionen im Militär und Geheimdienst. Ali 
Muhsin al-Ahmar, ein Cousin des Präsi-
denten und Angehöriger des Sanhan-
Clans, war bis zu seinem Bruch mit Salih 
als Militärgouverneur eines der vier Mi-
litärsektoren einer der mächtigsten Ge-
neräle im Jemen (vgl. dazu Köhler 2008; 
Phillips 2011, Kapitel 5). 
Auf einer weiteren Ebene wurden triba-
le Eliten im Allgemeinen in die Patrona-
gestrukturen des Regimes eingebunden 
(Longley Alley 2010b). Die dem Ministe-
rium für lokale Angelegenheiten unter-
stellte Abteilung für Stammesangele-
genheiten vergab monatliche Stipendi-
en an Stammesscheichs, um sich so de-

ren Loyalität zu sichern (Phillips 2011, 
S. 52–53), und die formale Sphäre von 
Parteipolitik und Wahlen wurde zudem 
zur Einbindung solcher Eliten genutzt 
(Köhler 2008). In diesem Sinne stützte 
sich das Regime in typisch neopatrimo-
nialer Manier auf eine durch die Vertei-
lung staatlicher Patronage zusammen-
gehaltene Koalition, welche im spezifi-
schen jemenitischen Fall stark tribale 
Züge aufwies (Köhler 2008; Schwedler 
2002). Die nördlichen Stammesscheichs 
können daher kollektiv, wenn auch nicht 
unbedingt individuell, als Unterstützer 
des Regimes gelten (Phillips 2011, 
S. 101).
Die jemenitische Regierungspartei AVK, 
der Allgemeine Volkskongress (al-
Mu’tammar al-Sha’bi al-’Am), diente zu-
dem der Einbindung weiterer Bevölke-
rungsgruppen. Die Mitgliedschaft im 
AVK war keine Angelegenheit ideologi-
scher Überzeugung, sondern haupt-
sächlich eine Frage direkter praktischer 
Vorteile (Phillips 2011). Zugang zu admi-
nistrativen Privilegien war an die Mit-
gliedschaft in der Partei des Präsiden-
ten gebunden, und der AVK fungierte 
mehr als eine Struktur zur Verteilung von 
staatlicher Patronage, denn als eine 
politische Partei im eigentlichen Sinne 
(vgl. ICG 2011a).
Zur Aufrechterhaltung des Patronage-
systems war der jemenitische Staat zum 
einen auf Einkünfte aus der Ausbeutung 
seiner (extrem begrenzten) Ölreserven, 
zum anderen aber auf Budgethilfen – 
vor allem von Saudi-Arabien und ande-
ren Golfstaaten – angewiesen (Phillips 
2011, Kapitel 4). Wie weiter unten disku-
tiert wird, eröffnet dies externen Akteu-
ren beträchtlichen Spielraum, der je-
doch bislang nicht im Sinne einer Lö-
sung der Krise eingesetzt wurde.

Die Protestbewegung

Ähnlich wie in Tunesien und Ägypten 
und inspiriert von den dortigen Ereig-
nissen, wurde die Protestbewegung im 
Jemen hauptsächlich von jungen, gebil-
deten Aktivisten aus den südlichen und 
zentralen Provinzen des Landes getra-
gen (Fattah 2011; ICG 2011a). Die Pro-
teste flammten insbesondere nach dem 

Rücktrit t Mubaraks in Ägypten am 
11. Februar 2011 auf. Aktivisten versam-
melten sich vor der Universität von 
Sanaa, skandierten Parolen und bekun-
deten ihre Solidarität mit der ägypti-
schen Revolte. Bald wurde auch der 
charakteristische Ruf nach dem Fall des 
Regimes laut, welcher bereits die Pro-
teste in Tunesien und Ägypten begleitet 
hatte: „Das Volk will den Fall des Regi-
mes!“ (al-sha’b yurid isqat al-nizam).
Während die tunesischen und ägypti-
schen Ereignisse klar als Vorbilder und 
Katalysatoren für die jemenitische Pro-
testmobilisierung wirkten, muss die je-
menitische Revolte auch vor dem Hinter-
grund der desaströsen wirtschaftlichen 
und sozialen Situation des Landes ge-
sehen werden. Wie in allen Ländern der 
Region ist auch die jemenitische Bevöl-
kerung überwiegend jung: mehr als 75 
Prozent der jemenitischen Bevölkerung 
sind unter 25 Jahren, wobei die Arbeits-
losenquote nach Schätzungen bei min-
destens 40 Prozent liegt (Phillips 2011, 
S. 30). Die sozialen Probleme gehen je-
doch über das Niveau anderer Länder 
der Region weit hinaus: So schätzte das 
Welternährungsprogramm der Verein-
ten Nationen, dass 6,8 Millionen Jeme-
niten oder rund 31 Prozent der Bevölke-
rung von einer unsicheren Ernährungssi-
tuation bedroht sind (WFP 2010). Ein 
weiterer Report bezifferte die Armut im 
Land im Jahr 2009 mit 46,6 Prozent (UN-
DESA 2011, S. 15). Nicht nur zeigen sol-
che Indikatoren also eine höchst prob-
lematische Lage, sondern die Politik der 
jemenitischen Regierung ließ wenig 
Hoffnung auf eine Verbesserung der Si-
tuation aufkommen.
Trotz dieser schwierigen Umstände ge-
lang es dem Regime, Gegendemonstra-
tionen auf dem zentral gelegenen Mi-
dan al-Tahrir in Sanaa zu mobilisieren. 
Am 3. Februar rief der AVK zu einer De-
monstration auf, welche nach Angaben 
von Beobachtern erstmals die zeitglei-
che Demonstration der Opposition an 
Teilnehmerzahlen übertraf. In der Folge 
kam es zu mehreren solcher Kundge-
bungen, und Regimeunterstützer be-
setzten den Midan al-Tahrir. Diese Ge-
genmobilisierung beruhte mit Sicherheit 
nicht alleine auf der Popularität des Prä-
sidenten oder gar des Regimes; viel-
mehr gibt es Hinweise, dass der AVK 
die Pro-Regime-Demonstranten logis-
tisch unterstützte oder gar bezahlte 
(ICG 2011a, S. 5). Zur gleichen Zeit rek-
rutierten sich die Gegendemonstranten 
jedoch stark aus den tribalen Gegen-
den aus dem Umfeld der Hauptstadt, 
was darauf hindeutet, dass Loyalität zur 

Bewaffnete Stammesmitglieder bei einer 
Patrouille in der jemenitischen Stadt Rada. 
Die Situation im Jemen ist deshalb beson-
ders komplex, weil sich Elemente „klassi-
scher“ politischer Opposition mit Prozes-
sen jemenitischer Stammespolitik und Fra-
gen der historischen Aufarbeitung des 
Bürgerkriegs von 1994 und seinen Folgen 
verbinden.

picture alliance/dpa
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Familie des Präsidenten eine Rolle ge-
spielt haben könnte (ICG 2011a, S. 5).
Die gegen Präsident Salih gerichtete 
Protestbewegung reagierte auf den 
strategischen Zug der Regimeloyalisten 
ihrerseits mit der Besetzung einer Kreu-
zung vor der Universität von Sanaa, die 
sie kurzerhand zum Midan al-Taghir 
(Platz des Wandels) erklärte. Dieser Ort 
wurde in der Folge zum Zentrum der An-
ti-Salih-Bewegung und steht unter dem 
bewaffneten Schutz von Einheiten der 
jemenitischen Armee, welche mit dem 
Präsidenten gebrochen haben.

Die Opposition

Der wichtigste Akteur im Bereich der 
parteipolitischen Opposition ist die op-
positionelle Koalition al-Mushtarak. Die 
Koalition entstand 2005 und vereint die 
beiden wichtigsten Oppositionspartei-
en des Landes, die islamistische Islah 
(al-Tajammu‘ al-Yamani li- l- Islah, Jemeni-
tische Vereinigung für Reform) und die 
Sozialistische Partei (al-Hizb al- Ishtiraki 
al-Yamani, JSP) mit drei kleineren Partei-
en (Browers 2007; Phillips 2011, Kapitel 
6). Al-Mushtarak ist vor allem deshalb 

interessant, weil die Koalition politische 
Kräfte vereint, die sich noch 1994 be-
waffnet bekämpften und die bis min-
destens 1997 unterschiedlichen politi-
schen Lagern angehörten. Islah ist die 
dominante Kraft innerhalb der Koaliti-
on, was sowohl Mobilisierungspotenzi-
al als auch Mitgliederzahlen angeht. 
Die Bereitschaft der Partei zur Zusam-
menarbeit mit oppositionellen Kräften 
spiegelt aber eine wichtige Entwicklung 
auf der jemenitischen politischen Bühne 
wider (Köhler 2008).
Nach den ersten Wahlen im vereinigten 
Jemen im Jahr 1993 bildete sich eine 
Koalition, welche die drei wichtigsten 
Parteien des Landes, den AVK, Islah und 
die JSP umfasste. Der scheinbar plura-
listische Charakter der Koalition ver-
schleierte jedoch die tatsächliche Do-
minanz nördlicher Interessen: Sowohl 
der AVK als auch Islah waren stark im 
tribal geprägten nördlichen Elitenum-
feld verankert und drohten gemeinsam, 
die nahezu ausschließlich „südliche“ 
JSP zu marginalisieren. Die Folge war 
die Blockade des politischen Prozesses 
und die fortschreitende Polarisierung 
des Gegensatzes zwischen nördlicher 
und südlicher Elite. Diese Dynamik en-
dete schließlich 1994 im Bürgerkrieg 
zwischen Nord- und Südjemen und ist 
einer der Hintergründe für die Entste-
hung der südlichen Protestbewegung 
(siehe unten). Die nördliche Armee wur-
de in diesem Konflikt von islamistischen 
und tribalen Milizen aus dem Umfeld 
des Islah unterstützt, die insbesondere 
durch die Plünderung Adens von sich re-
den machten. Nach der militärischen 
Niederlage des Südens stellten AVK 
und Islah gemeinsam die Regierung und 
teilten die Ministerposten der JSP unter-
einander auf.
Rasch geriet jedoch auch die Koalition 
aus AVK und Islah in Schwierigkeiten. 
Minister des Islah begannen sich über 
die Behinderung ihrer Arbeit durch die 
AVK-dominierte Administration zu be-
schweren, und das Wahlbündnis zwi-
schen AVK und Islah bei den Wahlen 
von 1997 wurde von keiner der beiden 
Seiten eingehalten (Köhler 2008). Diese 
Entwicklung geht letztlich auf die Mo-
nopolisierung der formalen politischen 
Sphäre durch die Regimepartei AVK zu-
rück und legte den Grundstein für die 
Neuorientierung des Islah in Richtung 
Opposition.
Die Haltung des Islah ist nicht nur aus 
Sicht des jemenitischen Parteiensystems 
interessant, sondern gibt auch Einblick 
in informelle Prozesse des tribalen Sys-
tems (siehe unten). Der Gründungsvor-
sitzende des Islah und die lange Zeit 
dominante Figur in der Partei war 
Scheich Abdullah ibn Hussein al-Ah-
mar, der Großscheich der Hashid-Kon-
föderation. Aus dem Blickwinkel der 

Regierungsgegner protestieren in Jemen und verwenden das Plakat der „Revolutions-
Ikone“ Che Guevara als historische Anleihe. Wie auch in anderen arabischen Ländern 
wurde die Protestbewegung im Jemen hauptsächlich von jungen, gebildeten Aktivisten 
aus den südlichen und zentral gelegenen Provinzen des Landes getragen.
  picture alliance/dpa
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Stammespolitik war der Islah daher ein 
natürlicher Verbündeter der Regimeeli-
te (und zumindest in Person Scheich Ab-
dullahs Teil dieser Elite). Die zunehmen-
den Spannungen zwischen dem Islah 
und dem AVK seit der zweiten Hälfte 
der 1990er Jahre gingen innerhalb des 
Islah mit dem Aufstieg einer Gruppe 
jüngerer Parteiführer einher, die einen 
stärker oppositionellen Kurs befürwor-
teten und sich vom durch Erwägungen 
der Stammespolitik geprägten Kurs des 
Scheichs abwandten (Köhler 2008). Mit 
dem Tod Scheich Abdullah ibn Hussein 
al-Ahmars im Dezember 2007 wurde 
dieser Prozess weiter vorangetrieben: 
Zwar ist mit Hamid al-Ahmar ein Sohn 
des alten Scheichs an die Spitze der 
Partei nachgerückt, die Führung der 
Hashid-Konföderation obliegt jedoch 
dessen Bruder, Sadiq. Die Auflösung 
der Personalunion zwischen Hashid- 
und Islah-Führung erlaubte es der Par-
tei, glaubwürdiger einen oppositionel-
len Kurs zu vertreten. Ein wichtiger Aus-
druck dieses Wandels ist die oppositio-
nelle Koalition al-Mushtarak (Browers 
2007).
Im Zuge der Revolte entwickelte sich al-
Mushtarak von einem passiven Zu-
schauer zu einem aktiven Teilnehmer 
(Phillips 2011, Kapitel 6). Trotz dieses Po-
sitionswechsels von der Betonung poli-
tischer Reformen zu Beginn der Proteste 
hin zu Forderungen nach dem Fall des 
Regimes werden die Oppositionseliten 
und -parteien als Teil des Regimes 
wahrgenommen. Oppositionelle Eliten 
im Jemen waren generell zögerlich in 
der Formulierung von Fundamentalop-
position und verfolgten einen Kurs der 
Verhandlungen mit dem Regime. Die 
sich daraus ergebenden Dynamiken 
von Kooptation und partieller Kritik tru-
gen dazu bei, das Image der Oppositi-
onsparteien im Allgemeinen zu schädi-
gen. Zudem verbirgt sich hinter der for-
malen Struktur des jemenitischen politi-
schen Systems eine informelle Struktur 
der Stammesbeziehungen, dessen Alli-
anzen und Konfliktlinien nicht unbe-
dingt deckungsgleich mit den formalen 
Kategorien von Parteien, Regierung und 
Opposition sind.

Das informelle System der 
Stammespolitik

Die Ausübung politischer Macht im Je-
men hatte stets eine starke informelle 
Komponente. Ein komplexes System von 
tribalen Allianzen trägt einerseits zur 
Stützung des Regimes bei, schwächt je-
doch andererseits auch die Autorität 
formaler staatlicher Institutionen (vgl. 
allgemein Burrowes 1987). Die fortge-
setzte Bedeutung von Stammesakteu-
ren im Jemen geht letztlich auf die histo-
risch spezifische Form der Staatsbil-

dung zurück. Im Jahr 1962 führte ein 
Putsch gegen Imam al-Badr zum Ende 
der etwa tausendjährigen Herrschaft 
schiitischer Imame im nördlichen Teil 
des heutigen Jemen. Im folgenden Bür-
gerkrieg von 1962 bis 1970 standen sich 
Royalisten, unterstützt von Saudi-Arabi-
en, und Republikaner, unterstützt von 
Ägypten, gegenüber. Erst 1970 gelang 
es Präsident Abd al-Rahman al-Iryani, 
den Bürgerkrieg zu beenden und die 
Versöhnung mit royalistischen Kräften 
einzuleiten. Aus den Verhandlungen in 
der Folge des Bürgerkriegs entstand 
schließlich eine Koalition aus Stammes-
scheichs, religiösen Eliten und Militärs, 
welche – trotz massiver politischer In-
stabilität und internen Machtverschie-
bungen – in ihren wesentlichen Zügen 
bis heute bestehen blieb (vgl. Dresch 
2000; Burrowes 1987).
Die al-Ahmar-Familie kann als Illustrati-
on des Verhältnisses zwischen politi-
scher Macht und Stämmen im Jemen 
dienen (vgl. Köhler 2008). Der langjäh-
rige Großscheich der Hashid-Konföde-
ration, Scheich Abdullah ibn Hussein 
al-Ahmar, war einer der führenden Un-
terstützer der Revolution von 1962 und 
des republikanischen Lagers im an-
schließenden Bürgerkrieg. Nach dem 
Sieg der Republikaner übertrug sich 
diese Bedeutung des Scheichs auf seine 
Position im formalen politischen System. 
Von seiner Position als Sprecher des 
1970 gegründeten Konsultativrats aus 
baute Scheich Abdullah seine Stellung 
im neuen republikanischen Regime aus 
und wurde so zu einem der einfluss-
reichsten Männer des Landes (Koszi-
nowski 1993, S. 335). 

Nach der Übernahme der Macht durch 
Salih im Jahre 1978 bemühte sich dieser, 
das Verhältnis zu den Stämmen auf eine 
solidere Basis zu stellen. Insbesondere 
Präsident Ibrahim al-Hamdi (1974–77) 
hatte versucht, den Einfluss der Stämme 
zugunsten zentraler staatlicher Instituti-
onen zurückzudrängen und hatte damit 
die nach dem Bürgerkrieg etablierte Eli-
tenkoalition in Frage gestellt. Dies führ-
te zu einer deutlichen Verschlechterung 
des Verhältnisses zwischen Regime und 
Stämmen und zu einem offenen Auf-
stand einiger tribaler Führer Mitte der 
1970er Jahre (vgl. Burrowes 1987, 
S. 58–62; Dresch 2000, S. 128). Salih 
war nun darum bemüht, die tribal-kon-
servative Allianz wieder zu etablieren 
und zu festigen und entschied sich da-
mit dafür, das Machtgefüge zugunsten 
von Stammeseliten zu verschieben (vgl. 
Baaklini/Denoeux/Springborg 1999, 
S. 205). Erneut war Scheich Abdullah ei-
ner der führenden Repräsentanten die-
ser Politik. Er wurde zunächst wieder 
zum Sprecher des Konsultativrats und 
seit 1993 bis zu seinem Tod 2007 zum 

Sprecher des Parlaments (Majlis al-
Nuwwab) gewählt.
Nach dem Tod des Scheichs 2007 ging 
dessen Position im politischen und sozi-
alen Gefüge des Jemen an seine Söhne 
über. Es besteht dabei eine gewisse Ar-
beitsteilung zwischen den verschiede-
nen Erben des Scheichs. Sadiq al-Ah-
mar wurde zum neuen Großscheich der 
Hashid-Konföderation erwählt und füllt 
– gemeinsam mit seinem Bruder Hus-
sein, der als einflussreich in Stammes-
kreisen gilt – die Rolle der al-Ahmar-Fa-
milie im tribalen System des Landes aus. 
Hamid al-Ahmar hingegen, ein erfolg-
reicher Geschäftsmann und weiterer 
Sohn des alten Scheichs, übernahm die 
Rolle seines Vaters als mächtiger Mittler 
auf der politischen Bühne des Jemen. 
Obwohl er keine formale Position in der 
Oppositionskoalition al-Mushtarak in-
nehat, gilt er doch weithin als der starke 
Mann und Finanzier hinter der jemeniti-
schen Opposition.
Wie das Beispiel der al-Ahmar-Familie 
zeigt, ist es eine Vereinfachung, von den 
Stämmen als Stützen des Salih-Regimes 
zu sprechen. Stammeseliten, und hier 
vor allem die al-Ahmar-Familie, sind Teil 
der Regimeelite, weil sie eine gesell-
schaftliche Machtposition innehaben, 
welche es schwer macht, ihre Interessen 
zu ignorieren (Phillips 2011). Zugleich 
jedoch bedient sich das Salih-Regime 
tribaler Loyalitäten und Netzwerke zur 
Absicherung der eigenen Herrschaft. 
Die bloße Gegenüberstellung von tra-
ditionellen Stammesstrukturen und mo-
dernen staatlichen Institutionen greift 
im Jemen daher deutlich zu kurz (Dresch/ 
Haykel 1995). Vielmehr handelt es sich 
um eine komplexe Verschmelzung und 
wechselseitige Stützung des informel-
len tribalen Systems mit formalen politi-
schen Institutionen. Trotz dieses kom-
plexen Verhältnisses ist die jemenitische 
Regimekoalition in einem wichtigen Sin-
ne tribal und weist damit aus dem nörd-
lichen Hochland stammenden Stam-
meseliten eine wichtige Rolle zu. Die 
Ausdehnung dieses Systems auf den Sü-
den des Landes durch die Vereinigung 
1990 und den Bürgerkrieg von 1994 ist 
eine der strukturellen Ursachen für die 
Entstehung der südlichen Protestbewe-
gung.

Die südliche Protestbewegung

Letztlich geht die Entstehung der „südli-
chen Bewegung“ (al-Hirak al-Janubi) auf 
die Vereinigung von 1990 und den Bür-
gerkrieg von 1994 zurück. Wie oben 
bereits angedeutet, führte der Prozess 
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der südlichen Eliten, die im Bürgerkrieg 
von 1994 ihren Höhepunkt fand und zur 
Ausdehnung der nördlich dominierten 
tribal-konservativen Elitenkoalition auf 
den Süden des Landes. Historisch gese-
hen hatten Stammesbeziehungen im 
Süden des Jemen nie eine ähnlich domi-
nante Rolle gespielt wie im nördlichen 
Landesteil, und unter der Herrschaft der 
Demokratischen Volksrepublik (1968–
90) wurde die Rolle tribaler Strukturen 
weiter begrenzt. Dies führte zu einer, si-
cher idealisierenden, Gegenüberstel-
lung von nizam (Ordnung und System) 
im Süden und fawda (Unordnung und 
Chaos) im Norden. Der Eindruck der Be-
nachteiligung der südlichen Provinzen 
im vereinigten Jemen und der Ungleich-
verteilung von Ressourcen ist seither 
weit verbreitet im Süden des Landes 
(Day 2008). Ein Umstand, der nicht zu-
letzt damit zu tun hat, dass der Großteil 
der Ölreserven des Landes auf dem Ter-
ritorium des ehemaligen Südens zu fin-
den ist. Dies bereitete schließlich den 
Boden für die südliche Protestbewe-
gung.
Al-Hirak entstand ursprünglich als eine 
Bewegung von pensionierten ehemali-
gen Angehörigen des südjemenitischen 
Militärs, welche ab Ende 2006 die Erhö-
hung ihrer Renten oder ihre Wiederauf-
nahme in den aktiven Militärdienst for-
derten (vgl. Day 2008; ICG 2011b). Der 
Staat reagierte mit einer Mischung aus 
Repression und Kooptationsversuchen, 
versäumte es jedoch, die Anliegen der 
Bewegung direkt anzusprechen. Als Re-
aktion auf diese Strategie, insbesonde-
re auf gewaltsame Eindämmungsversu-
che, begann sich die Bewegung lang-
sam zu radikalisieren. Ab 2008 kann 
 al-Hirak schließlich als Unabhängig-
keitsbewegung des Südens verstanden 
werden: Auf Protesten der Bewegung 
begannen Flaggen der ehemaligen 
südjemenitischen Volksrepublik aufzu-
tauchen, und die Rhetorik der Teilneh-
mer verschob sich hin zu Parolen gegen 
die wahrgenommene „Besatzung“ des 
Südens (ICG 2011b, S. 8). 
Das Verhältnis der südlichen Bewegung 
zum Rest der jemenitischen Opposition 
ist nicht einfach. Aus südlicher Perspek-
tive sind Vertreter der nördlichen Op-
position wie der Islah und insbesondere 
Figuren wie Hamid al-Ahmar oder gar 
Ali Muhsin al-Ahmar Mitglieder des 
nördlich dominierten Regimes. Solche 
historisch gewachsenen Einstellungen 
machen eine wirkliche Kooperation ext-
rem schwierig. Für politische Oppositio-
nelle aus der Protestbewegung oder 
der Parteienlandschaft ist die Vorstel-
lung südlicher Sezession, wie sie von 
Teilen von al-Hirak für unverzichtbar 
gehalten wird, nicht akzeptabel (ICG 
2011b). Die Teilnahme von Aktivisten 

der südlichen Protestbewegung an der 
jemenitischen Revolte signalisiert daher 
vor allem eine strategische Konzentrati-
on auf den kleinsten gemeinsamen 
Nenner, nämlich die Person des Präsi-
denten. Während Salih für al-Hirak 
letztlich auch als Symbol nördlicher Do-
minanz über den Süden gilt und das ei-
gentliche Ziel ein Ende dieser Dominanz 
ist, steht für viele nördliche Mitglieder 
der Opposition das Prinzip der nationa-
len Einheit und territorialen Integrität 
des Jemen nicht in Frage.

Schlussfolgerungen: Externe Akteure 
und mögliche Szenarien

Externe Akteure spielen in der jemeniti-
schen Politik im Allgemeinen und in der 
gegenwärtigen Situation im Besonde-
ren eine wichtige Rolle. Zunächst ist der 
Jemen wirtschaftlich von externen Hil-
fen abhängig. Dies betrif f t nicht so sehr 
die westliche Staatengemeinschaft als 
vielmehr Jemens direkte Nachbarn im 
arabischen Golf, insbesondere Saudi-
Arabien. Der Jemen und Saudi-Arabien 
teilen eine lange und durchlässige 
Grenze, und der große Nachbar war 
traditionell an Stabilität im Lande inter-
essiert. Nach der indirekten Niederla-
ge Saudi-Arabiens im jemenitischen 
Bürgerkrieg von 1963 bis 1970, in dem 
es die Royalisten unterstützt hatte, ar-
rangierte sich das Königreich mit der 
neuen Republik. Aus Saudi-Arabien be-
gannen Gelder in Form von Stipendien 
für Stammesführer in den Jemen zu flie-
ßen. Genaue Zahlen sind nicht zugäng-
lich, aber alleine Scheich Abdullah bin 
Hussein al-Ahmar erhielt monatlich eine 
Zuwendung von 800.000 US-Dollar – 
eine Summe, die nun an seinen Sohn Sa-
diq fließt. Kleinere Summen werden an 
eine Vielzahl von weniger zentralen 
Stammesführern ausgeteilt, und Saudi-
Arabiens Sonderkomitee für jemeniti-
sche Angelegenheiten verfügte vor 
2000 über ein Budget von 3,5 Milliar-
den US-Dollar (Philipps 2011, S. 7–79). 
Diese Zahlen verdeutlichen sowohl das 
Interesse Saudi Arabiens am kleinen 
Nachbarn, als auch den beträchtlichen 
Einfluss des Königreiches.
Die Interessen der westlichen Staaten-
gemeinschaft im Jemen sind stark von 
Sicherheitsfragen und vom Kampf ge-
gen den internationalen Terrorismus 
und insbesondere gegen al-Qaida be-
stimmt. So bemerkte US-Verteidigungs-
minister Robert Gates im März 2011, 
dass „Instabilität und die Ablenkung 
vom Kampf gegen al-Qaida“ die ameri-
kanische „Hauptsorge“ in der gegen-
wärtigen Situation sei (Phillips 2011, 
S. 29; eigene Übersetzung). Gleichzei-
tig bleibt die Bedeutung westlicher Ge-
ber weit hinter der der arabischen 

Nachbarn zurück. Die USA als der wich-
tigste westliche Geber bringen ledig-
lich 130 Millionen US-Dollar auf, und 
die von der westlichen Gemeinschaft 
2006 in London zugesagten 4,6 Milliar-
den US-Dollar waren bis 2010 nur zu et-
wa sieben Prozent ausgezahlt (Phillips 
2011, S. 83–84). 
Die Nachbarn im arabischen Golf wur-
den zunächst in Form der Friedensinitia-
tive des Golfkooperationsrats vom April 
2011 aktiv. Während eine erste Version 
von der Opposition abgelehnt wurde, 
weil sie nicht auf den sofortigen Rück-
trit t Salihs bestand, sah eine spätere 
Fassung die Aufgabe seiner Ämter in-
nerhalb von 30 Tagen, die Übergabe 
der Macht an den Vizepräsidenten, die 
Bildung einer Übergangsregierung un-
ter Einbeziehung der Opposition sowie 
Neuwahlen zum Amt des Präsidenten 
vor. Die Reaktion im Lager der Oppositi-
on war verhalten positiv, das Regime je-
doch spielte auf Zeit. Während die Initi-
ative mehrmals rhetorisch begrüßt wur-
de, kam es erst Ende November zur Un-
terzeichnung eines auf dieser Initiative 
beruhenden Abkommens. Inzwischen 
hatte auch der Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen in der Resolution 2014 
vom 21. Oktober 2011 die Umsetzung 
der Initiative des Golfkooperationsrats 
gefordert. 

Mögliche Zukunftsszenarien 

Was sind also mögliche Zukunftsszena-
rien im Jemen? Ohne zu stark in Speku-
lationen zu verfallen, sind zwei vorläufi-
ge Ergebnisse der jemenitischen Revol-
te festzuhalten: Die spezifische Eliten-
konstellation, welche die Herrschaft Ali 
Abdullah Salihs über die letzten 33 Jah-
re abstützte, ist mit einiger Sicherheit 
endgültig aufgebrochen. Die offene Po-
sitionierung der al-Ahmar-Familie ge-
gen Salih sowie der Bruch zwischen 
dem Präsidenten und Ali Muhsin (und 
damit innerhalb des Sanhan-Clans) 
sprechen hier eine deutliche Sprache. 
Zweitens jedoch sind die Chancen auf 
einen Regimewechsel in den Monaten 
seit dem Beginn der Revolte eher gerin-
ger geworden. Während sich also Salih 
mit einiger Wahrscheinlichkeit früher 
oder später dem Druck der Straße und 
seiner eigenen ehemaligen Verbünde-
ten wird beugen müssen, ist die Frage, 
ob sich das Regime, also die Grund-
strukturen politischer Herrschaft im Lan-
de, ändern wird, noch offen. Die Unter-
zeichnung des Abkommens mit der Op-
position durch Salih Ende November, 
die Zusicherung von Straffreiheit für ihn 
und seine Familie sowie die Bildung der 
Übergangsregierung scheinen anzu-
deuten, dass die Tage Salihs als jemeni-
tischer Präsident gezählt sind. Gleich-
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zeitig zeichnet sich aber auch ab, dass 
der Übergang zu einer neuen Ordnung 
noch stärker als in Ägypten und Tunesi-
en von der Etablierung eines neuen Eli-
tenpakts abhängen wird. Mit Blick auf 
die Geschichte des Jemen seit dem En-
de des Bürgerkriegs ist es eher fraglich, 
ob solch ein neuer Elitenpakt zur Etab-
lierung einer demokratischen Regie-
rungsform führen wird. Skeptisch be-
züglich des letzten Punktes stimmt vor 
allem die Rolle ehemaliger Mitglieder 
der Regimekoalition in der jetzigen Op-
position gegen Salih. Während ein 
Rücktrit t Salihs und eine weniger promi-
nente Rolle seiner unmittelbaren Ver-
wandten durchaus im Interesse solcher 
Akteure liegt, ist dies bezüglich eines 
Regimewechsels oder gar der Demo-
kratisierung des politischen Systems 
doch höchst zweifelhaft.
Die Herausbildung einer demokrati-
schen Ordnung im Jemen würde eine 
Elitenkoalition voraussetzen, welche 
von der Ausdehnung politischer Partizi-
pationsrechte und der fortgesetzten 
Mobilisierung weiter Bevölkerungsteile 
profitieren könnte. Eine solche Interes-
senslage zeichnet sich in der gegen-
wärtigen Konstellation jedoch nicht ab. 
Vielmehr ist ein Großteil der politischen 
Eliten in der Opposition am Fall Salihs 
interessiert, jedoch nicht an der Aufga-
be des eigenen Elitenstatus und der da-
mit einhergehenden Privilegien. Eine re-
lativ nahe liegende Option ist daher die 
Entstehung eines neuen Elitenpakts und 
die Rekonfiguration des Regimes auf 
dieser Grundlage, ohne dass politische 

Prozesse deswegen auf eine stärker 
partizipative Basis gestellt werden.
Das Resultat der zu erwartenden Aus-
handlungsprozesse auf der Ebene der 
politischen Eliten könnte allerdings von 
außen beeinflusst werden. Der Jemen 
ist, wie bereits erwähnt, stark von aus-
ländischen Hilfszahlungen abhängig. 
Wenn es gelänge, die Fortsetzung von 
finanziellen Hilfen an politische Kondi-
tionen zu knüpfen oder zumindest auf 
dieser Ebene positive Anreize für eine 
demokratische Entwicklung zu setzen, 
so könnte möglicherweise die Form des 
neu entstehenden Elitenpakts beein-
flusst werden. Das Haupthindernis ge-
genüber einem solchen Szenario ist je-
doch die Heterogenität der Geberge-
meinschaft auf der einen Seite und die 
auf Stabilität und Sicherheit gerichteten 
Interessen der westlichen Staatenge-
meinschaft auf der anderen. 
Dabei ist die Lösung der gegenwärti-
gen Krise unter Führung eines neuen 
starken Mannes und mit Unterstützung 
einer neuen Elitenkoalition bei weitem 
nicht das pessimistischste Szenario. 
Weit problematischer wäre eine Fort-
setzung des jetzigen Machtkampfes oh-
ne die Herausbildung eines solchen 
neuen Elitenkompromisses und damit 
das Abrutschen des Jemen in den 
Staatszerfall und in ein „somalisches 
Szenario“. Obwohl dieses Szenario 
nicht nur ein Propagandamittel des Sa-
lih-Lagers ist, sprechen doch auch eini-
ge Faktoren gegen die Eskalation der 
Lage (vgl. Phillips 2011). Zunächst ist 
hier ein Bündel von Faktoren zu nennen, 
welche dem tribalen System im weites-
ten Sinne zuzuordnen sind. Tribale Nor-
men der Aushandlung und Konfliktein-
dämmung könnten gegebenenfalls 
 moderierend wirken. Zwar sind gewalt-
same Konfrontationen zwischen jemeni-
tischen Stämmen absolut keine Selten-
heit. Ziel solcher Konflikte ist jedoch 
nicht die Vernichtung des Gegners, son-
dern lediglich die Beeinflussung der 
Verhandlungssituation. Zweitens beste-
hen zwischen den Truppen des Präsi-
denten und denen Ali Muhsins tribale 
Überschneidungen. In diesem Sinne 
könnten auch hier Stammesloyalitäten 
konfliktlindernd wirken und eine weitere 
Eskalation verhindern.
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ANMERKUNGEN

1 Der Nachname Ali Muhsin al-Ahmars bezieht 
sich auf den Ort seiner Herkunft, das Dorf Bayt 
al-Ahmar, etwa 40 Kilometer nördlich der Haupt-
stadt. Auch Salih selbst stammt aus diesem Dorf 
ebenso wie die al-Ahmar-Familie.
2 Im Jemen bestehen drei große Stammeskon-
föderationen: die Bakil, die Hashid und die Ma-
dhaj. Die Hashid-Konföderation, obwohl zahlen-
mäßig kleiner als die der Bakil, war historisch stets 
einflussreich und steht unter der Führung der al-
Ahmar-Familie. Bis ins Jahr 2007 besetzte Abdul-
lah ibn Hussain al-Ahmar die Position des shaykh 
mashayikh (Großscheich) der Hashid-Konfödera-
tion. Nach dem Tod Scheich Abdullahs ging die 
Position an dessen Sohn Sadiq bin Abdullah al-
Ahmar über. Der Sanhan-Clan des Präsidenten ist 
Teil der Hashid-Konföderation.

Kevin Köhler studierte Politikwissen-
schaft in Tübingen und Kairo und ist 
gegenwärtig ein PhD-Researcher am 
Europäischen Hochschulinstitut in Flo-
renz. Dort arbeitet er an seiner Promoti-
on über die Entwicklung politischer Re-
gime im Vorderen Orient nach dem 
„Arabischen Frühling“ mit einem beson-
deren Schwerpunkt auf Ägypten, Syri-
en, Tunesien und Jemen. Weitere For-
schungsinteressen sind die Konzeptuali-
sierung nicht-demokratischer Herr-
schaftsformen, Wahlprozesse unter au-
toritären Bedingungen und islamistische 
Bewegungen. 
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SOZIALE UND ÖKONOMISCHE ENTWICKLUNGSTRENDS

Das Ende des Post-Populismus: 
Soziale und ökonomische Entwicklungstrends 
im „Arabischen Frühling“
Torsten Matzke

„Brot! Freiheit! Menschenwürde!“

„Brot! Freiheit! Menschenwürde!“ – Slo-
gans wie dieser schallen den herrschen-
den Eliten in der arabischen Welt ent-
gegen.1 Die Demonstranten wollen ein 
Ende der Begünstigung kleiner Grup-
pen von Politikern, Unternehmern und 
Militärs, eine Aussicht auf politische 
und wirtschaftliche Teilhabe „von un-
ten“. Mit anderen Worten: sie fordern 
ein gänzlich neues Entwicklungs- und 
Herrschaftsmodell, das die Interessen 
der breiten Bevölkerung wieder ernst 
nimmt. Die jüngere Vergangenheit stell-
te den Höhepunkt einer „post-populisti-
schen“ Entwicklung dar, deren Beginn in 
die 1970er Jahre zurückreicht (Hinne-
busch 1985). Damals markierte die wirt-
schaftliche und politische Öffnung in 

Ägypten und anderen arabischen Staa-
ten die Abkehr von einem populisti-
schen, staatszentrierten Entwicklungs-
modell, das eine breite Bevölkerungs-
schicht angesprochen hatte.2 In den 
1990er und 2000er Jahren durchlief ein 
Großteil der arabischen Volkswirt-
schaften eine kapitalistische Transfor-
mation, getragen von einer schmalen 
Koalition aus politischen und wirt-
schaftlichen Eliten. Sogar in den rei-
chen Ölstaaten begann eine wirtschaft-
liche Liberalisierung. Die Protestwelle, 
die die arabische Welt im Jahr 2011 er-
fasst hat, stellt diesen Trend nun in Fra-
ge – genauso wie die Reaktionen „von 
oben“. Sie bestehen nahezu überall aus 
einer Mischung von brutaler Repression 
und vordergründiger Reform. Dazu ge-
hören auch kostspielige staatliche Hil-
fen und Geldgeschenke. Es scheint, als 
werfen die Regierungen ihre neo-libe-
rale Wirtschaftspolitik (vorerst?) über 
Bord. Damit läutet der „Arabische Früh-
ling“ das Ende des Post-Populismus ein 
– und es stellt sich die Frage, welches 
Entwicklungs- und Herrschaftsmodell 
ihm nachfolgen wird.

Populismus in den arabischen 
Republiken

Die „Revolutionen von oben“ (Trimber-
ger 1978) der 1950er und 1960er Jahre, 
die in Ägypten und anderswo zur Ablö-
sung der postkolonialen Monarchien in 
der arabischen Welt führten, propa-
gierten nicht nur politischen, sondern 
auch sozioökonomischen Wandel. Die 
bislang auf dem Export von agrarischen 
Primärgütern basierenden Volkswirt-
schaften sollten gemäß einem grundle-
gend neuen Entwicklungsmodell umge-
staltet werden. Dabei war der Staat der 
zentrale wirtschaftliche Impulsgeber. 
Mithilfe von großen öffentlichen Sekto-
ren sollte eine importsubstituierende In-
dustrialisierung durchgeführt werden: 
Statt verarbeitete Güter zu importieren, 
wurden sie von einheimischen Staats-
betrieben produziert. Der Agrarsektor 
wurde in Kooperativen organisiert und 
Preiskontrollen unterworfen. Die Wirt-
schaftlichkeit einzelner Betriebe oder 
gar Sektoren war dabei von unterge-

ordneter Bedeutung, entscheidend war 
ihre Integration in einen nationalen Ent-
wicklungsplan (Harik 1998).
Mit dem veränderten Entwicklungsmo-
dell ging auch eine Umgestaltung der 
Staat-Gesellschafts-Beziehungen ein-
her. Durch Landreformen wurde die 
Schicht der Großgrundbesitzer elimi-
niert. Arbeiter und Bauern sollten durch 
die neue Politik angesprochen werden. 
Der Hauptnutznießer der Reformen war 
allerdings die Mittelschicht, der auch 
die nun herrschenden Eliten entstamm-
ten (Pawelka 1985; Perthes 1995). Da-
bei ist zu betonen, dass die Gesell-
schaft selbst nicht an der Formulierung 
des Entwicklungsmodells beteiligt war. 
Wie die vorangegangenen Revolutio-

War der Staat in der arabischen Welt in 
den 1950er und 1960er Jahren noch der 
ökonomische Impulsgeber, vollzog sich 
mit der in den 1970er Jahren beginnen-
den politischen Öffnung und wirtschaft-
lichen Liberalisierung ein grundlegender 
Wandel. Der Übergang zu kapitalisti-
schen Volkswirtschaften begünstigte die 
politischen und wirtschaftlichen Eliten. 
Die breite Bevölkerung hingegen war 
von den Auswirkungen der Liberalisie-
rung negativ betroffen. Im „Arabischen 
Frühling“ rächte sich diese jahrzehnte-
lange Vernachlässigung der Interessen 
der Massen. Insbesondere der hohe An-
teil der jungen Bevölkerung, die enorme 
Jugendarbeitslosigkeit und eine steigen-
de Inflation bescherten den Potentaten 
der arabischen Welt eine Legitimitätskri-
se. Die Demonstrationen und Revolten 
waren nicht nur ein Protest gegen Unter-
drückung und Unfreiheit, sondern auch 
ein Protest „von unten“ gegen die „von 
oben“ verordnete Wirtschaftspolitik. Mit 
kostspieligen Reformversprechen und 
materiellen Zugeständnissen versuchten 
die autoritären Regierungen gegenzu-
steuern. Allerdings stellt sich die Frage, 
ob diese kurzfristigen Politiken tragfähig 
sind. Torsten Matzke analysiert die Dy-
namiken des „Arabischen Frühlings“ und 
skizziert die Ratlosigkeit im Hinblick auf 
zukünftige ökonomische und soziale Ent-
wicklungsmodelle.  I
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nen war es ein von oben vorangetriebe-
nes Projekt, in das die Massen integriert 
werden sollten. Dementsprechend han-
delte es sich auch nicht um eine demo-
kratische Herrschaftsform, sondern um 
einen „populistischen Autoritarismus“ 
(Hinnebusch 1985). Das populistische 
Element meint dabei im allgemeinen 
Sinn, dass die Interessen, kulturellen 
Merkmale und spontanen Gefühle des 
gemeinen Volks betont werden im Ge-
gensatz zu denen einer privilegierten 
Elite (Di Tella 1995, S. 985).3

Ähnlich den populistischen Regierun-
gen in Lateinamerika zwischen 1930 
und den 1950er Jahren (unter Vargas in 
Brasilien, Cárdenas in Mexiko, Perón in 
Argentinien)4 strebten die revolutionä-
ren arabischen Herrscher eine breite 
Legitimationsbasis an und versuchten, 
die Massen über korporatistische Or-
ganisationen, beispielsweise Einheits-
parteien, staatliche Gewerkschaften, 
Arbeitgeberverbände und Berufsverei-
nigungen, einzubinden. Die ägyptische 
Einheitspartei ASU (Arabische Sozialis-
tische Union) oder die Baath-Parteien in 
Syrien und Irak boten zwar kaum Mög-
lichkeiten zur echten politischen Partizi-
pation, sondern dienten zur Kommuni-
kation von oben nach unten und vom 

Zentrum zur Peripherie. Allerdings konn-
ten Forderungen aus der Gesellschaft 
so kanalisiert und, wenn auch kontrol-
liert, in das politische System einge-
bracht werden. Zur Rechtfertigung des 
populistischen Herrschafts- und Ent-
wicklungsmodells dienten die Ideen des 
arabischen Sozialismus, Nationalismus 
und Pan-Arabismus, die insbesondere in 
Gestalt von Nasserismus und Baathis-
mus verbreitet wurden. Ähnlich den la-
teinamerikanischen Vorbildern beinhal-
teten sie eine antiimperialistische Ten-
denz.

Post-Populismus und wirtschaftliche 
Öffnung

Nach dem Yom-Kippur-Krieg von 1973 
begann der ägyptische Präsident An-
war as-Sadat eine Politik der Annähe-
rung an den Westen (und Israel) und 
der politischen und wirtschaftlichen 
Öffnung (arabisch: Infitah), mit der der 
Privatsektor eine wichtigere Rolle be-
kam und die Integration in den Welt-
markt fortschrit t, insbesondere durch 
internationale Joint Ventures. Mittler-
weile war offensichtlich, dass der Ver-
such der importsubstituierenden Indus-

trialisierung wirtschaftlich gescheitert 
war. Auch in Tunesien und anderen 
Staaten wurden Teile der Wirtschaft li-
beralisiert und für den Privatsektor ge-
öffnet. Gleichzeitig sollten Subventio-
nen gekürzt werden. Dies allerdings 
rief energischen Widerstand aus der 
Bevölkerung hervor, der sogar in Mas-
senprotesten gipfelte (u. a. Ägypten 
1977, Tunesien 1984). Die Subventio-
nen wurden wieder erhöht, woraufhin 
die Unruhen unter Kontrolle gebracht 
werden konnten.
Mit der Liberalisierungspolitik verän-
derte sich nicht nur die wirtschaftspoli-
tische Ausrichtung, sondern auch das 
Verhältnis zwischen Staat und Gesell-
schaft und die Legitimationsbasis der 
herrschenden Eliten. Die bisherige po-
pulistische Politik der Einbindung von 
breiten Teilen der Bevölkerung verlor 
an Bedeutung, während kleine Eliten-
kreise stärker kooptiert wurden. Von 
den neuen Möglichkeiten, die durch 
die teilweise wirtschaftliche Liberalisie-
rung entstanden, profitierte eine Grup-
pe von Unternehmern (oder Unter-
nehmerfamilien), die eng an den Staat 
gebunden waren: sogenannte Crony 
Capitalists (Henry/Springborg 2001, 
S. 152–155). Dank der Patronage von 
politischen Eliten konnten sie – ohne 
dem freien Wettbewerb ausgesetzt zu 
sein – Profite erwirtschaften. Allerdings 
waren sie von dem Wohlwollen ihrer 
Patrone abhängig: Genauso schnell, 
wie sie aufgestiegen waren, konnten 
sie wieder absteigen, wenn ihre Loyali-
tät in Frage stand.

Etatistische Entwicklung in den 
Monarchien

Etatistische Entwicklungsmodelle wur-
den auch in Jordanien und Marokko 
verfolgt, allerdings ohne die tiefgreifen-
den sozialen Umwälzungen der Repub-
liken und unter stärkerer Beteiligung des 
Privatsektors. Die ressourcenreichen 

DAS ENDE DES POST-POPULISMUS: 
SOZIALE UND ÖKONOMISCHE 

ENTWICKLUNGSTRENDS 
IM „ARABISCHEN FRÜHLING“

Gamal Abdel Nasser strebte nach der 
„Revolution von oben“ eine breite Legiti-
mationsbasis an. Die Massen wurden über 
korporatistische Organisationen (z. B. Ein-
heitspartei, staatliche Gewerkschaften) 
eingebunden. Zur Rechtfertigung des po-
pulistischen Herrschafts- und Entwick-
lungsmodells dienten Ideen des arabi-
schen Sozialismus, Nationalismus und 
Pan-Arabismus. picture alliance/dpa
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eine besondere Art der staatszentrier-
ten Entwicklung. Auch hier nahm der 
Staat die zentrale wirtschaftliche Rolle 
ein. Die Herrscher versuchten jedoch 
nicht, durch ihn ein nationales Entwick-
lungsprojekt voranzutreiben, sondern 
entwickelten Strukturen, um den Res-
sourcenreichtum in der Gesellschaft zu 
verteilen und so deren Unterstützung zu 
sichern. In den 1960ern, 1970ern und 
frühen 1980ern boten die hohen Ein-
nahmen aus Ölexporten die Möglich-
keit zum Aufbau von komplexen büro-
kratischen Apparaten. Es entstanden 
die sogenannten Rentierstaaten, deren 
Haupteinnahmequelle der Erdölexport 
(„Renten“) und nicht die Besteuerung 
produktiver Wirtschaftstätigkeiten war 
(vgl. die Beiträge in Beblawi/Luciani 
1987). Durch die Etablierung von Institu-
tionen, die die Renten von oben nach 
unten verteilten, wurde die Gesellschaft 
einerseits abhängig vom Staat und die 
Herrscher konnten weitgehend auto-
nom von gesellschaftlicher Beteiligung 
regieren. Andererseits wurden ihre wirt-
schaftlichen Interessen aber auch vom 
Staat wahrgenommen und zum Beispiel 
durch rentenfinanzierte Wohlfahrtspo-
litiken befriedigt.

Strukturanpassung: Der Zenit des 
Post-Populismus

Die wirtschaftliche Öffnung der 1970er 
Jahre kam noch keinem Wandel zum 
Kapitalismus gleich; weiterhin war der 
öffentliche Sektor dominant und der 
Staat kontrollierte weite Teile der Wirt-
schaft. Ab Mitte der 1980er Jahre aller-
dings war ein Großteil der arabischen 
Staaten aufgrund ihrer hohen Verschul-
dung zur Durchführung von Strukturan-
passungsmaßnahmen und Wirtschafts-
reformen gezwungen, die vom Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) ge-
fordert wurden. Dazu gehören bis auf 
Syrien alle ressourcenarmen arabi-
schen Staaten (Ägypten, Jordanien, 
Marokko, Tunesien) und das ressour-
cenreiche, aber von mehrfachen Krisen 
betroffene Algerien. Schwerpunkt der 
Reformen war zunächst die makro-
ökonomische Stabilisierung, wozu Han-
del und Wechselkurse liberalisiert und 
Subventionen (langsam und unvollstän-
dig) abgebaut wurden. Außerdem soll-
ten Staatsbetriebe nach und nach pri-
vatisiert werden. Auch in Syrien begann 
nach einer wir tschaftlichen Krisensitua-
tion Ende der 1980er eine zaghafte 
wirtschaftliche Liberalisierung, die ab 
1991 offiziell als „wir tschaftlicher Plura-
lismus“ und seit 2006 sogar als „soziale 
Marktwirtschaft“ tituliert wurde.5

Die Reformen wurden immer wieder aus 
politischen Gründen verzögert und oft 

nur teilweise umgesetzt. Dennoch kann 
man Ende der 1990er Jahre von einem 
Übergang zu kapitalistischen Volkswirt-
schaften sprechen – wenn auch nicht 
von Marktwirtschaften, da freier Wett-
bewerb und Rechtsstaatlichkeit nicht 
gewährleistet sind und informelle, auf 
politischen Rationalitäten beruhende 
Wirtschaftsbeziehungen vorherrschen 
(Schlumberger 2008). Die neuen Frei-
heiten für den Privatsektor konnten da-
her nicht alle Bevölkerungsteile glei-
chermaßen beanspruchen. Die autori-
tären Herrscher brauchten den Privat-
sektor aus wirtschaftlichen Gründen, 
aber sie stellten sicher, dass ihnen das 
kapitalistische Privatunternehmertum 
nicht gefährlich werden konnte und 
 loyal blieb: Entweder die neuen Unter-
nehmer entstammten ohnehin der politi-
schen Elite, die ihre Beziehungen nutzte, 
um etwa bei der Privatisierung von 
Staatsbetrieben Vorzugspreise zu be-
kommen, oder sie wurden von den Herr-
schern kooptiert (vgl. die Beiträge in 
Heydemann 2004). Oft waren es die 
gleichen Crony Capitalists wie in der 
Phase der Infitah oder deren Söhne. An-
dere kamen bei der Vergabe von Lizen-
zen und dem Verkauf von Staatsbetrie-
ben nicht zum Zug oder wurden mithilfe 
von Polizei und Justiz ganz ausgeschal-
tet.
Damit fand eine schleichende „Ökono-
misierung“ der politischen Elite statt 
(Bank 2004). Wirtschaftseliten wurden 
über Komitees und Konsultativräte – et-
wa in Syrien und Jordanien – eingebun-
den oder rückten gar – wie in Ägypten 
– in Ministerrang auf. Einzelne Großun-
ternehmer nahmen zentrale Funktionen 
im Herrschaftsapparat ein, wie der 
Stahlunternehmer und Vorsitzende des 
Sekretariats für Organisatorische An-
gelegenheiten der ägyptischen Regie-
rungspartei Ahmed Ezz oder Rami 
Makhlouf, der Cousin des syrischen 
Präsidenten, dessen Familie herausge-
hobene Positionen sowohl im Sicher-
heitsapparat als auch in der Wirtschaft 
innehat. In Marokko zählte der König 
selbst, in Tunesien die Familie des Präsi-
denten zu den größten Unternehmern.6

Die breite Bevölkerung war von vielen 
Folgen der Strukturanpassung und Li-
beralisierung negativ betroffen. Arbei-
ter im öffentlichen Sektor waren von 
Stellenabbau bedroht, Bauern von 
Pachterhöhungen und steigenden Prei-
sen für Düngemittel und Saatgut; um 
von den neuen Absatzmöglichkeiten 
Gebrauch zu machen, fehlten ihnen 
Wissen und Technologie. Auch wenn 
Subventionen immer noch einen gro-
ßen Teil der Staatsbudgets ausmach-
ten, führten Subventionssenkungen zu 
höheren Lebensmittel- und Energie-
preisen. Die Mittelschicht, die von der 
Infitah-Politik zum Teil noch profitiert 

hatte – zurückkehrende Gastarbeiter 
etwa konnten kleine Staatsbetriebe 
aufkaufen oder eigene Geschäfte er-
öffnen – lit t unter der Verkleinerung 
des öffentlichen Sektors. Die einst si-
cheren Verwaltungsjobs für Universi-
tätsabsolventen gingen verloren, wäh-
rend gleichzeitig die Bevölkerung stark 
wuchs und immer mehr junge Men-
schen auf den Arbeitsmarkt strömten. 
Die veralteten Bildungssektoren waren 
auf den öffentlichen Sektor ausgerich-
tet und konnten nicht genügend für den 
Privatsektor adäquat ausgebildete Ab-
solventen produzieren.
Auch die ressourcenreichen Monarchi-
en am Golf gerieten zunehmend in fi-
nanzielle Schwierigkeiten. Ab der zwei-
ten Hälfte der 1980er Jahre wurden 
aufgrund fallender Ölpreise einge-
schränkte Liberalisierungs- und Privati-
sierungsmaßnahmen notwendig, vor al-
lem in Staaten mit hoher Einwohnerzahl 
wie Saudi-Arabien. Zwar schrit ten die-
se langsam voran und änderten nicht 
grundlegend den Charakter der staats-
zentrierten Rentenökonomien. Dennoch 
wuchs der Privatsektor stark, so dass er 
zum Beispiel in Saudi-Arabien mittler-
weile für etwa zwei Drit tel der Produkti-
on in Nicht-Ölsektoren verantwortlich 
ist. Auch in den Ölstaaten sind Privatun-
ternehmer eng verbunden mit den Herr-
scherhäusern, so dass von ihnen keine 
politische Gefahr ausgeht. Unterneh-
mer, die aus den herrschenden Familien 
selbst stammen (etwa die saudischen 
Prinzen), haben dadurch Wettbewerbs-
vorteile. Allerdings gibt es auch einzel-
ne Branchen, in denen dennoch effizi-
entes Wirtschaften statt findet (Hertog 
2010).
Man kann zusammenfassend feststel-
len, dass sich im Lauf der vergangenen 
Jahrzehnte die Entwicklungs- und Herr-
schaftsmodelle von ressourcenarmen 
und ressourcenreichen Staaten einan-
der annäherten. Einerseits durchliefen 
sie alle eine Phase der wir tschaftlichen 
Liberalisierung und Privatisierung, auch 
wenn diese in den Ölstaaten nicht so 
tiefgreifend war. Andererseits wurden 
die anfangs inklusiveren Republiken im-
mer elitärer, während die Ölstaaten 
durch den Aufbau von Staatsapparaten 
zur Rentenverteilung größere Teile der 
Gesellschaft kooptierten, insbesondere 
die Mittelschicht (vgl. Hinnebusch 2010, 
S. 209).

Der „Arabische Frühling“: Protest 
gegen den Post-Populismus

Die post-populistische Entwicklung war 
in den Republiken im Vorfeld des „Ara-
bischen Frühlings“ durch Wirtschafts-
reformen und Strukturanpassungspro-
gramme auf die Spitze getrieben, 
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 Unter- und Mittelschichten waren als 
 Legitimationsbasis der autoritären 
Herrscher weitgehend aufgegeben 
worden. Deren Herrschaft ruhte nun auf 
einer schmalen Koalition von politi-
schen und wirtschaftlichen Eliten sowie 
dem Sicherheitsapparat. Im „Arabi-
schen Frühling“ rächte sich die jahr-
zehntelange Vernachlässigung der In-
teressen der Massen. Besonders der 
hohe Anteil der jungen Bevölkerung und 
die hohe Jugendarbeitslosigkeit be-
scherten den Herrschern eine gefährli-
che Legitimitätskrise.
Zwar hatten die Reformen der 1990er 
und 2000er Jahre auch positive wirt-
schaftliche Auswirkungen gehabt. Der 
Schuldenstand ging zurück, und nahezu 
alle Volkswirtschaften zeigten höhere 
Wachstumsraten als vor der Liberalisie-
rung. Die im Privatsektor geschaffenen 
Stellen konnten allerdings nicht mit dem 
Wachstum der erwerbsfähigen Bevöl-
kerung mithalten. Arbeitslosigkeit, Un-
terbeschäftigung und Inflation waren 
anhaltende Probleme, von denen auch 
Mittelschichten betroffen waren. Die 
Jugendarbeitslosigkeit beträgt laut der 
International Labour Organization in 
der arabischen Welt im Schnitt über 23 
Prozent (ILO 2011) – während etwa 60 
Prozent der Bevölkerung unter 25 Jahre 
alt ist (UNDP 2009, S. 36). Auch Indika-
toren menschlicher Entwicklung wie Bil-
dungs- und Gesundheitsindikatoren ha-
ben sich kaum verbessert oder sogar 
verschlechtert; dabei ist die Qualität 
von Bildungs- und Gesundheitsleistun-
gen immer mehr vom Einkommen ab-
hängig (Loewe 2010). Die sechs reichen 
Golfstaaten Bahrain, Katar, Kuwait, 
Oman, Saudi-Arabien und die Vereinig-
ten Arabischen Emirate haben größere 
Er folge vorzuweisen. Dennoch hat auch 
Saudi-Arabien eine offizielle Arbeitslo-
senquote (der saudischen Staatsbür-
ger) von 10,5 Prozent und nicht genü-
gend bezahlbaren Wohnraum, und die 
schiitische Minderheit hat mit Diskrimi-
nierung zu kämpfen. In Bahrain ist es die 
schiitische Mehrheit, die politisch unter-
repräsentiert ist. Auch in anderen Staa-
ten gab es hohe Disparitäten, etwa zwi-
schen der vom Tourismus profitierenden 
Küstenregion in Tunesien und dem Hin-
terland sowie zwischen verschiedenen 
Städten und Stammesgebieten in Liby-
en.
Neben der (Jugend-)Arbeitslosigkeit 
war die hohe Inflation das zentrale Pro-
blem für die Bevölkerungen in vielen 
arabischen Staaten. Von dem Ölpreis-
anstieg seit 2002 konnten zwar die öl-
exportierenden Länder profitieren, die 
ressourcenarmen arabischen Staaten 
waren aber negativ betroffen. Zusätz-
lich erschwerte die mangelnde Nah-
rungsmittelsicherheit in den letzten Jah-
ren Vielen das tägliche Überleben. Die 

meisten arabischen Länder müssen 
Nahrungsmittel importieren und sind 
von den Weltmarktpreisen abhängig. 
Aufgrund von ungünstigen Wetterbe-
dingungen und Naturkatastrophen so-
wie Spekulationsgeschäften stiegen al-
lerdings die globalen Lebensmittelprei-
se innerhalb von wenigen Jahren auf 
etwa das Doppelte (vgl. Diagramm 1). 
Insbesondere in den Monaten vor Be-
ginn des „Arabischen Frühlings“ war ein 
rasanter Anstieg zu verzeichnen, unter 
dem gerade die unteren Bevölkerungs-
schichten, die einen hohen Anteil ihres 
Einkommens für Lebensmittel ausgeben, 
zu leiden hatten.
Während sich die wirtschaftliche Lage 
großer Teile der Bevölkerungen also in 
den vergangenen Jahren verschlechter-
te, gab es gleichzeitig positive Wachs-
tumsraten, und politisch gut vernetzte 
Unternehmer konnten hohe Profite er-
zielen (etwa die Familie und Freunde 
Ben Alis oder die Unternehmer um Hosni 
Mubaraks Sohn Gamal). Es ist kein Zu-
fall, dass die Proteste damit begannen, 
dass sich Menschen aufgrund ihrer 
perspektivlosen Lebenssituation selbst 
verbrannten. In Jordanien demonstrier-
ten Tagelöhner für höhere Löhne, und in 
Ägypten fanden immer wieder Streiks 
verschiedener Berufsgruppen statt, u. a. 
Busfahrer, Lehrer und Polizisten. Den 
Kern der Demonstranten in Marokko bil-
deten arbeitslose Hochschulabgänger 
(diplômés chômeurs), die auch schon in 
den vorigen Jahren immer wieder pro-
testiert hatten. Auch in Umfragen wird 
die hohe Bedeutung wirtschaftlicher 
Probleme für die Demonstranten deut-

lich. So nannten etwa in einer Umfrage 
des jordanischen Center for Strategic 
Studies im Februar 2011 85 Prozent der 
Befragten ökonomische Faktoren als 
Hauptprobleme (CSS 2011). Eine Befra-
gung von Ägyptern, die an den Protes-
ten gegen Mubarak teilgenommen oder 
sie unterstützt hatten, ergab im April 
2011, dass für 64 Prozent der niedrige 
Lebensstandard und/oder fehlende Ar-
beitsplätze die wesentlichen Beweg-
gründe gewesen seien (IRI 2011).
Der „Arabische Frühling“ richtet sich so-
mit nicht nur gegen Unterdrückung, Un-
freiheit und Ungerechtigkeit, sondern er 
ist auch ein Protest „von unten“ gegen 
das Entwicklungsmodell, das in den ver-
gangenen Jahrzehnten der „von oben“ 
verordneten Wirtschaftspolitik zugrun-
delag. Makroökonomische Stabilisie-
rung, Markt- und Exportorientierung 
waren die Prämissen, denen menschli-
che Entwicklung und soziale Gerechtig-
keit untergeordnet wurden – zum Vorteil 
von herrschenden Eliten und den mit ih-
nen verbundenen Großunternehmern, 
aber zum Nachteil von Mittel- und Un-
terschichten, die ohne echte Partizipati-
onsmöglichkeiten keine Veränderungen 
bewirken konnten. Letzteres wurde ih-
nen beispielsweise bei den ganz offen-
sichtlich stark manipulierten ägypti-
schen Parlamentswahlen im November 
2010 schmerzlich bewusst.

Diagramm 1: Monatlicher Nahrungsmittelpreisindex der Food and 
Agriculture Organization der Vereinten Nationen (FAO 2011)‚ 
reale Preise (2002–2004 = 100)
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Quelle: Food and Agriculture Organization/FAO (2011): FAO Food Price Index
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Die Antwort der Potentaten: 
materielle Zugeständnisse

Quer durch die arabische Welt reagier-
ten die autoritären Regierungen auf 
den „Arabischen Frühling“ mit einer Mi-
schung aus Reform und Repression.7 Ein 
wesentliches Element ihrer Überlebens-
strategien war die Erhöhung von mate-
riellen Leistungen an die Bevölkerung – 
in Republiken wie Monarchien, in res-
sourcenarmen wie ressourcenreichen 
Staaten, sowie in von öffentlichen Pro-
testen mehr oder weniger betroffenen 
Ländern. Dazu gehörten Subventionen 

für Energie und Lebensmittel, die Schaf-
fung von neuen Stellen im öffentlichen 
Sektor, höhere Gehälter und sogar ein-
malige Geldgeschenke an alle Bürger. 
Mithilfe dieser Maßnahmen versuchten 
sich die Herrscher zu legitimieren und 
den aufflammenden Protest im Keim zu 
ersticken. Solche materiellen Legitimati-
onsstrategien hatten in manchen Staa-
ten mehr, in anderen weniger Er folg. In 
einigen stürzten die Herrscher dennoch 
– sie sind also nicht der (allein) entschei-
dende Faktor für das Überleben von Re-
gimen. Das Phänomen selbst – eine ver-
stärkte Anwendung von kurzfristig ori-

entierten, auf materiellen Transfers ba-
sierenden Wirtschaftspolitiken – verdient 
jedoch bereits Beachtung, ungeachtet 
der Er folge oder Misserfolge.
Tunesiens Präsident Ben Ali floh am 
14. Januar 2011 nach Saudi-Arabien. 
Die tunesische Interimsregierung erhöh-
te dann die Staatsausgaben, um Sub-
ventionen zu finanzieren. Zudem wurde 
der Mindestlohn angehoben und die 
Regierung verständigte sich mit Ge-
werkschaften und Arbeitgebern auf ei-
ne Erhöhung der Löhne im öffentlichen 
und privaten Sektor um 4,7 Prozent; sie 
folgte damit dem Ruf der Demonstran-
ten nach Lohnsteigerungen. Des Weite-
ren wurden 20.000 neue Stellen, Hilfen 
für arbeitslose Akademiker und 260 Mil-
lionen Euro Unterstützung für ländliche 
Regionen zugesagt.
Wie Ben Ali schaffte es auch Ägyptens 
Präsident Hosni Mubarak nicht, der Pro-
testwelle Herr zu werden, obwohl er 
nach Ausbruch der Proteste Ende Janu-
ar 2011 ankündigte, auf die weitere 
Senkung von Subventionen zu verzich-
ten. Die Militärregierung, die immer 
wieder mit Protesten konfrontiert wurde, 
versuchte dann ebenfalls, mithilfe von 
materiellen Leistungen die Bevölkerung 
zu beruhigen. Sie erhöhte die Gehälter 
von staatlichen Angestellten um 15 Pro-
zent und kündigte an, 450.000 Zeitver-
träge zu entfristen. Die Subventionen 
wurden im Budget für 2011/2012 um fast 
25 Prozent angehoben. Außerdem be-
schloss die Regierung einen Privatisie-
rungsstopp.
Libyens Herrscher Muammar al-Gad-
dafi schaffte Steuern und Zölle auf aus-
gewählte Lebensmittel ab und kündigte 
die Erhöhung der Gehälter mancher 
Staatsbediensteten um 150 Prozent an. 
Zudem sollte jede Familie eine Einmal-
zahlung von 450 US-Dollar erhalten. Al-
lerdings hielt ihn dies nicht an der 
Macht. Auch Jemens Präsident Salih 
versuchte mittels einer Gehaltserhö-
hung von bis zu 25 Prozent für Staatsan-
gestellte und Militärs, dem Versprechen 
von 60.000 neuen Jobs im öffentlichen 
Sektor sowie einer Halbierung der 
 Einkommensteuer die Proteste zu ent-
schärfen. Zudem wurden Lebensmittel-
subventionen erhöht und Studien-
gebühren abgeschafft. Dennoch geriet 
er unter großen Druck und musste vorü-
bergehend ins Ausland fliehen.
Die Monarchien Marokko und Jordani-
en haben die Proteste bislang überlebt, 
auch mithilfe von materiellen Zuge-
ständnissen. In Jordanien wurden die 
Gehälter für Staatsbedienstete, u. a. 
Soldaten, erhöht und 21.000 neue Stel-
len geschaffen, davon 6.000 bei Polizei 
und Gendarmerie. Die Regierung senk-
te zudem die Steuern auf Benzin und 
Grundnahrungsmittel und stellte zu-
sätzliche Kredite für Entwicklungspro-

Die Potentaten reagierten auf die Proteste mit materiellen Zugeständnissen: Saudi-Ara-
biens König Abdullah erlebte den Ausbruch des „Arabischen Frühlings“ aus medizini-
schen Gründen im Ausland. Bei seiner Rückkehr verkündete er sogleich ein Ausgaben-
paket in Höhe von etwa 35 Millionen US-Dollar.  picture alliance/dpa
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jekte in armen (und politisch wichtigen) 
Regionen bereit. Die marokkanische Re-
gierung erhöhte die Subventionen auf 
Nahrungsmittel um nahezu 90 Prozent. 
Außerdem wurden Renten und Gehälter 
sowie der Mindestlohn angehoben und 
tausende neue Stellen im öffentlichen 
Sektor geschaffen.
Algerien senkte die Steuern und Zölle 
auf Zucker und Speiseöl, Universitäts-
professoren verdienen viermal so viel 
wie zuvor, Justizangestellte 110 Prozent 
mehr. Sogenannte Dorfwächter erhal-
ten ebenfalls mehr Gehalt und weitere 
Vergünstigungen. Mehrere Förderpro-
gramme richten sich explizit an junge Al-
gerier: Sozialprogramme für 20 Milliar-
den Euro stellen unter anderem zinslose 
Darlehen bereit, und für junge Arbeitslo-
se wurden Beihilfen angekündigt. In Sy-
rien wurden die Steuern auf Kaffee und 
Zucker und Einfuhrzölle auf andere 
Nahrungsmittel reduziert. Gehälter für 
Staatsbedienstete wurden um 20 bis 30 
Prozent und Heizkostenzuschüsse um 
über 70 Prozent erhöht sowie Mittel im 
Wert von 187 Millionen Euro zur Armuts-
bekämpfung bereitgestellt.
Die irakische Regierung reagierte im Fe-
bruar 2011 auf die Proteste gegen die 
mangelhafte Grundversorgung mit der 
Zusicherung, jedem Haushalt 1.000 Ki-
lowattstunden Elektrizität pro Monat 
kostenfrei bereitzustellen. Der Libanon 
schließlich blieb weitgehend von Pro-
testen verschont. Im Oktober 2011 sah 
sich die Regierung durch Streiks dazu 
veranlasst, den Mindestlohn um 40 Pro-

zent anzuheben und Gehälter zu 
 erhöhen; nach Protesten von Unter-
nehmerverbänden und aus dem Parla-
ment wurde die Entscheidung jedoch 
vorerst ausgesetzt.

Ausgabenflut am Golf

Auch die ressourcenreichen Staaten der 
arabischen Halbinsel versuchten mithil-
fe von materiellen Legitimationsstrate-
gien der Protestwelle entgegenzusteu-
ern. Dank des anhaltend hohen Ölprei-
ses konnten sie besonders kostspielige 
Maßnahmen ergreifen. Saudi-Arabiens 
König Abdullah erlebte den Ausbruch 
des „Arabischen Frühlings“ aus medizi-
nischen Gründen im Ausland. Bei seiner 
Rückkehr Ende Februar 2011 verkündete 
er sogleich ein Ausgabenpaket in Höhe 
von etwa 35 Milliarden US-Dollar. Da-
mit wurden die Gehälter von Staatsbe-
diensteten um 15 Prozent erhöht sowie 
141.000 Baukredite – insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen – und 
Hilfen für junge Arbeitslose bereitge-
stellt. 180.000 befristete Stellen wurden 
entfristet. Zudem wurde die Anzahl von 
Familienmitgliedern, die ein Anrecht auf 
staatliche Sozialhilfe haben, von acht 
auf 15 erhöht. Im März kamen nochmals 
67 Milliarden US-Dollar an Ausgaben 
hinzu; unter anderem wurden religiöse 
Gruppen gefördert, die Demonstratio-
nen gegen die Regierung verurteilt hat-
ten, Staatsbedienstete erhielten Son-
derzulagen und der Mindestlohn wurde 

erhöht. Das Innenministerium schuf 
60.000 neue Stellen für Sicherheitskräf-
te.
Kuwait reagierte zunächst mit direkten 
Geschenken: die Regierung zahlte je-
dem Staatsbürger einmalig 4.000 US-
Dollar aus und verteilt 14 Monate lang 
kostenlos Lebensmittel. Nach einem 
Streik von Angestellten in der staatli-
chen Ölindustrie erhöhte die Regierung 
zudem deren Gehälter um bis zu 66 Pro-
zent. Auch in Bahrain gab es Einmalzah-
lungen: 2.500 US-Dollar für jede Fami-
lie. Die Regierung versprach zudem 
20.000 neue Arbeitsplätze für junge 
Bahrainer (im Innenministerium!), erließ 
Schulden im Rahmen des staatlichen 
Wohnungsbauprogramms und legte 
ein Programm zur Armutsbekämpfung in 
Höhe von rund 165 Millionen US-Dollar 
auf. 100 Millionen US-Dollar sollen zur 
Reduzierung der Lebensmittelpreise 
eingesetzt werden. In Oman schuf die 
Regierung 50.000 neue Arbeitsplätze 
und erhöhte das Arbeitslosengeld und 
den Mindestlohn. Außerdem hat der 
Golfkooperationsrat den beiden weni-
ger reichen (und von Protesten stärker 
betroffenen) Golfstaaten Bahrain und 
Oman Hilfen zur Investition in Infra-
struktur und Wohnungsbau in Höhe von 
je zehn Milliarden US-Dollar zugesagt.

Tabelle 1: Materielle Legitimationsstrategien im „Arabischen Frühling“ (angekündigte Maßnahmen)

Verbilligung von 
Energie und Nah-
rungsmitteln

Lohnsteige rungen 
im öffentlichen 
Sektor

Stellen schaffung im 
öffentlichen Sektor

Hilfen für ausge-
wählte Gruppen 
oder Regionen

Einmalige Transfer-
leistungen

Ägypten

Algerien

Bahrain

Irak

Jemen

Jordanien

Katar

Kuwait

Libanon

Libyen

Marokko

Oman

Tunesien

Saudi-Arabien

Syrien

V.A.E.

Quelle: Eigene Zusammenstellung
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Emirate nahmen signifikante Gehaltser-
höhungen im öffentlichen Sektor vor, in 
dem in beiden Ländern über 80 Prozent 
aller Erwerbstätigen arbeiten. Katar 
hob die Bruttogehälter um 60 Prozent 
an, diejenigen von Offizieren sogar um 
120 Prozent. Dies gilt auch für die Bezü-
ge von Angestellten und Offizieren im 
Ruhestand. Die Vereinigten Arabischen 
Emirate erhöhten im November 2011 die 
Gehälter um mindestens 35 Prozent, in 
manchen Bereichen sogar um 100 Pro-
zent (unter anderem die Gehälter von 
Justizangestellten). Außerdem wurde 
ein Fonds in Höhe von 2,7 Milliarden 
US-Dollar zur Finanzierung von Kredi-
ten für Bürger mit niedrigem Einkommen 
eingerichtet. Die Föderation war damit 
der letzte arabische Staat, der seiner 
Bevölkerung in Reaktion auf den „Arabi-
schen Frühling“ materielle Zugeständ-
nisse machte. Tabelle 1 zeigt eine Ge-
samtübersicht der Maßnahmen.

Renaissance des Populismus?

Die geschilderten Maßnahmen lassen 
erkennen, dass fast alle Staaten den öf-
fentlichen Sektor als Adressat von mate-
riellen Zugeständnissen bevorzugen. 
Nahezu überall wurden die Löhne und 
Gehälter erhöht, in vielen Staaten auch 
neue Stellen geschaffen (oder zumin-
dest versprochen). Auch die Verbilli-
gung von Lebensmittel- und Energie-
preisen durch Subventionen und Steuer-
erleichterungen war ein erprobtes und 
oft angewandtes Mittel. Von den sonsti-
gen Hilfen profitieren vor allem arbeits-
lose, junge und arme Bevölkerungsteile. 
Allerdings handelt es sich durchweg um 
kurzfristige Politiken, die außer in den 
ressourcenreichen Staaten schuldenfi-
nanziert sind und weder nachhaltig Ar-
mut und Arbeitslosigkeit bekämpfen 
noch auf lange Sicht ein tragfähiges 
Entwicklungsmodell fördern, das eine 
Industrialisierung beinhaltet. Das extre-
me Beispiel für kurzfristige Lösungen 
sind die direkten, einmaligen Transfers 
in Bahrain, Kuwait und Libyen.
Damit ist unabhängig von den Auswir-
kungen dieser Politiken auf die Stabilität 
der politischen Regime ein Trend zu ei-
ner stärker populistischen Wirtschafts-
politik erkennbar. In ressourcenreichen 
Staaten – die meist keine Strukturan-
passung durchgemacht hatten, son-
dern allenfalls begrenzte wirtschaftli-
che Liberalisierung – werden die beste-
henden etatistischen Politiken, mit de-
nen der durch Öl erzielte Reichtum 
verteilt wird, fortgesetzt oder weiter 
ausgebaut. Der Populismus-Begrif f 
passt auf die geschilderten Maßnah-
men insofern, als sie den Interessen der 
gemeinen Bevölkerung wieder stärker 

entgegenkommen als denjenigen einer 
privilegierten Elite (vgl. die oben zitierte 
Definition von Di Tella). Zudem fängt die 
vorherige Koalition von politischen und 
wirtschaftlichen Eliten zu unterschiedli-
chen Graden an zu bröckeln. In Ägyp-
ten marginalisierte Hosni Mubarak 
schon Ende Januar die in der Öffent-
lichkeit unbeliebten Großunternehmer: 
Sie verloren Minister- und Parteiposten, 
durften nicht mehr über ihre Vermögen 
verfügen, wurden mit Ausreiseverboten 
belegt und dann unter der Militärregie-
rung der Korruption angeklagt (vgl. 
Matzke 2011). Die tunesischen Großun-
ternehmer im Umfeld von Ben Ali wur-
den von dessen Sturz getroffen, aber 
(noch) nicht in größerem Umfang zur Re-
chenschaft gezogen. Der syrische Wirt-
schaftsmogul Rami Makhlouf gab be-
kannt, er wolle sich von seinen Geschäf-
ten zurückziehen und gemeinnützigen 
Aufgaben widmen – was als Reaktion 
Bashar al-Asads auf die Schmährufe 
der Demonstranten gegen Makhlouf 
gesehen werden kann. In Jordanien 
gab es Konflikte zwischen Regierung 
und der Unternehmerschaft, und der 
Chef der Zentralbank, der zuvor die ho-
hen Subventionsausgaben kritisiert 
hatte, wurde entlassen.
Die Zeit des Post-Populismus scheint 
nach dem „Arabischen Frühling“ somit 
beendet. Das heißt allerdings nicht, 
dass nun die Bürger tatsächlich stärker 
als bisher in den politischen Prozess ein-
bezogen werden. Von einem echten De-
mokratisierungsprozess kann nur in Tu-
nesien die Rede sein. In Ägypten ist die 
Militärregierung nicht an einer Partizi-
pation der Massen interessiert; gegen 
Streiks von Arbeitern etwa ist sie ge-
waltsam vorgegangen und laut Partei-
engesetz sind Arbeiterparteien verbo-

ten. In Libyen und Jemen droht ein Bür-
gerkrieg, und in den restlichen Staaten 
fanden im Hinblick auf politische Rechte 
allenfalls kosmetische Reformen statt. 
Die zunehmende Berücksichtigung ma-
terieller Forderungen der Bevölkerung 
ist also kein Zeichen einer beginnenden 
Demokratisierung, sondern im Gegen-
teil eine Anpassungsstrategie autoritä-
rer Herrschaft an Gesellschaften, die 
mit stärkerer Stimme sprechen als zuvor 
und sich nicht mehr ignorieren lassen. 
Wie auch in den 1950er und 1960er 
Jahren stellt populistische Politik eher 
eine Bestrebung von oben dar, etwai-
gen Protest von unten zu kontrollieren – 
es ist ein autoritärer, kein demokrati-
scher Populismus.

Kurzfristiges Krisenmanagement statt 
nachhaltiger Problemlösungen

Aus ökonomischer Sicht ist zudem frag-
lich, wie lange eine solche etatistische 
Wirtschaftspolitik überhaupt durchzu-
halten ist. In den ressourcenarmen 
Staaten ist sie nur durch Schulden finan-
zierbar und produziert damit mittel- und 
langfristig mehr Probleme als sie löst. 
Auch die ressourcenreichen Staaten 
könnten im Fall sinkender Ölpreise in 
Zahlungsprobleme geraten. Die be-
trächtlichen Ausgaben heizen außer-
dem die Inflation an. Zur Armutsbe-
kämpfung sind die getroffenen Maß-
nahmen ohnehin nur begrenzt tauglich; 
weitaus effizienter als Subventionen – 
die Reichen stärker zugutekommen als 
Armen – wären leistungsfähige soziale 
Sicherungssysteme (The World Bank 
2005). Zudem lässt sich die Integration 
der arabischen Volkswirtschaften in 
den Weltmarkt kaum rückgängig ma-
chen, und der Großteil der öffentlichen 
Sektoren ist nicht international wettbe-
werbsfähig. Es ist daher unwahrschein-
lich, dass sich unter diesen Bedingun-
gen die weiterhin gravierenden Ent-
wicklungshemmnisse durch etatistische 
Politik ohne Förderung des Privatsektors 
überwinden lassen.
Sollten die arabischen Staaten ihren 
Bevölkerungen keine dauerhaften wirt-
schaftlichen Perspektiven bieten kön-
nen, könnte eine erneute Protestwelle 
über sie hereinbrechen. In vielen Län-
dern herrscht in der Bevölkerung jetzt 
schon Unzufriedenheit über das Aus-
bleiben nachhaltiger wir tschaftlicher 
Verbesserungen, insbesondere einer 
„Revolutionsdividende“ in Tunesien und 
Ägypten. Und auch wenn populistische 
Wirtschaftspolitik zur kurzfristigen Kri-
senbekämpfung taugen sollte: die kor-
poratistischen Institutionen zur Einbin-
dung der Massen und Kanalisierung 
von gesellschaftlichen Interessen gibt 
es kaum noch. Auch das Charisma, das 
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die großen Populisten in der arabischen 
und lateinamerikanischen Geschichte 
auszeichnete, fehlt den jetzigen Herr-
schern in der arabischen Welt. Es ist un-
wahrscheinlich, dass die derzeitige Re-
naissance populistischer Wirtschafts-
politik wirklich in eine neue Ära des 
 Populismus münden wird. Wahrscheinli-
cher, dass mit ihrer Hilfe nur eine unver-
meidliche Phase erneuten Protests auf-
geschoben werden kann – die dann 
möglicherweise mit noch größerer Re-
pression als bisher bekämpft wird.
Aber nicht nur die Herrscher sind nicht 
an nachhaltigen Lösungen orientiert: 
Auch unter den sich neu formierenden 
gesellschaftlichen Kräften und neuen 
Parteien herrscht Ratlosigkeit im Hin-
blick auf das adäquate Entwicklungs-
modell, mit dem sich die wirtschaftli-
chen Probleme lösen lassen. Viele revo-
lutionäre Gruppen erwecken den Ein-
druck, wenn nur die Korruption der 
Vorgänger beseitigt sei, würde die 
Wirtschaft von alleine florieren. Ein 
durchdachtes Entwicklungskonzept ha-
ben sie nicht. Am ehesten ist die lang-
fristige Perspektive noch bei den ge-
mäßigten islamistischen Parteien zu er-
kennen, die in den letzten Monaten 
Wahlerfolge erzielen konnten. Sie pro-
pagieren eine durch islamische ethische 
Richtlinien im Zaum gehaltene Markt-
wir tschaft (und sind großteils pragma-
tisch genug, Freiheiten für westliche 
Touristen nicht einzuschränken). Auch 
wenn der Aufstieg der Islamisten für die 
Menschenrechtssituation in den betref-
fenden Ländern höchst problematisch 
erscheint – aus wirtschaftlicher Sicht 
könnte er eine positive Entwicklung an-
stoßen.
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DIE EU-MITTELMEERPOLITIK UND DER „ARABISCHE FRÜHLING“

Vorerst gescheitert: Perspektiven einer 
glaubwürdigen EU-Mittelmeerpolitik nach dem 
„Arabischen Frühling“
Annette Jünemann

Die EU vor dem Scherbenhaufen ihrer 
Mittelmeerpolitik

Historische Zäsuren haben ein hohes 
Potential, politische Lernprozesse aus-
zulösen. Obwohl der Ausgang des 
„Arabischen Frühlings“, der in unter-
schiedlichen arabischen Ländern ganz 
unterschiedliche Verläufe nimmt, noch 

völlig offen ist, kann man jetzt schon von 
einer historischen Zäsur sprechen. Der 
Mut zur Auflehnung gegen die seit Jahr-
zehnten herrschenden Autokratien im 
südlichen Mittelmeerraum ist kaum um-
kehrbar und wird künftig innerhalb wie 
außerhalb der Region in Rechnung ge-
stellt werden müssen. Damit ist der 
„Arabische Frühling“ vergleichbar mit 
den Revolutionen im Osten Europas, un-
abhängig davon, wann der ersehnte 
politische Wandel erreicht und wie ge-
nau er aussehen wird. 
Die EU wurde von den dramatischen 
Entwicklungen in ihrer unmittelbaren 
Nachbarschaft trotz enger bilateraler 
Bindungen völlig überrascht. Weder 
die Politiker, noch die Wissenschaftler 
und noch nicht einmal die Geheim-
dienste hatten vorhergesehen, dass 
gleich in mehreren arabischen Ländern 
die alten Regime binnen kürzester Zeit 
hinweggefegt würden. Völlig unvorbe-
reitet stand die EU von einem Moment 
auf den anderen vor dem Scherbenhau-
fen ihrer verfehlten Regionalpolitik. In 
der EU war man davon ausgegangen, 
dass die arabischen Autokratien extrem 
stabil seien; dass die einzigen relevan-
ten Oppositionsgruppen radikale Isla-
misten wären; und dass es jenseits des 
islamistischen Spektrums keine hand-
lungsfähigen Zivilgesellschaften gäbe. 
Alle drei Annahmen haben sich als 
falsch erwiesen. Aufgrund ihrer verfehl-
ten Annahmen hatte die EU bislang auf 
eine enge Kooperation mit den arabi-
schen Autokratien gesetzt, die im har-
schen Kontrast zur proklamierten Förde-
rung von Demokratie und Menschen-
rechten im südlichen Mittelmeerraum 
steht. Die Stabilisierung der herrschen-
den Regime galt als verlässlichere Stra-
tegie zur Durchsetzung europäischer 
Sicherheits- und Wirtschaftsinteressen 
als der steinige und vor allem unbere-
chenbare Weg politischer Reformen. 
Vor diesem Hintergrund wird das Dilem-
ma der EU bei Ausbruch des „Arabi-
schen Frühlings“ 2011 deutlich: Kaum 
hatte die EU ihre proklamierte Demo-
kratisierungspolitik im südlichen Mittel-
meerraum faktisch aufgegeben, erhob 
sich dort die Zivilgesellschaft und for-
derte Demokratie. In Brüssel muss man 
sich spätestens jetzt eingestehen, dass 
man weder Demokratie, noch Stabilität 

geschaffen hat, durch die geradezu os-
tentative EU-Demokratisierungsrhetorik 
jedoch eine enorme Glaubwürdigkeits-
lücke, die sich so schnell nicht wird 
schließen lassen. Der „Arabische Früh-
ling“ wir ft somit ein grelles Licht sowohl 
auf das realpolitische als auch das nor-
mative Versagen der EU-Mittelmeerpo-
litik. 

Unangemessene und zwiespältige 
Reaktionen 

Vor diesem Hintergrund ist verständlich, 
warum sich die EU so schwer tat, ad-
äquat und kohärent auf den „Arabi-

Nach dem „Arabischen Frühling“ stand 
die EU unvermittelt vor dem Scherben-
haufen ihrer verfehlten Mittelmeerpoli-
tik, die letztlich die arabischen Autokra-
ten gestützt hatte und in Widerspruch 
zum proklamierten Leit motiv der Förde-
rung von Demokratie und Menschen-
rechten geraten war. Annette Jünemann 
analysiert in ihrem Beitrag1 die wech-
selnden Leitmotive der EU-Mittelmeer-
politik. Nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts war die Demokratieförderung 
– auf dem Theorem des demokratischen 
Friedens beruhend – prägendes Leit-
motiv. Prioritäten wurden auf die Wirt-
schafts- und Finanzkooperation gesetzt, 
die Förderung der Demokratie hingegen 
nur halbherzig betrieben. Nach dem 
11. September 2001 vollzog sich ein Pa-
radigmenwechsel. Nunmehr war eine 
Politik der Versicherheitlichung ange-
sagt, die im Kampf gegen den internati-
onalen Terrorismus  Regelbrüche und 
Menschenrechtsverletzungen in Kauf 
nahm. Die als internationaler Akteur oh-
nehin geschwächte EU sieht sich zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt mit einer 
schwierigen Gemengelage konfrontiert. 
Eine Prognose ist zum jetzigen Zeitpunkt 
verfrüht. Dennoch zeigt sich – so das Fa-
zit von Annette Jünemann – eine vorsich-
tige Kurskorrektur der Wirtschafts- und 
Finanzkooperation, die künftig auch die 
Zivilgesellschaften in den arabischen 
Ländern einzubeziehen gedenkt. Frag-
lich ist jedoch, inwieweit einzelne EU-
Mitgliedstaaten die neu justierte Mittel-
meerpolitik mittragen werden. Es ist zu 
befürchten, dass einzelne Länder ihren 
Abwehrkurs vor allem in der Migrations-
politik weiterhin praktizieren und ange-
sichts islamistischer Wahlerfolge in ein-
zelnen Staaten der arabischen Region 
dem Sicherheitsparadigma folgen wer-
den. I

Präsident Sarkozy 
unterhielt vor dem 
„Arabischen Früh-
ling“ engste Kon-
takte zu den Auto-
kraten Nordafri-
kas. Im historischen 
Augenblick der tu-
nesischen Revolte 
befand er sich auf 
der falschen Seite 
der Geschichte. Als 
der „Arabische 
Frühling“ Libyen 
erreichte, erkannte 
er die Zeichen der 
Zeit und optierte 
für eine militäri-
sche Reaktion. Da-
mit geriet die fran-
zösische Blamage 
rasch in Verges-
senheit. Das Plakat 
mit dem Porträt 
von Sarkozy wur-
de nahe dem Flug-
hafen von Bengasi 
aufgestellt.
picture alliance/dpa
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schen Frühling“ zu reagieren. Während 
die im Mittelmeerraum führenden südli-
chen EU-Mitgliedstaaten Frankreich, 
Spanien und Italien sich in ihren offiziel-
len Verlautbarungen auffallend zurück-
hielten, reagierte das Europäische Par-
lament (EP) mit großer Empathie auf die 
Massenproteste des „Arabischen Früh-
lings“.2 Auch der für die Nachbar-
schaftspolitik zuständige Kommissar 
Štefan Füle fand passende Worte der 
Anerkennung für die Protestbewegun-
gen.3 Die Hohe Vertreterin der Europäi-
schen Union für Außen- und Sicherheits-
politik, Lady Ashton, ließ sich hingegen 
nach anfänglichem Schweigen ledig-
lich mit einigen blassen Statements ver-
nehmen.4 Man tut ihr nicht Unrecht, 
wenn man diese Statements als „too lit t-
le too late“ bezeichnet, zumal die EU-
Mitgliedstaaten ihr wenig Spielraum für 
eigenständigere und aussagekräftige-
re Reaktionen ließen. Catherine Asthon 
steht dem 2009 neu gegründeten Euro-
päischen Auswärtigen Dienst (EAD) vor, 
der nach langem Kompetenzgezerre 
zwischen Kommission, Rat und Mit-
gliedstaaten erst Ende 2010 seine Ar-
beit aufgenommen hat. Auch nach Ein-

führung des EAD pochen etliche Mit-
gliedstaaten auf den intergouverne-
mentalen Charakter der EU-Außen- und 
Sicherheitspolitik. In der Mittelmeerpo-
litik wird diese Position besonders ak-
zentuiert von Frankreich, Spanien und 
Italien vertreten. Alle drei südeuropäi-
schen Länder befanden sich nach dem 
Ausbruch des „Arabischen Frühlings“ al-
lerdings in einer besonders misslichen 
Lage, hatte man doch die Hauptverant-
wortung für den engen Schulterschluss 
mit den autoritären Regimen zu tragen. 
Besonders schwer wog Frankreichs 
Fehleinschätzung der Situation in Tune-
sien. Die französische Außenministerin 
Michèle Alliot-Marie hatte Ben Ali Un-
terstützung bei der Niederschlagung 
der Protestbewegung angeboten, als 
der schon längst seine Koffer für die Rei-
se ins Exil packte. Diese Fehlentschei-
dung kostete Alliot-Marie ihren Posten, 
obwohl sie in der französischen Admi-
nistration keine Ausnahme war. Präsi-
dent Sarkozy selbst, ebenso wie viele 
andere französische Politiker, unterhielt 
engste, zum Teil auch private Verbin-
dungen zu den Autokraten Nordafrikas. 
Im historischen Augenblick der tunesi-

schen Revolution befand er sich damit 
unverhofft auf der falschen Seite der 
Geschichte. Aus dieser unbequemen 
Lage rettete sich Sarkozy, als der „Ara-
bische Frühling“ Libyen erreichte. Dies-
mal erkannte er die Zeichen der Zeit so-
fort und übertrumpfte die EU und alle 
anderen EU-Mitgliedstaaten, indem er 
für eine schnelle und schlagkräftige mi-
litärische Reaktion optierte und als ers-
ter den libyschen Übergangsrat als le-
gitime Vertretung Libyens anerkannte. 
Die unmittelbare und eindeutige Stel-
lungnahme auf Seiten der libyschen Re-
bellen ließ die französische Blamage im 
Falle Tunesiens schnell in Vergessenheit 
geraten. Hingegen geriet nunmehr 
Deutschland in die internationale Kritik, 
dessen Regierung sich weigerte, der 
„Koalition der Willigen“ beizutreten, mit 
der die UN-Resolution 1973 zum Schutz 
der libyschen Zivilbevölkerung militä-
risch umgesetzt werden sollte. Die EU 
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als Ganzes blieb in der Libyenkrise au-
ßen vor. Obwohl sich diese Krise gera-
dezu anbot, um das Funktionieren der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (GSVP) unter Beweis zu 
stellen, konnten sich die EU-Mitglied-
staaten – wie so oft – auf keine gemein-
same Linie einigen. So bleibt festzuhal-
ten, dass die EU als internationaler Ak-
teur während des „Arabischen Früh-
lings“ weder politisch noch militärisch in 
Erscheinung getreten ist. Abgesehen 
von Maßnahmen der humanitären Hilfe 
und des Grenzschutzes war die Europä-
ische Union schlichtweg nicht präsent, 
als sich in ihrer unmittelbaren Nachbar-
schaft ein politischer Umbruch von his-
torischer Bedeutung vollzog.5

Determinanten europäischer 
Mittelmeerpolitik: 
Zur Relevanz von Handlungslogiken 

Diese etwas zugespitzte Zusammenfas-
sung der ersten europäischen Reaktio-
nen auf den „Arabischen Frühling“ wir ft 
mehrere Fragen auf. Zum einen die Fra-
ge nach den Handlungslogiken, welche 
die EU-Mittelmeerpolitik determinieren 
und zur Erklärung für ihr Scheitern bei-
tragen können.6 Hier sollen zum einen 
paradigmatische Leitmotive untersucht 
werden, die die Handlungslogik der re-
levanten Akteure in bestimmten Zeiträu-
men prägen. Zum anderen werden aber 
auch die integrationspolitischen Rah-
menbedingungen untersucht, welche 

die Handlungsmöglichkeiten und damit 
auch die Handlungslogik der EU als in-
ternationalen Akteur determinieren. 
Aus der Analyse dieser Handlungslogi-
ken folgt die weiter führende Frage, in-
wieweit Lehren aus den Fehlern der Ver-
gangenheit gezogen werden. Lässt sich 
ein grundlegender Politikwechsel be-
reits erkennen? Die Ausgangsthese lau-
tet, dass ein grundlegender Politik-
wechsel der EU im südlichen Mittel-
meerraum nur dann möglich ist, wenn 
sich die Handlungslogiken, die die bis-
herige Politik geprägt haben, verän-
dern. Es ist davon auszugehen, dass die 
Bilanz dieser Analyse gemischt ausfal-
len wird: Zu erwarten ist kein Entweder-
oder, sondern ein zu gewichtender Mix 
aus Persistenz und Wandel. So soll am 
Ende dieses Beitrags in einem abschlie-
ßenden Fazit abgewogen werden, ob 
die Zeichen des Wandels hinreichend 
sind, um von neuen Perspektiven einer 
glaubwürdigen EU-Mittelmeerpolitik zu 
sprechen, oder ob es sich lediglich um 
eine Anpassung alter Strategien an die 
neuen Gegebenheiten handelt, frei 
nach dem Motto „es muss sich alles än-
dern, damit es so bleibt wie es ist“.7

Nicht im luftleeren Raum: 
Die EU-Mittelmeerpolitik im Kontext 
politischer Diskurse

Zu den ideellen Strukturen, die die 
Handlungslogiken politischer Akteure 
beeinflussen, gehören u. a. politische 
und gesellschaftliche Diskurse, die zu 
bestimmten Zeiten den Charakter von 
Leitmotiven annehmen können. 

Der demokratische Friede als 
paradigmatisches Leitmotiv europäischer 
Mittelmeerpolitik

Vor dem Hintergrund des überwunde-
nen Ost-West-Konflikts prägte in den 
1990er Jahren das Theorem des demo-
kratischen Friedens den politischen Dis-
kurs und avancierte dabei zu einem Leit-
motiv europäischer Außen- und Sicher-
heitspolitik. Essenz dieses auf Immanuel 
Kants „ewigen Frieden“ zurückgehen-
den Theorems ist die Aussage, dass de-
mokratische Staaten ihre Konflikte un-
tereinander friedlich lösen.8 Daraus 
lässt sich schlussfolgern, dass die Si-
cherheit einer Demokratie wächst, wenn 
sie von anderen Demokratien umgeben 
ist. Unter Berufung auf den demokrati-
schen Frieden legitimiert sich Demokra-
tieförderung in benachbarten Staaten 
nicht mehr nur normativ, sondern auch 
realpolitisch, denn sie dient der eige-
nen Sicherheit. Folglich wurde die exter-
ne Demokratieförderung 1993 als poli-
tisches Ziel im EU-Vertrag von Maast-
richt und in allen internationalen Ver-

Nach den Terroranschlägen auf das World Trade Center in New York am 11. September 
2001 war der Diskurs der Versicherheitlichung angesagt, der die europäische Mittel-
meerpolitik prägte. In Politik und Gesellschaft herrscht seitdem der Konsens, dass der 
Kampf gegen den internationalen Terrorismus oberste Priorität habe, mit allen Mitteln 
bekämpft werden müsse und allen anderen Politikzielen überzuordnen sei.
  picture alliance/dpa
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trägen mit Drit tstaaten festgeschrieben. 
Damit materialisierte sich eine politi-
sche Idee in verbindlichen Verträgen; 
Beleg für die Wirkmächtigkeit ideeller 
Strukturen auf die Handlungslogik in-
ternationaler Akteure.
Mit Einführung des Barcelona-Prozes-
ses 1995 wurde die EU-Mittelmeerpoli-
tik eines der ersten Testfelder für die ex-
terne Demokratisierungspolitik der EU. 
In Analogie zur Demokratisierungspoli-
tik im Rahmen des Beitrit tsprozesses der 
Mittel- und Ostereuropäischen Länder 
entwickelte die EU einen umfangrei-
chen Instrumentenkasten zur Förderung 
von Demokratisierungsprozessen auch 
in ihrer südlichen Nachbarschaft, aller-
dings unterhalb der Schwelle einer Bei-
trit tsperspektive. Kernstück des Instru-
mentariums ist die politische Konditio-
nierung der Wirtschafts- und Finanzko-
operation, der zufolge Fortschrit te der 
südlichen Partnerländer im wirtschaftli-
chen und politischen Reformprozess von 
der EU belohnt bzw. deren Ausbleiben 
sanktioniert werden können. Priorität 
wurde dabei allerdings auf die wirt-
schaftlichen Reformen gelegt, ausge-
hend von der modernisierungstheore-
tisch unterfütterten Annahme, dass wirt-
schaftliche Liberalisierung zeitversetzt 
eine politische Öffnung und damit lang-
fristig auch die Einleitung eines Demo-
kratisierungsprozesses bewirken wer-
de.9 Die Etablierung von Instrumenten 
zur Einflussnahme auf die innenpoli-
tische Entwicklung der südlichen 
Mittelmeer länder war nur möglich auf-
grund der wir tschafts- und machtpoliti-
schen Asymmetrien in den interregiona-
len Beziehungen zugunsten der EU. Die 
Vorgaben der EU wurden von den südli-
chen Partnerländern akzeptiert in der 
(weitgehend enttäuschten) Erwartung 
engerer Handelsbeziehungen und in 
der (berechtigten) Hoffnung, dass die 
Dinge nicht so heiß gegessen wie ge-
kocht werden. Die Empirie zeigt, dass 
die EU ihre vielfältigen Instrumente zur 
Förderung der Demokratie nur halbher-
zig zum Einsatz gebracht hat: Aus Angst 
vor den Folgen eines unkontrollierten 
Demokratisierungsprozesses, der radi-
kalen Islamisten zur Macht verhelfen 
oder Staaten zerfallen lassen könnte, 
setzte die EU sehr bald schon auf eine 
kurzfristiger angelegte Stabilitätspoli-
tik und erfüllte damit die unausgespro-
chenen Hoffnungen der arabischen Au-
tokratien auf die Persistenz normfreier 
Realpolitik.10 Politische Reformprozesse 
wurden seitens der EU nicht wirklich ein-
gefordert und auch mit Blick auf die pri-
orisierten Wirtschaftsreformen drückte 
die EU beide Augen zu, wenn sich die 
politische Klasse im Zuge der Privatisie-
rung hemmungslos bereicherte.11 Ähn-
lich unscharf blieben die sogenannten 
Bottom-up-Ansätze der Demokratisie-

rungspolitik; kleinere Kooperationspro-
jekte auf der Ebene der Zivilgesellschaf-
ten, mit denen die EU in den südlichen 
Partnerländern Demokratisierungspro-
zesse von unten anstoßen wollte.12 Blickt 
man auf die Entwicklung der letzten 
zehn Jahre zurück, so fällt auf, dass die 
entsprechenden Programme immer un-
politischer und damit wirkungsloser 
wurden.13 Der eher marginale Stellen-
wert der Demokratisierungspolitik lässt 
sich letztendlich auch am Budget able-
sen, denn verglichen mit den Mitteln, 
die von der EU für die Wirtschafts- und 
Finanzkooperation im südlichen Mittel-
meerraum zur Verfügung gestellt wer-
den, belaufen sich die Mittel, die gezielt 
der Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten vorbehalten sind, auf 
einen Bruchteil.14 Damit lässt sich zu-
sammenfassend festhalten, dass die EU 
entgegen ihrer eigenen Demokratisie-
rungsrhetorik faktisch zu einer Stütze 
der autoritären Regime in der Region 
geworden war. 

Vom demokratischen Frieden zur 
Versicherheitlichung: 
Ein Paradigmenwechsel

Auf Diskursebene wurde der demokrati-
sche Frieden nach den Terroranschlä-
gen auf das World Trade Center in New 
York am 11. September 2001 weitge-
hend von einem Diskurs der Versicher-
heitlichung abgelöst, der fortan die in-
ternationale Politik im Allgemeinen, und 
die europäische Mittelmeerpolitik im 
Besonderen prägte. Damit schloss sich 
ein Zeit fenster, innerhalb dessen sich 
ein neues Verständnis von Sicherheit 
weitgehend durchgesetzt und das bei 
einigen sogar vorschnelle Hoffnungen 
auf ein „Ende der Geschichte“ ausge-
löst hatte.15 Nach 9/11 wurde die Be-
drohung durch den internationalen Ter-
rorismus zur vitalen Bedrohung hochsti-
lisiert, die außergewöhnliche Abwehr-
maßnahmen notwendig mache, jenseits 
der Grenzen von Legitimität und Legali-
tät.16 Der sozialwissenschaftliche Be-
grif f der Versicherheitlichung zielt auf 
den Legitimationsdiskurs ab, mit dem 
die Bevölkerung von der Notwendigkeit 
solcher Regelbrüche überzeugt werden 
soll. Dies ist vor allem in Demokratien 
schwierig und erfordert, eine Bedro-
hung als so vital darzustellen, dass re-
gelwidrige Abwehrmaßnahmen alter-
nativlos erscheinen. Erst wenn dies ge-
lungen ist, sprechen Berry Buzan, Ole 
Weaver und Jaap de Wilde von Versi-
cherheitlichung. Nach 9/11 wurde der 
internationale Terrorismus nicht nur in 
den USA, sondern auch in Europa er-
folgreich versicherheitlicht: In Politik 
und Gesellschaft herrscht seitdem weit-
gehender Konsens, dass der Kampf ge-
gen den internationalen Terrorismus 

oberste Priorität habe, mit allen Mitteln 
bekämpft werden müsse und allen an-
deren Politikzielen überzuordnen sei.
Das neue Sicherheitsparadigma ist da-
mit jedoch inkompatibel mit dem Para-
digma des demokratischen Friedens, 
sodass man nach 9/11 von einem Para-
digmenwechsel in der EU-Mittelmeer-
politik sprechen kann. Dies gilt unge-
achtet der Tatsache, dass die Förde-
rung von Demokratie und Menschen-
rechten weiterhin in Präambeln und 
in politischen Absichterklärungen auf-
taucht, denn der Umsetzung dieser Ab-
sichtserklärungen wurde sukzessive die 
materielle Grundlage entzogen. Folgt 
man den einzelnen Etappen der EU-
Mittelmeerpolitik von der Einführung 
des Barcelona-Prozesses 1995 über die 
Ausweitung zur Nachbarschaftspolitik 
(ENP) 2004 bis hin zu ihrer letzten Etap-
pe, der Union für das Mittelmeer (UfM) 
2008, so kann man feststellen, dass die 
externe Demokratisierungspolitik immer 
weiter marginalisiert wurde und ledig-
lich als rhetorische Hülle überlebte. Die 
UfM17 bildet den Schlusspunkt dieser 
Entwicklung, da keine nennenswerte 
Mitwirkung der Zivilgesellschaft mehr 
vorgesehen ist und die intergouverne-
mentale Zusammenarbeit politisch un-
konditionierte, nur noch funktionale und 
technische Projekte fokussiert. 
In dem Maße, indem das langfristige 
Ziel der Demokratisierung mit kurzfristi-
gen Sicherheitsinteressen kollidierte, 
verlor das Theorem des demokratischen 
Friedens nach und nach an Überzeu-
gungskraft. Die Kooperation mit den 
Autokratien im südlichen Mittelmeer-
raum erschien praktikabler für die Bear-
beitung akuter Probleme im Politikfeld 
der Sicherheit. Dies war ein Trend, der 
– wie bereits beschrieben – schon in 
den 1990er Jahren schleichend einsetz-
te. Ab 9/11 kann man jedoch von einer 
regelrechten Zäsur sprechen, denn nun 
wurde die Versicherheitlichung des in-
ternationalen Terrorismus zum hand-
lungsleitenden Paradigma.18 Fortan de-
terminierte das neue Sicherheitspara-
digma die Handlungslogik der relevan-
ten Akteure und mündete in einer noch 
engeren Kooperation mit den Autokra-
ten in der Region.

Normative Entgrenzung in der 
Europäischen Mittelmeerpolitik

Dem Konzept der Versicherheitlichung 
inhärent ist die Legitimation von außer-
gewöhnlichen Abwehrmaßnahmen ge-
gen vermeintlich vitale Bedrohungen, 
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die auch geltende Regeln brechen kön-
nen. Der europäische Kampf gegen den 
internationalen Terrorismus erlebte sol-
che Regelbrüche. Bislang hatte man in 
Europa einfach nur weggesehen, wenn 
autokratische Regime Menschenrechts-
verletzungen an Regimegegnern verüb-
ten. Nun jedoch tolerierten EU-Mit-
gliedstaaten sogar, wenn der amerika-
nische Geheimdienst CIA europäische 
Staatsbürger unter Terrorismusverdacht 
zum Verhör in arabische Länder oder 
nach Afghanistan verschleppte, wie 
den deutschen Staatsbürger Khaled el-
Masri. Europäer folterten nicht selber, 
sondern überließen dies Regimen, die 
zu Alliier ten im Kampf gegen den inter-
nationalen Terrorismus avanciert wa-
ren. Je mehr die Europäer jedoch auf 
die Kooperation mit den Geheimdiens-
ten und Sicherheitsbehörden der arabi-
schen Autokratien bauten, desto mehr 
verschoben sich die politischen Interde-
pendenzen zu deren Gunsten. Unter 
diesen neuartigen Rahmenbedingun-
gen blieb wenig Platz für die Einforde-
rung von Demokratie und Menschen-
rechten. 
Eng verflochten mit der Versicherheitli-
chung des internationalen Terrorismus 
ist die zunehmende Versicherheitli-
chung der illegalen Migration.19 Wur-
den illegale Migranten in den 1990er 
Jahren als Sicherheitsproblem im Kon-
text von Menschenhandel, Drogenhan-
del und organisierter Kriminalität wahr-
genommen, spielte nach 9/11 auch im 
Migrationsdiskurs die Angst vor der In-
filtration internationaler Terroristen ei-
ne zunehmende Rolle. Die Maßnahmen 
zur Abwehr illegaler Migranten wurden 
seitdem auf nationaler und europäi-
scher Ebene massiv verschärft. Auch 
hier ist eine enge Kooperation mit den 
nordafrikanischen Autokratien zu ver-
zeichnen, insbesondere zwischen Itali-
en und Libyen.20 Kritisch ist in diesem 
Kontext unter anderem der Umgang mit 
Bootsflüchtlingen zu bewerten, denen 
das Anlanden an Italiens oder Spani-
ens Küsten ebenso wie Hilfe bei Havari-
en erschwert, mitunter sogar verwehrt 
wird. Mit der europäischen Grenzschutz-
agentur FRONTEX hat die EU ein Kon-
trollinstrument geschaffen, das allein 
der Flüchtlingsabwehr, nicht aber der 
Flüchtlingshilfe dient. Den Schlussstein 
dieser Architektur bilden Rücknahme-
abkommen mit den nordafrikanischen 
Autokratien, so dass man insgesamt von 
einem „Schutzvakuum für Flüchtlinge 
auf hoher See und an den europäischen 
Außengrenzen“21 sprechen kann. Mit 
den proklamierten Werten der Zivil-
macht Europa sind diese Praktiken nicht 
in Einklang zu bringen. 
Derartige Normverschiebungen blei-
ben nicht folgenlos. Sie wirken sich auch 
auf die innergesellschaftlichen Diskurse 

in Europa aus, die zunehmend von Isla-
mophobie und Islamfeindlichkeit ge-
prägt sind und auf die Wahrnehmung 
der Entscheidungsträger rückwirken. 
Politischer Wandel, wenn er denn 
grundlegend sein soll, muss an diesen 
neuralgischen Punkten ansetzen.

Perspektiven eines Politikwechsels im 
integrationspolitischen Kontext

Handlungslogiken werden von einer 
Vielzahl von Faktoren determiniert. Für 
das Verständnis der Handlungslogiken, 
denen die EU bei der Gestaltung ihrer 
Mittelmeerpolitik folgt, ist der integrati-
onspolitische Kontext von besonders 
großer Bedeutung, der völlig unabhän-
gig von den dramatischen Entwicklun-
gen im südlichen Mittelmeerraum ver-
läuft. Die EU befindet sich seit einigen 
Jahren in einer veritablen Krise, die sich 
bereits im Scheitern des Verfassungs-
vertrages von 2004 manifestierte und 
derzeit mit der Euro-Krise einen neuen 
Höhepunkt erreicht hat. Kern der Krise 
ist der grundlegende Dissens über den 
Grad an gewünschter Integration. Be-

mühungen um eine den internationalen 
Herausforderungen angemessene Ver-
tiefung der Außen- und Sicherheitspoli-
tik stehen massive Widerstände entge-
gen, sodass man auch in diesem Politik-
feld von einem allgemeinen Trend zur 
Re-Nationalisierung sprechen kann und 
damit von einer grundlegenden Schwä-
chung der EU in ihrem Auftreten als in-
ternationaler Akteur. Aber nicht nur das. 
In dem Maße, in dem die EU von ihren 
Mitgliedstaaten nicht mehr als primärer 
Rahmen ihres außenpolitischen Han-
delns wahrgenommen wird, verlieren 
auch normative Leitplanken wie das 
Konzept einer Zivilmacht Europa, dem 
das Theorem des demokratischen Frie-
dens im Sinne einer globalen Friedens-
politik inhärent ist, immer mehr an Bin-
dungswirkung, was ebenfalls zu dem 
zuvor beschriebenen Paradigmenwech-
sel beitrug. 

Der Europäische Auswärtige Dienst: 
EU-Außenpolitik an der kurzen Leine der 
Mitgliedstaaten

Re-Nationalisierungstendenzen lassen 
sich auch an der Genese des Lissabon-
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ner Vertrages und hier insbesondere am 
Beispiel des Europäischen Auswärti-
gen Dienstes (EAD) gut nachvollziehen, 
mit weitreichenden Implikationen für 
die EU-Mittelmeerpolitik. Der EAD, im 
 gescheiterten EU-Verfassungsvertrag 
noch als europäisches Außenministeri-
um konzipiert, wurde von den Integrati-
onsskeptikern zu einem besseren Sekre-
tariat herabgestuft, das nur im Auftrag 
und an der kurzen Leine der nationalen 
Außenministerien agieren kann. Mag 
sein, dass sich die Arbeit innerhalb der 
neu geschaffenen Institution erst ein-
spielen muss, Interviews im EAD vom 
April 2011 ließen davon jedoch noch 
wenig erkennen. Signifikant erschien 
hingegen die hohe Unzufriedenheit der 
Mitarbeiter des EAD ob ihrer geringen 
politischen Gestaltungsmöglichkeiten. 
Bis heute ist der EAD aufgrund des im 
Hintergrund laufenden Kompetenzge-
rangels nicht voll einsatzfähig. 
Konfrontiert mit dem unerwarteten Um-
bruch in der arabischen Welt befindet 
sich die EU deshalb in einer vergleich-
baren Situation wie Anfang der 1990er 
Jahre, als sie vom Auseinanderfallen Ju-
goslawiens überrascht wurde. Die mit 

dem Maastrichter Vertrag gegründete 
GASP (Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik) steckte damals noch in 
den Kinderschuhen, sodass die Ge-
meinschaft nicht handlungsfähig war 
und kläglich versagte. Die Unfähigkeit, 
auf die Balkankrise adäquat zu reagie-
ren, spornte die Gemeinschaft zwar an, 
ihre Fähigkeiten auswärtiger Politikge-
staltung weiterzuentwickeln, aber we-
der die mit dem Nizza-Vertrag instituti-
onalisierte GSVP (Gemeinsame Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik) noch 
der mit dem Lissabonner Vertrag einge-
führte EAD konnten bislang die Defizite 
der EU bei der Bewältigung akuter Kri-
sen überwinden. Nach wie vor mangelt 
es der EU-Außenpolitik an innerer Ko-
härenz. Federführend in der Mittel-
meerpolitik sind die südeuropäischen 
Mitgliedstaaten, die schon aufgrund ih-
rer geographischen Nähe mehr als alle 
anderen Akteure innerhalb der EU einer 
alten, vorwiegend dem Sicherheitspa-
radigma verhafteten Handlungslogik 
folgen, die den neuen Herausforderun-
gen nach dem historischen Umbruch 
des „Arabischen Frühlings“ aber nicht 
mehr gerecht wird.

Die Union für das Mittelmeer: 
Partnerschaft allein zwischen Staaten

Auch die UfM (Union für das Mittel-
meer) steht beispielhaft für eine Rück-
führung europäischer Außenpolitik in 
vorwiegend zwischenstaatliche Struk-
turen, innerhalb derer Kommission und 
Europäisches Parlament ihre Kompeten-
zen weitestgehend einbüßten und die 
Zivilgesellschaften ganz und gar aus-
geschlossen wurden. Maßgeblich für 
die Gestaltung der euromediterranen 
Beziehungen sollten die neu geschaffe-
nen, rein zwischenstaatlichen Institutio-
nen werden, die von der Arbeitsebene 
bis hin zur neu geschaffenen Ebene der 
Staats- und Regierungschefs paritätisch 
mit Vertretern der südlichen Partnerlän-
der und der EU-Mitgliedstaaten besetzt 
sind. Dieses institutionelle Setting un-
terstreicht den Partnerschaftsgeist und 
sticht damit deutlich ab vom asymmetri-
schen und zum Teil als paternalistisch 
oder neokolonial wahrgenommenen 
Barcelona-Prozess. Der dafür zu zah-
lende Preis ist jedoch hoch, solange die 
Partner, an die man sich durch solche 
Strukturen noch enger bindet, in der 
Mehrzahl der Fälle Autokratien sind. 
Präsident Mubarak und Präsident Sar-
kozy übernahmen gemeinsam als erste 
die Funktion der neu geschaffenen dop-
pelten Präsidentschaft. Die UfM steht 
damit nicht nur faktisch, sondern seit 
dem Sturz Mubaraks auch ausgespro-
chen symbolträchtig für den engen 
Schulterschluss Europas mit der Auto-
kratie. So liegt es in der Handlungslogik 
dieser Institution, über die Erhebungen 
des „Arabischen Frühlings“ zu schwei-
gen.22 Abgesehen von den weitgehend 
unpolitischen Infrastruktur-Projekten hat 
sich die UfM durch den „Arabischen 
Frühling“ vorerst überholt, so dass der 
relevante Rahmen für eine Neugestal-
tung der EU-Mittelmeerpolitik nun wie-
der die Nachbarschaftspolitik (ENP) ist, 
die nach dem „Arabischen Frühling“ ei-
ner Revision unterzogen wurde.

EU-Mittelmeerpolitik nach 
dem „Arabischen Frühling“: 
Lessons learned?

Der „Arabische Frühling“ hat, obwohl 
noch unvollendet und mit offenem Aus-
gang, die Rahmenbedingungen euro-
päischer Mittelmeerpolitik jetzt schon 
verändert. Bislang hatten alle arabi-
schen Partnerländer der EU gemein-
sam, dass sie, unabhängig von der je-

Ein Boot mit Flücht-
lingen vor der süd-
italienischen Insel 
Lampedusa. Nach 
dem „Arabischen 
Frühling“ bleibt ab-
zuwarten, wie sich 
der Migrationsdis-
kurs entwickeln 
wird. Nach dem 
„Ansturm“ der 
durch die Revolten 
ausgelösten 
„Flüchtlingswellen“ 
auf der Insel Lam-
pedusa entbrannte 
anstatt angemesse-
ner Sofortpro-
gramme zur Auf-
nahme der Flücht-
linge ein kleinlicher 
Streit um die Ver-
antwortlichkeiten. 
Die EU-Mitglied-
staaten folgten da-
bei alten Mustern 
aus der Ära der 
Versicherheitli-
chung.

picture alliance/dpa
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weiligen Staatsform, autokratisch re-
giert wurden. Heute hat es die EU einer-
seits mit Transformationsländern zu tun 
wie Ägypten, Tunesien und Libyen, an-
dererseits aber weiterhin mit Autokrati-
en, die entweder versuchen, einer Revo-
lution mit (halbherzigen) Reformen zu-
vorzukommen, wie Jordanien und Ma-
rokko, oder aber mit offener Gewalt 
gegen die Rebellionen vorgehen, wie 
Syrien. Zur ohnedies schon gegebenen 
Heterogenität der südlichen Partner 
sind damit noch scharfe Gegensätze 
mit Blick auf die anzustrebende Regie-
rungsform hinzugekommen. Vor diesem 
Hintergrund ist es unwahrscheinlich, 
dass die EU ihren ursprünglichen An-
satz, eine an gemeinsamen Werten ori-
entierte euromediterrane Region zu 
konstituieren, weiter führen kann. Die 
Idee des region-building gehörte zum 
innovativen Kern des Barcelona-Prozes-
ses, ließ sich aber zu keinem Zeitpunkt 
auch nur annähernd etablieren. Der 
„Arabische Frühling“ hat dem Projekt 
und damit auch der multilateral organi-
sierten UfM ein faktisches Ende gesetzt, 
auch wenn das so in Brüssel noch keiner 
ausgesprochen hat. Im Gegenteil wur-
de im Mai 2011 die ENP in dem Doku-
ment „Eine neue Antwort auf eine Nach-
barschaft im Wandel“ als relevanter 
 institutioneller Rahmen der euromedi-
terranen Beziehungen erneut bestärkt. 
Dessen ungeachtet scheint es notwen-
dig und angebracht, künftig sehr viel 
stärker zwischen den einzelnen Län-
dern zu differenzieren und ihnen pass-
genaue Angebote zu machen.23 
Innerhalb des Dokuments zur Erneue-
rung der Nachbarschaftspolitik – dem 
ersten maßgeblichen EU-Dokument in 
Reaktion auf den „Arabischen Frühling“ 
– ist eine neue Prioritätensetzung er-
kennbar, indem die „Unterstützung von 
Fortschrit ten auf dem Weg zu vertiefter 
Demokratie“ nunmehr an erste Stelle 
gerückt ist.24 Die Wahl der Worte und 
die Entwicklung eines adäquaten Inst-
rumentariums sind schwierig angesichts 
des Glaubwürdigkeitsverlustes, unter 
dem die EU aufgrund ihrer bisherigen 
und zum Teil noch anhaltenden Nähe 
zu den Autokraten in der Region leidet. 
Vor diesem Hintergrund ist es fraglich, 
ob die in der reformierten Nachbar-
schaftspolitik vorgesehene stärkere 
Konditionalisierung der Wirtschafts- 
und Finanzkooperation von den Trans-
formationsregimen angenommen oder 
als unangemessene Einmischung zu-
rückgewiesen wird, auch wenn sie posi-
tiv formuliert ist. Generell, vor allem 
aber mit Blick auf die Länder, die keinen 
oder einen wenig glaubhaften Trans-
formationsprozess eingeleitet haben, 
ist die von der EU nun wieder ange-
strebte Einbindung der Zivilgesellschaft 
vielleicht von größerer Bedeutung. Hier 

hat sich die EU am deutlichsten bewegt, 
u. a. durch die Einführung der Civil So-
ciety Facility und die geplante Einfüh-
rung eines European Endowment for 
Democracy (EED).25 Die Civil Society Fa-
cility, ausgestattet mit 26,4 Millionen 
Euro, zielt auf die Unterstützung der Zi-
vilgesellschaft bei der Durchsetzung 
politischer Reformen und der Stärkung 
verantwortlichen Regierens.26 Aller-
dings wird aus dem Dokument zur Er-
neuerung der Nachbarschaftspolitik 
noch nicht ersichtlich, wie genau diese 
Ziele implementiert werden sollen bzw. 
welche Rolle dabei der neu einzurich-
tende EED spielen wird. Kritische Stim-
men befürchten eine zu starke konzep-
tionelle Anlehnung an den umstrit tenen 
US-amerikanischen National Endow-
ment for Democracy, der während des 
Kalten Krieges antikommunistische 
Gruppen in Lateinamerika unterstützte, 
die oft alles andere als demokratisch 
waren. Unter Vorbehalt ist die Idee des 
EED gleichwohl als erster Schrit t in Rich-
tung einer aktiven Kooperation mit der 
Zivilgesellschaft zu begrüßen. Wichtig 
dabei wäre, dass nicht nur einzelne, se-
lektiv von der EU ausgewählte Parteien 
und Gruppierungen Unterstützung er-
fahren, sondern das gesamte zivilge-
sellschaftliche Spektrum, inklusive des 
politischen Islams. Hilfreicher als die 
 direkte Förderung von Einzelgruppen ist 
ohnedies die Förderung von Strukturen, 
die zivilgesellschaftliches Engagement 
überhaupt erst ermöglichen. Das wie-
derum würde die Einforderung von Re-
formen notwendig machen, woraus er-
sichtlich wird, dass sich die EU auf einer 
schwierigen Gratwanderung befindet, 
weil sie mehr denn je dem Vorwurf neo-
kolonialer Einmischung ausgesetzt ist. 
Hier begibt sich die EU auf eine Grat-
wanderung bei der noch Jahre der Ver-
trauensbildung erforderlich sein wer-
den, um die verlorene Glaubwürdigkeit 
wieder herzustellen. 

Kooperation ist ein Gebot der Stunde

In diesem Kontext und mit Blick auf eine 
notwendige „Revolutionsdividende“ ist 
Großzügigkeit in der wir tschafts- und 
finanzpolitischen Kooperation ein Ge-
bot der Stunde. So unterschiedlich die 
Motive der Protestbewegungen im Ein-
zelnen waren bzw. sind, gemeinsam ist 
ihnen die Forderung nach sozialer Ge-
rechtigkeit und einer wir tschaftlichen 
Perspektive für die jungen Generatio-
nen. Werden diese Erwartungen nicht 
er füllt, steht es schlecht um die Chancen 
des politischen Wandels. In dem Doku-
ment zur Erneuerung der Nachbar-
schaftspolitik wird diesem Thema brei-
ter Raum gegeben. Ganz dem Wunsch 
der Mittelmeerpartner folgend werden 

Handelszugeständnisse und umfassen-
dere Freihandelszonen versprochen. 
Positiv ist hervorzuheben, dass sich die 
EU vorsichtig von einem oft als neolibe-
ral kritisierten Kurs zu lösen scheint und 
der notwendigen Breitenwirkung von 
Wirtschaftsreformen größere Beach-
tung schenkt.27 Eine erste Konkretisie-
rung dieser Versprechungen erfolgte im 
Mai 2011, als die EU zusätzlich zu den 
bereits avisierten 5.700 Millionen im 
Rahmen der ENP (2011–2013) weitere 
1.242 Millionen Euro für die Kooperati-
on mit den südlichen Partnerländen be-
reitstellte. Hinzu kommen Kredite der 
Europäischen Investitionsbank in Höhe 
von einer Milliarde Euro, zusätzlich zu 
der schon vor dem „Arabischen Früh-
ling“ veranschlagten Kreditsumme von 
vier Milliarden Euro. Die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung engagiert sich ebenfalls, indem sie 
künftig auch für die südlichen Partner-
länder der Nachbarschaftspolitik Kre-
dite bereitstellen wird, und zwar in Hö-
he von jährlich 2,5 Milliarden Euro. Un-
terstützt werden sollen damit sowohl 
private als auch öffentliche Investitio-
nen. Im September 2011 wurden diese 
Maßnahmen im Rahmen des SPRING-
Programms (Support for Partnership Re-
form and Inclusive Growth) nochmals 
durch ein 350 Millionen Euro schweres 
Finanzierungspaket aufgestockt. Dem 
Prinzip einer positiven Konditionierung 
folgend, sollen diese Gelder bis 2013 
an diejenigen südlichen Partnerländer 
vergeben werden, die sich besonders 
hervortun im demokratischen Reform-
prozess. Das dazugehörige Schlagwort 
lautet more for more, das im Sinne einer 
nunmehr positiven Konditionierung als 
Schrit t in die richtige Richtung zu werten 
ist.28 
Ein weiteres Feld der Kooperation ist die 
sicherheitspolitische Zusammenarbeit, 
die sich ebenfalls neuen Rahmenbedin-
gungen anpassen muss. Hier ist vor al-
lem ein Wandel mit Blick auf den inter-
nationalen Terrorismus zu verzeichnen. 
Der Bericht vom Dezember 2008 über 
die Umsetzung der Europäischen Si-
cherheitsstrategie ließ bereits erken-
nen, dass die Versicherheitlichung des 
internationalen Terrorismus gegen En-
de der letzten Dekade an Bedeutung 
verloren hat.29 Hinzu kommt, dass al-
Qaida durch den „Arabischen Frühling“ 
einen Bedeutungsverlust er fahren hat, 
wie es Sonja Zekri in der Süddeutschen 
Zeitung sehr schön auf den Punkt bringt: 
„junge Männer und Frauen mit Twitter-
Account und Facebook, aber ohne Ko-
ran und ohne Gewehr [haben, A.J.] in 
18 Tagen erreicht, was al-Qaida in Jah-
ren nicht geschafft hat: Den Zusammen-
bruch des Systems. [...] Wozu brauchte 
man überhaupt noch Dschihadisten?“30 
Zusammengenommen sind dies gute 
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Voraussetzungen für einen Politikwan-
del im Sinne einer Rückführung der Ter-
rorabwehr in die normativen Grenzen 
des Rechtsstaates. 
Persistenz zeichnet sich hingegen bei 
der Versicherheitlichung der illegalen 
Migration ab, wie die katastrophalen 
Zustände auf der italienischen Insel 
Lampedusa nach dem „Ansturm“ der 
ersten vom „Arabischen Frühling“ aus-
gelösten „Flüchtlingswellen“ verdeut-
lichte. Dabei wurde seitens der italieni-
schen Regierung ein Problem zur vitalen 
Herausforderung stilisiert, das sich mit 
politischem Willen hätte lösen lassen. 
Diesen Willen haben jedoch weder Ita-
lien noch andere EU-Mitgliedstaaten 
gezeigt. Anstelle großzügiger Sofort-
programme zur Aufnahme und Vertei-
lung der Flüchtlinge entbrannte ein 
kleinlicher Streit um die Verantwortlich-
keiten. Konsens bestand lediglich dar-
in, den Einsatz von FRONTEX vor den 
südlichen Küsten zu verstärken. Wäh-
rend die ersten Reaktionen der EU-Mit-
gliedstaaten den alten Mustern folgten, 
lässt sich aus dem Dokument zur Erneu-
erung der Nachbarschaftspolitik ein 
vorsichtiges Umdenken erkennen. Dort 
werden Visa-Liberalisierungen ange-
kündigt, ebenso wie die Weiterentwick-
lung bestehender Mobilitätspartner-
schaften. Konkret stellt die EU 30 Millio-
nen Euro für Stipendien zur Verfügung, 
die den Austausch von Studierenden 
und Dozenten im akademischen Jahr 
2011/2012 ermöglichen sollen.31 Viele 
Maßnahmen, die eine legale Migration 
erleichtern würden, werden seit neues-
tem mit der Alterung der Erwerbsbevöl-
kerung in Europa und dem daraus er-
wachsenden Arbeitskräftemangel be-

gründet. Dieser neue Diskurs ist hilfreich 
für eine Entsicherheitlichung und könnte 
sich positiv auf die Bearbeitung des Po-
litikfeldes Migration auswirken.32 

Fazit 

Die Zusammenschau der unterschiedli-
chen Dimensionen der EU-Mittelmeer-
politik lässt wie erwartet sowohl Ele-
mente des Wandels als auch der Persis-
tenz erkennen. Positive Korrekturen am 
bisherigen Kurs sind in allen relevanten 
Dokumenten erkennbar, die die EU nach 
dem „Arabischen Frühling“ zur Neujus-
tierung ihrer Mittelmeerpolitik veröf-
fentlicht hat. Besonders hervorzuheben 
sind hierbei Signale einer vorsichtigen 
Korrektur der bisherigen, als neoliberal 
kritisierten, Wirtschafts- und Finanzko-
operation. Positiv zu werten ist auch die 
Zielsetzung, die Zivilgesellschaft künf-
tig enger in die interregionale Koopera-
tion mit einzubeziehen. Der Slogan 
market, money and mobility, unter dem 
die EU ihren neuen Kurs selber zusam-
menfasst, weist insgesamt in die richtige 
Richtung.
Für eine Prognose der künftigen EU-Mit-
telmeerpolitik ist es gleichwohl zu früh, 
denn auf dem Papier enthielten auch 
der Barcelona-Prozess und die ENP (Eu-
ropäische Nachbarschaftspolitik) be-
reits er folgversprechende innovative 
Politikkonzepte, die große Hoffnungen 
bei all denen im südlichen Mittelmeer-
raum weckten, die sich von der EU Un-
terstützung im Kampf gegen die herr-
schenden Autokratien erhofften. Der 
beschriebene Glaubwürdigkeitsverlust 
der EU Mittelmeerpolitik ergab sich aus 
der krassen Diskrepanz zwischen die-
sem Anspruch und der Wirklichkeit. Wie 
hoch ist also die Wahrscheinlichkeit, 
dass die EU diesmal zu ihrem Wort steht 
und implementiert, was auf dem Papier 
angekündigt wird?
Zieht man die hier untersuchten Hand-
lungslogiken in die Analyse mit ein, ist 
Skepsis angebracht. Je mehr der „Ara-
bische Frühling“ ins Stocken gerät und 
einen raschen Demokratisierungspro-
zess in die Ferne rücken lässt, desto 
mehr prägt das Sicherheitsparadigma 
die Handlungslogik der relevanten Ak-
teure. Die Angst vor dem internationa-
len Terrorismus wird dabei zunehmend 
abgelöst von der Angst vor islamisti-
schen Regierungen, die durch freie 
Wahlen an die Macht gelangen. Einge-
bettet sind diese Befürchtungen in ein 
undifferenziertes und von Angst ge-
prägtes Islambild, das nicht nur die 
Wahrnehmung der politischen Eliten 
prägt, sondern auch die weiter Teile der 
Bevölkerung. 
Hinzu kommt, dass die analysierten Do-
kumente offizielle Verlautbarungen der 

EU sind, deren Status als internationaler 
Akteur jedoch schwach ist. Es ist mehr 
als fraglich, inwieweit die einzelnen 
Mitgliedstaaten die Umsetzung der neu 
justierten Mittelmeerpolitik der EU auch 
wirklich mittragen werden. Hier ist ins-
besondere mit Blick auf die südeuropä-
ischen EU-Mitgliedstaaten Skepsis er-
laubt, z. B. im Kontext der Migrationspo-
litik, die vor allem in Italien und Spanien 
(aber nicht nur dort) noch den alten Ab-
wehrmustern folgt. So bleibt abschlie-
ßend festzustellen, dass eine Rückkehr 
zum Paradigma des demokratischen 
Friedens höchst unwahrscheinlich ist; 
sie würde von den südlichen Partnerlän-
dern vor dem Hintergrund ihrer Er fah-
rungen mit der EU und aufgrund ihres 
gewachsenen Selbstbewusstseins oh-
nedies nicht mehr akzeptiert. Zu erwar-
ten ist vielmehr eine von Zurückhaltung 
und Pragmatismus geprägte EU-Mittel-
meerpolitik, die weiterhin einer – wenn 
auch abgeschwächten – sicherheitspa-
radigmatischen Handlungslogik folgt. 
Angesichts der starken Re-Nationalisie-
rungstendenzen in der EU-Außenpolitik 
wird dabei mangelnde Kohärenz wei-
terhin das Bild prägen. Zusammenge-
nommen sind dies eher schlechte Vor-
aussetzungen für die Umsetzung einer 
den neuen Herausforderungen ange-
messenen und glaubwürdigen EU-Mit-
telmeerpolitik. 
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ISRAEL UND DER „ARABISCHE FRÜHLING“

Israel und die Umbrüche im Nahen und Mittleren 
Osten: Konfrontation oder Annäherung?
Nadine Kreitmeyr

Eine Region im Umbruch

Als die ersten Proteste zum Jahreswech-
sel 2010/2011 in Tunesien und kurze Zeit 
später auch in Ägypten begannen, re-
agierte Israel zunächst mit Zurückhal-
tung. Wie die meisten Staatsführer im 
Nahen und Mittleren Osten und die Re-
gierungschefs außerhalb der Region 
überraschten die Geschehnisse Israel. 
Niemand hatte mit so weitreichenden 
Protesten oder gar Umstürzen gerech-
net, geschweige denn mit dem Sturz 
gleich mehrerer arabischer autoritärer 
Herrscher. Und diese Prozesse sind 
noch nicht abgeschlossen; während Is-
raels südlicher Nachbar Ägypten be-
reits ein neues Parlament gewählt hat, 
kämpft im Norden der syrische Präsi-
dent Bashar Al-Asad noch um seine 
Macht. Wie sich diese Umbrüche entwi-
ckeln und inwieweit diese Transformati-
onen eine Demokratisierung einleiten 
werden, bleibt abzuwarten. 

Doch nicht nur bei den unmittelbaren 
Nachbarn Israels herrscht keine Ruhe. 
In Israel selbst gingen die Bürger im 
Sommer 2011 ebenfalls für mehrere Wo-
chen auf die Straße. 
Die Proteste richteten sich vorwiegend 
gegen soziale und wirtschaftliche Miss-
stände (Livni 2012). Proteste dieser Grö-
ßenordnung hatte das Land seit min-
destens zehn Jahren nicht mehr erlebt. 
Einige Beobachter bezeichnen sie so-
gar als erstmalig in Israels Geschichte. 
Wenngleich Bezüge zu den arabischen 
Aufständen hergestellt wurden und ei-
nige Ähnlichkeiten nicht von der Hand 
zu weisen sind, haben der „Arabische 
Frühling“ und der „israelische Sommer“ 
jedoch grundverschiedene Stoßrichtun-
gen. 
Während es sich im ersten Fall um einen 
Regimewechsel bzw. -wandel handelt, 
so stehen im letzteren Reformen einzel-
ner wichtiger Policy-Bereiche, vor allem 
in Wirtschaft und Sozialem, im Vorder-
grund.
Die Umbrüche in den arabischen Nach-
barstaaten gekoppelt mit innenpoliti-
schen Problemen lösten in Israel ein 
Gefühl der Unsicherheit und Sorge aus. 
Obschon die Beziehungen zu den ara-
bischen Staaten seit jeher von Span-
nungen geprägt waren, gab es bislang 
einige Konstanten, auf die man sich 
hatte verlassen können (Lesch 2009; 
Freedman 2009). Diese scheinen nun 
obsolet geworden zu sein. So war der 
nationalen Sicherheit immer Priorität 
gegenüber innenpolitischen Angele-
genheiten eingeräumt worden. Natio-
nale Konflikte und Probleme traten in 
Krisenzeiten in den Hintergrund, darin 
waren sich Politik und Gesellschaft ei-
nig. Auch in dieser Hinsicht unterschei-
det sich die jetzige Situation von frühe-
ren. 
Die Stimmen der Protestierenden in Is-
rael wurden zwischenzeitlich zwar lei-
ser, verstummten jedoch auch nach 
Aufforderung durch Premierminister 
Benjamin Netanjahu nicht ganz (Dachs 
2011).
Doch wie beeinflusst der „Arabische 
Frühling“ die Beziehungen Israels mit 
den arabischen Staaten und Gesell-
schaften? Und in welchem Kontext ste-
hen die Proteste in Israel in diesen Ent-
wicklungen?

Erschütterung der regionalen 
Beziehungen?

Israelisch-arabischer Status quo ante

Im Jahr 1978 unterzeichnete Israel zum 
ersten Mal seit seinem Bestehen im Jahr 
1948 einen Friedensvertrag mit einem 
arabischen Staat. Der Friedensschluss 
zwischen Ägypten und Israel in Camp 
David hatte weitreichende Folgen: Die 
Grenze zu einem der wichtigsten arabi-
schen Staaten wurde befriedet und ver-
half Israel nicht nur zu relativer Ruhe an 
seiner Südgrenze, sondern vor allem zu 
einem wichtigen Bündnispartner und 
Mediator im Nahen und Mittleren Os-
ten. Insbesondere in der Palästinenser-
frage und in der Einstellung zu islamisti-
schen Akteuren wie der palästinensi-
schen Hamas teilten beide Staaten ge-
meinsame Sicherheitsinteressen (Büchs 
2009).
Auch wenn Ägypten für Israel mehr als 
30 Jahre lang als „Stabilitätsanker in 
der chronisch unruhigen Region“ be-
zeichnet werden konnte und dieser Frie-
de einen zentralen Pfeiler der israeli-
schen Sicherheitsdoktrin darstellte, im-
pliziert dies mitnichten, dass die Bezie-
hung zwischen den beiden Staaten 
reibungslos war (Münch 2011a). Das 
Regime Hosni Mubaraks vertrat keines-
wegs eine durchweg proisraelische Po-
litik und war zudem enormem Druck von 
Seiten der arabischen Staaten ausge-
setzt. So verfolgte es zwar eine Politik, 
die dem Grundverständnis der Frie-
densvereinbarung beider Seiten Rech-
nung trug, unterband jedoch nicht kon-
sequent antiisraelische Ressentiments 
oder Aktivitäten wie beispielsweise den 
illegalen Waren- und Personenverkehr 
von Ägypten in den Gazastreifen (Hel-
ler 2011; Richter 2009).
Als mit Er folg gekröntes Bündnis kann 
man diese Kooperation nur in einzelnen 
Bereichen bezeichnen. Wie Annette 
Büchs in ihrer Analyse des Camp David-
Abkommens herausstellt, diente das 
Abkommen zwar dem bilateralen Frie-
den zwischen Israel und Ägypten, hin-
gegen die Lösung des israelisch-paläs-
tinensischen und israelisch-arabischen 
Konflikts wurde erschwert. Ägypten 
konnte die Rolle eines Mediators nur 
begrenzt er füllen (Büchs 2009).
Mit dem Friedensschluss zwischen Isra-
el und dem haschemitischen Königreich 

Die Umbrüche in der arabischen Welt 
und der „israelische Sommer“ lösten in 
Israel Gefühle der Unsicherheit und Sor-
ge aus. Verlässliche Konstanten scheinen 
hinfällig geworden zu sein. Die nunmehr 
potentielle Instabilität des wichtigen 
Bündnispartners Ägypten stellt für Israel 
ein Sicherheitsrisiko dar und hat Implika-
tionen für die gesamten israelisch-arabi-
schen Beziehungen im Nahen und Mittle-
ren Osten. Die anfängliche Zurückhaltung 
Israels schlug im Sommer 2011 in einen 
konfrontativen Ton um und trug zur wei-
teren Isolierung des Landes bei. Hinzu 
kommt der israelisch-palästinensische 
Konflikt. Israel könnte weiteren Kredit 
verspielen, wenn die Chance vertan 
wird, einen israelisch-palästinensischen 
Frieden auf der Grundlage der Zwei-
staatlichkeit zu schließen. Nadine Kreit-
meyr erörtert die problematische Ge-
mengelage im Nahen und Mittleren 
Osten und skizziert die Auswirkungen 
des „Arabischen Frühlings“ auf die Be-
ziehungen Israels mit den arabischen 
Staaten. Ebenso scheinen die Proteste in 
Israel, die soziale und ökonomische 
Missstände scharf kritisierten, verstummt 
zu sein. Trotz des kurzen „israelischen 
Sommers“ steht der Ausbau der militäri-
schen Kapazität auf Benjamin Netanja-
hus Agenda ganz oben. I
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Jordanien 1994 sowie dem 1993 be-
gonnenen Osloer Friedensprozess mit 
den Palästinensern schien es, als ob 
sich eine Annäherung zwischen den 
arabischen Staaten und Israel anbahn-
te. Weitere Friedensinitiativen, zum Bei-
spiel die Road Map (2003), Annapolis 
(2007) oder die Arabische Friedensiniti-
ative (2002/2007), folgten. Es wurde je-
doch bald klar, dass dies ein Trug-
schluss war und alle Initiativen scheiter-
ten. Der Ausbruch der zweiten Intifada 
im Jahr 2000, der Libanon-Krieg 2006, 
der Gaza-Krieg 2008/2009 sowie die 
internen palästinensischen Auseinan-
dersetzungen zwischen den verfeinde-
ten Bewegungen Hamas und Fatah seit 
2006 belegen dies deutlich. 
Im besten Fall kann von einer Stagnati-
on im israelisch-palästinensischen Kon-
flikt, im schlechtesten von einer zuneh-
menden Zuspitzung gesprochen wer-
den (PASSIA 2011; Beck 2006; Bank/
Valbjørn 2009).
Schon vor dem offiziellen Friedens-
schluss zwischen Israel und Jordanien 
1994 existierten informelle Beziehun-
gen zwischen den beiden Staaten. Die-
se reichen bis in die Gründungszeit des 
Staates Israel zurück. Starke Auswirkun-
gen auf die Beziehung hatten schon 
 immer der israelisch-palästinensische 
Konflikt und hier insbesondere die 
Flüchtlingsfrage, da ein großer Teil der 
jordanischen Bevölkerung palästinensi-
scher Herkunft ist. Auseinandersetzun-
gen zwischen Israel und den Palästi-
nensern in den Palästinensischen Ge-
bieten in der Westbank und dem Gaza-
streifen hatten damit Auswirkungen auf 
die jordanische Außen- und Innenpoli-
tik (Kirchenbauer 2009; Milton-Ed-
wards/Hinchclif fe 2009).
Für Israel fungiert Jordanien in erster Li-
nie als ein Pufferstaat zu den arabi-
schen Staaten im Osten, der Ruhe an 
einem Großteil der Ostgrenze ermögli-
chen soll. Beide Staaten teilen gemein-
same Sicherheitsinteressen, vor allem 
die Grenzsicherung sowie der Aus-
tausch von Informationen sind wichtige 
Bestandteile dieser Kooperation. Ähn-
lich wie im Fall Ägyptens belastet je-
doch auch der israelisch-jordanische 
Friedensschluss den israelisch-palästi-
nensischen und israelisch-arabischen 
Konflikt und vice versa. Die viel zitierte 
Parole „Jordan is Palestine“1 stellt nur 
ein Beispiel dieser Belastung dar. Der 
Konflikt zwischen Israel und den Palästi-
nensern stellt die nationale Sicherheit 
und die jordanische Identität des jorda-
nischen Königreichs immer wieder vor 
eine Herausforderung (vgl. Karsh/Ku-
maraswamy 2003; Luterbacher 2004; 
Lynch 1999).
Syrien und Libanon befinden sich im 
Gegensatz zu Ägypten und Jordanien 
formal nach wie vor im Kriegszustand 

mit Israel. Mehrere Friedensinitiativen 
wie zuletzt mit Syrien im Jahr 2008 sind 
gescheitert. Hauptstreitpunkt, der einer 
dauerhaften Konfliktbeilegung im We-
ge steht, sind Gebietsansprüche in der 
Grenzregion zwischen Israel, Libanon 
und Syrien (Shebaa-Farmen, Golan-
Höhen). Ergänzend kommt hinzu, dass 
Iran aufgrund seiner Beziehungen zu 
Syrien dieses als Transitland für den di-
rekten Kontakt zur libanesischen Hiz-
bollah-Bewegung und der palästinen-
sischen Hamas nutzen konnte, welche 
Iran sowohl finanziell, logistisch als 
auch rhetorisch unterstützt. Beispiele 
hier für lassen sich während des Som-
merkrieges 2006 als auch des Gaza-
Krieges 2009 finden (Palmer Harik 
2005; Salem 2011; Perthes 2009; Asse-
burg 2006). Iran ist demnach ein weite-
rer Akteur, der Einfluss auf die israe-
lisch-arabischen Beziehungen ausübt 
und zudem von Israel heutzutage als 
regionale Gefahr und starker Feind 
wahrgenommen wird.

Israel bleibt außen vor

Der Nahe und Mittlere Osten über-
raschte im Frühjahr 2011 nicht nur mit 
dem plötzlichen Aufbegehren der Völ-
ker gegen ihre Herrscher. Auch das Fra-
ming der Proteste, d. h. wie diese einer-

seits gerechtfertigt und artikuliert und 
andererseits dadurch die Protestieren-
den mobilisiert und geeint wurden (Ben-
ford/Snow 2000), verlief anders, als 
man dies erwarten würde: Die Men-
schen auf dem Tahrir-Platz in Ägypten 
ebenso wie in den Straßen von Tunis 
oder Amman konzentrierten sich auf die 
innenpolitischen Probleme auf nationa-
ler Ebene, von denen sie unmittelbar be-
troffen waren. Weder Israel noch bei-
spielsweise die USA spielten eine Rolle 
und auch der Nahost-Konflikt rückte in 
den Hintergrund. Im Gegensatz zu ver-
gangenen Protesten, wo dies häufig der 
Fall gewesen war, hatten diesmal die 
Proteste keinen antiisraelischen oder 
antiamerikanischen Charakter. Antiis-
raelische Slogans oder Plakate waren 
nur vereinzelt zu sehen und standen im 
Kontext der Kritik an Hosni Mubarak. 
Nichtsdestotrotz wurde nach dem Sturz 
Mubaraks ein Exportstopp für ägypti-
sches Erdgas nach Israel gefordert. 
Seitdem fanden bislang sechs Anschlä-
ge auf Gaspipelines im Sinai und auch 
an der jordanischen Grenze statt. 
Hauptkritikpunkt an dem unter Muba-
rak geschlossenen Abkommen sind die 
für Ägypten ungünstigen Lieferbedin-
gungen (vgl. Rosiny 2011; Münch 2011b; 
Zakri 2011).
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In Israel verhielt sich die Regierung zu-
nächst sehr zurückhaltend in ihren Äu-
ßerungen zu den Aufständen und wollte 
sich aus den Angelegenheiten der ara-
bischen Staaten heraushalten (Münch 
2011a). Dies lag einerseits daran, dass 
diese in Tunesien begannen, welches 
für Israel nicht von strategischem Inter-
esse ist. Zudem war Israel von den dort 
statt findenden Umbrüchen nicht unmit-
telbar betroffen. Erst als in Ägypten die 
Bevölkerung auf die Straßen ging, wur-
den Israels Interessen direkt berührt. 
Die potentielle Instabilität des wichtigs-
ten Bündnispartners im Nahen und 
Mittleren Osten stellt für Israel nicht nur 
ein Sicherheitsrisiko in unmittelbarer 
Nähe dar, sondern hat Implikationen 
für die israelisch-arabischen Beziehun-
gen in der gesamten Region (Heller 
2011).
Andererseits sah sich die israelische Re-
gierung jedoch ebenfalls mit der Tatsa-
che konfrontiert, dass sie keinen direk-
ten Einfluss auf die innenpolitischen Ent-
wicklungen und außenpolitischen Kurs-
änderungen in den Staaten des Nahen 
und Mittleren Ostens nehmen kann. Is-
rael muss seine Verhaltensstrategie un-
ter unklaren und instabilen Rahmenbe-
dingungen ausloten (Brom 2011). Prinzi-
piell sind drei Strategien denkbar. Ers-
tens die Positionierung als Beobachter, 

der sich mit kritischen Äußerungen zu-
rückhält und abwartet. Zweitens ein di-
rekter Konfrontationskurs, bei dem kriti-
sche oder provokante Kommentare 
oder gar explizit Drohungen ausge-
sprochen werden. Drit tens schließlich 
der Versuch, positive Signale zu senden 
und Anreize zu schaffen, eine neue Frie-
densinitiative zu starten. Israel kann 
zwar die Entwicklungen auf nationaler 
Ebene nicht beeinflussen, jedoch die 
möglichen negativen Auswirkungen auf 
die israelisch-arabischen Beziehungen 
zu minimieren versuchen (Heller 2011; 
Meringolo 2011).
In der Anfangszeit der Proteste in Ägyp-
ten verfolgte die israelische Regierung 
die erstgenannte Strategie. Solange 
die Tendenz des „Arabischen Frühlings“ 
und die Rolle Israels in diesem nicht klar 
seien, wolle die Regierung vermeiden, 
in den Fokus der Protestierenden zu ge-
raten (Münch 2011a). Erst im Verlauf der 
Wochen nach dem 25. Januar und we-
sentlich deutlicher noch, nachdem es im 
Mai2, Juni3 und August 20114 zu Zwi-
schenfällen an der israelischen Grenze 
gekommen war, gaben die israelischen 
Politiker ihre Zurückhaltung auf und 
schlugen einen zunehmend konfrontati-
veren Ton an. Eine deutlich negative 
Kommentierung der Ereignisse, das 
heißt pessimistische Prognosen über die 
weiteren Entwicklungen, wurden ge-
macht. Ministerpräsident Benjamin Ne-
tanjahu etwa sprach von einer zuneh-
menden „islamischen, antiwestlichen, 
antiliberalen, antiisraelischen und un-
demokratischen Welle“ und beschei-
nigte dem „Arabischen Frühling“, Rück- 
anstatt Fortschrit te gebracht zu haben 
(Sherwood 2011; Cook 2011).
Die drit te denkbare Strategie, die Pro-
teste und Stürze der Machthaber in den 
arabischen Staaten als positive Ent-
wicklung zu betrachten, wurde von Isra-
el bislang nicht ergrif fen. Es war nicht im 
Stande oder gewillt, sich den Verände-
rungen zu öffnen und diese als Chance 
auf eine ernsthafte Wiederbelebung 
der Friedensinitiativen mit den arabi-
schen Nachbarstaaten zu begreifen, 
geschweige denn, einen großen Schrit t 
auf diese zuzugehen (Heller 2011; Me-
ringolo 2011).

Konsequenzen der Umbrüche für die 
israelisch-arabischen Verhältnisse

Die israelisch-arabischen Beziehungen 
werden nicht auf derselben Ebene wei-
ter bestehen wie dies vor den Protesten 
2011 der Fall gewesen ist. Soviel ist klar. 
Unklar ist hingegen, in welche Richtung 
diese sich entwickeln werden. Kurz- bis 
mittelfristig zumindest droht der „Arabi-
sche Frühling“ im Nahen und Mittleren 
Osten die israelisch-arabischen Bezie-
hungen weiter aus dem Gleichgewicht 
zu bringen. 
Fakt ist, dass Israel in der Region seit-
dem zunehmend isoliert dasteht und 
sich auf durchaus frostigere Verhältnis-
se gefasst machen muss. Angesichts der 
regionalen sowie nationalen Machtver-
schiebungen zeigen sich die arabi-
schen Staaten sehr zurückhaltend und 
wenig kompromissbereit gegenüber Is-
rael. Dies gilt nicht nur für Staaten, die 
mit Israel in der Vergangenheit formal 
keine Beziehungen unterhalten haben 
wie etwa Libanon, zum Teil jedoch wie 
im Falle Syriens de facto in einigen Be-
reichen eine stillschweigende Koopera-
tion statt fand, sondern ebenfalls für 
diejenigen, die formalisierte Beziehun-
gen aufweisen können, wie etwa Ägyp-
ten, Jordanien oder die Türkei. Trotz vie-
ler Differenzen zwischen Israel und 
Ägypten, Jordanien oder Syrien waren 
die Verhältnisse über Jahrzehnte hin-
weg relativ berechenbar und stabil ge-
blieben. Die syrisch-israelische Grenze 
beispielsweise war seit dem Ende des 
Krieges 1973 ruhig (Asseburg 2011; 
Brom 2011). Das Gefühl von Berechen-
barkeit geriet für Israel mehr und mehr 
ins Wanken, was sich nicht zuletzt in der 
Wahl der israelischen Strategien im 
Umgang mit denjenigen arabischen 
Staaten widerspiegelt, in denen Auf-
stände statt fanden oder noch im Gang 
sind.
Ungewissheit herrscht vor allem mit 
Blick auf das Verhältnis zu Israels unmit-
telbarem Nachbarn und wichtigstem 
regionalen Bündnispartner Ägypten. 
Mit den Protesten entstanden politische 
Alternativen, die nicht berechenbar 
sind und noch keine Schlussfolgerun-
gen darüber erlauben, ob Ägypten wei-
terhin diese Rolle für Israel spielen wird. 
Zwei Fragen stehen für Israel in diesem 
Kontext im Mittelpunkt. Erstens, ob auch 
in der Post-Mubarak-Ära der Friedens-
vertrag zwischen beiden Staaten auf-
recht erhalten bleibt und wenn ja, wie 
die konkrete Ausgestaltung der Bezie-
hungen dann aussehen wird. Zweitens 

Nach Grenzzwischenfällen im August 
2011 gaben israelische Politiker ihre Zu-
rückhaltung auf und schlugen einen kon-
frontativen Ton an. Ministerpräsident Ben-
jamin Netanjahu sprach von einer zuneh-
menden „islamischen, antiwestlichen, anti-
israelischen und undemokratischen Welle“ 
und bescheinigte dem „Arabischen Früh-
ling“, Rückschritte statt Fortschritte ge-
bracht zu haben. picture alliance/dpa
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die Frage, welche Konsequenzen es für 
das ägyptische System und Israel als 
Nachbarstaat hat, wenn die Muslim-
brüder und gegebenenfalls auch sala-
fistische Parteien, von denen vor allem 
die Nour-Partei große Erfolge bei den 
Wahlen erzielen konnte, an die Macht 
kommen. Beide Fragen sind eng mitein-
ander verknüpft und berühren grundle-
gende Ängste Israels. Anzumerken ist 
aber, dass kritische Aussagen zu Israel 
nicht nur von Seiten religiöser, sondern 
auch liberaler Akteure gemacht wur-
den. So sprechen sich mehrere potenti-
elle Präsidentschaftskandidaten wie et-
wa Amr Moussa oder der Vizepräsident 
des Kassationshofs Hisham al-Bastawi-
si für die Überarbeitung einiger Para-
graphen des israelisch-ägyptischen 
Friedensvertrages aus. Insbesondere 
die Lieferverträge für Erdgas sowie den 

Sinai betreffende Regelungen müssten 
neu festgelegt und Ägyptens volle Sou-
veränität über diese Region wiederher-
gestellt werden (Yaron 2011; Kessler 
2012; Al-Masry Al-Youm 2011).
Die Friedensschlüsse zwischen Israel 
und Ägypten sowie Jordanien weisen 
zentrale Schwachstellen auf, die nun 
deutlich zutage treten und Problempo-
tential bergen. Erstens haben sie nicht 
zu einer regionalen Entspannung und 
weiteren Friedensabkommen geführt. In 
mancherlei Hinsicht haben sie sogar 
das Gegenteil bewirkt. Dies resultiert 
gerade zum jetzigen Zeitpunkt in einer 
noch größeren Skepsis gegenüber bila-
teralen Verhandlungen. Zweitens wur-
den diese Abkommen seinerzeit zwi-
schen Regierungen geschlossen, die 
Gesellschaften blieben außen vor. Dies 
führte zu einem „kalten Frieden“, dem 

die Gesellschaften distanziert gegen-
über eingestellt blieben, wenn sie ihn 
nicht gar offen kritisierten wie während 
der zweiten Intifada in den Palästinen-
sischen Gebieten (2000), dem Sommer-
krieg (2006) oder dem Gaza-Krieg 
(2008/9). In einigen wurde sogar die 
Annullierung der Friedensabkommen 
mit Israel gefordert. Die israelische Ge-
sellschaft blieb ebenfalls auf Distanz zu 
den arabischen Nachbarn, stellte sich 
allerdings nicht prinzipiell gegen einen 
Frieden. Normalisierungsprozesse auf 
der gesellschaftlichen Ebene blieben 
somit aus, was nun zum Verhängnis wird 
(Bit terlemons-International 2009; Büchs 
2009).
Der „Arabische Frühling“ wie auch der 
„israelische Sommer“ haben deutlich 
gemacht, dass die Gesellschaften ihre 
Interessen von der Politik vertreten wis-
sen möchten und ihr Mitspracherecht 
einfordern. Künftige Regierungen müs-
sen daher deren Meinung stärker be-
rücksichtigen und sind in ihren Hand-
lungsspielräumen somit viel mehr einge-
schränkt. Für Israel bedeutet dies, dass 
ein Entgegenkommen oder Unterstüt-
zung von arabischer Seite eher unwahr-
scheinlich sind. Das hat sich sowohl bei 
den Protestmärschen am Gedenktag 
der Nakba im Mai 2011 als auch bei 
Zwischenfällen an der Grenze zum Si-
nai im August 20115 bewahrheitet. Die 
arabischen Regierungen intervenierten 
nicht, die Zwischenfälle im Sinai führten 
sogar zu einer drastischen Verschlech-
terung der Beziehungen zwischen Isra-
el und Ägypten (Asseburg 2011; Brom 
2011; Yaron 2011).
Verschlechterungen der Beziehungen 
vollziehen sich neben Ägypten auch mit 
der Türkei.6 Erste Anzeichen dafür traten 
im Zusammenhang mit dem Gaza-Krieg 
2008/9 zutage und spitzten sich im 
Frühsommer 2010 im Streit um die soge-
nannte Gaza-Hilfsflotte Mavi Marmara 
drastisch zu. Der Bericht über diesen 
Zwischenfall wurde schließlich im Sep-
tember 2011 veröffentlicht und wirkte 
auf das angeschlagene Verhältnis Isra-
els und der Türkei wie Öl, das ins Feuer 
gegossen wird (Bank 2011). Israel verlor 
damit einen weiteren strategischen 
Partner und möglichen Mediator in der 
Region.
Nachdem im Frühling 2011 formal die 
innerpalästinensische Spaltung zwi-
schen der Hamas und der Fatah über-
wunden werden konnte und der paläs-
tinensische Präsident Mah moud Abbas 
im September 2011 die Vollmitglied-
schaft bei den Vereinten Nationen be-
antragte, initiier te das Nahost-Quar-
tett (EU, UN, USA, Russland) die Wie-
derbelebung der Friedensgespräche 
zwischen Israel und den Palästinen-
sern. Nach über einem Jahr Stillstand 
kam es am Jahresanfang 2012 zu ers-

Tabelle 1: Chronologie der israelisch-arabischen Beziehungen 2011/12 

15.03.2011
Zehntausende Demonstranten in den Palästinensischen Gebieten 
fordern das Ende der israelischen Besatzung; Aussöhnung der 
verfeindeten politischen Bewegungen Hamas und Fatah.

15.05.2011

Palästinensische Demonstranten marschieren in Syrien, dem Ga-
zastreifen, Westbank sowie Libanon an die Grenze zu Israel am 
63. Jahrestag der Nakba (1948); bei Ausschreitungen mit der is-
raelischen Armee werden Hunderte verletzt, mehr als zehn getö-
tet, weitere Proteste brechen aus und das syrische Regime Asad 
äußert harsche Kritik.

27.05.2011

Ägypten öffnet den Rafah-Übergang in den Gazastreifen; Israel 
äußert Bedenken über mögliche Einfuhren von Waffen sowie die 
Einreise militanter Aktivisten; der ehemalige Premier Ehud Olmert 
ruft zu einer neuen Friedensinitiative auf.

18.08.2011

Bei Auseinandersetzungen zwischen israelischen Sicherheitskräf-
ten und palästinensischen Kämpfern im südisraelischen Eilat ster-
ben mehrere ägyptische Grenzschützer; Israel wir ft Ägypten 
mangelnde Sicherheitsvorkehrungen im Sinai vor.

26.08.2011
Nach mehrtätigen Luftangrif fen Israels auf den Gazastreifen ver-
sucht Ägypten eine Waffenruhe zu vermitteln. 

01.09.2011
Palmer-Bericht zum Streit um die Gaza-Hilfsflotte Mavi Marmara 
wird veröffentlicht; die israelisch-türkischen Beziehungen errei-
chen einen Tiefpunkt.

09.09.2011
Die israelische Botschaft in Kairo wird von Demonstranten ange-
grif fen; bis auf den israelischen Botschafter werden alle Mitar-
beiter außer Landes gebracht. 

23.09.2011

Präsident Mahmoud Abbas beantragt die Anerkennung eines pa-
lästinensischen Staates bei den Vereinten Nationen; das Nahost-
Quartett spricht sich für die Wiederaufnahme von Friedensge-
sprächen zwischen Israel und den Palästinensern aus.

11.10.2011

Gefangenenaustausch zwischen Israel und Hamas wird beschlos-
sen; der israelische Soldat Gilad Shalit soll nach fünf Jahren Ge-
fangenschaft im Gazastreifen im Austausch für 1.000 palästinen-
sische Gefangene freigelassen werden.

24.11.2011
Der israelische Premier bezeichnet den „Arabischen Frühling“ in 
einer Rede als „islamische, antiwestliche, antiliberale, antiisraeli-
sche, undemokratische Welle“.

03.01.2012
Israelische und palästinensische Unterhändler treffen sich in Am-
man (Jordanien) mit dem Nahost-Quartett, um Gespräche über 
die Wiederaufnahme der Friedensinitiative zu führen.

Quelle: Eigene Zusammenstellung
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ten Gesprächen, die bis Ende des Jah-
res in ein Abkommen münden sollen. 
Die Chancen auf Er folg sind gering. 
Nach dem Scheitern droht nun eine 
weitere Verschlechterung von Israels 
Stellung in der Region (Levy/Hillal 
2012). Gerade angesichts der Span-
nungen zwischen Israel und seinen bis-
herigen Bündnispartnern in der Region 
könnte solch ein Schrit t kurzfristig zur 
Stabilisierung und Vermeidung offener 
Konflikte und mittel- bis langfristig zu 
umfassenderen Friedensinitiativen, die 
dann auch von den arabischen Gesell-
schaften unterstützt werden, führen.
Syriens Entwicklung im „Arabischen 
Frühling“ ist nach wie vor unklar. Über 
Monate hinweg dauert der Macht-
kampf Präsident Asads nun schon an. 
Für Israel birgt die Situation gleich meh-
rere Herausforderungen. Erstens stellt 
sich die Frage, wie sich das syrisch-isra-
elische Verhältnis entwickeln wird – mit 
Asad wie auch in einem Post-Asad-Sze-
nario. Zweitens sind die Beziehungen zu 
Libanon eng an Syrien geknüpft. Ob-
gleich an der israelisch-libanesischen 
Front bislang Ruhe herrscht, weder eine 
Verschlechterung noch eine Verbesse-
rung der Beziehungen durch den „Ara-
bischen Frühling“ zu bemerken ist, hat 
die Entwicklung des Verhältnisses zwi-
schen Syrien und Israel auch Implikatio-
nen für das libanesisch-israelische Ver-
hältnis. Wenn Syrien und Israel sich an-
nähern sollten, würde Libanon wahr-
scheinlich folgen. Wenn jedoch dieser 
Fall nicht eintreten sollte, sind die nega-
tiven Auswirkungen schwer abzuschät-
zen. Dies gilt insbesondere auch mit 
Blick auf den antiisraelischen Einfluss, 
den Iran bislang in Syrien und Libanon 
ausüben konnte (Asseburg 2011; Yaron 
2011).

Der „israelische Sommer“

Rund ein halbes Jahr nach dem Beginn 
des „Arabischen Frühlings“ 2011 zeig-
ten sich auch in Israel Anzeichen für den 
Unmut der Bürger mit ihrer Regierung. 
Was sich Anfang Juni 2011 zunächst un-
ter dem Protestslogan „Boy-Cottage“ 
äußerte, wuchs innerhalb kürzester Zeit 
zu Massenprotesten für soziale Ge-
rechtigkeit7 auf dem Rothschild Boule-
vard in Tel Aviv an, die bis in den Herbst 
hinein andauerten und weitreichende 
Folgen hatten: Umfassende sozio-öko-
nomische Reformen wurden von einer 
bis dato wirtschafts- und sozialpolitisch 
weitgehend apathischen Öffentlichkeit 
gefordert und führten zur Bildung des 
Trajtenberg-Komitees, welches mit der 
Ausarbeitung eines Reformpakets be-
traut wurde (Gabison/Dovrat-Meseritz 
2011; Heumann 2011). Diese Entwick-
lung ist umso erstaunlicher, als in Israel 

eine Debatte und Auseinandersetzung 
mit wir tschaftlichen oder sozialen Be-
langen in der Politik und Öffentlichkeit 
praktisch nicht (mehr) existiert. Vielmehr 
verläuft die zentrale Trennlinie entlang 
der Einstellung zur Siedlungspolitik, Si-
cherheitspolitik sowie den israelisch-
arabischen Beziehungen. Diese domi-
nieren jedoch nicht nur die öffentlichen 
Debatten, sondern sind ebenfalls kenn-
zeichnend für die Parteienlandschaft.8 
In deutlicher Abkehr von den bislang 
vorherrschenden Verhaltensmustern, in-
terne Konflikte gegenüber Sicherheitsri-
siken von außen zurückzustellen und ei-
ne Einheit zu bilden, forderten die israe-
lischen Protestierenden diesmal soforti-
ge innenpolitische, sozio-ökonomische 
Veränderungen (Timm 2003; Neuber-
ger 2008; Scheindlin 2011). Damit 
stand, ähnlich wie bei den arabischen 
Protesten, bei denen Israel so gut wie 
keine Rolle spielte, in Israel der Konflikt 
mit den arabischen Nachbarn nicht auf 
der Agenda.
Der Bericht des Trajtenberg-Komitees 
vom Oktober 2011 zeigt jedoch, dass 
durchaus eine Verbindung zwischen 
der israelischen Sicherheitspolitik und 
den sozio-ökonomischen Missständen 
besteht, die von der Mehrheit in Staat 
und Gesellschaft ausgeblendet wird. 
Die staatlichen Ausgaben für Verteidi-
gung liegen bei rund 16 Milliarden US-
Dollar und gehen zu Lasten vor allem 
von Bildung und Sozialem.9 In seinen 
Empfehlungen spricht sich das Komitee 
daher unter anderem für eine Kürzung 
des Verteidigungsbudgets um drei Mil-
liarden NIS/New Israel Sheqel (ca. 778 
Millionen US-Dollar) zugunsten von So-
zialprojekten aus, was zunächst von der 
Regierung auch gebilligt wurde.10 An-
fang 2012 verkündete der Premier Ben-

jamin Netanjahu schließlich genau das 
Gegenteil: eine Erhöhung des Budgets 
um 700 Millionen US-Dollar. Angesichts 
der Instabilität im Nahen und Mittleren 
Osten und der sich daraus ergebenden 
Implikationen für die nationale Sicher-
heit bezeichnete Netanjahu Kürzungen 
als großen Fehler (Agence France-Pres-
se 2012).
Was also vom „israelischen Sommer“ 
bleibt, sind partielle und unzureichende 
bzw. mit Blick auf den Verteidigungsetat 
wieder aufgehobene Reformen. Sicher-
heitspolitische Überlegungen überla-
gern auch weiterhin zentrale sozio-öko-
nomische Probleme.

Schlussfolgerungen

Der „Arabische Frühling“ im Nahen und 
Mittleren Osten hat die israelisch-ara-
bischen Beziehungen kurz- bis mittel-
fristig aus dem Gleichgewicht gebracht.
Auch wenn die Ereignisse von 2011 eine 
deutlichere Verschlechterung der israe-
lisch-arabischen Beziehungen mit sich 
brachten, was gerade für Israel zu Unsi-
cherheit an allen Fronten führte, so 
scheint eine Auflösung der bestehen-
den Friedensverträge nicht bevorzuste-
hen. Weder Ägypten noch Jordanien 
könnte sich dies zum jetzigen Zeitpunkt 
leisten. Eine offene Konfrontation mit Is-
rael ist weder angesichts der innenpoli-
tischen Instabilität noch der wir tschaft-
lichen Situation möglich. Nicht zuletzt 
durch die Friedensverträge erhalten 

Tabelle 2: Chronologie der israelischen Proteste 2011

14.07.2011
Demonstranten ziehen auf den Rothschild Boulevard und errich-
ten erste Zelte.

26.07.2011
Premier Benyamin Netanyahu verspricht Programme zur Abhilfe 
der Missstände.

30.07.2011 80.000–150.000 Demonstranten protestieren in ganz Israel.

08.08.2011
Das Trajtenberg-Komitee wird ernannt; es soll sozio-ökonomische 
Reformvorschläge erarbeiten.

03.09.2011
„March of the Million“; 460.000 Demonstranten protestieren im 
ganzen Land.

26.09.2011
Das Trajtenberg-Komitee unterbreitet seine Ergebnisse; Protestie-
rende drohen erneute Proteste an, sollten Reformmaßnahmen 
nicht binnen eines Monats ergrif fen werden.

09.10.2011
Das israelische Kabinett billigt die Empfehlungen des Trajten-
berg-Komitees.

29.10.2011
Zehntausende demonstrieren und fordern Änderungen im Haus-
haltplan 2012; die Reformvorhaben der Regierung werden als un-
zureichend bezeichnet.

Quelle: Eigene Zusammenstellung
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beide Staaten Friedensdividenden, auf 
deren ökonomischen Nutzen sie nicht 
verzichten können. Eine Auflösung der 
Verträge ist auch nicht eines der mo-
mentanen Hauptanliegen. Zu beobach-
ten ist aber eine Emanzipation, bei der 
die arabischen Staaten Gerechtigkeit 
und Beziehungen auf Augenhöhe for-
dern. Dies äußert sich beispielsweise im 
Fall Ägyptens in dem Bestreben, Inhalte 
des Friedensvertrages mit Israel neu zu 
verhandeln. Bislang sind die israelisch-
arabischen Beziehungen immer zu Un-
gunsten der Araber gewesen.
Obwohl sich Israels Horrorszenario, die 
Muslimbruderschaft als stärkste politi-
sche Kraft im ägyptischen System, be-
wahrheitet zu haben scheint, konnten 
erste positive Entwicklungen im israe-
lisch-palästinensischen Konflikt unter 
Mithilfe des Nahost-Quartetts, Ägyp-
tens und Jordaniens verzeichnet wer-

den. Diese könnten, wenn sie denn ziel-
führend wären, positive Auswirkungen 
auf die israelisch-arabischen Beziehun-
gen insgesamt haben, sowohl auf Re-
gierungsebene als auch auf gesell-
schaftlicher Ebene.
In Israel hingegen wird die Situation 
von der Regierung Benjamin Netanjahu 
ganz anders wahrgenommen. Statt 
Friedensinitiativen steht hier der Aus-
bau der eigenen militärischen Kapazi-
täten im Vordergrund, um auf alle Even-
tualitäten vorbereitet zu sein. Netanja-
hus zunehmend ablehnende Haltung 
gegenüber dem „Arabischen Frühling“ 
und die daraus resultierenden Hand-
lungsstrategien seit November 2011 
werden von Teilen der Linken, der Kadi-
ma-Partei sowie des Sicherheitsappa-
rats kritisiert. Obwohl der Trajtenberg-
Bericht, der im Kontext der israelischen 
Proteste erstellt wurde, die Kürzung der 

Militärausgaben zugunsten von sozio- 
ökonomischen Reformen empfiehlt, wer-
den die sozio-ökonomischen Folgen der 
israelischen Sicherheitspolitik in der is-
raelischen Gesellschaft insgesamt nur 
am Rande thematisiert. Bei den De-
monstrationen auf dem Rothschild Bou-
levard spielte diese Verbindung im 
Sommer 2011 eine untergeordnete Rol-
le, auch der Beginn einer neuen Frie-
densinitiative mit den arabischen Staa-
ten wurde von den Protestierenden 
nicht bestärkt.
Auf welchem Niveau sich die israelisch-
arabischen Beziehungen einpendeln 
werden, bleibt abzuwarten. Sowohl die 
arabischen Staaten und Gesellschaften 
als auch der israelische Staat und die 
israelische Gesellschaft sollten die ak-
tuellen Umbrüche nutzen, um ihre Positi-
onen neu zu überdenken und sie als 
Chance für die Wiederbelebung der 
Friedensinitiativen zu begreifen. 
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ANMERKUNGEN

1 Hinter der Parole „Jordan is Palestine“ (auch 
als Jordanische Option bezeichnet) steht die vor 
allem in den 1970er und 1980er Jahren vom rech-
ten Parteienspektrum in Israel unterstützte Idee, 
Jordanien zum Staat der Palästinenser zu erklä-
ren und auf diese Weise den Konflikt zu beenden 

bzw. zu einer palästinensisch-jordanischen An-
gelegenheit zu machen (vgl. Sabbagh-Gargour 
2009).
2 Am Jahrestag der Nakba (arabisch: Katastro-
phe) am 15. Mai 2011, an dem die Palästinenser 
ihrer Vertreibung durch die Israelis in Folge der 
Staatsgründung Israels 1948 gedenken, mar-
schierten zehntausende (pro-)palästinensische 
Demonstranten in Syrien, Libanon und Gaza an 
die israelische Grenze. Bei den darauf folgenden 
Auseinandersetzungen gab es 15 Tote und über 
400 Verletzte (vgl. Die ZEIT vom 15.5.2011: Tote 
und Verletzte an Israels Grenzen; Shlaim 2000).
3 Der 5. Juni ist der Jahrestag, an dem im Sechs-
tage-Krieg 1967 Israel die Golan-Höhen, die 
Westbank sowie den Gaza-Streifen eingenom-
men hat (vgl. Marx 2011; Mejcher 1998).
4 Am 18. August 2011 kam es an der israelisch-
ägyptischen Grenze zu Auseinandersetzungen 
zwischen der israelischen Armee und palästinen-
sischen Kämpfern, im Verlauf derer fünf ägypti-
sche und sieben israelische Soldaten im Sinai 
getötet wurden. Dies führte auf politischer Ebene 
zu einer Verschlechterung der diplomatischen 
Beziehungen beider Staaten und auf gesell-
schaftlicher Ebene resultierte dies in Demonstra-
tionen vor der israelischen Botschaft in Kairo. 
Anfang September schließlich eskalierten diese 
und die Mitarbeiter der Botschaft mussten evaku-
iert werden (vgl. Yaron 2011; Die ZEIT vom 
10.9.2011: Ägyptische Demonstranten stürmen 
israelische Botschaft).
5 Im August 2011 wurden bei Zwischenfällen 
zwischen der israelischen Armee und einer Grup-
pe palästinensischer Kämpfer in der Grenzregion 
zwischen Israel und Ägypten ägyptische Grenz-
schützer getötet. Die ägyptische Regierung warf 
Israel vor, dabei auch in den Sinai eingedrungen 
zu sein, und forderte eine Entschuldigung. Israel 
wiederum warf Ägypten vor, die Sicherheitssitua-
tion auf der Sinai-Halbinsel nicht unter Kontrolle 
zu haben. 
6 Für eine detaillierte Darstellung der Rolle der 
Türkei in der Region siehe den Beitrag zur Türkei 
von Hürcan Aslı Aksoy in diesem Heft.
7 Der Protest richtete sich u. a. gegen steigende 
Miet- und Lebensmittelpreise, das Steuersystem 
sowie Kosten für Kinderbetreuung und Bildung. 
Dabei wurde insbesondere auch die Ungleich-
verteilung zwischen Arm und Reich betont, bei der 
die Mittelschicht die Leidtragende ist. Für eine 
Darstellung der Proteste, Hintergründe und Re-
formvorschläge siehe Livni 2012. 
8 Neben dieser dominanten Trennlinie spielen 
spätestens seit den 1990er Jahren ethnische und 
religiöse Fragen eine zunehmende Rolle. Dies 
führte u. a. zur Gründung einer Vielzahl von Par-
teien mit steigendem Einfluss wie beispielsweise 
der Shass oder Israel Beitenu (vgl. Freedman 2009).
9 Dies sind nicht die einzigen Faktoren, die 
identifiziert werden können. Hier sind lediglich 
diejenigen genannt, die im Kontext der israelisch-
arabischen Beziehungen eine Rolle spielen.
10 Des Weiteren sind insbesondere Steuerrefor-
men in den Bereichen Steuerbefreiung für Eltern 
sowie der Festlegung neuer Steuersätze vorgese-
hen.
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WIRD ANKARA POLITISCHES GEWICHT GEWINNEN?

Die Türkei im Nahen Osten: Neujustierung der 
türkischen Außenpolitik
Hürcan Asli Aksoy1

Der regionalpolitische Aufstieg der 
Türkei

Im letzten Jahrzehnt wuchs das politi-
sche Gewicht der Türkei in den interna-
tionalen Beziehungen bemerkenswert. 
Dank ihres ungebremsten wirtschaftli-
chen Wachstums, des umfassenden in-
nenpolitischen Reformprozesses und 
der Neuorientierung der türkischen Au-
ßenpolitik unter der Führung der isla-
misch-konservativen und wirtschaftsli-
beralen Partei für Gerechtigkeit und 
Entwicklung (AKP) ist die Türkei in der 
nahöstlichen Regionalpolitik ein wichti-
ger Akteur. Seit den 1990er Jahren voll-
zog die türkische Außenpolitik, die bis 
dahin vornehmlich an westliche Interes-
sen gebunden war, einen beachtlichen 
Wandel. Die Ursachen dafür sind viel-
fältig. Nach dem Ende des Kalten Krie-

ges musste sich die Türkei an systemi-
sche und strukturelle Änderungen in 
den internationalen Beziehungen an-
passen. In der Außen- und Sicherheits-
politik versuchte Ankara nunmehr, inter-
national und regional eine wichtige Rol-
le zu übernehmen und sich aktiv für die 
Stabilität in der eigenen Region zu en-
gagieren. Gleichzeitig machte das poli-
tische System einen tief greifenden in-
ternen Strukturwandel durch, der mit 
einer Veränderung der innenpolitischen 
Kräfteverhältnisse und einer Pluralisie-
rung der politischen Akteure im Land 
einherging. Diese innenpolitischen Dy-
namiken beeinflussten die Neuausrich-
tung der Außenpolitik.
Im Rahmen des außenpolitischen Kurs-
wechsels verbesserte Ankara zunächst 
die Beziehungen zu Ländern wie Russ-
land, Griechenland, Iran, Libyen, Syrien 
und Irak, die in der türkischen Außenpo-
litik vormals als „Bedrohung“ wahrge-
nommen wurden. Die bilateralen Ab-
kommen im regionalen Umfeld und die 
Suche nach friedlichen Konfliktlösun-
gen – als Vermittler im Nahostkonflikt 
oder im Streit um das iranische Atom-
programm – versetzen die Türkei in die 
Position eines „Schlüsselstaats“, wel-
cher wegen seiner geostrategischen La-
ge und kulturellen Bindung an die nah-
östliche Region durchaus über das Po-
tenzial einer Führungsmacht verfügt 
(vgl. Öztürk 2009; Keyman 2009, 2010). 
Die Annäherung an die muslimischen 
Länder und die Suche nach neuen Part-
nerschaften außerhalb der traditionel-
len westlichen Allianz weisen auf eine 
Neujustierung der türkischen Außen-
politik hin. Wie kam es dazu, dass sich 
das verlässliche NATO-Mitglied Türkei 
dem antiamerikanischen und antiisrae-
lischen Iran oder Syrien annäherte? 
Warum sind die Beziehungen zum lang-
jährigen Verbündeten Israel erschüt-
tert? Welche Rolle spielen die Bezie-
hungen zwischen der Türkei und der Eu-
ropäischen Union (EU) bei diesem Wan-
del?
Außenpolitisches Verhalten von Staa-
ten wird in der Forschung anhand unter-
schiedlicher Erklärungsfaktoren analy-
siert. Dementsprechend werden entwe-
der exogene oder endogene Faktoren 
in die Analyse einbezogen (vgl. Öztürk 
2009). Unter exogenen Faktoren wer-
den Veränderungen im außenpoliti-
schen Umfeld eines Staates oder in 

der internationalen Machtkonstellation 
verstanden, dahingegen werden unter 
endogenen Faktoren die Transformati-
on des innenpolitischen Kontexts sowie 
sich verändernde Machtverhältnisse 
subsumiert (Boettcher 2011, S. 6). Wis-
senschaftler sind sich dennoch uneinig, 
warum es zu einem Wandel in der Au-
ßenpolitik kommt und über welche Ana-
lyseebenen2 dieser erklärt werden 
kann. Es ist zunächst festzuhalten, dass 
das veränderte außenpolitische Verhal-
ten der Türkei sowohl auf externe als 
auch auf interne Anreize zurückzufüh-
ren ist. Im Folgenden wird versucht, den 
außenpolitischen Wandel in der Türkei 

Ankara hat sich im vergangenen Jahr-
zehnt außen- und regionalpolitisch im-
mer mehr mit seinen arabischen Nach-
barstaaten arrangiert. Nach den Um-
brüchen in der arabischen Welt dürfte 
das politische Gewicht der Türkei einen 
Zuwachs erfahren. Hürcan Asli Aksoy 
beschreibt zunächst die Grundzüge der 
türkischen Sicherheits- und Außenpolitik 
sowie den außenpolitischen Kurswech-
sel im vergangenen Jahrzehnt. Die An-
näherung an die muslimischen Länder 
und die Suche nach neuen Partnerschaf-
ten außerhalb der traditionellen westli-
chen Allianz weisen seit den 1990er 
Jahren auf eine Neujustierung der türki-
schen Außenpolitik hin. Die intensiven 
wirtschaftlichen Beziehungen mit den 
arabischen Staaten dürften in den nächs-
ten Jahren noch zunehmen. Für die Re-
former und neuen politischen Akteure in 
der arabischen Welt hat die Türkei zu-
dem einen Modellcharakter. Trotz unge-
löster innenpolitischer Probleme zeigt 
gerade das „türkische Modell“, dass ein 
Staat sowohl muslimisch als auch demo-
kratisch und modern sein kann. In den 
arabischen Metropolen macht es Ein-
druck, dass die Türkei als muslimischer 
Staat ökonomisch und politisch derart 
erfolgreich ist. Zugleich werden – auch 
in europäischer und internationaler Sicht 
– Erwartungen laut, dass die Türkei im 
geopolitischen Gefüge der Region zu-
künftig eine stabilisierende und ausglei-
chende Rolle einnehmen wird.  I
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DIE TÜRKEI IM NAHEN OSTEN: 
NEUJUSTIERUNG DER TÜRKISCHEN 

AUSSENPOLITIK

mit Blick auf innenpolitische Prozesse zu 
verstehen.

Grundzüge der türkischen 
Außenpolitik 

Die Gestaltung der türkischen Außen-
politik war seit der Staatsgründung 
1923 stark vom Prinzip der „Einheitlich-
keit des türkischen Staats und der Nati-
on“ (d. h. dem Grundsatz der Unteilbar-
keit des Staatsgebietes) beeinflusst. 
Das von Staatsgründer Mustafa Kemal 
(Atatürk) verfochtene Prinzip basierte 
auf der Angst vor einer Teilung des Lan-
des aufgrund des Vertrags von Sèvres3. 
Deshalb musste der neu entstandene 
türkische Staat seine Grenzen gegen 
externe (europäische Mächte) und in-
terne Bedrohungen4 (Autonomiebestre-
bungen und Separatismus) schützen. 
Diese Angst wird in der Literatur auch 
als „Sèvres Syndrom“ bezeichnet (vgl. 
Kirişçi 2006; Taşpınar 2008; Hale 2010) 
und prägte grundsätzlich die Entwick-

lung der türkischen Politik und die ein-
zelnen Politikfelder. Dementsprechend 
bildete sich die türkische Außenpolitik 
unter der Führung der kemalistischen 
Gründungseliten als sicherheitsfixiert 
heraus. Die Türkei verhielt sich bis in die 
1950er Jahre neutral, ohne in Konflikte 
mit seiner regionalen Nachbarschaft zu 
geraten.
Mit Ende des Zweiten Weltkriegs ent-
stand ein bipolares Mächtesystem zwi-
schen dem kapitalistischen Westen und 
dem kommunistischen Ostblock, in dem 
sich die Türkei klar positionieren musste. 
Im Ost-West-Konflikt schloss sich die of-
fizielle Staatsideologie, der Kemalis-
mus, der westlichen Allianz an (vgl. 
Taşpınar 2008, S. 2) und gab die neut-
rale Haltung in dieser neuen machtpoli-
tischen Ordnung auf. Folgerichtig trat 
die Türkei 1952 in die Nordatlantische 
Verteidigungsallianz (NATO) und 1961 
in die Organisation für Wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) ein. Im Spannungsfeld des Kal-
ten Krieges musste sich die türkische Au-

ßenpolitik ausschließlich westlichen In-
teressen und Strategien anpassen 
(Altunışık 2008). Diese an westliche In-
teressen gebundene türkische Außen-
politik enttäuschte die arabischen 
Nachbarstaaten. Die Türkei war eines 
der ersten Länder, das den israelischen 
Staat anerkannte. Im Algerienkrieg un-
terstützte die Türkei Frankreich. Die anti-
arabische Haltung der damaligen Au-
ßenpolitik isolierte die Türkei in ihrer ei-
genen Region. Die Türkei galt in diesen 
Jahren als Macht, die den Status quo im 
Mittleren und Nahen Osten garantier-
te. Dank ihrer geopolitischen Lage si-
cherte sich die Türkei ihre Stellung im 
westlichen Block (vgl. Kirişçi 2006, 
S. 11). Der ordnungspolitische Konflikt 
des Kalten Krieges prägte die sicher-
heitsfixierte und eindimensionale türki-
sche Außenpolitik. 

Eine Statue von 
Atatürk mit der 
türkischen Flagge 
im Hintergrund. 
Atatürk verfocht 
das Prinzip der 
„Einheitlichkeit des 
türkischen Staates 
und der Nation“ 
(d. h. den Grund-
satz der Unteilbar-
keit des Staatsge-
bietes). Der 1923 
neu entstandene 
türkische Staat 
wollte seine Gren-
zen gegen externe 
Bedrohungen und 
separatistische Be-
strebungen im In-
nern sichern. Da-
her war die türki-
sche Außenpolitik 
unter Führung der 
kemalistischen Eli-
ten von einer si-
cherheitsfixierten 
Strategie geprägt.
picture alliance/dpa
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oy Der sicherheitspolitische Fokus in den 
1990er Jahren

Die außenpolitische Stellung der Türkei 
wurde bis in die 1990er Jahre stark von 
den westlichen Präferenzen geprägt 
und entwickelte sich im Kontext des Ost-
West-Konflikts. Der Zusammenbruch 
des Ostblocks veränderte das regional-
politische Umfeld, in welchem die Türkei 
ihre außen- und sicherheitspolitischen 
Strategien umsetzte (vgl. Keyman 2009, 
S. 4). Ankara entwickelte zunächst bila-
terale Beziehungen mit Israel. Die mili-
tärische und rüstungspolitische Koope-
ration mit Israel brachte die beiden Län-
der in der konfliktreichen regionalen 
Ordnung einander näher (vgl. Kirişçi 
2006, S. 13). Die amerikanisch-israe-
lisch-türkische Allianz wurde jedoch im 
Nahen Osten nicht begrüßt und ver-
schlechterte infolgedessen die Bezie-
hungen mit den arabischen Ländern. 
Zugleich wandte sich die Türkei auch ih-
ren mittelbaren Nachbarn zu. Der da-
malige Präsident Turgut Özal nahm dip-
lomatische Beziehungen mit den exsow-
jetischen Turkstaaten5 in Zentralasien 
auf. Die Türkei beabsichtigte, die eth-
nisch und religiös verwandten Turkrepu-
bliken durch wirtschaftliche Kooperati-
onen an sich zu binden (Boettcher 2011, 
S. 15). Zudem verfügte diese Region An-
fang der 1990er Jahre über ein bedeut-
sames handelspolitisches Potenzial für 
die exportorientierte türkische Wirt-
schaft (vgl. Öztürk 2009, S. 26). Aller-
dings scheiterten die Bemühungen An-
karas im zentralasiatischen Raum, da 
der mächtige Nachbarstaat Russland 
mehr Einfluss auf diese Länder hatte, zu-
mal sie infrastrukturell, politisch und 
nicht zuletzt auch wegen des gemeinsa-
men sowjetischen Erbes an Russland 
gebunden waren. Außerdem setzte 
Özal die Beziehungen der Türkei mit Eu-
ropa fort und beantragte im Jahr 1987 
die Vollmitgliedschaft in der Europäi-
schen Gemeinschaft, die aber 1989 ab-
gelehnt wurde. Özal versuchte mit die-
ser außenpolitischen Öffnung, die Posi-
tion der Türkei in der veränderten geo-
politischen Ordnung zu sichern und 
eine aktivere Rolle in den internationa-
len Beziehungen zu übernehmen. In den 
1990er Jahren sah sich die Türkei je-
doch mit gravierenden innenpolitischen 
und ökonomischen Problemen konfron-
tiert, die einen EU-Kandidatenstatus un-
möglich machten. 
Zudem initiier te die Türkei mit der 
Schwarzmeer-Wir tschaftskooperation 
(Black Sea Economic Cooperation, 
BSEC) eine multilaterale politische und 
wirtschaftliche Kooperation mit den An-
rainerstaaten, welche die Stabilität und 
Prosperität in dieser Region fördern so-
wie den ökonomischen Austausch und 
friedliche Beziehungen zwischen den 

Mitgliedstaaten ermöglichen sollte (vgl. 
Hale 2010, S. 2). Diese regionale Zu-
sammenarbeit war aber nicht er folg-
reich, da es viele tief liegende bilatera-
le und ethnische Konflikte zwischen den 
Mitgliedstaaten gab und es der Orga-
nisation insgesamt an politischen Kom-
petenzen mangelte (vgl. Larrabee/Les-
ser 2003, S. 121).

Innenpolitische Konflikte in den 
1990er Jahren

Die außenpolitische Öffnung der Türkei 
wurde nicht nur aufgrund des Struktur-
wandels der internationalen Politik, 
sondern auch durch den innenpoliti-
schen Wandel möglich (Kirişçi 2006; 
Taşpınar 2008). Seit den 1990er Jahren 
erfuhr die Türkei eine enorme sozio-
ökonomische Transformation (vgl. Öz-
budun 2000; Altunışık 2008), die neben 
der Demokratisierung des politischen 
Systems und der Liberalisierung der 
Wirtschaft neue Antagonismen in Ge-
sellschaft und Politik hervorbrachte: die 
kurdische Frage und der Aufstieg des 
politischen Islam (vgl. Poulton 1999; 
Barkey 2000). Das kemalistische Estab-
lishment (die militärische und bürokrati-
sche Elite) betrachtete die innenpoliti-
schen Konfliktlinien als Gefahr für die 
nationale Integrität und das säkulare 
Regime. Daher versuchte der türkische 
Staat, diese Konflikte mit repressiven 
politischen bzw. militärischen Mitteln 
zu beseitigen. In den 1990er Jahren 
wurde der Aufstieg des politischen Is-
lam vom Militär streng beobachtet (vgl. 
Heper/Güney 2000). Die islamistisch 
orientierte Regierung unter Necmettin 
Erbakan (1996–1997) musste im Februar 
1997 wegen des vom Nationalen Si-
cherheitsrat6 ausgeübten Drucks zu-
rücktreten (vgl. Barkey 2000, S. 103). 
Die Armee konnte die damalige politi-
sche Entwicklung durch den Nationa-
len Sicherheitsrat direkt beeinflussen 
und mit konkreten politischen Maßnah-
men die von Erbakans Wohlfahrtspar-
tei angestrebte Islamisierung des Lan-
des unterdrücken. Gleichzeitig versuch-
te das Militär in den 1990er Jahren die 
gewalttätigen Aufstände der Arbei-
terpartei Kurdistans (PKK) niederzu-
schlagen (vgl. Hale 2010). Die PKK 
strebte die Gründung eines autonomen 
Kurdenstaats an, welcher nach Auf-
fassung der nationalistischen Elite die 
Einheit der Türkei gefährdete. Weder 
die Auseinandersetzungen zwischen 
den islamistischen und kemalistischen 
Kräften, noch der militärische Kampf 
gegen die PKK liefen auf eine friedliche 
Lösung oder einen Kompromiss hinaus. 
Die 1990er Jahre waren insgesamt 
durch Repressionen gegenüber diesen 
oppositionellen Gruppen gekennzeich-
net.

Diese innenpolitischen Entwicklungen 
hatten unmittelbare negative Auswir-
kungen auf die außenpolitische Politik-
gestaltung der Türkei. In diesen Jahren 
wurden einige Nachbarstaaten im Zu-
sammenhang mit den internen Konflik-
ten als Feinde definiert. Ankara zählte 
Syrien und den Irak zu den logistischen 
Unterstützern der kurdischen PKK und 
warf dem Iran die Unterstützung der is-
lamistischen Propaganda innerhalb der 
Türkei vor (vgl. Taşpınar 2008). Es wur-
den Vorwürfe erhoben, dass der syri-
sche Staat den militärischen Aktivismus 
der Kurden toleriere; dementsprechend 
wurde ein militärischer Einsatz ange-
droht. Die israelisch-amerikanisch-türki-
sche Allianz war ein weiterer Grund, 
warum die Beziehungen mit Syrien, Irak 
und dem Iran angespannt waren. Die 
Beziehungen zur arabischen Welt wur-
den insgesamt durch die Feindseligkei-
ten und Enttäuschungen beider Seiten 
definiert.
Für die türkische Außenpolitik der 
1990er Jahre lässt sich feststellen, dass 
sie weiterhin sicherheitsfixiert, aber 
nicht eindimensional war. Die Türkei öff-
nete sich gegenüber den zentralasiati-
schen und Kaukasusländern und ver-
suchte, die wirtschaftliche und energie-
politische Zusammenarbeit zu fördern, 
was aber letztlich wegen der starken 
Präsenz Russlands scheiterte (vgl. Boett-
cher 2011). Die Beziehungen zu den di-
rekten Nachbarstaaten waren ange-
spannt, weshalb das Land in der nah-
östlichen Region als „Außenseiter“ iso-
liert wurde (vgl. Öztürk 2009, S. 3). 
Ankara blieb in diesen Jahren ein ver-
lässlicher Verbündeter des Westens.

Neujustierung der türkischen 
Außenpolitik unter der AKP 

Der innenpolitische Wandel im Zuge 
der ökonomischen Transformation in 
der Türkei sowie der internationale Pa-
radigmenwechsel nach dem Ende des 
Kalten Krieges führten zur Neuausrich-
tung der türkischen Außenpolitik. Die-
sem Wandel entsprechend steuerte die 
AKP-Regierung unter Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdoğan von einer passi-
ven, sicherheitsfixierten und eindimen-
sionalen Außenpolitik hin zu einer pro-
aktiven und multidimensionalen Außen-
politik (vgl. Öztürk 2009; Keyman 2009; 
Kramer 2010 a; Sözen 2011; Bank 2011).

Der innenpolitische Wandel 

Das neue Jahrtausend begann für die 
Türkei mit guten Aussichten. Der Europä-
ische Rat von Helsinki (1999) ernannte 
die Türkei zum offiziellen Beitrit tskandi-
daten. Ankara musste zunächst die poli-
tischen und wirtschaftlichen Kriterien 
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für die Mitgliedschaft in der EU erfüllen, 
die sogenannten Kopenhagener Kri-
terien7. Im Zuge des EU-Anpassungs-
prozesses kam es zu umfassenden 
 Gesetzesänderungen und Reformen 
im politischen System der Türkei, die 
zwangsläufig die  innenpolitische Trans-
formation beschleunigten (vgl. Müftü-
ler-Baç 2005; Keyman 2010). Die demo-
kratisierenden Reformen bauten stufen-
weise die autoritären Elemente der vom 
Militär verabschiedeten Verfassung aus 
dem Jahr 1982 ab und öffneten das po-
litische System für oppositionelle Akteu-
re wie etwa die islamischen und kurdi-
schen Kräfte. Im Dezember 2002 über-
nahm die islamisch-konservative AKP 
die Macht des laizistisch geprägten 
Staates und setzte den EU-Reformpro-
zess fort. Zwischen 2002 und 2005 wur-
den erhebliche Gesetzesänderungen 
an der Verfassung von 1982 vorgenom-
men8. Die bürgerlichen und politischen 
Rechte wurden dabei breiter ausgelegt 
und die Befugnisse der autoritären ke-
malistischen Elite institutionell abge-
baut9 (Müftüler-Baç 2005; Kalaycıoğlu 
2005). Die Machtübernahme der isla-
misch-konservativen AKP erschütterte 
die gesamten politischen Verhältnisse 
in der Türkei. Die kemalistische Elite, vor 
allem das Militär, war wegen ihrer ein-
geschränkten Befugnisse nicht mehr im 
Stande, das politische System zu kont-
rollieren.
Zudem erlebte die Türkei unter der AKP-
Regierung einen beachtlichen wirt-
schaftlichen Aufschwung. Die Regie-
rung praktizierte eine erfolgreiche Fi-
nanz- und Handelspolitik (vgl. Öniş 
2009). Trotz der internationalen Wirt-
schaftskrise 2008/2009 wuchs die türki-
sche Wirtschaft laut OECD um 8,5 Pro-
zent im drit ten Quartal des Jahres 2011 
(im Vergleich zum gleichen Quartal des 
vergangenen Jahres). Im Zuge dessen 
öffnete die AKP die Türkei für ausländi-
sche Investitionen, förderte den infra-
strukturellen und industriellen Ausbau 
des Landes und verbesserte die Mög-
lichkeiten türkischer Unternehmer auf 
ausländischen Märkten (vgl. Öniş/Bay-
ram 2008; Öztürk 2009). Die nach der 
Krise im Jahr 2001 verabschiedeten 
wirtschaftlichen Reformen und spätere 
ökonomische Anreize ermöglichten ei-
nen Aufschwung der anatolischen Un-
ternehmen, welche größtenteils aus 
klein- und mittelständischen Betrieben 
bestehen und religiös-konservative 
Werte vertreten (vgl. Öztürk 2009). Die-
se islamische Wirtschaftsbourgeoisie 
unterstützte den politischen Aufstieg 
der AKP und forderte die Vertretung ih-
rer ökonomischen Interessen auf natio-
nalen und internationalen Märkten ein 
(vgl. Öniş 2009). Diese neuen Wirt-
schaftsakteure suchten nach neuen 
Handelsmärkten außerhalb Europas. 

Ankara wandte sich an neue Partner 
und verstärkte zunächst seine Beziehun-
gen zur islamischen Welt (vgl. Altunışık 
2008; Taşpınar 2008; Bank 2011; Habi-
bi/Walker 2011). Die wachsende Ener-
gienachfrage und der zunehmende 
Handel führten zur Intensivierung der 
türkischen Beziehungen zu den öl- und 
gasreichen Länder (vgl. Öztürk 2009, 
S. 11).
Die Hinwendung zur islamischen Welt 
löste wiederum eine Spannung zwi-
schen der alten kemalistischen Elite und 
der neuen AKP-Elite aus. Der kemalisti-
sche Vorwurf, dass die AKP das Land 

durch innen- und außenpolitischen Akti-
vitäten islamisiere, wurde auch im inter-
nationalen Kontext aufgegrif fen. Die 
westlichen Regierungen, Politiker und 
Medien im In- und Ausland charakteri-
sierten die Neuorientierung der türki-
schen Außenpolitik als „Neo-Osmanis-
mus“ (vgl. Taşpınar 2008; Kramer 2010 
a; Bank 2011). Dieser zumeist negativ 
besetzte Begrif f bezieht sich auf die Is-

Nach den Umbrüchen reiste Recep Tayyip Erdogan nach Ägypten, bewarb das laizisti-
sche und demokratische System, die blühende Wirtschaft und die religiös-kulturelle Au-
thentizität des „türkischen Modells“. Er unterstrich in öffentlichen Auftritten – hier im Sep-
tember 2011 – die Bedeutung des Säkularismus im zukünftigen Staatsaufbau. 
  picture alliance/dpa
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oy lamisierung der Innenpolitik, gekoppelt 
mit einer gleichzeitigen expansiven Au-
ßenpolitik im ehemaligen Einflussraum 
des Osmanischen Reiches (vgl. Boett-
cher 2011, S. 6). Allerdings ist dies ein 
vager Begrif f. Er wurde schon in den 
1990er Jahren von türkischen Experten 
für die Neuorientierung der Außenpoli-
tik nach dem Kalten Krieg und dem 
Pragmatismus unter Ministerpräsident 
Özal angewendet, wies aber nicht auf 
Religiosität, sondern auf die histori-
schen Gemeinsamkeiten mit der islami-
schen Welt hin (ebd.). Wegen der be-
reits erwähnten ökonomischen und 
energiepolitischen Interessen änderte 
Ankara seine sicherheitsfixierte Außen-
politik in Richtung auf eine proaktive 
und diplomatische Außenpolitik (vgl. 
Keyman 2009; Öztürk 2009; Sözen 
2010; Bank 2011).

Proaktive und multidimensionale 
Außenpolitik

Die aktuelle Außenpolitik unter der AKP-
Regierung basiert vor allem auf dem 
Konzept der „Strategischen Tiefe“, das 
vom amtierenden Außenminister Ahmet 
Davutoğlu proklamiert wird (vgl. Öztürk 
2009; Kramer 2010a). Gemäß diesem 
Konzept soll sich die Türkei als ein zent-
raler Staat zwischen Europa, dem Na-
hen Osten und dem Kaukasus sowie 
Zentralasien positionieren und durch 
die Doktrin einer „Null-Probleme-Poli-
tik“ mit den Nachbarn sowie durch 
„Soft-Power-Diplomatie“10 regionale 
Stabilität erzeugen (vgl. Altunışık 2008; 
Keyman 2009; Sözen 2010; Kramer 
2010a). Dementsprechend solle sich die 
türkische Außenpolitik „proaktiv verhal-
ten” und ihre geostrategische Relevanz 
in einer globalisierten Weltordnung 
steigern (vgl. International Crisis Group 
2010, S. 5). Davutoğlu erklärte in einem 
Interview: „Die türkische Außenpolitik 
erzielt in erster Linie Stabilität, da das 
Land sicherheitspolitische Interessen in 
und historische Verbindungen zur eige-
nen Region hat“ (a. a. O.). Demzufolge 
nahm Ankara eine stabilisierende und 
vermittelnde Rolle in der Region ein und 
suchte dabei nach neuen Einflusssphä-
ren innerhalb der ehemaligen Grenzen 
des Osmanischen Reichs sowie nach 
möglichen Verbündeten jenseits der 
westlichen Welt (vgl. Akçakoca 2009; 
Keyman 2009; Bank 2011). Der prakti-
zierte Neo-Osmanismus verschaffte 
der Türkei Respekt im arabischen Raum 
von Syrien bis zum Irak, und entspannte 
auch die lange belasteten Beziehungen 
zu Nachbarstaaten wie Griechenland, 
Armenien, Iran sowie zu Russland. Im 
Rahmen der „Null-Probleme-Politik” ver-
suchte die Türkei, grenzübergreifende 
Konflikte – z. B. die terroristischen Atta-
cken der PKK – mit Iran, Syrien und dem 

Irak auf einer diplomatischen Ebene zu 
lösen (vgl. International Crisis Group 
2010). Wegen der positiven Rezeption 
im regionalpolitischen Umfeld und der 
internationalen Anerkennung gewann 
die Türkei das Potenzial, zu einer Füh-
rungsmacht in der Region aufzusteigen, 
obwohl die AKP-Regierung dies nicht 
offen anstrebte (vgl. Altunışık 2011; Bo-
ettcher 2011).
Zudem stellte der EU-Beitrit t ein wichti-
ges Ziel der türkischen Außenpolitik 
dar. Die Europaorientierung des türki-
schen Staates ist ein langer und histo-
risch bedingter Prozess, der bereits in 
den Gründungsjahren von den Füh-
rungseliten für die politische, soziale 
und kulturelle Entwicklung des Landes 
anvisiert wurde. Die Anbindung an den 
Westen ist eine historisch bedingte 
Konstante in der türkischen Staatstradi-
tion. Im Rahmen des EU-Annäherungs-
prozesses seit 1999 kam es zu einer tief 
greifenden Transformation der politi-
schen und gesellschaftlichen Struktu-
ren: das politische System der Türkei be-
wegte sich von einer defekten Demokra-
tie11 hin zu einer sich konsolidierenden 
Demokratie12. Zwar setzte die AKP-Re-
gierung keine freiheitlich-liberale De-
mokratie im europäischen Sinne um, be-
mühte sich aber intensiv um einen Kan-
didatenstatus, vor allem zu Beginn ihrer 
Regierungszeit. 
Dennoch wurden die Beitrit tsverhand-
lungen in den letzten Jahren auf Eis ge-
legt, was nicht nur auf die Unwilligkeit 
der selbstsicheren und außenpolitisch 
unabhängig gewordenen AKP-Regie-
rung zurückzuführen ist, sondern in ers-
ter Linie auf die fehlende Bereitschaft 
seitens der EU. Die EU zeigt zurzeit kei-
nen konsequenten politischen Wille im 
Hinblick auf eine EU-Mitgliedschaft der 
Türkei. Die Gründe dafür sind unter-
schiedlich: die „Erweiterungsmüdigkeit“ 
der Union, der ungelöste Zypernkonflikt 
und die Ablehnung einer Mitgliedschaft 
der Türkei durch konservative Regierun-
gen innerhalb der EU, die lediglich eine 
„privilegierte Partnerschaft“ der Türkei 
anstreben (vgl. Kramer 2007; Boettcher 
2011). 
Währenddessen sank der Anteil der 
türkischen Bevölkerung, der einen EU-
Beitrit t befürwortet, laut Eurobarome-
ter von 71 Prozent im Jahr 2004 auf 
50 Prozent im Jahr 2011. Im Moment 
herrscht eher das Gefühl vor, dass das 
„christliche“ Europa die „muslimische“ 
Türkei nicht in der EU haben möchte. 
Deshalb legt die AKP-Regierung ihren 
außen politischen Akzent nicht nur auf 
einen möglichen EU-Beitrit t, sondern 
weitet ihre Außenpolitik auf andere Re-
gionen wie den Kaukasus oder den 
Nahen und Mit tleren Osten aus. Der 
Paradigmenwechsel in der türkischen 
Außenpolitik lässt sich so mithin auch 

durch den Stillstand der EU-Beziehun-
gen erklären.

Ankaras regionale Rolle im Nahen 
Osten

Infolge des Irakkriegs 2003 wurde der 
Nahe Osten erneut Brennpunkt der in-
ternationalen Politik, wobei sich die 
Machtkonstellationen veränderten und 
sich die regionalen Staaten politisch 
neu positionierten. Die Türkei verhielt 
sich aktiv und besetzte eine solide Rolle 
in der neuen geopolitischen Ordnung 
im Nahen Osten. Ankara begann, sich 
für die Herausbildung regionaler Stabi-
lität zu engagieren und als Vermittler im 
Nahostkonflikt zu wirken (vgl. Altunışık 
2008; Keyman 2009; Bank 2011). Die 
aus ihrer geopolitischen Lage und den 
kulturellen Gemeinsamkeiten resultie-
rende Rolle vereinfachte es, die türki-
sche Einflussnahme im arabischen Raum 
zu erweitern (vgl. Sözen 2010; Hale 
2010). Im Rahmen ihrer „Null-Probleme-
Politik“ suchte die Türkei nach Möglich-
keiten der Zusammenarbeit mit unter-
schiedlichen Ländern, zu denen sie vor-
mals angespannte Beziehungen hatte, 
und verbesserte somit ihre Außenbezie-
hungen in der Region (vgl. Hale 2010; 
Pope 2011). Währenddessen stärkte die 
Türkei ihre Position in der Organisation 
für Islamische Zusammenarbeit (OIC), 
wobei sie ihre Vermittlerrolle zwischen 
dem Westen und der islamischen Welt 
propagierte. Der türkische Ministerprä-
sident Erdoğan machte die islamische 
Welt auf die Armut oder strukturellen 
Probleme in ihren eigenen Ländern auf-
merksam und forderte die reichen isla-
mischen Länder dazu auf, „ihren armen 
Bruderstaaten“ zu helfen (Süddeutsche 
Zeitung vom 17.8.2011).
Die Interessen der Türkei im Nahen und 
Mittleren Osten richten sich zunächst 
auf die wirtschaftlichen und sicherheits-
politischen Notwendigkeiten (Boett-
cher 2011, S. 14). Im Zuge der wachsen-
den Energienachfrage sowie der Suche 
nach neuen Märkten dehnte die AKP-
Regierung die handels- und energiepo-
litische Zusammenarbeit mit den arabi-
schen Ländern aus und prägte dement-
sprechend die türkische Außenpolitik 
(vgl. Öztürk 2009; International Crisis 
Group 2010). Die Türkei exportiert in-
dustrielle Produkte, Lebensmittel sowie 
Investitionsgüter und pflegt die wirt-
schaftlichen Beziehungen. Sichtbares 
Zeichen dieser wir tschaftlichen Bezie-
hungen sind wechselseitige Staatsbe-
suche hochrangiger Politiker (Habibi/
Walker 2011, S. 4f). Zugleich intensivier-
te die Türkei ihre Beziehungen zu den öl- 
und gasreichen Ländern der Region. 
Somit kann einerseits der eigene Ener-
giebedarf gesichert, andererseits ein 
Energiekorridor für die europäischen 
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Märkte geschaffen werden (vgl. Kramer 
2010b). Mit dem Wandel von einer ein-
dimensionalen hin zu einer multidimen-
sionalen Außenpolitik änderte die Tür-
kei ihre Rolle vom „Peripheriestaat“ in 
den 1990er Jahren zu einem „Schlüssel-
staat“ im Nahen Osten (vgl. Kramer 
2010a; Bank 2011)
Im Vordergrund der Beziehungen zu Li-
byen und zum Iran steht die Erdgas- und 
Erdölversorgung. Zudem ist die türki-
sche Bauindustrie in diesen Ländern tä-
tig (vgl. Altunışık 2011a). Türkische Un-
ternehmer beteiligen sich im Nordirak 
am Aufbau der Infrastruktur und betrei-
ben immense Handelsgeschäfte (siehe 
Abbildung 1). Zudem baute Ankara mit 
dem ehemaligen „Erzrivalen“ Syrien 
wirtschaftliche Beziehungen aus, hob 
Visabeschränkungen auf und kanali-
sierte seine finanz- und handelspoliti-
schen Interessen in Syrien (vgl. Kramer 
2010; Pope 2011; Altunışık 2011b). Er-
klärtes Ziel der Türkei ist es, einen neuen 
Transitweg für einheimische Produkte in 
die reichen Golfmonarchien zu entwi-
ckeln (Bank 2011, S. 3). Diese wirtschaft-
lichen Beziehungen hatten auch Aus-
wirkung auf die machtpolitischen Kons-
tellationen in der Region. Die Türkei nä-
herte sich Syrien, Irak und dem Iran 
auch aus sicherheitspolitischen Grün-
den an (vgl. Altunışık 2011a, S. 3). Mit 
Syrien und Irak richtete Ankara einen 
gemeinsamen strategischen Kooperati-
onsrat ein. Dabei verfolgt Ankara einer-
seits, den terroristischen Aktivismus der 
kurdischen PKK in den Grenzgebieten 
zu beschränken, andererseits die ge-
spannten Beziehungen zwischen Irak 
und Syrien wegen mutmaßlicher syri-
scher Aktivitäten in Bagdad zu mildern 
(Kramer 2010a, S. 14). Darüber hinaus 
spielte die Türkei zusammen mit Brasili-

en eine Vermittlerrolle bei den Verhand-
lungen über das umstrit tene iranische 
Atomprogramm. Dank des nicht ständi-
gen Sitzes im UN-Sicherheitsrat von 
2009 bis 2010 konnte Ankara zwischen 
dem Iran und den westlichen Staaten 
vermitteln und dadurch verschärfte 
Sanktionen gegenüber dem Iran verhin-
dern. 
Während sich die Beziehungen zu den 
arabischen Ländern verbesserten, wur-
den die Verhältnisse mit dem langjähri-
gen Verbündeten Israel erschüttert. Die 
Gründe dafür waren vielfältig. In erster 
Linie waren der Gazakrieg 2008 und 
die folgende verschärfte politische Rhe-
torik der AKP-Regierung dafür verant-
wortlich (vgl. Sözen 2010; Bank 2011). 
Ankara initiier te Friedensgespräche 
zwischen Israel und Syrien wegen des 
arabisch-israelischen Konflikts. Aller-
dings grif f die israelische Armee den 
Gazastreifen an, wobei viele Zivilisten 
zu Tode kamen. Die Türkei war irritiert 
von der israelischen Haltung und stellte 
die Vermittlungsbemühungen ein. An-
kara spitzte demnach den politischen 
Diskurs stark propalästinensisch und 
antiisraelisch zu (vgl. Bank 2011, S. 3). 
Ministerpräsident Erdoğan traf den is-
raelischen Präsidenten Schimon Peres in 
Davos im Januar 2009 und kritisierte 
scharf die israelische Politik im Gaza-
streifen. Den Tiefpunkt erreichten die 
Beziehungen der beiden Länder mit der 
„Mavi Marmara-Affäre“ im Mai 2010 
(vgl. Bank 2011; Özpek 2011). Ein türki-
sches Schiff, das wegen eines Hilfsein-
satzes nach Gaza gereist war, wurde 
von israelischen Soldaten aufgebracht, 
wobei neun türkische Zivilisten ums Le-
ben kamen. Ankara hat als Konsequenz 
die diplomatischen Beziehungen zu Is-
rael reduziert, und die israelische Re-

gierung lehnt eine Entschuldigung und 
Entschädigung der Opfer ab.
In der Gesamtschau betrachtet, kon-
zentriert sich die türkische Nahostpoli-
tik einerseits auf die enge wirtschaftli-
che Verflechtung mit dem Nahen und 
Mittleren Osten. Ankara wendet Soft-
Power-Strategien innerhalb der Region 
an und propagiert ein „türkisches Mo-
dell“, das prowestliche und demokrati-
sche Strukturen mit einer mehrheitlich 
muslimischen Gesellschaft vereinbart 
(vgl. Altunışık 2008; Keyman 2009; Öz-
türk 2009). Allerdings steht das aktuelle 
türkisch-israelische Verhältnis in klarem 
Widerspruch zur „Null-Probleme-Poli-
tik“ mit den Nachbarstaaten der Regi-
on. Die sicherheitsstrategische Koope-
ration mit Israel in den 1990er Jahren 
wurde stattdessen durch eine sicher-
heitspolitische Koordination zwischen 
Ankara, Damaskus und Teheran ersetzt 
(vgl. International Crisis Group 2010). 
Das türkische Interesse an Wirtschafts-
kooperation, Handel und Investitionen 
im Nahen Osten setzt regionale Stabili-
tät voraus. Deshalb entwickelte Ankara 
pragmatische Beziehungen zu autoritä-
ren Staaten, obwohl sie mit dem „türki-
schen Modell“ den Status quo in der Re-
gion in Frage stellte (Bank 2011, S. 4). Es 
lässt sich feststellen, dass die türkische 
Nahostpolitik unter der AKP in erster Li-
nie auf wir tschaftlichem Pragmatismus 
basiert und sich multidimensional aus-
richtet. Die sicherheitsfixierten Strategi-
en in der Außenpolitik wurden durch 
wirtschaftspragmatische Ziele abge-
löst.

Das türkische Dilemma: die Reaktionen 
auf die arabischen Aufstände

Vor Ausbruch der arabischen Aufstände 
wies die türkische Nahostpolitik unter 
der AKP-Regierung durchaus Er folge 
auf. Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdoğan war im Nahen Osten wegen 
seiner starken antiisraelischen Rhetorik 
und seines unabhängigen Verhaltens 
gegenüber dem Westen ein beliebter 
und einflussreicher Politiker. Zudem hat-
te die Türkei hervorragende wirtschaft-
liche Beziehungen mit arabischen Län-
dern wie Libyen und Syrien, aber auch 
mit dem Iran (vgl. Kramer 2010a; 
Altunışık 2011a). Jedoch wurde das tür-
kische Regime unvorbereitet mit der 
Welle der arabischen Aufstände kon-
frontiert.
Erdoğan begrüßte zunächst die politi-
schen Proteste in Tunesien und Ägypten 
im Namen von Demokratie und Frieden 
und wies mit Vorsicht auf notwendige 

Abbildung 1: Wirtschaftsbeziehungen der Türkei mit arabischen Ländern 
(in US-Dollar)
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oy politische Reformen zur Demokratisie-
rung dieser Länder hin. Er forderte fried-
liche Lösungen für die Auseinanderset-
zungen zwischen den Demonstranten 
und der Armee in Ägypten; erst später 
forderte er Mubarak zum Rücktrit t auf 
(vgl. Ulutaş 2011). Nach den Umbrü-
chen reiste Erdoğan in die nordafrikani-
schen Länder und unterstrich in öffentli-
chen Auftrit ten die Bedeutung des Sä-
kularismus im zukünftigen Staatsauf-
bau. In einem Fernsehinterview sagte 
Erdoğan: „Ich hoffe auf einen laizisti-
schen Staat in Ägypten.“ AKP-Politiker 
wie Präsident Abdullah Gül, Außenmi-
nister Davutoğlu oder Erdoğan bewar-
ben das laizistische und demokratische 
System, die blühende Wirtschaft und 
religiös-kulturelle Authentizität des „tür-
kischen Modells“ bei ihren arabischen 
Nachbarn (vgl. Altunışık 2008, S. 46; 
Bank 2011, S. 3).
Allerdings reagierte die türkische Re-
gierung bei den eskalierenden Gewalt-
ausbrüchen in Libyen viel vorsichtiger. 
Wegen der engen wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit und der Präsenz zahlrei-
cher türkischer Arbeiter und Unterneh-
mer in Libyen plädierte Ankara zunächst 
für einen Waffenstillstand und sprach 
sich nicht gegen das libysche Regime 
unter al-Gaddafi aus (Altunışık 2011b). 
Die AKP befand sich jedoch in einem Di-
lemma: Sollte die Türkei wegen der wir t-
schaftlichen Verbundenheit das Regime 
unterstützen oder die politische Öff-
nung Libyens befürworten? Erst nach 
dem NATO-Einsatz und dem Erfolg der 
libyschen Rebellen rief Ankara Muam-
mar al-Gaddafi zum Rücktrit t auf. 
Erdoğan wurde im September 2011 vom 
Chef der Übergangsregierung, Mah-
mud Dschibril, herzlich empfangen. Die-
ser Besuch offenbarte ein deutliches In-
teresse an einer weiteren Zusammenar-
beit mit Libyen.
Die größten Herausforderungen für die 
türkische Außenpolitik waren die Auf-
stände gegen das Asad-Regime in Sy-
rien (vgl. Pope 2011, Altunışık 2011b). 
Die lange gemeinsame Grenze mit Syri-
en ist eine außenpolitische Herausfor-
derung für Ankara, da sich jedes Ge-
schehen in Syrien auf die türkische Poli-
tik auswirken kann (Pope 2011). Die 
„Null-Probleme-Politik“ konnte im syri-
schen Fall nicht so leicht praktiziert wer-
den. Aufgrund der wir tschaftlichen Ver-
flechtungen und dem starken Interesse 
an einem stabilen Nachbarn befand 
sich Ankara erneut in einem Dilemma 
(Bank 2011, S. 6). Ankara musste Beein-
trächtigungen der wir tschaftlichen Be-
ziehungen und Flüchtlingsströme be-
fürchten, andererseits hatte die türki-
sche Regierung Bedenken wegen der 
PKK, da die Kurden in einem möglichen 
Bürgerkrieg ihre eigene Wege gehen 
könnten (vgl. Altunışık 2011b; Yılmaz/

Üstün 2011). Deshalb entwickelte Anka-
ra eine zwiespältige politische Haltung 
gegenüber Syrien. Zum einen versuchte 
die AKP, den syrischen Präsidenten Bas-
har al-Asad zu politischen Reformen zu 
überreden, zum anderen unterstützte 
Ankara die syrische Opposition, indem 
mehrere Treffen syrischer Oppositionel-
ler in der Türkei zugelassen wurden (vgl. 
Yılmaz/Üstün 2011). Nach dem Schei-
tern der mehrfachen und wiederholten 
Vermittlungsversuche mit dem syrischen 
Regime fordert Ankara, wie die westli-
chen Staaten, nun offiziell einen Regi-
mewechsel in Syrien. Ministerpräsident 
Erdoğan sagte in einer AKP-Sitzung: 
„Um weiteres Blutvergießen zu vermei-
den und Frieden für das syrische Volk zu 
ermöglichen, muss Asad die Macht ab-
geben“. Die syrisch-türkische Freund-
schaft wurde somit beendet.

Zusammenfassung und Ausblick 

Trotz der wechselhaften Positionierung 
gegenüber den arabischen Regimen 
während der Umbruchprozesse passte 
sich die türkische Nahostpolitik in ho-
hem Maße an die nicht berechenbare 
Lage an (Bank 2011, S. 7). Dies stärkte 
einmal mehr die Schlüsselposition der 
Türkei im Nahen Osten. Ob die außen-
politische Annäherung der AKP an die 
islamische Welt auch mit ihrem eigenen 
Hintergrund als religiös geprägte Par-
tei, die die Türkei islamisieren möchte, 
zusammenhängt, lässt sich nicht letzt-
gültig erklären. Jedenfalls ist dies nicht 
die entscheidende Erklärung für den 
außenpolitischen Wandel. Stattdessen 
gibt es drei wichtige Erklärungsfaktoren 
für den außenpolitischen Kurswechsel: 
(1) die wirtschaftlichen Interessen Anka-
ras, (2) das Stagnieren der EU-Beitrit ts-
verhandlungen sowie (3) die kulturelle 
und geographische Nähe zu den 
muslimischen Staaten. Im Gesamten be-
trachtet, wurde die sicherheitsfixierte 
Ausrichtung der türkischen Außenpolitik 
um die wirtschaftliche Dimension er-
gänzt.
Wie zahlreiche türkische und internati-
onale Beobachter berichten, verleiht 
das Streben nach einer Führungsrolle in 
der nahöstlichen Region der AKP-Regie-
rung ein steigendes Selbstbewusstsein, 
produziert jedoch gleichzeitig eine ge-
fährliche Arroganz (vgl. Çandar 2011). 
Nach dem Stagnieren der EU-Betrit ts-
verhandlungen fehlt eine von außen 
kommende Kritik an der türkischen Poli-
tik, was zu einer weiteren Stärkung des 
politischen Selbstbewusstseins der AKP 
führt. 
Zur gleichen Zeit schwächen aktuelle 
ethnische und politische Krisen in der 
Türkei deren Vorbildfunktion und ge-
fährden die neue Führungsrolle in der 

nahöstlichen Region. Die AKP-Regie-
rung lässt grenzüberschreitende militä-
rische Operationen im Nordirak durch-
führen, um die kurdischen Autonomie-
bestrebungen zu bekämpfen. Diese 
Strategie hat in den letzten dreißig Jah-
ren nicht funktioniert und brachte keine 
effektive Lösung der kurdischen Frage. 
Trotz einer Annäherung und Befriedung 
des türkisch-kurdischen Konflikts zu Be-
ginn der AKP-Regierungszeit – von der 
türkischen Öffentlichkeit als „demokra-
tische Öffnung” bezeichnet – bleibt die 
kurdische Frage weiterhin ungelöst. 
Vorschläge der demokratischen Zivilge-
sellschaft für eine friedliche Lösung der 
Kurdenproblematik wurden von der AKP 
zurückgewiesen bzw. ignoriert. Kurdi-
sche Aktivisten und Politiker wurden wie 
bereits in den 1990er Jahren massen-
haft verhaftet und vor Gericht gestellt13. 
Die außenpolitischen Friedensbestre-
bungen und das Proklamieren demo-
kratischer Werte durch hochrangige 
Regierungsvertreter verschleiern das 
undemokratische Verhalten der AKP in 
der Innenpolitik. Deshalb ist es fragwür-
dig, ob die Türkei, die mit eigenen in-
nenpolitischen Konflikten repressiv um-
geht, Modell oder Vorbild für die sich in 
einem Transformationsprozess befin-
denden arabischen Länder sein kann. 
Türkische und internationale Beobach-
ter konstatieren, dass die innenpoliti-
schen Entwicklungen in der Türkei eher 
auf einen „türkischen Herbst” hinwei-
sen, während die arabische Welt den 
„Frühling feiert” (vgl. Çandar 2011; Öz-
pek 2011). Die Türkei kann daher nur 
sehr bedingt ein Vorbild für die im Fokus 
stehenden arabischen Länder, die sehr 
dauerhafte autoritäre Regime beihei-
mateten, abgeben.
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DER „ARABISCHE FRÜHLING“ UND DER WESTEN

Der „Arabische Frühling“ und das Versagen 
westlicher Außenpolitik: Eine Fata Morgana 
„politischer Stabilität“
Oliver Schlumberger

Das Rätsel

Für menschenwürdiges Leben, für mehr 
politische Teilhabe, für universelle Rech-
te und Freiheiten, für Rechtsstaatlichkeit, 
gegen Korruption und gegen soziale 
Ungerechtigkeit – das waren die Haupt-
forderungen der Demonstrierenden, die 
zunächst in Tunesien und in der Folge 
dann quer über die Region des Vorde-
ren Orients in Massenprotesten gegen 
die Regime ihrer meist seit Jahrzehnten 
autokratisch herrschenden Potentaten 
auf die Straßen zogen. Eigentlich, so 
sollte man meinen, sind das genau die 
Werte, die hierzulande, im „Westen“, 
als die „unseren“ hoch gehalten und 
manches Mal gar populistisch als spezi-
fisch „christlich-abendländische“ Wer-
te betrachtet werden. So wurde mit Ver-
wunderung festgestellt, dass die Protes-
tierenden keine Flaggen der USA und 
Israels verbrannten. Umgekehrt ist klar, 

dass die etablierten Liberaldemokrati-
en Europas und Nordamerikas nicht als 
Wegweiser bei der Neugestaltung po-
litischer Ordnungen erachtet werden – 
wo diese Möglichkeit überhaupt be-
steht.1 Sie wurden zwar nicht verbrannt, 
aber geschwenkt wurden die Fahnen 
Europas und der USA eben auch nicht, 
denn es ist gerade nicht die Kopie west-
licher sozio-politischer Systeme, die ge-
sucht und gefordert wird.2 Pointiert for-
muliert: Während der Wertekanon, der 
in Europa und den USA als der „westli-
che“ bezeichnet wird, in großen Teilen 
mit den Zielsetzungen der Demonstran-
ten des Kairoer Tahrir-Platzes und an-
dernorts überlappt, ist „der Westen“ de-
zidiert nicht das gesuchte und geforder-
te role model oder Vorbild – weder in 
den Agenden der Demonstrierenden 
noch in den nach-revolutionären politi-
schen Veränderungsprozessen, soweit 
sie sich ein gutes Jahr nach den Umbrü-
chen in Ägypten, Tunesien oder Libyen 
abzeichnen.
Diese Tatsache widerspricht eklatant 
den Vermutungen eines prominenten Li-
teraturstranges in der wissenschaftli-
chen Debatte, der für eine „normative 
Kraft Europas“ (Manners 2002) argu-
mentiert und davon ausgeht, dass west-
liche Demokratien in ihrer Außenwir-
kung eine normativ überzeugende Prä-
gekraft ausübten, die quasi durch „An-
steckung“ (contagion; vgl. Whitehead 
1996, S. 8–22) zu einer „demokrati-
schen Diffusion“ (Brinks/Coppedge 
2006; Gleditsch/Ward 2006) führten. 
Als Ursache dieses auffälligen Phäno-
mens wird im öffentlichen Diskurs 
Deutschlands, Europas und der USA seit 
langem immer wieder die angeblich re-
ligiös-kulturelle Eigenheit des Orients, 
der arabischen oder gar muslimischen 
Welt ins Feld geführt. Doch abgesehen 
von der wissenschaftlichen Fragwürdig-
keit solcher Argumente (vgl. dazu aus-
führlicher: Schlumberger 2001) hat die-
ses „Erklärungsmuster“ eine weitere 
Schwäche, nämlich die, dass konkurrie-
rende und mit weniger analytischen De-
fiziten behaftete Gründe existieren, 
welche die verbreitete Skepsis gegen-
über „dem Westen“ als sozio-politi-
schem Vorbild mindestens ebenso plau-
sibel zu erklären vermögen. 

Westliche Dominanz, die Ignoranz 
lokaler Bedürfnisse und die Maxime 
politischer Stabilität

Nach der hier verfochtenen Argumen-
tation sind es weniger dif fuse kulturell-
zivilisatorische Disponiertheiten der Be-
völkerungen in den arabischen Ländern 
als vielmehr deren sehr konkrete und re-
ale Er fahrungen in der bisherigen Inter-
aktion mit Europa und den USA, die für 
das bestenfalls sehr gemischte Bild ver-

Deutschland und Europa, die Mitglied-
staaten der Europäischen Union (EU), 
aber auch die USA tun sich seit den Er-
eignissen des so genannten „Arabischen 
Frühlings“ von 2011 sichtlich schwer, eine 
politisch konsistente und in sich wider-
spruchsfreie Reaktion auf diese funda-
mentalen Veränderungen zu finden. Wa-
rum? Der vorliegende Beitrag von Oliver 
Schlumberger argumentiert, dass dies 
weniger den Ereignissen in der Region 
selbst geschuldet ist als vielmehr der Tat-
sache, dass die außenpolitischen Maxi-
men der führenden Industrienationen 
des Westens in einer Logik des Kalten 
Krieges verharrt sind. Dies ist im Wesent-
lichen einem überkommenen Verständnis 
des Konzeptes von politischer Stabilität 
geschuldet, welches als außenpoliti-
sches Kernkonzept gegenüber der ara-
bischen Welt einer Neudefinition bedarf. 
Die westlichen Politikziele, politische 
Stabilität und Frieden zu fördern, wur-
den mit den bis zum „Arabischen Früh-
ling“ praktizierten Formen der Außenpo-
litik nicht erreicht. Die Nahostpolitik wird 
für den Westen zukünftig schwieriger 
werden. Sie bedarf zunächst einer ana-
lytischen Neubegründung, aus der ange-
messene politische Handlungsstrategien 
abzuleiten sind.  I
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antwortlich zeichnen, das „der“ Westen 
bislang in orientalischen Gesellschaf-
ten hinterließ. Hinzu kommt, dass diese 
Ambivalenz eine Geschichte hat, die 
nicht erst 1953 mit dem durch die CIA 
orchestrierten Sturz des frei und fair ge-
wählten iranischen Premierministers 
Mossadegh beginnt.3 Vielmehr wurde 
– aus arabischer Perspektive – bereits 
spätestens Anfang des 20. Jahrhun-
derts durch widersprüchliche vertragli-
che Zusagen an Araber einerseits 
(MacMahon-Brief 1915), Zionisten an-
dererseits (Balfour Declaration 1917), 
sowie in einer diesen beiden Abspra-
chen noch einmal zuwider laufenden 
geheimen Aufteilung des arabischen 
Ostens in britische und französische In-
teressen- und Einflussgebiete zwischen 
den Kolonialmächten (Sykes-Picot-Ab-
kommen 1916) der Grundstein für eine 
westliche Politik der Doppelzüngigkeit 
gegenüber den späteren arabischen 
Staaten gelegt. Diese doppelten Stan-
dards werden von vielen Menschen in 

der Region auch im letzten halben Jahr-
hundert, nach der Etablierung US-ame-
rikanischer Vorherrschaft im Nahen und 
Mittleren Osten, als nahtlos fortgesetzt 
betrachtet. Ein ausgeprägtes Kontroll-
bedürfnis bei konsequenter Verfolgung 
westlicher Eigeninteressen unter gleich-
zeitiger Ignorierung ihrer negativen Fol-
gen für lokale Bevölkerungen reicht in 
dieser Sichtweise bis in die Gegenwart, 
bis hin zu den weltweit Empörung auslö-
senden Folterungen in amerikanisch 
kontrollierten Gefängnissen im Irak so-
wie anderen völkerrechtswidrigen Prak-
tiken, die insbesondere unter der christ-
lich-fundamentalistischen Regierung 
von George W. Bush einen ungeahnten 
Aufschwung erlebt hatten.
Einige Beispiele mögen verdeutlichen, 
welche politischen Positionen europäi-
sche und US-amerikanische Politiker in 
der jüngsten Vergangenheit nahezu 
routinemäßig in Bezug auf die arabi-
sche Welt eingenommen hatten. So 
nannte US-Präsident Obama, 2009 in 

einem Interview auf die autokratische 
Natur des Regimes Mubarak angespro-
chen, den vormaligen ägyptischen Dik-
tator eine „Kraft für Stabilität und für 
das Gute“4, während US-Vizepräsident 
Biden, direkt gefragt, sagte: „Ich würde 
ihn nicht als Diktator bezeichnen“5. 
Auch Tony Blair bezeichnete Ägyptens 
Ex-Präsidenten noch im Februar 2011 als 
„extrem mutig und eine Kraft des Gu-
ten“6, während der deutsche Außenmi-
nister ihn als „Mann mit enormer Er fah-
rung, großer Weisheit und die Zukunft 
fest im Blick“ charakterisierte und, in ei-
nem Interview in Kairo nach den dorti-
gen Wahlen (2010) gefragt, antworte-
te: „Ägypten ist durch langjährige poli-
tische Kontinuität geprägt und ein Sta-
bilitätsanker in der Region“7. Selbst als 

DER „ARABISCHE FRÜHLING“ UND DAS 
VERSAGEN WESTLICHER AUSSENPOLITIK: 

EINE FATA MORGANA 
„POLITISCHER STABILITÄT“

Ein ausgeprägtes 
Kontrollbedürfnis 
bei konsequenter 
Verfolgung westli-
cher Eigeninteres-
sen unter gleichzei-
tiger Ignorierung 
negativer Folgen 
für lokale Bevölke-
rungen ist ein 
Kennzeichen west-
licher Außenpolitik. 
So nannte US-Prä-
sident Obama, 
2009 in einem In-
terview auf die au-
tokratische Natur 
des Regimes Mu-
barak angespro-
chen, den vormali-
gen ägyptischen 
Diktator eine „Kraft 
für Stabilität und 
für das Gute“.

picture alliance/dpa
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sich am berühmten 25. Januar 2011 Mil-
lionen Ägypter gegen das Regime erho-
ben, bestand Außenministerin Clinton 
noch darauf: „Unsere Einschätzung ist, 
dass die ägyptische Regierung stabil 
ist“8. In derselben Tonlage wies der 
französische Kulturminister Mitterrand 
im Januar 2011 darauf hin, Tunesien sei 
„genau genommen keine Diktatur“. Au-
ßenministerin Alliot-Marie hatte ihrer-
seits noch zwei Tage vor der Flucht des 
tunesischen Diktators angesichts der 
„komplexen Situation“ dem Regime Ben 
Alis (wie auch Algerien) das „weltweit 
anerkannte Know-How unserer Sicher-
heitsdienste“ angeboten, um „Sicher-
heitssituationen dieses Typus zu re-
geln“9. Später stellte sich heraus, dass 
sie zudem auf Einladung von Mitglie-
dern des herrschenden Ben Ali-Trabelsi 
Clans und seiner Klienten Privaturlaub 
mit ihrem Lebensgefährten in Tunesien 
verbracht hatte. Ähnlich hatte 2009 
auch Hillary Clinton, in Umgehung ei-
ner Frage nach Menschenrechtsverlet-
zungen in Ägypten, geantwortet: „Ich 
betrachte den Präsidenten und Frau 
Mubarak wirklich als Freunde meiner 
Familie“10. Freilich stand Alliot-Marie mit 
ihren Äußerungen in einer längeren Tra-
dition, mit der Frankreich das tunesische 
Regime hofiert hatte: Man erinnere sich 
nur an Jacques Chiracs bereits damals 
skandalöses Lob der tunesischen Men-
schenrechtspolitik vor knapp zehn Jah-
ren11 oder an die Zusicherung der vollen 
französischen Unterstützung für „das 
 tunesische demokratische Modell“, 
 welche der damalige sozialistische Au-
ßenminister Hubert Védrine dem tunesi-
schen Regime 1997 gab12. Selbst  Libyens 
Oberst Gaddafi unterhielt freundschaft-
liche Beziehungen zu führenden Regie-
rungsvertretern in Großbritannien, Itali-
en und anderen Staaten, wie Italiens 
früherer Premier Berlusconi noch im Ja-
nuar 2011 bestätigte: „Mich verbindet 
mit allen Führern der nordafrikanischen 
Länder eine echte Freundschaft – mit 
Mubarak und seiner Familie, mit Boute-
flika [Algerien], mit Gaddafi und Ben 
Ali“13.
Clintons irrige „Stabilitäts-Aussage“ 
zum ägyptischen Regime hat freilich 
ebenfalls prominente Vorläufer und äh-
nelt bis in den Wortlaut frappierend 
Jimmy Carters berühmter Fehleinschät-
zung des Schah-Regimes im Iran Ende 
1977, als er den iranischen Herrscher – 
kurz vor dem Sturz der Pahlavi-Dynastie 
durch die islamische Revolution – als ei-
ne „Insel der Stabilität“ im Nahen Osten 
bezeichnete14.
Alles nur rhetorische Irr tümer und Miss-
verständnisse? Nein. Vielmehr spiegeln 
diese Aussagen die grundlegende au-
ßenpolitische Maxime, politische Stabi-
lität und Sicherheit seien im Vergleich zu 
Pluralismus, Toleranz oder Menschen-

rechten die für „den Westen“ höherran-
gigen Güter, und es müsse zwischen 
beiden entschieden werden. In den 
Worten des deutschen Verteidigungs-
ministers De Maizières: „Menschen-
rechtsüberlegungen müssen eine Rolle 
spielen, doch überwiegen die internati-
onalen Sicherheitsinteressen.“15 

Ziele westlicher Nahostpolitik

Die wichtigsten Politikziele, welche 
Deutschland, Europa und die USA in der 
Region des Vorderen Orients verfolgen, 
unterscheiden sich im Einzelnen vonein-
ander. So rangiert etwa die Existenzsi-
cherung Israels für die amerikanische 
Außenpolitik deutlich höher als für die 
Europäische Union (EU), was vornehm-
lich US-amerikanisch-innenpolitischen 
Gründen geschuldet ist. Auch zeigen 
sich die EU-Mitgliedstaaten nicht alle 
gleichermaßen stark interessiert hin-
sichtlich der Bedeutung einzelner Poli-
tikziele. Das Maß an Aufmerksamkeit, 
welches in nationalen Außenpolitiken 
der Mitgliedstaaten der Region Nord-
afrika/Nahost zuteil wird, variiert er-
heblich – etwa zwischen den südeuro-
päischen Staaten, die geographisch, 
aber auch sicherheitspolitisch deutlich 
stärker von Entwicklungen in den Län-
dern südlich und östlich des Mittelmee-
res betroffen sind als etwa Großbritan-
nien, in dessen Foreign Office unmittel-
bar vor dem „Arabischen Frühling“ 
(2010) nicht mehr als ein Referent auf 
einer halben Stelle für die Mittelmeer-
politik zuständig war.
Trotz dieser Unterschiede lassen sich ei-
nige übergeordnete und offiziell pro-
klamierte Politikziele als für „den Wes-
ten“ zentral hervorheben. An erster Stel-
le stehen geopolitische und energie-
wirtschaftliche Interessen, weil die 
traditionellen Industrienationen auf die 
natürlichen Ressourcen des Vorderen 
Orients angewiesen sind. Doch jenseits 
dieser offensichtlichen geostrategi-
schen und ökonomischen Interessen, 
auf die ich hier nicht vertieft eingehe, 
existieren weitere Ziele, die sich westli-
che Außenpolitik gegenüber der arabi-
schen Welt auf ihre Fahnen geschrie-
ben hat. Diese lassen sich, in Anspie-
lung auf die „Barcelona-Erklärung“ von 
1995, mit „Frieden, Stabilität und Wohl-
stand“ umreißen.16 Auf den ersten Blick 
leuchtet es vollkommen ein, dass Frie-
den zentral für diese womöglich krisen-
geschütteltste aller Weltregionen sei. 
Auch der Wunsch nach politischer Sta-
bilität in Europas direkter Nachbar-
schaft liegt nahe, doch betrif f t er eben-
so die USA. Hintergrund ist, dass ein 
möglichst hohes Maß an politischer 
Stabilität notwendig ist, um westliche 
Rohstoffimporte aus dieser ressourcen-

reichsten und daher geostrategisch 
 bedeutsamsten aller Weltregionen si-
cherzustellen: Trotz des Aufschwungs 
erneuerbarer Energien hängen die 
westlichen Industrienationen in ihrer 
Wirtschaftsleistung nach wie vor alter-
nativlos von Energieimporten aus dem 
Nahen und Mittleren Osten ab.17 Exter-
ne Stabilität zu fördern bleibt damit 
nicht nur außenpolitisches Ziel an und 
für sich, sondern ist, neben der Verhin-
derung von so genannten weichen Si-
cherheitsrisiken wie illegaler Migration 
oder internationaler Kriminalität und 
Terrorismus, auch als Instrument für die 
Aufrechterhaltung der eigenen Wirt-
schaftskraft ein Politikziel von zentraler 
Bedeutung. Wohlstand zu fördern 
schließlich wurde – neben seiner mora-
lischen Qualität, die vor allem im innen-
politischen Diskurs Bedeutung erlangt 
– ebenfalls als Beitrag zur Minderung 
von weichen Sicherheitsrisiken betrach-
tet; banal formuliert: Bürger mit hinrei-
chender Lebensgrundlage und Perspek-
tiven für ein sozio-politisch erfülltes 
 Leben werden weniger stark als Hun-
gernde versuchen, in die reichen Indus-
trieländer zu emigrieren. Frieden, Si-
cherheit und Stabilität bilden somit ein 
Dreieck von westlichen außenpoliti-
schen Kerninteressen in der Region des 
Vorderen Orients und vermögen, in die-
ser Lesart, darüber hinaus auch das 
geostrategische Primärziel „Zugang zu 
Energie“ zu realisieren.
Die Politikziele, welche die USA und Eu-
ropa in der Region Nahost und Nordaf-
rika verfolgen, sind damit im Grunde ko-
härent formuliert und klingen plausibel. 
Doch wie steht es um ihre Erreichung?

Ziele verfehlt!

Was die drei oben dargelegten zentra-
len Politikziele anlangt, so zeigte sich 
seit einigen Jahren, spätestens aber für 
jedermann offensichtlich nach den Er-
eignissen des Jahres 2011, dass Frie-
den, Sicherheit und Stabilität (sowie 
Wohlstand und Entwicklung) weit da-
von entfernt sind, erreicht zu sein.
Friedlicher ist die Region des Vorderen 
Orients aufgrund der bisherigen Au-
ßenpolitiken nicht geworden. Im Ge-
genteil: Zu den vielfältigen bereits exis-
tierenden, teilweise langwierig gewalt-
förmig ausgetragenen akuten und la-
tenten Konflikten in der Region auf 
inter-, trans- und subnationaler Ebene 
traten als Resultat des „Arabischen 
Frühlings“ Bürgerkriege in Libyen und 
Syrien, gewaltsam durch internationale 
militärische Intervention niedergeschla-
gene Aufstände in Bahrain, die erkenn-
bar nur kurzfristig unterdrückt werden 
konnten und angesichts eines 2011 be-
reits gescheiterten „nationalen Dia-
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logs“ nicht in eine Re-Stabilisierung 
mündeten, eine noch verschärft desta-
bilisierte Lage im Jemen mit Gewalt an 
der Tagesordnung und einer nach wie 
vor durch Staatsversagen auf mehreren 
Ebenen bedrohte Ordnung, sowie Mas-
senproteste mit Todesopfern in einer 
ganzen Reihe von weiteren arabischen 
Staaten wie etwa Jordanien oder Alge-
rien. Schätzungen der bisherigen „Ge-
samtbilanz“ der arabischen Revolten 
und Revolutionen des Jahres 2011/2012 
gehen dabei von rund 30.000 bis 
40.000 Todesopfern und einer weit hö-
heren Zahl an Verletzten aus, ganz zu 
schweigen von wirtschaftlichen Verlus-
ten und neu aufgebrochenen sozialen 
Konflikten. Es bedarf keiner weiteren 
Ausführung: Frieden, zumal ein über 
den „negativen Frieden“ als reine Ab-
wesenheit des klassischen zwischen-
staatlichen Krieges hinausgehender 
„positiver Frieden“, sieht deutlich an-
ders aus. 
Dasselbe gilt für das überragende Ziel 
der politischen Stabilität: Wenn diese 
bisher als eine Fata Morgana existierte, 

die es westlichen Politikern erlaubte, 
lange gehegte Illusionen über Stabilität 
weiter zu träumen, so brachten die Mas-
senrevolten des „Arabischen Frühlings“ 
ein äußerst unsanftes Erwachen: Zu-
sätzlich zu den bereits bestehenden, 
nahezu schon „klassischen“ Krisenher-
den im Irak, dem Libanon und Palästina, 
treten nun mit Libyen, Syrien, Bahrain 
und dem Jemen mindestens vier neue 
oder intensivierte hinzu. Die gesamte 
arabische Region ist deutlich instabiler 
geworden, und nur im tunesischen Aus-
nahmefall lässt sich bislang das opti-
mistische Argument vertreten, dass die-
se Instabilität vorübergehender Natur 
sei und einer demokratischen Transition 
geschuldet sein könnte. Dies wäre dann 
als eine temporäre Instabilität aufgrund 
zu erwartender anschließender Stabili-
tät unter für Demokratie und Entwick-
lung klar verbesserten Vorzeichen zu 
rechtfertigen. Staatszerfall, Bürgerkrie-
ge und blutig unterdrückte Aufstände 
sind also trotz des „Arabischen Früh-
lings“ weit eher repräsentative Phäno-
mene für die Entwicklung der Region als 

geordnete Übergänge zu pluralisti-
scheren und toleranteren Formen politi-
scher Ordnung. In Bezug auf das Politik-
ziel „Stabilität“ wurde das Ziel nicht nur 
vollständig verfehlt, sondern die Lage 
verschlechterte sich im Vergleich zum 
Status vor den Revolten von 2011 noch 
erheblich. Hierbei gibt es einerseits ei-
ne erhöhte Instabilität auf der Ebene 
der Regionalpolitik, wie es etwa die in-
nerarabischen Auseinandersetzungen 
um adäquate Reaktionen auf die Ereig-
nisse in Libyen, im Jemen und in Syrien 
oder auch die massiv angestiegenen 
intraregionalen Flüchtlingsströme bele-
gen. Schärfer noch trit t allerdings die 
Zunahme – oder besser: das manifeste-
re Erscheinen – politischer Instabilität 
innerhalb der bestehenden National-
staaten zutage, wo jahrzehntelange 
autoritäre Herrschaft letztlich zu massi-

DER „ARABISCHE FRÜHLING“ UND DAS 
VERSAGEN WESTLICHER AUSSENPOLITIK: 

EINE FATA MORGANA 
„POLITISCHER STABILITÄT“

Libysche Frauen be-
klagen beim Frei-
tagsgebet die Opfer 
der Revolte. Schät-
zungen der bisheri-
gen „Gesamtbilanz“ 
der arabischen Re-
volten des Jahres 
2011/2012 gehen 
von rund 30.000 bis 
40.000 Todesopfern 
und einer weit höhe-
ren Zahl an Verletz-
ten aus, ganz zu 
schweigen von wirt-
schaftlichen Verlus-
ten und neu aufge-
brochenen sozialen 
Konflikten.
 picture alliance/dpa
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ven Eruptionen von Gewalt führte.18 – 
Kurzum: Die erklärten außenpolitischen 
Ziele Deutschlands, Europas und der 
USA, wie sie in den vergangenen Deka-
den propagiert worden waren, wurden 
auch im Ansatz kaum erreicht.

Erklärungsversuche: Frieden, 
Stabilität und Konflikt

Die nahezu vollständige Zielverfehlung 
westlicher Außenpolitik in der arabi-
schen Welt resultiert im Wesentlichen 
daraus, dass im Prozess der Politikformu-
lierung ein verkürztes und falsches Ver-
ständnis der Konzepte von „Frieden“, 
„Sicherheit“ und „politischer Stabilität“ 
vorherrschte. Dies wiederum führte da-

zu, dass falsche, weil konzeptionell 
mangelhaft fundierte Politikinhalte ver-
folgt und umgesetzt werden, welche 
nicht geeignet sind, die selbst gesteck-
ten Ziele zu erreichen oder ihnen gar er-
kennbar abträglich sind. 
Woran aber krankt nun die Wahrneh-
mung von „politischer Stabilität“, „Frie-
den“ und „Sicherheit“, wie sie überwie-
gend von westlichen Entscheidungsträ-
gern verstanden wird, genau? Im Fol-
genden versuche ich, dies anhand der 
genannten zentralen Politikziele zu dis-
kutieren und beginne mit „Stabilität“. 
Politische Stabilität ist keine statische 
Größe ist, sondern stellt stets ein Gleich-
gewicht dar: Politische Systeme sind, um 
überleben zu können, auf eine stetige 
Reproduktion ihrer selbst angewiesen. 

Funktionale wie dysfunktionale Anreize 
strömen permanent auf politische Sys-
teme ein; sie müssen aufgenommen und 
in politische Outputs umgewandelt 
werden (Regeln, Gesetze, oder allge-
meiner formuliert: die verbindliche Zu-
teilung von Werten). Aus der politischen 
Umsetzung oder Implementierung sol-
cher positiver wie negativer Wertezu-
teilungen ergeben sich Outcomes, die 
ihrerseits wiederum von der Umwelt des 
politischen Systems aufgenommen wer-
den und Feedbacks seitens nationaler 
und internationaler Akteure finden – die 
so genannte Feedback-Schlaufe im po-
litischen System, welche dazu führt, 
dass sich auf policy-Outputs hin wiede-
rum neue Interessen artikulieren, auf un-
terschiedlichen Ebenen und bei unter-
schiedlichen Akteuren aggregiert wer-
den, und erneut als Inputs in das politi-
sche System eingespeist werden (Easton 
1965). Die Kategorie politischer Stabili-
tät kann somit in Analogie zu biologi-
schen Systemen verstanden werden als 
ein „dynamisches Fließgleichgewicht“ 
offener Systeme, das gegeben ist, 
„wenn ein System dem fortwährenden 
Veränderungsdruck aus dem Innern und 
von außen widerstehen kann, [so] dass 
trotz aller notwendigen Anpassungs-
leistungen die Struktur des Systems er-
halten bleibt.“ (Schmidt 2003, S. 35).
Nur bis zu einem gewissen Ausmaß ist 
es politischen Systemen möglich, Inputs 
zu ignorieren und dennoch zu überle-
ben. Konflikte sind zwar zwangsläufig 
Bestandteil eines jeden politischen Sys-
tems, doch die vorhandenen und ange-
wandten Konfliktlösungsmechanismen 
variieren zwischen unterschiedlichen 
politischen Systemen erheblich. Dassel-
be gilt für die Konfliktgegenstände, für 
Konfliktintensitäten und Konfliktpartei-
en innerhalb einer Gesellschaft. Wenn 
massive Konflikte, und seien sie „nur“ la-
tent, auf Dauer unterdrückt werden, un-
bearbeitet bleiben, und somit keiner 
Verregelung zugeführt werden können, 
so lehrt die Konflikt forschung, dann 
wird gewaltförmiger Konfliktaustrag 
wahrscheinlicher, denn „erzwungene 
Ergebnisse sind nicht nachhaltig [sustai-
nable], weil sie nicht akzeptiert sind“ 
(Galtung 1996, S. 119). 
Gewaltförmiger Konfliktaustrag, das 
liegt auf der Hand, bedeutet jedoch das 
genaue Gegenteil von politischer Sta-
bilität. Gerade der Vordere Orient wird 
vielfach als eine der (wenn nicht die) seit 
Jahrzehnten konflikt trächtigsten Welt-
regionen bezeichnet. Dies liegt einer-
seits an den mannigfachen und seit Jah-
ren und Jahrzehnten in den Medien 
weithin präsenten internationalen und 
transnationalen Konflikten wie dem 
Nahostkonflikt mit seinen israelisch- 
palästinensischen, israelisch-syrischen 
oder israelisch-libanesischen Teilkon-

Waffen sind im Jemen ein Alltagsgegenstand und ein Symbol der Mannesehre: Eine 
AK-47 Kalaschnikow hängt vor dem Plakat des ehemaligen Präsidenten Saleh. Mithin ein 
Zeichen, dass das staatlichen Gewaltmonopol im Jemen kaum existent bzw. stark ausge-
höhlt ist.  picture alliance/dpa
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flikten, von denen jeder für sich bereits 
einen internationalen Krieg auslösen 
kann, wie zuletzt Israels Intervention im 
Libanon 2006 zeigte. Gleiches gilt für 
einen internationalisierten Irak-Konflikt, 
die territorialen Streitigkeiten zwischen 
Iran und etlichen arabischen Golfmon-
archien oder den Konflikt zwischen Ma-
rokko und dem angrenzenden Gebiet 
West-Sahara. 
Wichtiger ist hier jedoch, dass die ara-
bischen Staaten auch in ihrem Innern – 
mehr noch womöglich als in ihren zwi-
schenstaatlichen Beziehungen – durch 
gewaltförmig aufrechterhaltene auto-
kratische politische Ordnungen ge-
kennzeichnet waren.19 Konflikte können 
durchaus „konstruktiver“ Natur sein 
(Kriesberg 2006), und manche Denker 
der Friedensforschung sehen in ihrer 
Omnipräsenz geradezu ein Merkmal 
der Moderne. Doch bereits Ralf Dah-
rendorf (1961, S. 226) merkte an, dass 
umgekehrt Kontexte, in welchen schwe-
lende Konflikte unterdrückt werden, in 
Situationen zu münden drohen, in de-
nen eine plötzliche und gewaltförmige 
Eruption von Konflikten geradezu als 
Resultat ihrer vorherigen Unterdrückung 
betrachtet werden muss. Ob also Kon-
flikte ein Bedrohungspotential für den 
Frieden, die soziale Ordnung und die 
politische Stabilität mit sich bringen, 
hängt wesentlich von der Art ihrer Be- 
und Verarbeitung ab. Unterdrückte 
Konflikte um soziale und politische Teil-
habe, wie sie in der gesamten arabi-
schen Welt vor dem Jahr 2011 die Bezie-
hungen zwischen Herrschenden und 
Beherrschten bestimmten, können des-
halb, falls die Friedensforschung der 
letzten vierzig Jahre nicht völlig falsch 
liegt, in keinem Fall zu einem auf Dauer 
absicherbaren sozialen oder politi-
schen Frieden führen.
Überdeutlich wird dies, wenn man die 
bisherige Natur der politischen Ord-
nungen in der arabischen Welt ab-
gleicht mit dem in der Friedensforschung 
so einflussreichen „zivilisatorischen He-
xagon“ Dieter Senghaas‘. Frieden und 
Zivilisierung sind demnach in modernen 
Gesellschaften als „identische Tatbe-
stände“ zu verstehen (Senghaas 1995, 
S. 197). Während solche Gesellschaf-
ten inhärent „konflikt- und potentiell ge-
waltträchtig“ (Jaberg 2011, S. 87) seien, 
lässt sich dieses Potential der Gewalttä-
tigkeit und Instabilität durch einen Pro-
zess der „Zivilisierung“ (nicht: Zivilisati-
on) eindämmen. Dazu notwendig ist 
nach Senghaas (1995) eine Kombinati-
on aus (1.) staatlichem Gewaltmonopol 
(im Gegensatz zur Selbstgewalt oder 
Selbstjustiz), welches (2.) durch Rechts-
staatlichkeit eingehegt wird und (3.) 
durch demokratische Partizipation in sei-
ner Ausübung kontrolliert wird. Frieden 
als zivilisatorischer Prozess benötigt 

demnach weiterhin (4.) eine konstruktive 
Konfliktkultur, um die für die Moderne 
charakteristische Pluralität von Interes-
sen gewaltfrei bearbeiten zu können, 
(5.) soziale Gerechtigkeit sowie (6.) ein 
hohes Maß an wechselseitigen Abhän-
gigkeiten (Interdependenzen) von Grup-
pen und Individuen innerhalb einer Ge-
sellschaft und Affektkontrolle.20

Es bedarf an dieser Stelle keiner ver-
tieften Analyse, um festzustellen, dass 
die politisch-gesellschaftlichen Ord-
nungen der arabischen Länder bis 2010 
 nahezu aller Pfeiler dieses Hexagons 
entbehrten, so dass exemplarische Auf-
fälligkeiten hinreichen mögen, dies 
 aufzuzeigen: Bereits das staatliche Ge-
waltmonopol ist in etlichen arabischen 
Ländern, meist aufgrund externer Inter-
vention, kaum existent oder stark ausge-
höhlt (so im Libanon, in Palästina, im Irak 
und im Jemen). In den Ländern aber, wo 
ein solches existiert, ist augenfällig, wie 
sich dieses Vorhandensein in staatli-
chem Terror und Repression manifes-
tiert. Daher kommt insbesondere der 
Abwesenheit von Rechtsstaatlichkeit, 
bis 2011 in allen arabischen Ländern 
gegeben, eine zentrale Bedeutung zu. 
Auch demokratische Partizipation exis-
tierte in der „undemokratischsten“ Welt-
region nur in Ausnahmefällen wie dem 
Libanon – und auch dort nur dem An-
schein nach, eher einem demokrati-
schen Zerrbild gleichend denn moder-
nen Demokratiedefinitionen entspre-
chend. Die Abwesenheit sozialer Ge-
rechtigkeit schließlich war zusammen 
mit Forderungen nach mehr politischer 
Partizipation der Hauptgrund, welcher 
die Massenproteste in der arabischen 
Welt 2010/2011 überhaupt erst auslös-
te. Selbst nach dem „Arabischen Früh-
ling“ bleibt unklar, wie die massiven 
ökonomischen und entwicklungspoliti-
schen Herausforderungen, vor denen 
die Region steht, bewältigt werden kön-
nen (vgl. Schlumberger/Matzke 2012 
sowie den Beitrag von Torsten Matzke 
in diesem Heft).
Auch die politische Systemtheorie 
spricht diese Sprache: Eine dauerhafte 
Verengung der Input-Sphäre der Syste-
me führt nach Peter Pawelka zu einem 
„hermetischen“ Zustand (Pawelka 1985, 
S. 25). Das Regime ist von seiner Bevöl-
kerung mit Hilfe eines bürokratischen 
Staatsapparates abgeschottet bis zu 
dem Punkt, an dem es die Anforderun-
gen zur systemischen Reproduktion 
nicht mehr erfüllen kann.
Frieden und politische Stabilität sind 
daher mit den noch immer vorherr-
schenden autokratischen politischen 
Ordnungen nicht erreichbar, weil diese 
quer durch die Region eine höchst kon-
fliktive und dabei repressive Konstellati-
on von Herrschenden und Beherrschten 
in sich bergen. Damit geht eine man-

gelnde Möglichkeit der Konflikt trans-
formation und gewaltfreien Bearbei-
tung einher, so dass qua Repression un-
terdrückte Konflikte zusätzlich auch ein 
Sicherheitsrisiko darstellen. Dies gilt 
erstens unmittelbar für die innere Si-
cherheit der betroffenen Gesellschaft, 
zweitens jedoch auch mittelbar, wie et-
wa die Fälle Libyens oder Syriens zei-
gen, für die internationale Gemein-
schaft auf regionaler und globaler Ebe-
ne. Dies ist gerade dann der Fall, wenn 
etwa durch die abrupte Eruption von 
zuvor unterdrückten massiven Konflik-
ten Bürgerkriege oder lang anhaltende 
gewaltförmige Auseinandersetzungen 
eintreten, die zur Erosion des staatli-
chen Gewaltmonopols führen. Diese 
Erosion von Staatlichkeit hat in den ge-
nannten Fällen unter anderem dazu ge-
führt, dass transnational organisierte 
terroristische Gruppierungen in ein 
nicht mehr zentral kontrolliertes Gebiet 
eindringen konnten und dort Zufluchts-
stätten für weitere Aktivitäten fanden 
und finden.
Hier wird die direkte Verbindung deut-
lich, welche zwischen der vornehmlich 
international ausgerichteten Friedens- 
und Konflikt forschung einerseits und 
der vornehmlich auf nationale politi-
sche Prozesse ausgerichteten Forschung 
zur Stabilität und Transformation politi-
scher Systeme andererseits besteht, die 
jedoch bislang in der Politikwissen-
schaft ein eher stiefmütterliches Dasein 
fristet; es wäre wünschenswert, wenn 
künftige Arbeiten diese beiden paralle-
len Forschungsstränge stärker zu integ-
rieren verstünden.21

Als Zwischenbilanz bleibt festzuhalten, 
dass die prominentesten westlichen Po-
litikziele, im Vorderen Orient politische 
Stabilität und Frieden zu fördern, mit 
den bis zum „Arabischen Frühling“ be-
triebenen Formen der Außenpolitik 
nicht nur nicht erreicht wurden, sondern 
logisch auch gar nicht erreicht werden 
konnten. Mehr noch: Sie werden es auch 
künftig nicht sein. Was mit diesen An-
sätzen erreichbar ist, die einer Logik des 
Kalten Krieges entstammen und nicht ei-
ner Logik des Friedens entlehnt sind, ist 
allenfalls ein Anschein, eine Fata Mor-
gana von politischer Stabilität, die je-
doch von latenter Instabilität geprägt 
ist; ein Anschein von Frieden, der jedoch 
weit weniger als einen „positiven Frie-
den“ beinhaltet und daher vom Main-
stream der Friedensforschung zwar 
nicht als Krieg, aber auch nicht als Frie-
den, sondern allenfalls als „Unfrieden“ 
bezeichnet würde. Politische Instabilität 
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ist hierbei das im vergangenen Jahr 
auffälligste und empirisch offensicht-
lichste Merkmal, da in etlichen Ländern 
nicht nur Massenrevolten, sondern auch 
revolutionäre Situationen bis hin zu voll-
endeten Revolutionen auftraten.

Eine Kumulation von Warnsignalen

Wann genau solche politische Instabili-
tät sich in manifesten Revolten und Re-
volutionen entlädt, ist indes wissen-
schaftlich nicht prognostizierbar. Dass 
Orientexperten die Massenaufstände 
in der Region ebenso wenig vorherzu-
sehen vermochten wie Osteuropaex-
perten den Fall der Sowjetunion ist 
demnach nicht auf „schlechte Wissen-
schaft“ zurückzuführen, sondern auf die 
Vielzahl von Variablen, die ihrerseits 
wiederum von teilweise unreflektier-
tem menschlichen Verhalten abhängen. 
Dieser Umstand macht es methodisch 
prinzipiell unmöglich, revolutionäre 
Zeitpunkte vorherzusagen (vgl. dazu im 
Detail: Goodwin 2012).
Dennoch hatten sich seit spätestens 
Mitte der 1990er Jahre die Anzeichen 
dafür gehäuft, dass ein Zusammentref-
fen mehrerer Faktoren das Risiko einer 
destabilisierenden Eskalation der Lage 
innerhalb arabischer Länder erhöht 
hatte: Wirtschaftliche Strukturanpas-
sungsprogramme – wie sie quer durch 
die Region seit der zweiten Hälfte der 
1980er Jahre durchgeführt wurden – 
hatten nachgerade verheerende sozia-
le Auswirkungen. Massenarbeitslosig-
keit, gerade innerhalb der jungen Ge-
neration der heute 18- bis 35-Jährigen, 
die die Bevölkerungsmehrheiten in den 
arabischen Ländern ausmachen, hatte 
durch die Reformen nicht ab-, sondern 
eher noch zugenommen. Die gut ausge-
bildeten lohn- und gehaltsabhängigen 
Mittelschichten, früher dezidierte Stüt-
zen der Regime, fanden sich zusehends 
sozioökonomisch wie politisch margi-
nalisiert und wendeten sich von den Re-
gimen ab. Letztere stützten sich seit den 
1990er Jahren auf immer schmaler wer-
dende Verteilungskoalitionen aus Mili-
tär und einem schmalen Segment von 
politisch angebundenen (häufig hoch 
korrupten) Unternehmern. Der Staat 
zog sich unter dem von Internationalem 
Währungsfonds und Weltbank sowie 
von anderen Gebern aufoktroyierten 
Sparzwang zunehmend aus sozialen 
Dienstleistungen zurück und kürzte 
Wohlfahrtsleistungen, so dass Versor-
gungslücken entstanden.
Enttäuschung über einen weiterhin au-
toritären, aber immer weniger „benevo-
lenten“ (Pawelka 1985, S. 22ff.) Staat 
einerseits sowie andererseits ein breiter 
Zulauf zu denjenigen religiösen Kräf-
ten, die mittels sozialer Dienstleistun-

gen (Suppenküchen, religiöse Schulen, 
Waisenhäuser, etc.) in diese Lücken vor-
stießen, waren das wenig überraschen-
de Ergebnis. Ebenso wenig verwunder-
lich ging dies einher mit rasanten Legiti-
mitätsgewinnen islamischer und isla-
mistischer Kräfte wie der Hisbollah im 
Libanon, den Muslimbrüdern in Ägyp-
ten sowie ihren Ablegern in Marokko, 
Palästina und Jordanien. In allen drei 
freien und fairen Wahlen, die 2011 un-
ter Wettbewerbsbedingungen abge-
halten wurden, landeten islamistische 
Kräfte22 Kantersiege. Ironischer Weise 
beförderten also die wirtschaftspoliti-
schen Logiken, welche die internationa-
le Entwicklungshilfe umsetzen wollte, 
auf politischer Ebene genau diejenigen 
teils wenig demokratischen Kräfte, wel-
che die hiesigen Träger westlicher Au-
ßenpolitik – teils zu Recht – mit großem 
Unbehagen beäugen.
Im Kern jedoch steht der über Jahrzehn-
te extrem hoch gehaltene Grad an poli-
tischer Repression (oder: Gewalt von 
Seiten des Staates gegenüber seinen 
Bürgern ohne rechtsstaatliche Grundla-
ge). Routinemäßige Anwendung von 
Folter, Militär- und Staatssicherheitsge-
richtsbarkeit gegenüber zivilen Bürgern 
unter dem Mantel von Ausnahme- und 
Notstandsregelungen, in Kombination 
mit korrupten Polizeiapparaten und in-
neren Sicherheitsdiensten sowie einer 
politisch abhängigen Justiz sind auch 
heute noch – mit Ausnahme Tunesiens 
und vielleicht Libyens – in allen arabi-
schen Staaten integrale Elemente der 
autoritären politischen Ordnungen. Die 
arabische Welt war bis in die 2000er 
Jahre hinein die unfreieste Weltregion 
überhaupt, und lag dabei nach allen 
gängigen Indikatoren noch klar vor 
Subsahara-Afrika sowie Ost- und Süd-
ostasien (Schlumberger 2008, Kap. 2).
Naiv nahmen westliche Entscheidungs-
träger an, dass die unterdrückten Bevöl-
kerungsmehrheiten von den extern ge-
stützten und unterstützen Regimen dau-
erhaft in Schach gehalten werden wür-
den. Somit war westliche Nahostpolitik 
– und in diesem Punkt unterscheiden 
sich die Nahostpolitiken der USA kaum 
von denen Deutschlands und der Euro-
päischen Union (EU) – über Jahrzehnte 
hinweg mit erstaunlicher Konsequenz 
an den Bedürfnissen der Menschen in 
dieser Region vorbei formuliert und um-
gesetzt worden, und alliier te sich statt 
dessen regelmäßig mit deren Unterdrü-
ckern. Letztere freilich verstanden sich 
im westlichen Ausland als notwendiges 
Übel zu präsentieren, malten erfolg-
reich das Schreckgespenst einer isla-
mistisch-terroristischen Machtübernah-
me im Falle ihres Machtverlustes an die 
sprichwörtliche Wand, und speisten 
dieses Argument – auf materieller wie 
legitimatorischer Ebene gewinnbrin-

gend – in den internationalen diploma-
tischen Diskurs ein.
Politische Bedingungen (Konditionalitä-
ten) für externe Unterstützung, etwa im 
Sinne von Forderungen im Hinblick auf 
Verbesserungen in der Regierungsfüh-
rung und die Einhaltung universeller 
Normen und Menschenrechte, wurden 
angesichts solcher Gefahren effektiv 
nicht gestellt. Vielmehr wurden die ara-
bischen Regime-Eliten durch zusätzli-
che Ressourcen im „Kampf gegen den 
Terror“ belohnt, die sie primär gegen 
die Opposition im Innern einzusetzen 
vermochten. Damit freilich entfernten 
sich die westlichen außenwirksamen 
Politiken noch weiter von ihren eigenen 
Zielen. Es konnte gar der Eindruck ent-
stehen, sie handelten diesen Zielen ex-
plizit oder bewusst zuwider: „Während 
Muslime für ‚westliche Werte‘ kämpfen, 
versagen westliche Staaten, wenn es 
darum geht, diese ihrerseits durchzuset-
zen. Freiheit und Demokratie werden 
von islamischen Bevölkerungen einge-
fordert, während eben diese Werte ih-
nen von Alliier ten des Westens vorent-
halten wurden“ (Somsen 2011, S. 54).

Zusätzliche Bedingungsvariablen

Bedingungsvariablen sind solche Fak-
toren, welche das zu erklärende Ergeb-
nis oder die abhängige Variable, hier 
also die Zielverfehlung westlicher Au-
ßenpolitik, nicht verursachen, wohl aber 
abschwächen oder verstärken können 
(Van Evera 1997, S. 11). Während ich 
mich bislang mit den Ursachen (oder 
unabhängigen Variablen) des Versa-
gens westlicher Außenpolitik im Vorde-
ren Orient befasst habe, existieren eini-
ge solcher Bedingungsvariablen, von 
denen zumindest zwei exemplarisch 
der Erwähnung bedürfen. 
In der innenpolitischen Vermittlung von 
Außenpolitik sehen sich westliche Re-
gierungen einer stärkeren medialen 
Kontrolle ihres Tuns und Lassens in der 
Welt ausgesetzt als noch vor wenigen 
Jahrzehnten. Immer mehr und immer 
systematischer werden staatliche Re-
pression und Terror in Autokratien über 
neue Medien von der Net Community 
dokumentiert, publik gemacht und an-
geprangert. Auch die Zensur  nationaler 
arabischer Behörden konnte 2011 nicht 
mehr verhindern, dass  regionale Nach-
richtensender und  Fernsehstationen zu-
nehmend kritisch über diese gewalttä-
tigen Verhältnisse berichteten. Somit 
droht die bisherige Außenpolitik westli-
cher Regierungen viel stärker zu einem 
Legitimitätsrisiko für sie zu werden als 
dies bislang der Fall war.
Eine zweite Bedingungsvariable wirkt 
auf der globalen Ebene: Wenn oben 
gesagt wurde, dass die Logik des Kalten 
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Krieges nach wie vor den außenpoliti-
schen Entscheidungsprozess stark be-
einflusst, so paart sich dies mittlerweile 
mit einer eklatanten Überschätzung der 
Möglichkeiten westlicher Einflussnah-
me und Kontrollausübung auf die orien-
talischen Regime. Die zweite zentrale 
Bedingungsvariable, die im Zuge des 
„Arabischen Frühlings“ sichtbar wurde, 
ist ein sich veränderndes globales Kräf-
tegleichgewicht: Noch vor wenigen 
Jahren wurde die „Pax Americana“ aus-
gerufen, also eine unipolare Weltord-
nung unter Führung der USA als einzig 
verbliebener Supermacht. Doch haben 
gerade auch die wirtschaftlichen Ent-
wicklungen der letzten Jahre deutlich 
gemacht, dass nicht nur Europa unter 
Druck steht, sondern auch die USA we-
der willens noch in der Lage sind, eine 
unipolare Weltordnung dauerhaft 
durchzusetzen. Gerade der rasante 
Aufstieg Chinas zur neuen Supermacht 
hinterlässt im Vorderen Orient heute be-
trächtliche Spuren (Alterman/Garver 
2008). Massive Kapitaltransfers von 
China in die Region, die primär ökono-
mische und geostrategische Ziele ver-
folgen und ohne politische Auflagen an 
die arabischen Empfänger fließen, ver-
ringern bereits heute die Möglichkeiten 
einer effektiven Anwendung politischer 
Konditionalitäten seitens westlicher De-
mokratien, selbst wenn diese zu einem 
Standpunkt kämen, solche Bedingun-
gen künftig einsetzen zu wollen. Auch 
die früher recht einseitige Abhängigkeit 

der Ölstaaten von Europa und den USA 
als Abnehmer ihrer Rohstoffe ist durch 
Chinas (und im Übrigen auch Indiens) 
Wachstum aufgeweicht; Absatzmärkte 
für nahöstliches Öl sind stärker als in 
der Vergangenheit diversifiziert. Dane-
ben zählt auch die höchst aktive Nah-
ostpolitik eines wieder erstarkten Russ-
lands, gerade im Energiesektor, aber 
auch in geopolitischer Hinsicht, wie et-
wa angesichts des Ringens um den Um-
gang mit Syrien 2012 deutlich wurde, 
zählt zu den neuen Determinanten der 
internationalen Beziehungen des Vor-
deren Orients.
Hinzu trit t ein weiterer internationaler 
Faktor: Im Rahmen der Diskussionen in-
nerhalb der Vereinten Nationen um den 
Umgang mit Libyen unter Gaddafi und 
Syrien unter Asad wurde deutlich, wie 
leicht Despoten andere Regierungen 
außerhalb der OECD-Welt zu falsch 
verstandenen wechselseitigen Solidari-
tätsbekundungen verleiten können. Ne-
ben Deutschland, Russland und China 
waren es Demokratien wie Südafrika, 
Brasilien, Indien oder Mexiko, die ge-
gen die Errichtung einer Flugverbotszo-
ne in Libyen stimmten, so dass es auch 
innerhalb der Gruppe der Demokratien 
zu uneinheitlichen Reaktionen auf 
Staatsterror und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit seitens der arabischen 
Herrscher kam.
Nicht zuletzt auch mit Blick auf den ide-
ellen Gehalt von Außenpolitik könnte 
die chinesische Maxime der Nichteinmi-

schung in die Angelegenheiten anderer 
souveräner Staaten vielen arabischen 
Regimen mittelfristig attraktiver als die 
vielfach neoimperial wirkende westli-
che Außenpolitik erscheinen – zumal 
wenn letztere mit einem paternalistisch-
missionarischen Demokratisierungsim-
petus versehen ist. Die Außenpolitik 
der nicht-traditionellen Großmächte ist 
zwar ebenso interessengeleitet wie die 
des Westens, aber bemerkenswert ge-
radlinig und weit weniger widersprüch-
lich, und in diesem Sinne gewisserma-
ßen „ehrlicher“ im Vergleich mit derjeni-
gen Europas und der USA. Nahostpoli-
tik wird deshalb für den Westen künftig 
komplizierter und die Chancen auf di-
rekte externe Einflussnahme und Kont-
rolle, wie sie über die vergangenen 
Jahrzehnte hinweg ausgeübt wurde, 
sinken. 
Natürlich existieren noch weitere sol-
cher Bedingungsvariablen, doch die 
angeführten Variablen vermögen hin-
reichend deutlich zu machen: Die bishe-
rige westliche Nahostpolitik hat nicht 
nur konzeptionell versagt, sondern wird 
künftig noch schlechtere Chancen als 
bisher schon im Hinblick auf die außen-
politische Zielerreichung haben; ein 
Grund mehr also für eine Abkehr von ihr 
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und für eine grundlegende konzeptio-
nelle Neuausrichtung.

Fehlende Strategien für eine neu 
konzipierte Nahostpolitik

Es zeigte sich, dass die verfehlte Politik 
früherer Dekaden im Kern fehlgeschla-
gen ist, weil sie auf falschen konzeptio-
nellen Grundlagen fußte. Nicht nur 
konnte sie ihre selbst gesteckten Ziele 
nicht erreichen, sondern sie trug aktiv 
dazu bei, dass diese Ziele heute weiter 
denn je entfernt scheinen. Analytisch ist 
dies erklärbar aufgrund eines verkürz-
ten Verständnisses von Frieden, insbe-
sondere aber von „politischer Stabili-
tät“. Die unvollständige Vorstellung le-
diglich einer Chimäre von „politischer 
Stabilität“, welche in Wahrheit Stagna-
tion darstellt, oder eines „Friedens“, der 
auf repressiven Konstellationen zwi-
schen Herrschern und Beherrschten im 
Innern basiert, so wurde deutlich, ist 
analytisch nicht haltbar. Sie stellt eine 
schlechte Grundlage für politisches 
Handeln, geschweige denn für die For-
mulierung außenpolitischer Maximen 
dar. Diese Erkenntnis ist, bei aller Kritik 
an politischen Entscheidungsträgern, 
auch in der Wissenschaft keine alte, 
sondern eine, die der weiteren Erfor-
schung bedarf. Vor wenigen Jahren erst 
wurde der Zusammenhang zwischen 
staatlicher Repression und Frieden im 
Innern systematisch und methodisch an-
spruchsvoll untersucht (vgl. Davenport 
2007).
Während die bisherige westliche Au-
ßenpolitik auf den Erhalt des Scheins 
politischer Stabilität setzte und genau 
das Gegenteil erreichte, bleibt die gro-
ße Frage offen, ob unsere ministeriellen 
Apparate in der Lage sind, eine Neu-
ausrichtung ihrer Nahostpolitik auf der 
Basis fundierter Konzepte vorzuneh-
men.
Zunächst zeigt das Scheitern westlicher 
Politik gegenüber der arabischen Welt 
eine geradezu fatale Pfadabhängigkeit 
der westlichen Außenpolitikformulie-
rung, die sich selbst nach dem funda-
mentalen Scheitern bisheriger politi-
scher Maximen durch fortgesetztes Be-
harrungsvermögen auszeichnet. Ob 
dies überhaupt noch – wohlwollend – 
als „Pfadabhängigkeit“ bezeichnet 
werden kann oder ob die Diagnose ei-
nes sklerotischen politischen decision-
making Prozesses treffender sein mag, 
kann hier nicht entschieden werden. Die 
in der Alltagsarbeit stark hierarchisch-
bürokratisierten außenpolitischen Ap-
parate mit ihren langen Dienstwegen, 
in denen die Korrektheit des administra-
tiven Vorgangs und des Protokolls viel-
fach höher geachtet wird als inhaltliche 
Konsistenz und ergebnisorientierte Ar-

beit, tragen jedenfalls nicht zu einer 
stringenteren Politikformulierung bei. 
Hinzu kommt eine unter Wissenschaft-
lern längst sprichwörtliche Beratungs-
resistenz dieser selben Apparate, 
 welche ein Übriges dazu beiträgt, dass 
die Suche nach kohärenten, inhaltlich 
glaubwürdigen und auf tragfähigen 
analytischen Konzepten basierenden 
Po litiken in der deutschen wie euro pä-
ischen Nahostpolitik weiterhin vergeb-
lich verläuft.
Die Kompetenzen für eine solche kon-
zeptionelle Neuausrichtung jedoch 
sind zweifellos vorhanden. Überlegun-
gen in dieser Richtung fanden bereits im 
vergangenen Jahr ansatzweise auf Ar-
beitsebene in den entsprechenden Re-
feraten und Planungsstäben in europä-
ischen Außenministerien sowie der Eu-
ropäischen Kommission statt, haben es 
jedoch bislang kaum vermocht, in die 
politischen Leitungsebenen der Minis-
terien und Generaldirektionen vorzu-
dringen. Deshalb bedarf die tatsäch-
lich handlungsleitende Ausformulie-
rung neuer Politiken und Strategien der 
politischen Entscheidung. Entscheidun-
gen von solcher Tragweite übersteigen 
jedoch absehbar die Handlungsspiel-
räume einzelner Regierungen, was ih-
ren Beschluss erschwert.
Deshalb wäre für den Augenblick, ge-
wissermaßen als Sofortmaßnahme, ei-

ne Bewusstseinsänderung im Sinne ei-
ner neuen Vorsicht anzustreben, die bis 
zur eigentlichen Formulierung und spä-
teren Umsetzung einer neuen Nahost-
politik darauf achtet, zumindest keinen 
weiteren Schaden für Ziele und Anse-
hen westlicher Politik sowie bei den Ad-
ressaten externer Politiken anzurichten.
Wie weit der Weg selbst bis dahin an-
gesichts der Relikte einer gestrigen Au-
ßenpolitik noch ist, verdeutlichte der 
Sommer 2011: Nur Monate nach der 
saudischen Militärintervention mit Pan-
zern in Bahrain zur Niederschlagung 
der Aufstände dort beschloss der Bun-
dessicherheitsrat, über 200 deutsche 
Panzer an das Königreich zu verkau-
fen23. De Maizières Bezeichnung Saudi-
Arabiens als „Stabilitätsanker“ in der 
Region zeugt kaum von einem nachhal-
tigen oder vertieften Verständnis von 
politischer Stabilität, und auch Innenmi-
nister Friedrichs Einschätzung des Kö-
nigreiches als „wichtiger Sicherheits-
partner“ kontrastiert krass mit einer of-
fenbar nur vermeintlich Werte orientier-
ten Außenpolitik, auf die Kanzlerin 
Merkel in einer Regierungserklärung 
2011 anspielte, in der sie nur zwei Mo-
nate zuvor die „historische europäische 
Verantwortung“ beschworen hatte24. 
Für Demokratie-Aktivisten in der Region 
aber sind dies fatale Zeichen, denn sie 
signalisieren, dass im Ernstfall, also 
wenn es um die Entscheidung zwischen 
Unterstützung der Bevölkerungsmehr-
heiten oder um die Stützung autoritärer 
Herrschaft geht, von westlicher Außen-
politik auch nach dem „Arabischen 
Frühling“ bislang wenig Gutes zu er-
warten ist.
Die neuen Maximen einer für eine multi-
polare Welt des 21. Jahrhunderts trag-
fähigen westlichen Nahostpolitik benö-
tigen keine fundamentale Reformu-
lierung der Politikziele von politischer 
Stabilität, Sicherheit, Frieden und Wohl-
stand. Sie müssten auch nicht der Illusi-
on einer intrinsisch guten Weltbeschaf-
fenheit anhängen, sondern dürfen – da-
rauf legen Politiker ihren Amtseid ab – 
durchaus die Eigeninteressen westlicher 
Staaten und Organisationen verfolgen. 
Sie müssten allerdings, in einem ersten 
Schrit t, diese Konzepte durch eine bis-
lang nicht vorhandene analytische Tie-
fe neu begründen und in logisch konsis-
tentere Zusammenhänge einbetten und 
überführen. Dann erst ergibt es in einem 
zweiten Schrit t Sinn, hieraus politische 
Handlungsstrategien abzuleiten, wel-
che dann in einem drit ten Schrit t in kon-
kretes und proaktives politisches Agie-
ren gegossen werden können, anstatt 
politisches Handeln wie bislang durch 
weitgehend ad hoc formulierte Reaktio-
nen und mehr vom Bauchgefühl als von 
politischem Sachverstand geleitet zu 
betreiben.

Prof. Dr. Oliver Schlumberger, Studium 
der Politik- und Islamwissenschaft in Tü-
bingen, Genf und Damaskus; 1998–
2004 wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Institut für Politikwissenschaft in Tü-
bingen, danach angewandte For-
schung und Politikberatung zunächst 
als Research Fellow; ab 2005: Senior 
Researcher Governance, Statehood, 
Security am Deutschen Institut für Ent-
wicklungspolitik, Bonn; seit 2009: Pro-
fessor für Politik des Vorderen Orients 
und Vergleichende Politikwissenschaft. 
Seine Arbeits- und Forschungsschwer-
punkte sind: Vergleichende politische 
Regimeforschung, Demokratisierung 
und Autoritarismus, Entwicklungspolitik, 
Good Governance, Politik des Vorde-
ren Orients, Politische Ökonomie von 
Entwicklungsländern.
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ANMERKUNGEN

1 Die Mehrzahl der arabischen Länder ist nach 
wie vor autoritär beherrscht; nur in Tunesien und 
Libyen, sowie mit Abstrichen möglicherweise in 
Ägypten, existierten solche Möglichkeiten zum 
Zeitpunkt der Niederschrift dieses Artikels.
2 Auch die in den Medien prominent behandel-
ten technischen Katalysatoren der arabischen 
Massenrevolten wie Facebook, Twitter und kriti-
sches Satelliten-Fernsehen stehen für technische 
Segnungen „des Westens“. Aber es ist nicht der 
Westen als solcher, der hier kopiert wird. Die 
überwiegend jungen sozialen Bewegungen in 
der arabischen Welt haben sich ihrer zwar be-
dient, gleichzeitig jedoch davon emanzipiert, sie 
mit eigenen Inhalten gefüllt und für eigene Zwe-
cke genutzt.
3 Nachdem dieser den Erdölsektor seines Lan-
des, sehr zum Verdruss der USA und Großbritan-
niens, nationalisiert hatte.
4 www.bbc.co.uk/blogs/thereporters/justin-
webb/2009/06/an_interview_with_president_
ob.html [12.02.2012].
5 http://voices .washingtonpost .com/fact-
checker/2011/02/obamas_diplomatic_balan-
cing_ac.html [12.02.2012].
6 www.guardian.co.uk/world/2011/feb/02/
tony-blair-mubarak-courageous-force-for-good-
egypt [12.02.2012].
7 www.sueddeutsche.de/politik/westerwelle-
uebe r -muba rak - s chwae r men - vom-d i k ta -
tor-1 .1053521 [12.02.2012].
8 http://af .reuters .com/article/topNews/
idAFJOE70O0KF20110125 [12.02.2012].
9 w w w. l e m o n d e . f r / p o l i t i q u e / a r t i c -
le/2011/02/07/michele-alliot-marie-et-la-tunisie-
retour-sur-une-polemique_1476436_823448.ht-
ml [12.02.2012].
10 h t t p : / /abcne ws .go . com/b logs/po l i -
tics/2011/01/secretary-clinton-in-2009-i-really-
consider-president-and-mrs-mubarak-to-be-
friends-of-my-family/ [12.02.2012]. Hierin spiegelt 
sich die Tatsache wider, dass – möglicherweise 
angesichts der zentralen Bedeutung von „Stabili-
tät“ – die Beziehungen zwischen westlichen Ent-
scheidungsträgern und arabischen Diktatoren 
offenbar häufig den dienstlichen Bereich der Di-
plomatie weit überschritten und zu engen persön-
lichen Banden führten. Ob dies ratsam ist, kann 
hier nicht beurteilt werden. Doch scheint es frag-
lich, ob unter Bedingungen persönlicher Freund-
schaften ein politischer Dialog professionell ge-
führt werden kann, der Themen wie universelle 
Rechte und Werte auch kritisch anzugehen ver-
mag, auf die sich westliche wie arabische Länder 
in der Anerkennung etwa der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte der Vereinten Natio-
nen verpflichtet haben.
11 www.l iberat ion . f r/monde/0101463569-
droits-de-l-homme-en-tunisie-chirac-blanchit-
ben-ali [12.02.2012].
12 www.liberation.fr/monde/0101222870-pa-
ris-confirme-son-soutien-au-regime-tunisienhu-
bert-vedrine-a-tunis-pour-preparer-la-prochai-
ne - v i s i t e -en - f rance -du -p res iden t -ben -a l i 
[12.02.2012].
13 www.unita.it/mondo/due-mesi-fa-berlusco-
n i -d ice va- i -m ie i -amic i -ghe ddaf i -ben -a l i - 
1 .273819 [12.02.2012].
14 Es mangelt somit nicht an Erfahrungen mit 
westlicher politischer Einflussnahme in Staaten 
der Region gegen die Interessen der Bevölke-
rungsmehrheiten mit nachfolgender Dominanz 
islamistischer Kräfte, die im iranischen Fall zu bis 
heute andauernden Sicherheitsdilemmata ge-
führt haben.

15 www.sueddeutsche.de/polit ik/streit-um-
panzer-lieferung-de-maizire-wuerdigt-saudi-
a rab i en -a l s - s t ab i l i t ae t sanke r - 1 .1118148 
[12.02.2012]. 
16 Vgl. dazu sowie zur Institutionalisierung und 
Ergebnissen von Nachfolge- und Ergänzungspro-
zessen wie Europäischer Nachbarschaftspolitik 
(seit 2004) sowie der Union für das Mittelmeer 
(seit 2008) den Beitrag von Annette Jünemann in 
diesem Heft.
17 Auch wenn Russland jüngst an Saudi-Arabien 
als weltgrößter Erdölexporteur vorbeigezogen 
ist, so sind es die saudischen Bodenschätze, die 
es dem Land als einzigem weltweit erlauben, bei 
Engpässen binnen Tagesfrist seine eigene Pro-
duktion soweit zu erhöhen, dass damit die kom-
plette Produktion anderer Staaten der Organisa-
tion Erdöl exportierender Länder (OPEC) ausge-
glichen werden kann (swing producer).
18 Ähnliches ließe sich für das außenpolitische 
Ziel von Wohlfahrt bzw. Entwicklung ausführen, 
doch beschränke ich mich angesichts des vorge-
gebenen Rahmens auf Fragen politischer Stabili-
tät, Frieden und Sicherheit.
19 Ich folge hier Johan Galtung (1975, S. 110–
118) und verwende ein aus wissenschaftstheoreti-
scher Warte begründetes breites Verständnis von 
Gewalt, das zwischen personeller und strukturel-
ler, latenter und manifester sowie zwischen psy-
chischer und physischer Gewalt unterscheidet 
und somit weiter reicht als engere Auslegungen 
von Gewalt, die rein auf das physische Einwirken 
auf Personen oder Objekte abzielt.
20 Für eine ausführliche Diskussion auch der Kri-
tik an diesem Modell, sowie der daraufhin mehr-
fach erfolgten Verteidigung des Modells von 
Seiten seiner Befürworter, ist hier kein Raum. Ein 
guter Überblick findet sich bei Jaberg (2011). 
Wichtig bleibt hier: Unabhängig davon, ob man 
die teilweise fundamentale Kritik am Hexagon 
teilt und lieber bei den Argumenten des Gottva-
ters der Friedensforschung, Johan Galtung, blei-
ben mag, oder dritte Zugänge wählt: Gleich 
welcher gewählte Zugang der mittlerweile aus-
differenzierten Friedens- und Konfliktforschung 
führt zu den hier präsentierten Schlüssen.
21 Die Verbindung zur komparativen Entwick-
lungsländerforschung schließlich ließe sich an-
hand der Frage nach Wohlstand und Entwicklung 
ausführen, wofür hier jedoch kein Raum ist
22 Die Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung 
(PJD) bei den Parlamentswahlen in Marokko, die 
Nahda-Partei in Tunesiens Wahl einer verfas-
sungsgebenden Versammlung sowie eine Allianz 
zwischen Muslimbrüdern und mehreren salafiti-
schen Parteien bei den ägyptischen Parlaments-
wahlen.
23 Vgl. dazu meinen Gastkommentar „Verkaufs-
schlager „Leo“ – welche Werbung für Deutsch-
land!“ In: Süddeutsche Zeitung, 10.07.2011, www.
sueddeutsche.de/politik/debattenbeitrag-zum-
panzerdeal-mit-saudi-arabien-verkaufsschla-
ger-leo-welche-werbung-fuer-deutschland-in-
der-welt-1 .1118347 [12.02.2012].
24 Text der Regierungserklärung: www.bundes-
regierung.de/Content/DE/Regierungser klae-
r u n g /  2 011/ 2 011 - 0 5 - 2 6 - m e r k e l - g 8 . h t m l 
[18.02.2012].

DER „ARABISCHE FRÜHLING“ UND DAS 
VERSAGEN WESTLICHER AUSSENPOLITIK: 

EINE FATA MORGANA 
„POLITISCHER STABILITÄT“
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Der „Arabische Frühling“

Volker Perthes:
Der Aufstand. Die arabische Revolution 
und ihre Folgen
Pantheon Verlag, München 2011 .
224 Seiten, 12,99 Euro.

Am 17. Dezember 2010 übergoss sich in 
einer tunesischen Kleinstadt der junge 
Gemüsehändler Mohamed al-Bouazizi 
aus Protest gegen wiederholte Schika-
nen durch Verwaltung und Polizei mit 
Benzin und zündete sich an. Sein Pro-
test und sein Tod am 4. Januar 2011 
markierten den Beginn des tunesischen 
Aufstandes, der sich rasch über die 
Grenzen Tunesiens hinweg ausbreitete. 
Erst in Tunesien, dann in Ägypten, 
schließlich in immer mehr Staaten der 
arabischen Welt regte sich massiver 
Unmut, häuften sich Protest und Rebel-
lion. Die Aufstände zwangen den tune-
sischen Despoten Zine el-Abidine Ben 
Ali ins Exil, den ägyptischen „Pharao“ 
Hosni Mubarak ins Abseits und den seit 
1978 regierenden vormaligen jemeniti-
schen Präsidenten Ali Saleh nach ei-
nem Anschlag zeitweilig außer Landes. 
Engagierte und von Furcht befreite 
Menschen haben gezeigt, dass man 
Autokraten absetzen und politische 
Systeme fundamental verändern kann. 
Bei den von „unten“ Agierenden stach 
die hohe Zahl junger Menschen ins Au-
ge, die die Korruption anprangerten, 
Arbeit verlangten und nach demokrati-
schen Freiheiten riefen. Die Proteste 
richteten sich vor allem gegen unange-
messene Verteilungsprozesse und ge-
gen die Perspektivlosigkeit der sozio-
ökonomischen Entwicklung.
Volker Perthes, Direktor der Stif tung 
Wissenschaft und Politik, hat eine erste 
brillante Zwischenbilanz des „Arabi-
schen Frühlings“ vorgelegt. Perthes ist 
ein renommierter Kenner der arabi-
schen Welt und durch zahlreiche Veröf-
fentlichungen zum Nahen und Mittle-
ren Osten einem breiten Publikum be-
kannt geworden. Seine Bücher „Orien-
talische Promenaden. Der Nahe und 
Mittlere Osten im Umbruch“ (2007) und 
„Geheime Gärten. Die neue arabische 
Welt“ (2002) zählen inzwischen zu den 
Standardwerken, die sich mit der ara-
bischen Region befassen. 
Die Proteste und Aufstände des Jahres 
2011 müssen – so Perthes – als „ein his-
torisches Großereignis begrif fen wer-
den“ (S. 8). Die Ereignisse, durchaus mit 
der Zeitenwende von 1989 in Mittel- 
und Osteuropa vergleichbar, sind der 
Beginn einer grundlegenden Umge-
staltung der politischen, sozialen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse in der 

arabischen Welt. Der Umbruch hat die 
gesamte Region erfasst, ist aber noch 
unabgeschlossen. In den ersten Mona-
ten des „Arabischen Frühlings“ vermit-
telten westliche Medien den Eindruck, 
die autoritären Systeme der Region 
würden wie Dominosteine nacheinan-
der umfallen. Man sprach von „Revolu-
tionen“ und benannte vorschnell Demo-
kratisierungsbestrebungen in den ara-
bischen Gesellschaften als Grund für 
die Welle von Massenprotesten. Je-
doch zeigten sich bald unterschiedli-
che Entwicklungen. Inzwischen fällt die 
Zwischenbilanz wohl eher bescheiden 
aus: In fast drei Viertel der arabischen 
Staaten fanden Proteste kaum statt 
oder sie wurden von den Regimen ein-
gedämmt.
In dem Kapitel „Dynamiken der arabi-
schen Revolte“ (S. 37–160) zeichnet Per-
thes entlang der Chronologie die Ver-
laufsformen der Ereignisse nach. Er 
zeigt die historischen Hintergründe, Ur-
sachen und sozialen Beweggründe der 
Revolte auf und analysiert dabei gründ-
lich die je länderspezifischen Unter-
schiede. Denn bei allen Gemeinsam-
keiten im arabischen Raum unterschei-
den sich die einzelnen Staaten im Hin-
blick auf ihre politischen Traditionen 
und Systeme sowie ihre ökonomische 
Macht. Dementsprechend gibt es un-
terschiedliche Verlaufsformen der Re-
volte: Das Spektrum reicht von Reform-
versuchen von oben und relativ raschen 
Machtwechseln über die blutige Unter-
drückung friedlicher Proteste bis hin 
zum Bürgerkrieg. Volker Perthes widmet 
jedem Land der Region ein eigenes Ka-
pitel und wird so den regionalen resp. 
lokalen Strukturen und Besonderheiten 
gerecht. Er zeigt die Dynamiken im Ver-
lauf der Umbrüche zwischen den von 
„oben“ und den von „unten“ Agieren-
den auf und benennt – auch in ökono-
mischer Hinsicht – mögliche „Gewin-
ner“ und „Verlierer“ der gesellschaftli-
chen und sozialen Dynamiken. 
Das im Sommer 2011 entstandene Buch 
fängt die bis dahin aktuellen Entwick-
lungen ein und präsentiert – so auch 
der Autor – in vielerlei Hinsicht eine 
Momentaufnahme. Im zweiten, weni-
ger umfangreichen Teil (S. 161–216) 
skizziert Volker Perthes erste Perspekti-
ven hinsichtlich der innenpolitischen 
Verhältnisse. Ebenso schlüssig werden 
die Macht- und Einflussverschiebungen 
im arabisch-nahöstlichen Raum ge-
schildert und mögliche Auswirkungen 
auf die regionale Geopolitik skizziert. 
In diesem Kapitel geht es nicht um prä-
zise Prognosen. Vielmehr entwir ft Per-
thes mehrere schlüssige Szenarien und 
konzentriert sich auf eben jene Fragen, 

die für die weitere politische Entwick-
lung der Region zentral sein werden: 
Kann die Türkei, die Demokratie, Islam 
und ökonomische Prosperität miteinan-
der verbindet, eine Vorreiter- und Vor-
bildfunktion für arabische Staaten er-
füllen? Wie wird sich Israel im Gefüge 
neuer regionaler Konstellationen ver-
halten? Macht der Umbruch in der ara-
bischen Welt die Lösung des Nahost-
konflikts wahrscheinlicher? Schlussend-
lich werden auch die Implikationen für 
die internationale und europäische Po-
litik aufgezeigt: Wie werden sich der 
Westen und die europäischen Mittel-
meeranrainer positionieren (müssen)? 
Wer trit t an die Stelle bisher durchaus 
verlässlicher (und genehmer) Bündnis-
partner? Eines zeigen alle von Perthes 
entworfenen Szenarien bereits jetzt: 
Die politischen Strukturen der arabi-
schen Welt werden noch weiter ausei-
nanderdriften als dies bisher schon der 
Fall war. 
Volker Perthes hat ein spannendes, 
flüssig geschriebenes Buch vorgelegt, 
das nicht nur Experten interessieren 
wird, sondern eine packende Lektüre 
für politisch Interessierte ist. Lohnens-
wert ist die Lektüre allemal – auch des-
halb, weil das Buch verständlich und 
anschaulich geschrieben ist und sich 
nicht an ein Fachpublikum im engeren 
Sinne wendet.

Siegfried Frech

Sozialisation unter 
Kriegsbedingungen

Günter Aichele:
Schülersoldaten – Soldatenschüler.
Fünfzehnjährige Luftwaffenhelfer in 
Stuttgart und Auschwitz 1944/45.
Scherzers Militaer-Verlag, Bayreuth 2011 .
430 Seiten, 51 s/w-Fotos, 44,00 Euro.

Rolf Schörken, in seiner Jugend selbst 
Luftwaffenhelfer und von 1974 bis 1992 
Professor für Didaktik der Geschichte 
und politischen Bildung an der Universi-
tät Duisburg, hat 1984 eine bemerkens-
werte Studie zu Luftwaffen- bzw. Flak-
helfern vorgelegt. Schörken weist in 
dieser Studie vor allem darauf hin, dass 
seine Altersgenossen und er in den letz-
ten Kriegsmonaten mit dem Überleben 
beschäftigt gewesen seien. Das Allge-
meine – Ideologie und Politik – wurde 
belanglos gegenüber dem Konkreten, 
dem eigenen Leben. Die politische Sozi-
alisation verlief nicht mehr in der vom 
NS-System intendierten Tragweite. Die 
Empfänglichkeit für nationalsozialisti-
sches Gedankengut fiel – so Rolf Schör-
ken – beinahe auf den Nullpunkt. Der 
alles umfassende Reglementierungsan-
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spruch des NS-Systems stieß auf unter-
schiedliche Formen der Resistenz. 
In den letzten Jahren ist die autobiogra-
fische und erlebnisgeschichtliche Erin-
nerungsliteratur zu eben diesem Thema 
angewachsen. Allerdings unterschei-
den sich die Veröffentlichungen im Hin-
blick auf den Grad und die Tiefe ihrer 
Analyse und Reflexion. Günter Aichele, 
Jahrgang 1928, hat unlängst ein Buch 
mit dem Titel „Schülersoldaten – Kinder-
soldaten“ vorgelegt, das auf Interviews 
mit Alters- und Schicksalsgefährten so-
wie auf breiten Archiv- und Literaturstu-
dien beruht. Ein weiterer alltagsge-
schichtlicher Quellenfundus sind Briefe 
aus privaten Nachlässen. Das umfang-
reiche und reichhaltig bebilderte Werk 
ist mehr als bloße Erinnerungsliteratur. 
Es ist eine der Stärken des Buches, dass 
die biografischen Schilderungen von in-
formativen Kapiteln abgelöst werden. 
In diesen Buchabschnitten werden In-
formationen über Strukturen und Me-
chanismen des NS-Staates vermittelt, 
die gleichsam die biografischen Passa-
gen reflektieren und erklären. So wer-
den zum Beispiel zunächst persönlich 
gehaltene Schilderungen über „Kind-
heit unter dem Hakenkreuz“ (S. 28ff.) 
mit einem Exkurs über „Hitlers Pädago-
gik“ (S. 48ff.) auf eine analytische Ebe-
ne gebracht und vor dem Hintergrund 

dieser Folie interpretiert. In den Sach-
kapiteln werden die Durchdringung al-
ler Lebensbereiche, die planmäßige Er-
fassung und Reglementierung der Ju-
gend, die Verhaltenskonditionierung 
und die Herrschaftselemente des NS-
Systems (Ideologie und Propaganda, 
Gleichschaltung, Führerprinzip) erör-
tert.
Bereits der Titel „Schülersoldaten – Sol-
datenschüler“ verweist auf die beson-
deren Umstände einer Sozialisation, 
von der eine ganze Generation geprägt 
wurde: Die klassenweise einberufenen 
Luftwaffenhelfer waren ein Zwitterwe-
sen in Uniform, halb Schüler, halb Sol-
dat. Sie wurden verfrüht aus ihrem El-
ternhaus herausgelöst und gehörten 
fortan einer militärischen Organisation 
an – eingespannt in ein militärisches 
System von Befehl und Gehorsam und 
einem hohen Maß an sozialer Kontrolle 
unterworfen.
Aufgewachsen in einem im Grunde po-
litisch abstinenten Elternhaus wird Gün-
ter Aichele zusammen mit Klassenkame-
raden der Stuttgarter Dillmann-Ober-
schule im Januar 1944 im Alter von fünf-
zehn Jahren zu einer Flakbatterie 
eingezogen, die zum Schutz von Stutt-
gart in Vaihingen stationiert war. Die 
Schilderungen des soldatischen All-
tagslebens zeigen die anfängliche Eu-

phorie, die durch Routine und einen nur 
marginal aufrechterhaltenen Schulbe-
trieb, durch Appelle und gelegentliche 
Schikanen durch niedere Dienstgrade 
rasch gedämpft wird. Zum wenig spek-
takulären Alltag der Flakbatterie gesellt 
sich die Er fahrung, am unteren Ende der 
Rangordnung zu stehen. Denn die Luft-
waffenhelfer waren von ihrem Status 
aus betrachtet ja nicht einmal einfache 
Soldaten. Das zunächst Imponierende 
der Einberufung weicht bald der Er-
nüchterung. Die alles überlagernde Er-
fahrung von Ohnmacht vollzog sich im 
Bereich der eigentlichen militärischen 
Aufgaben. Im Laufe des Jahres 1944 
nahm der Luftkrieg an Intensität zu. Das 
militärische Übergewicht der Alliier ten 
wurde immer deutlicher, die Wirklich-
keit des Krieges erschütterte das Bild 
der einst so siegreich gerühmten Wehr-
macht nachhaltig. Genau in diesen 
Zeitraum fällt die Beobachtung von 
Günter Aichele, dass seine Altersgenos-
sen und er versuchten, „möglichst gro-
ßen Abstand zur Politik zu halten“ (S. 
182). Übereinstimmend mit den Beob-
achtungen von Rolf Schörken wird deut-
lich, wie sich viele der Luftwaffenhelfer 
der sozialen Kontrolle und der „Totalität 
der soldatischen Existenz“ (Rolf Schör-
ken) entzogen und innere Schutzwälle 
gegen den propagandistischen Zugrif f 
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des NS-Systems aufbauten. Kleinere 
Episoden und Anekdoten des Buches 
zeigen, dass so manche Verhaltenswei-
sen der Jugendlichen das genaue Ge-
genteil des militärisch bzw. ideologisch 
Erwünschten waren. 
Eine tiefe Zäsur ist die Verlegung der 
Batterie nach Osten im Juli 1944 zum 
Schutz von Industrieanlagen der I.G. 
Farben, die in die Reichweite der alliier-
ten Bomberstaffeln geraten waren. Der 
neue Einsatzort heißt Auschwitz! (Ai-
chele weist hier im Übrigen auf ein Desi-
derat der zeitgeschichtlichen Forschung 
hin: Eine umfassende Aufarbeitung über 
den Einsatz der Luftwaffenhelfer in 
Auschwitz ist bisher nicht geleistet wor-
den. Einzelberichte liegen zwar vor, ei-
ne umfassende Recherche und Doku-
mentation hingegen steht noch aus.) 
Schon bald kommt es zur unmittelbaren 
Begegnung mit Häftlingen des Vernich-
tungslagers – ein Ereignis, das die da-
mals Jugendlichen nicht vergessen ha-
ben und das sie nicht vergessen wer-
den. Günter Aichele verschweigt in den 
Passagen, die sich mit den Erlebnissen 
und Begegnungen in Auschwitz be-
schäftigen, weder seine damalige 
Angst und das daraus resultierende 
Schweigen, noch seine heutige Scham. 
Die damalige Gefolgsbereitschaft lässt 
sich mit einer Mischung aus Pflichtbe-
wusstsein und einer gehörigen Portion 
Gehorsam sowie mit der Angst vor dem 
langen Arm des NS-Systems erklären. 
Aichele beschreibt, dass in seinem un-
mittelbaren Umfeld sehr wohl Andeu-
tungen hinter vorgehaltener Hand ge-
macht wurden, er von dem vollen Aus-
maß der Barbarei erst nach 1945 erfuhr: 
„Erst später bekamen Erlebnisse, Be-
gegnungen und Beobachtungen einen 
Zusammenhang“ (S. 259). Aus heutiger 
Perspektive ist es nur allzu leicht, ein 
vorschnelles Urteil zu fällen und sich 
damit auf ein moralisch höheres Podest 
zu stellen. Erinnern muss man daran, 
dass viele der Luftwaffenhelfer, die 
1944 fünfzehn oder sechzehn Jahre alt 
waren, kaum mehr Erinnerungen an die 
ersten Jahre des „Drit ten Reiches“ hat-
ten. Geht man davon aus, dass sich der 
kindliche Horizont erst mit zwölf oder 
dreizehn Jahren für Ereignisse öffnet, 
die außerhalb der unmittelbaren Mit- 
und Umwelt liegen, kann man mit Be-
ginn des Zweiten Weltkrieges durchaus 
eine gewisse militärische Begeisterung, 
die im Übrigen durch Schule und Unter-
richt verstärkt und unterstützt wurde, 
konstatieren. Fraglich ist jedoch, ob die 
Rolle der Ideologie in diesem Lebensal-
ter überhaupt eine gravierende Rolle 
spielte bzw. inwieweit abstrakte Hinter-
gründe der nationalsozialistischen Poli-

tik im geistigen Horizont 15-Jähriger 
überhaupt präsent waren. Schlüssig er-
scheint vielmehr die These, dass Luft-
waffenhelfer direkt aus ihrer Kindheit 
herausgerissen und unmittelbar mit dem 
Krieg konfrontiert wurden. Trotz dieser 
extrem schweren Bedingungen haben 
die allermeisten Luftwaffenhelfer – so 
Rolf Schörken und andere – keine Trau-
matisierungen oder gebrochene Identi-
täten davongetragen. Es ging allen so, 
und daher wurde das Erwachsenwer-
den inmitten aller Anomalität dennoch 
als „normal“ betrachtet. 
Im Schlussteil des Buches schildert Ai-
chele den Rückzug seiner Batterie und 
die letzten Kriegswochen bis zur Befrei-
ung 1945. Die sowjetische Offensive 
führte im Januar 1945 zur unmittelbaren 
Bedrohung der bei Auschwitz gelege-
nen Flakbatterie, die – den offiziellen 
Verlautbarungen zufolge – bis „zum 
letzten Mann“ verteidigt werden sollte. 
Dank eines verantwortungsvollen Bat-
teriechefs gelang der Rückzug ohne 
Verluste. 
Das Buch endet mit einem kurzen und 
sachlichen Epilog, der keineswegs auf 
bloße Betroffenheit abzielt oder gar 
Mitleid auslösen will. Vielmehr appel-
liert Aichele an eine vernunftgeleitete 
Auseinandersetzung mit dem national-
sozialistischen Unrechtsregime, mit des-
sen Strukturen und Mechanismen und 
mit den Kriegserfahrungen von Kindern 
und Jugendlichen. Letzteres ist mithin 
ein Thema, mit dem sich die zeitge-
schichtliche Forschung bisher nur in An-
sätzen auseinandergesetzt hat.

Siegfried Frech

Theoretische Freiheitsgefühle – 
Journalismus und Pressefreiheit in 
Mexiko

Laura Schneider:
Journalismus und Pressefreiheit in 
Mexiko. Wie mexikanische Journalisten 
die Pressefreiheit in ihrem Land 
einschätzen 
LIT Verlag, Berlin 2011 .
176 Seiten, EUR 19,90.

Mediengebäude werden mit Granaten 
angegrif fen, abgeschnittene Köpfe von 
Journalisten in Paketen an die Redaktio-
nen geschickt. Seit Präsident Calderón 
im Jahr 2006 den „Krieg gegen die Dro-
gen“ erklärte, nehmen derartige Schre-
ckensnachrichten kein Ende. Wie kann 
jemand unter diesen Bedingungen jour-
nalistisch arbeiten? Vor welchem recht-
lichen Hintergrund spielt sich dieses 
Szenario ab? Wie ist es um die Presse-
freiheit in Mexiko bestellt?

Laura Schneider widmet sich diesen 
Fragen in ihrem Buch „Journalismus und 
Pressefreiheit in Mexiko. Wie mexikani-
sche Journalisten die Pressefreiheit in 
ihrem Land einschätzen“. Sie hat dafür 
sowohl die Datenlage unter die Lupe 
genommen, als auch zwölf Journalisten 
aus den Bereichen Print, Radio und Fern-
sehen befragt, von denen zwei anonym 
bleiben wollten. Die Befragten arbeiten 
in verschiedenen Ressorts und in ver-
schiedenen Bundesstaaten, solchen die 
als „sicher“ und solchen, die als „ge-
fährlich“ gelten, zudem wird auch zwi-
schen kritischen und nicht kritischen 
Medien unterschieden. Zu den Inter-
viewten gehören etwa Marta Durán, 
die bei der kritischen Zeitung „Proceso“ 
im sicheren Bundesstaat Mexiko im si-
cheren Ressort „Internationales“ arbei-
tet, oder Emigdio García, der bei der 
nicht kritischen „Grupo Reforma“ im si-
cheren Staat Jalisco im gefährlichen 
Ressort „Polizei“ arbeitet. 
Schneider geht davon aus, dass der 
Grad der Pressefreiheit weder allein 
durch die Auswertung von verfügbaren 
Daten noch durch die alljährlich veröf-
fentlichten Rankings internationaler Or-
ganisationen erfasst werden kann, weil 
letztere oft auf „der subjektiven Mei-
nung eines oder mehrerer Experten“ be-
ruhen, die „sich außerdem meist außer-
halb des Untersuchungslandes befin-
den“. Die Perspektive der Betroffenen 
will Schneider in dieser Untersuchung 
mit integrieren, denn Faktoren wie 
Selbstzensur oder das Sicherheitsge-
fühl der Journalisten – beides beein-
flusst wesentlich deren Arbeit – blieben 
sonst in der Einschätzung außen vor. 
Die Autorin findet unter anderem her-
aus, dass die Mehrheit der befragten 
Journalisten eine niedrigere Messlatte 
an die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen und das subjektive Gefühl von Frei-
heit und Sicherheit anlegen, als die ver-
wendeten Quellen. „Die theoretische 
Möglichkeit, zunächst alles veröffentli-
chen zu können, sei ausreichend, um 
sich frei zu fühlen“, so der Tenor der Ant-
worten. Das scheint absurd, doch wer 
sich von Laura Schneider an die Hand 
nehmen und das Panorama schildern 
lässt, vor dem diese Aussagen getroffen 
wurden – mit fundierter Analyse, ein-
drucksvollen Interviewzitaten und gut 
verständlich formuliert, dem erschließt 
sich beim Lesen der Wahnwitz dieser 
mexikanischen Realitäten. 
Die Autorin folgt dabei einem Pfad, auf 
dem sie zunächst hinterfragt, was mit 
Pressefreiheit eigentlich gemeint ist, sie 
beschreibt kurz und knapp verschiede-
ne Ansätze, nimmt sie auseinander und 
entwickelt einen eigenen Ansatz zum 

BiS_2012_01_Umbr.indd   100BiS_2012_01_Umbr.indd   100 23.04.12   14:3823.04.12   14:38



101

BUCHBESPRECHUNGEN

„Messen“ der Pressefreiheit. Sie geht auf 
das Zustandekommen von Rankings ein, 
auf denen Mexiko – wen wundert’s – 
auf den Hinterbänken landet. Anschlie-
ßend macht sie sich auf den Weg nach 
Lateinamerika, um dort mit einem klei-
nen historischen Exkurs über Pressefrei-
heit in der Kolonialzeit zu beginnen und 
nach dem „ererbten Päckchen“ aus die-
sen Jahren zu fragen, ehe die Rahmen-
bedingungen der Gegenwart, ehe die 
Menschenrechtskonvention und andere 
Vereinbarungen inspiziert werden. 
Sie gelangt, nach einem Abschnitt über 
regionale Besonderheiten der Presse-
freiheit in Lateinamerika, schließlich 
nach Mexiko. Schneider schildert die 
Auswirkungen von mehr als 70 Jahren 
mexikanischer Republik unter der Ein-
parteienherrschaft der PRI bis zum Jahr 
2000 und die Veränderungen seit dem 
Beginn des Drogenkriegs 2006. Sie 
geht auf aber auch auf den Zugang von 
Journalisten zum Beruf, auf die Rolle der 
Straffreiheit und den Zugang der Mexi-
kaner zu Informationen, die Verflech-
tung von Medien, Politik und Gesetzge-
bung ein, auf Medienkonzentration und 
Zensur. „Wenn du über Chapo Guzmán 
[Boss des Sinaloa-Kartells, Anm. d. 
Verf.] schreibst, passiert dir nicht viel. 
Aber wenn du darüber schreibst, wie er 
die Polizeichefs kauft und offiziellen 
Schutz erhält, werden sie dich töten!“, 
so Marta Durán. 
Im letzten Teil, in dem viel aus den Inter-
views zitiert wird, werden die Ergebnis-
se des Quellenstudiums den Antworten 
der Journalisten gegenübergestellt und 
ausgewertet. „Wenn es um Recherchen 
über den Drogenhandel geht, ist es heu-
te wie ein Todesurteil, wenn du deinen 
Namen unter einen Artikel schreibst“, 
erklärt Emigdio García zu möglichen Si-
cherheitsvorkehrungen. „In den Zeitun-
gen wird der Name des Autors deshalb 
heute nicht mehr veröffentlicht. Selbst 
wenn man nirgends – nicht mal im Im-
pressum – schreibt, wer für was zustän-
dig ist, gibt es aber immer einen Weg, 
es herauszufinden. Das organisierte 
Verbrechen weiß, welcher Reporter was 
recherchiert hat, weil der Polizist weiß, 
welcher Reporter was recherchiert. Und 
der Polizist ist korrupt. Die Sicherheits-
maßnahmen sind deshalb eher wie ein 
Placebo – eine Medizin, die eigentlich 
gar nicht helfen kann. Und trotzdem 
geht es dir besser, weil du sie nimmst. Es 
gibt vielleicht wenigstens ein kleines 
Gefühl von Schutz, wenn man den Na-
men nicht veröffentlicht.“ 
Die Bedrohung wirke sowohl auf die 
Themenwahl im Beruf, als auch auf das 
Privatleben der Befragten. Wechselnde 
Wege zur Arbeit, ständiger Kontakt zu 

Kollegen, nachts nicht aus dem Haus 
gehen, keinen Alkohol trinken, damit 
niemand einen Angrif f damit rechtferti-
gen könne, man sei betrunken gewesen 
– die Schutzmaßnahmen sind vielfältig. 
Der Druck auf die Journalisten und die 
Medienbesitzer sei enorm. Bis auf einen 
Befragten bezeichneten alle „beson-
ders die Abhängigkeit der Medien von 
staatlicher und auch privater Werbung 
als ein großes Problem“, so Laura 
Schneider. 
Im Staat und im organisierten Verbre-
chen sehen die interviewten Journalis-
ten die Hauptfeinde der Pressefreiheit. 
Die ohnehin gefährdeten Journalisten 
in den kritischen Medien schätzen nach 
Schneider die Lage weniger kritisch ein. 
Die große Angst ihrer Interviewpartner 
sei stets spürbar gewesen, so Schnei-
der, sie „wird von ihnen aber nur selten 
thematisiert. Die Antworten lassen ver-
muten, dass sie aufgrund der täglichen 
Gefahr psychische Überlebensstrategi-
en entwickelt haben, um ihren Alltag 
auszuhalten“.
Die Fallstudie beansprucht keine Allge-
meingültigkeit, will aber einen Weg für 
künftige Untersuchungen aufzeigen. 
Man kann mit einigen Einschätzungen 
nicht einverstanden sein oder sie für zu 
kurz gegrif fen halten – etwa die Ausfüh-
rungen zum Beginn des Drogenkrieges, 
die etwas unverbunden mit dem politi-
schen Wandel in Mexiko stehen blei-
ben – die Autorin bindet doch gekonnt 
die vielen Aspekte und Faktoren zusam-
men.
Laura Schneider hat Journalistik und La-
teinamerikanistik in Deutschland und in 
  Mexiko studiert, wo sie auch in verschie-
denen Medien, darunter ein Radiosen-
der und eine Tageszeitung, gearbeitet 
hat. Natürlich ist dem Buch anzumer-
ken, dass es aus einer Abschlussarbeit 
hervorgegangen ist. Doch dieses wis-
senschaftlich orientierte Buch nimmt 
sich  – bedingt durch das Thema – zu-
weilen wie ein Krimi aus, den man nicht 
mehr aus der Hand legen möchte. Allen, 
die sich in die Themen Journalismus 
bzw. Pressefreiheit in Mexiko einlesen 
wollen, die einen fundierten „Anfang“ 
für weitere Recherchen suchen oder in 
der Bildungsarbeit tätig sind, sei dieses 
Buch wärmstens empfohlen. 

Bettina Hoyer

Zivilcourage können alle! 

Dieter Lünse/Katty Nöllenburg/
Jörg Kowalczyk/Florian Wanke:
Zivilcourage können alle! 
Ein Trainingshandbuch für Schule und 
Jugendarbeit.

Verlag an der Ruhr, Mülheim an der Ruhr 2011,
156 Seiten, 19,80 Euro.

Sozialer Mut ist nicht vom genetischen 
Zufall abhängig oder einfach eine per-
sönliche Eigenschaft. Zivilcourage ist 
erlernbar! Wie aber sehen solche Trai-
nings konkret aus, die sich nicht nur auf 
Gewaltsituationen, sondern auch auf 
den Alltag vor allem Jugendlicher be-
ziehen? Das Autorenteam vom Hambur-
ger Institut für konstruktive Konfliktaus-
tragung und Mediation (ikm), allesamt 
ausgewiesene Experten in der schuli-
schen und außerschulischen Präven-
tions- und Bildungsarbeit, geht in dem 
ansprechend gestalteten Trainings-
handbuch von der Maxime aus, dass 
durch pädagogisch instruierte Verhal-
tensmodifikationen zivilcouragiertes 
Verhalten geübt und habitualisiert wer-
den kann. Das praxisorientierte Hand-
buch wendet sich an Lehrkräfte, Sozial-
pädagogen und Multiplikatoren. Mit-
hin eine Handreichung aus der Praxis für 
die Praxis. Die Trainingsmodule fokus-
sieren weniger spektakuläre Gewalt-
vorfälle, sondern nehmen alltägliche 
Situationen von Kindern und Jugendli-
chen in den Blick, die ein Mehr an Zivil-
courage verlangen: konflikt trächtige 
Situationen im persönlichen Umfeld, in 
der Ausbildung, in Betrieben, Schulen 
und im öffentlichen Raum. 
Das Trainingshandbuch gliedert sich in 
drei unterschiedlich umfangreiche Teile: 
In der Einführung (S. 7–23) werden die 
theoretische Fundierung und die daraus 
abgeleiteten didaktischen Zielsetzun-
gen skizziert. Nachhaltig wirksame 
Trainings sollten sich durch eine hinrei-
chende theoretische Grundlegung, ei-
nen klaren Zivilcourage-Begrif f, ange-
messene didaktische Reduzierungen 
und Operationalisierungen der Lernzie-
le auszeichnen. Das Autorenteam wird 
diesem Standard weitgehend gerecht. 
In enger Anlehnung an die Studien von 
Gerd Meyer1 wird Zivilcourage als sozi-
aler Mut definiert. Dieser Typus sozia-
len Handelns spielt sich öffentlich ab, 
will humane und demokratische Werte 
wahren und ist somit ein grundlegendes 
Element für den Zusammenhalt einer so-
lidarischen Zivilgesellschaft. Als aus-
schlaggebende und handlungsleitende 
Motive für zivilcouragiertes Verhalten 
werden genannt: (1) ein ausgeprägter 
Sinn für Gerechtigkeit und (2) eine oft-
mals in der frühen Kindheit erworbene 
Empathiefähigkeit. Der historische Re-
kurs auf das Buch von Eva Fogelman2 
über so genannte Judenretter ist aner-
kennenswert, jedoch gemessen am An-
spruch, Zivilcourage im Alltag fokussie-
ren zu wollen, eher kontraproduktiv. 
Vollzog sich doch zivilcouragiertes 
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Handeln in Diktaturen unter extremen 
Bedingungen. Mit Blick auf die gegen-
wärtige Lebenswelt Jugendlicher wäre 
eine Konzentration auf Faktoren, die so-
zialen Mut fördern bzw. hindern, wün-
schenswert gewesen.
Die Lernziele der nachfolgenden Trai-
ningsmodule werden anhand des von 
Gerd Meyer entwickelten Entschei-
dungsmodells (Wahrnehmung und Ana-
lyse einer Situation, Einschätzung der 
persönlichen Verantwortung, Entschei-
dung und tatsächliche Handlung) ent-
wickelt (S. 16ff.).3 Die konzise Einführung 
schließt mit dem Teilkapitel „Train the 
Trainer“ (S. 24–34), in dem Qualifikatio-
nen benannt werden, über die Trainerin-
nen und Trainer verfügen müssen. Denn 
diese bestimmen durch ihre Authentizi-
tät, ihr Engagement und durch ihr Lehr- 
und Lernverständnis Geschehen und Er-
folg eines Zivilcourage-Trainings.
Im Praxiskapitel finden sich insgesamt 
sieben Trainingsmodule (S. 35–133), 
die in einer abschließenden Übersicht 
je abhängig von der zur Verfügung ste-
henden Zeit und den Interessen der 
Lerngruppen nach möglichen Trainings-
abläufen gewichtet bzw. systematisiert 
werden. Die einzelnen Trainingsmodule 
konzentrieren sich auf den Begrif f der 
alltäglichen Gewalt sowie auf das klas-
sische Dreieck von Zuschauenden, Tä-
tern und Opfer(n), reflektieren die Rolle 
von Angst, Mut, Aggression und Wut, 
setzen sich mit Vorurteilen und Werten 
auseinander, bevor schließlich der Kom-

plex „Eingreifen und Handeln“ (s. unten) 
thematisiert wird. Die Beschreibung der 
einzelnen Methoden orientiert sich an 
einem schlüssigen Schema: Nach einer 
Skizzierung der Lernziele folgt die Erör-
terung des Ablaufs samt möglicher Vari-
ationen.  
Die Trainingsmodule haben eine be-
stimmte Abfolge: Ausgehend von den 
biografischen Erfahrungen der Teilneh-
menden werden im Folgeschrit t die so-
zialen Erfahrungen der Gruppe als Aus-
gangspunkt weiterer (Lern-)Schrit te ge-
nutzt. Ein Großteil der Übungen nimmt 
soziale Qualifikationen in den Blick. 
Gefördert und trainiert werden u. a. die 
Empathiefähigkeit sowie Fähigkeiten, 
bei Dissonanzen und Konflikten ange-
messen zu reagieren. Mithin geht es da-
rum, potentiell gewaltträchtige Situati-
onen produktiv zu meistern, indem diffe-
renziert wahrgenommen und eine ver-
mittelnde Haltung geübt wird. Die 
ersten sechs Trainingseinheiten münden 
in das Modul „Eingreifen und Handeln“ 
(S. 118–133). Dort werden Handlungs-
strategien vorgestellt, wie man sich in 
bedrohlichen Situationen verhalten 
soll. Problematisch ist der in diesem Zu-
sammenhang thematisierte Interventi-
onstyp des Körpereinsatzes. Obwohl 
dies nur für Ausnahmesituationen ange-
raten wird (z.B. bei Bekannten, die den 
Eingreifenden kennen und ihm eine In-
terventionsberechtigung zugestehen), 
ist dieser Rat mehr als umstrit ten. In der 
Präventionsarbeit hat sich inzwischen 

die Norm etabliert, von körperlichen In-
terventionen abzuraten, weil die Ge-
fahr der Eskalation schlichtweg unkal-
kulierbar ist!
Unter systemischen Gesichtspunkten 
wird im Schlussteil die Einbettung von 
Zivilcourage-Trainings in schulische 
Präventionskonzepte diskutiert (S. 142–
146). Wirksame Prävention ist immer so-
zialräumlich zu denken und bindet im 
Sozialraum Schule ansässige Institutio-
nen, Initiativen und soziale Netzwerke 
mit ein.  
Das Autorenteam hat ein praxisorien-
tiertes, verständliches und durchdach-
tes Trainingshandbuch vorgelegt. Auf-
grund eigener Er fahrungen in der Prä-
ventionsarbeit sei eine abschließende 
Bemerkung erlaubt: Die fachliche Qua-
lifikation der Trainerinnen und Trainer 
ist entscheidend für das Gelingen eines 
Zivilcourage-Trainings. Die unreflektier-
te Handhabung von Trainingsmodulen 
durch unerfahrene Lehrkräfte ist dem 
Ziel, sozialen Mut fördern zu wollen, 
wenig dienlich.
 Siegfried Frech

1 Vgl. Gerd Meyer, Lebendige Demokratie: Zi-
vilcourage und Mut im Alltag. Forschungsergeb-
nisse und Praxisperspektiven, Baden-Baden 
20072.
2 Vgl. Eva Fogelman, „Wir waren keine Hel-
den“. Lebensretter im Angesicht des Holocaust. 
Motive, Geschichten, Hintergründe, Frankfurt am 
Main 1995.
3 Vgl. Gerd Meyer, Jenseits von Gewalt – Zivil-
courage als sozialer Mut im Alltag, in: Der Bürger 
im Staat, Heft 3/2011, S. 102–112; hier S. 106.
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